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Vorwort des Bündnisses 

Vor 100 Jahren wurde die Reichsschulkonferenz 
1920 einberufen, um das deutsche Schulsystem 
systematisch neu zu ordnen.

Ist 100 Jahre später eine vergleichbar große 
Zusammenkunft historisch notwendig? Wozu? Mit 
wem? Für wen überhaupt? Und mit welchem Ziel?

Ja – politische Entscheidungen sind verän-
derbar, wenn die Akteur*innen und verantwortli-
chen Macher*innen das wollen! Wir, das Bündnis 
„Eine für alle – Die inklusive Schule für die Demo-
kratie“, wollen schon lange einen breiten und 
beteiligungsorientierten Diskurs über die Neu-
ausrichtung des Bildungssystems. Wir arbeiten 
konsequent daran und versuchen, politisch Verant-
wortliche und Öffentlichkeit von der Notwendigkeit 
einer radikalen Kurskorrektur in der bundesdeut-
schen Bildungspolitik zu überzeugen.

Eine Veranstaltung mit dem Legislativen 
Theater Berlin zu Schulstruktur und Exklusion, die 
für 2020 von unserem Bündnis geplant war, aber 
wegen der Corona-Pandemie auf das Jahr 2021 ver-
schoben werden musste, ist eine weitere Etappe auf 
diesem steinigen Weg, auf dem wieder einmal deut-
lich wird: „Schools change slower than churches“.

Wir sind Marianne Demmer zu tiefstem Dank 
verpflichtet für die schonungslose Aufarbeitung 
einer Politik zur Verhinderung der dringend notwen-
digen Weiterentwicklung unseres Schulwesens. Ihr 
ist mit der vorliegenden Broschüre gelungen, histo-
rische Meilensteine der Schulentwicklung aufzuzei-

gen und gleichzeitig zu verdeutlichen, wie Allianzen 
aus Politik und Interessenverbänden grundlegende 
dringende Reformen unseres Bildungssystems 
beeinflussen können. Sie legt Parallelen von 
reformpädagogischen Ansätzen und Widerständen 
damals und heute anhand von Zahlen, Daten, Fak-
ten und Dokumenten offen. Die vorliegende Bro-
schüre macht eindrucksvoll klar: Chancengleichheit 
und Bildungsgerechtigkeit sind in unserem Bildungs-
system nach wie vor nicht annähernd erfüllt.

Wie wenig bis heute von der Kultusminis-
terkonferenz erwartet werden kann, zeigt deren 
jüngste Ländervereinbarung vom Oktober 2020: 
Gesellschaftliche Integration, sozialer Zusammen-
halt und Chancengleichheit werden zwar weiter-
hin proklamiert, aber es fehlen die notwendigen 
Vorhaben zur Realisierung. Die soziale Spaltung 
im Schulwesen durch frühe Auslese wird nur kos-
metisch adressiert und die Anerkennung sowie 
angemessene Unterstützung bereits weitgehend 
inklusiv arbeitender Schulen bleiben weiterhin aus.

Das Ziel einer fairen, demokratischen Gesellschaft, 
wie sie Per Dalin bereits in seinem 1997 erschienenen 
Buch „Schule auf dem Weg in das 21. Jahrhundert“ 
beschreibt und fordert, kann am besten erfolgreich 
umgesetzt werden in einer Schule, die sich selbst 
demokratisch versteht und Kindern und Jugendli-
chen demokratische Werte und Haltungen vermit-
telt. Dafür müssen alle Kinder und Jugendlichen in 
ihrer Pflichtschulzeit die Chance haben, gemein-
sam zu leben, gemeinsam zu lernen und gemeinsam 
eigene Perspektiven für ihre Zukunft zu entwickeln.

Vorwort
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Marianne Demmer

Marianne Demmer blickt aus eigenem Erleben 
auf beinahe 70 Jahre Schulpolitik in Deutschland 
zurück. Nachhaltig geprägt wurde sie durch die Zeit 
der Bildungsreform und Studentenbewegung in 
den 1960er und 1970er Jahren. Von Beruf ist sie 
Lehrerin. Sie sagt von sich selbst „Ich bin eine typi-
sche Bildungsreserve: weiblich, vom Lande und 
erste Akademikerin in der Familie.“ 

Als engagierte Verfechterin einer gemeinsamen 
Schule für alle Kinder sind soziale Gerechtigkeit, 
Qualität  und Chancengleichheit die Leitlinien ihres 
bildungspolitischen Handelns. Von 1997 bis 2013 
war sie hauptberufliches Mitglied des Geschäfts-
führenden Vorstands der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) und seit 2005 deren stell-
vertretende Vorsitzende. 

Seit ihrer Pensionierung ist Marianne Demmer Mit-
glied im Hochschulrat der Universität Siegen und  
betreibt in ihrer Siegerländer Heimat die Galerie 
und Agentur „bild-wort-ding“, in der sie Bildung, 
Kunst und Kultur zusammenbringt.
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Einleitung

Reichsschulkonferenz? Schulkompromiss? Ja, davon 
hat man schon gehört. Aber Genaueres? Ist das 
nicht schon 100 Jahre her? Und gibt es angesichts 
der unabsehbaren Auswirkungen der Corona-Pan-
demie für das Bildungswesen nichts Wichtigeres als 
sich mit „ollen Kamellen“ aufzuhalten? Sind Klas-
sengrößen, die das Abstandsgebot nur zulassen, 
wenn im Schichtbetrieb gelernt wird, sind unzurei-
chende technische Ausstattungen für Distanzler-
nen und digitalisiertes Lernen, teilweise unzumut-
bar verdreckte Schultoiletten, kaputte Waschbe-
cken, fehlende Seife und Papierhandtücher in den 
Klassenräumen und fehlende Schutzmasken für das 
pädagogische Personal nicht die eigentlich wichti-
gen Fragen, um die wir uns kümmern müssten? 

Berechtigte Fragen, ganz sicher. Und große 
Herausforderungen für die politisch Verantwortli-
chen und vor allem für die arbeitenden und lernen-
den Menschen in den Schulen. Aber bei genauerem 
Hinsehen wird sehr schnell deutlich, dass sich die 
Probleme des Schulwesens, die heute den sach-
gerechten Umgang mit der Pandemie erschweren, 
weit in die deutsche Vergangenheit zurückverfol-
gen lassen. Sie führen zu den „blinden Flecken in 
der Corona-Politik“, die sichtbar wurden, als Mitte 
des Jahres 2020 anlässlich der ersten Lockerungs-
maßnahmen nach dem „Lockdown“ Gesundheits-
schutz und Wirtschaftsinteressen dominierten und 
es den Anschein hatte, dass die sozialen Bedürf-
nisse von Kindern, Familien und alten Menschen 
vollständig in den Hintergrund getreten sind. 

Diese „blinden Flecken“ im Schulwesen 
haben damit zu tun, dass es in Deutschland immer 
noch nicht selbstverständlich ist, die Schule nicht 
nur als Lern- sondern auch als Lebensort (!) der 
heranwachsenden Generation zu begreifen. Kinder 
und Jugendliche werden immer noch vor allem als 
zu füllende Lerngefäße gesehen und nicht als sozi-
ale Wesen, die sich mit ihresgleichen austauschen 
wollen, die vor allem durch Kommunikation unter-
einander und mit Erwachsenen lernen und sich 
entwickeln. 

Bereits bei der Reichsschulkonferenz vor 
100 Jahren wurde zum Beispiel ausführlich über 
die Notwendigkeit von Schulhygiene und Gesund-
heitserziehung diskutiert. Die tägliche Sportstunde 
und fest angestellte Schulärzte wurden gefordert. 
Umgesetzt wurden diese Forderungen in den skan-
dinavischen Ländern. Wie der Ganztagsbetrieb ist 
die Gesundheitsstation mit medizinischem Perso-
nal dort seit den Schulreformen der Nachkriegs-
zeit eine Selbstverständlichkeit. Vielleicht ist das 
ein Umstand, der die Schweden dazu veranlasst 
hat, Kitas und Schulen generell offen zu lassen. Auf 
jeden Fall müssen die Erfahrungen mit Kita- und 
Schulschließungen bzw. ihrem Offenhalten gründ-
lich untersucht werden, um Erkenntnisse für die 
Zukunft zu gewinnen. Allein auf Distanzlernen und 
Digitalisierung zu setzen – das zeigen die Erfahrun-
gen mit der Corona-Pandemie – ist keine Lösung. 
Sie geht an den Bedürfnissen und Lebenssituatio-
nen der jungen Menschen und ihrer Familien vorbei.
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Oder Dänemark: Nach dem so genannten 
Lockdown wurden hier Kitas und Schulen zuerst für 
die jüngeren Kinder bis zur fünften Klasse geöffnet. 
In Deutschland hat die schrittweise Öffnung hinge-
gen bei den Abschlussklassen begonnen – um Abi-
tur- und Abschlussprüfungen durchzuführen. Auch 
dies ist ein deutliches Zeichen für die Prüfungsfi-
xierung und das Ausblenden der sozialen Funktion 
von Schulen. In Deutschland wird die Schule von 
den Abschlusszeugnissen, den Berechtigungen her 
gedacht. Das Aufwachsen der jungen Generation, 
die Bedeutung der Schulen und Kitas für die Fami-
lien und den gesellschaftlichen Zusammenhalt ste-
hen nicht im Zentrum. 

Dabei wäre es ein Leichtes, Abschlusszeug-
nisse ohne zusätzliche Prüfung aufgrund der bis-
herigen schon nachgewiesenen Leistungen zu 
vergeben. Aber statt sich zumindest gleichran-
gig an den sozialen Bedürfnissen von Kindern und 
Familien zu orientieren, sorgt sich etwa der Philo-
logenverband öffentlichkeitswirksam darum, dass 
die Vergleichbarkeit des „Corona-Abiturs“ mit frü-
heren und folgenden Schülerjahrgängen gewahrt 
wird. Dieses merkwürdige, nur auf die Zeugnisno-
ten verkürzte Verständnis von Vergleichbarkeit und 
Gerechtigkeit, ist typisch für Deutschlands einfluss-
reiche gesellschaftliche Eliten. Sie interessiert nicht, 
unter welchen Bedingungen Zeugnisnoten zustande 
kommen, sie interessiert nur das bescheinigte End-
ergebnis.

Dabei gäbe es wichtigere Anlässe, sich um 
Vergleichbarkeit zu sorgen. Nur ein Beispiel: Sind 

die Ergebnisse etwa vergleichbar, wenn bei den 
einen Schüler*innen Distanzlernen zu Hause mit 
mehreren Geschwistern in einer beengten Woh-
nung ohne Garten stattfinden muss, während die 
andern im eigenen Zimmer, von akademisch gebil-
deten Eltern unterstützt, am leistungsstarken Rech-
ner lernen können? Es gäbe viele Beispiele. 

Mittlerweile besteht Einigkeit darüber, dass 
durch die Schließung der Schulen die bereits vor-
handene eklatante soziale Spaltung und Benachtei-
ligung großer Teile der Schülerschaft weiter vertieft 
und zunehmen wird. Aber wie seit 100 Jahren wird 
dies mehr oder weniger achselzuckend hingenom-
men. 

Dies hängt mit einem zentralen Problem des 
deutschen Schulwesens zusammen:  statt benach-
teiligte Kinder und Jugendliche systematisch zu 
unterstützen und für mehr Chancengleichheit zu 
sorgen, benachteiligt das Schulwesen in Deutsch-
land strukturell ein zweites Mal. Betroffen sind Kin-
der aus schwierigen sozialen Verhältnissen oder 
Kinder, die durch Behinderung oder nichtdeutsche 
Herkunft sowieso schon benachteiligt sind. Die Wis-
senschaft spricht von der doppelten Benachteili-
gung, hervorgerufen auch durch die frühe Selektion 
in hierarchisch gegliederte Schularten. Diese dop-
pelte Benachteiligung ist statistisch nachweisbar 
bis hin zu schlechteren Bewertungen bei gleicher 
Leistung und Ungleichbehandlung bei den Schul-
artempfehlungen der Grundschulen. Im derzeiti-
gen Schulsystem müssen Kinder von ungelernten 
Arbeitern für eine Übergangsempfehlung zum 
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Gymnasium zum Beispiel um ein Vielfaches bessere 
Schulleistungen vorweisen als Kinder von Akademi-
kereltern. 

Reichsschulkonferenz und die Schulkom-
promisse der Weimarer Republik jährten sich 2020 
zum 100. Mal. Ein Grund zu feiern ist es nicht. Dazu 
waren die Abläufe, die Diskussionen und vor allem 
die Ergebnisse zu holprig und blieben zu sehr Stück-
werk. Aber ein solches Jubiläum kann Anlass sein, 
einmal innezuhalten und über 100 Jahre Schulpoli-
tik in Deutschland nachzudenken. Dabei fällt dann 
sehr schnell auf, dass viele Parallelen zu heute 
bestehen, dass die zentralen Fragen vor allem zur 
Schulstruktur, ungleichen Bildungschancen und 
zur Lehrkräftebildung auch nach 100 Jahren immer 
noch kontrovers diskutiert werden. 

Ein solches Nachdenken fördert zudem die 
überraschende Erkenntnis zutage, dass nicht nur 
die zentralen Fragen und Probleme immer noch 
die gleichen sind, sondern dass sich auch die Argu-
mente auf verblüffende Weise ähneln. Man kann 
durchaus auf die Idee kommen, dass nicht nur das 
Schulwesen in Deutschland in grundlegenden Fra-
gen selbst wenig entwicklungsfähig ist, sondern 
dass auch politische Entscheidungsträger*innen 
und einflussreiche Lobbygruppen über Generati-
onen hinweg immer in den gleichen Mustern aus 
Machterhalt und Privilegiensicherung agieren. 

Die Konzepte und Ideen der Schulreformer, 
die vor 100 Jahren auf der Reichsschulkonferenz 
kontrovers und leidenschaftlich diskutiert wurden, 

sind bis heute nur zum Teil und nur im Hinblick auf 
innere Schulreformen erreicht. Ein Schulsystem mit 
Schulen als humane und demokratische Lern- und 
Lebensorte, das ALLEN jungen Menschen gerecht 
wird, indem ihre körperliche, geistige und seelische 
Entwicklung bestmöglich gefördert und unterstützt 
wird, wartet in Deutschland immer noch auf seine 
Verwirklichung. 

Es ist zu hoffen, dass Corona-Pandemie und 
der Blick auf die hundertjährigen Auseinanderset-
zungen um eine Schule, die den vielfältigen Her-
ausforderungen, die die Gesellschaften weltweit 
bewältigen müssen, gerecht wird, vor allem zu 
dieser Einsicht führt: Gebraucht wird ein Schul-
wesen, das die junge Generation im Bewusstsein 
von Gleichheit, Gerechtigkeit, Demokratie und 
Solidarität aufwachsen lässt; nicht gebraucht wird 
jedoch ein Schulwesen, in welchem Konkurrenz 
statt Kooperation herrscht und bereits zehnjähri-
gen Kindern signalisiert wird, welche Berufe für sie 
in Frage kommen. Bereits Zehnjährige spüren sehr 
genau, ob ihnen eine Rolle als Gewinner oder Ver-
lierer im Kampf um Einkommen und gesellschaftli-
che Reputation zugedacht wird. 

Um das Jahrhundertprojekt eines zukunfts-
fähigen Schulwesens endlich beherzt anzupacken, 
genügt es nicht, das zweifellos wichtige Engage-
ment der Pädagog*innen einzufordern. Es werden 
vor allem auch einsichtige und engagierte politisch 
Verantwortliche sowie die einflussreichen gesell-
schaftlichen Schichten gebraucht. Denn sie alle müs-
sen lernen, die kurzfristigen Vorteile, die ihnen das 
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traditionell gegliederte hierarchische Schulwesen 
bietet, hintanzustellen – zugunsten eines Schulwe-
sens, das darauf vorbereitet, wie man auch in Krisen-
zeiten klug, human, demokratisch und solidarisch 
handelt. Die Einsicht muss sich durchsetzen, dass 
das Schulwesen vor allem gesamtgesellschaftliche 
Bedeutung hat, und nicht der Privilegiensicherung 
herrschender und einflussreicher gesellschaftlicher 
Schichten dient. Die erste Reichsregierung der Wei-
marer Republik hat versucht, das Schulwesen in die-
sem Sinne neu zu gestalten. Erste Schritte sind ihr 
gelungen, nicht jedoch der große Wurf.

Es stellt sich die Frage, weshalb eine grund-
legende Schulreform in Deutschland bis heute nicht 
durchgesetzt werden konnte. Obwohl bereits vor 
mehr als 100 Jahren von demokratischen und sozi-
alistischen Parteien sowie großen Teilen der Lehrer-
schaft eine Einheitsschule diskutiert und gefordert 
wurde, ist im Unterschied zu anderen modernen 
Demokratien hierzulande immer noch ein mehr-
gliedriges Schulsystem verbreitet. Kinder werden 
bereits im Alter von 10 (bzw. 12 Jahren in Berlin 
und Brandenburg) auf unterschiedliche Schularten 
sortiert. Neben dem allgemeinen Schulsystem gibt 
es immer noch ein Sonderschulsystem. Weshalb ist 
das so? Wo liegen die Gründe? Welche Rolle spie-
len Politik, Berufs- und Interessenorganisationen? 

Die Struktur des allgemeinbildenden Schul-
wesens in Deutschland steht im Zentrum der 
Untersuchung und damit die Frage der äußeren 
Schulreform. Die äußere Schulreform erscheint 
wie der ewige Widergänger eines ungelösten Pro-

blems, das immer dann auftaucht und gerne ver-
drängt wird, wenn die Gesellschaft – hervorgerufen 
durch äußere Ereignisse – intensiv, heftig und kon-
trovers die Qualität und Funktionstüchtigkeit des 
deutschen Schulsystems diskutiert. Alle anderen 
Schul- und Bildungsthemen – die innere Schulorga-
nisation, die Lerninhalte, die Lehrer*innenbildung, 
die berufliche Bildung, die Hochschul- und Weiter-
bildung oder die frühkindliche Bildung: sie alle fin-
den zwar, wie derzeit die digitale Bildung, zuweilen 
auch den Weg in die öffentliche Debatte, werden 
aber – wenn überhaupt – bei weitem nicht so kon-
trovers diskutiert wie die Schulstruktur. Diese The-
men spielen in der Untersuchung nur dann eine 
Rolle, wenn sie in direkter Beziehung zur Schul-
struktur stehen, wie etwa die Lehrerbildung. 

Ähnlich kontrovers wie die Schulstruktur 
wird nur noch das Thema „Schule und Föderalis-
mus“ diskutiert. Im Unterschied zur Schulstruk-
tur verlaufen dabei die Fronten jedoch nicht quer 
durch alle gesellschaftlichen Gruppierungen und 
politischen Parteien, sondern die politischen Ver-
treter*innen der Bundesländer stehen geschlos-
sen einer übergroßen Mehrheit in der Bevölkerung 
gegenüber. Da in Deutschland das allgemeinbil-
dende Schulwesen ausschließlich in die Zuständig-
keit der Länder fällt und sich die Schulstruktur in 
der Sekundarstufe von Bundesland zu Bundesland 
unterscheidet, wird auch dem Föderalismus der 
gebührende Platz in der folgenden Untersuchung 
eingeräumt. 



11Einleitung

In fünf Kapiteln werden Antworten auf die 
oben gestellten Fragen gesucht. Kapitel 6 fasst die 
Beobachtungen aus den ersten Kapiteln zusammen 
und formuliert Schlussfolgerungen für die weitere 
Entwicklung.

KAPITEL 1: „Die Schulkompromisse  
der Weimarer Republik –  
mit Ausblicken in die Gegenwart“ 

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den heftigen 
politischen Auseinandersetzungen um die Demo-
kratisierung des Schulwesens in den Anfangsjah-
ren der Weimarer Republik. Über die verschiede-
nen historischen Phasen der letzten 100 Jahre wird 
nachgezeichnet, was aus den Schulkompromissen 
der Weimarer Zeit geworden ist. Während die müh-
sam erkämpfte Einigung auf (lediglich) vier gemein-
same Grundschuljahre (Reichsgrundschulgesetz) 
bis heute Bestand hat, sind außer der staatlichen 
Schulaufsicht, dem Verbot von Vorschulen, der 
Garantie des Religionsunterrichts und dem Recht 
auf Gründung von Privatschulen keine Elemente 
des Weimarer Schulkompromisses in das Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland aufgenom-
men worden. Wesentliche Aussagen zu den Demo-
kratie und Gleichheit fördernden Aufgaben des 
Schulwesens, zu Menschenbild, Erziehungs- und 
Bildungszielen, Schulpflicht, Schulgeld- und Lehr-
mittelfreiheit, zur Lehrerbildung und zum Zusam-
menwirken von Bund, Ländern und Kommunen 
finden sich mit Ausnahme von Letzterem heute in 
föderaler Mannigfaltigkeit in den Landesverfassun-

gen. Unverändert geblieben ist: Damals wie heute 
erweist sich der Kampf um das „richtige“ Schulsys-
tem immer auch als ein Kampf um politische Macht, 
gesellschaftlichen Einfluss und die Sicherung von 
Privilegien.

KAPITEL 2: „Die Reichsschulkonferenz –  
und ihr langer Schatten“ 

Kapitel 2 nimmt die Reichsschulkonferenz mit ihren 
Diskussionen und Kontroversen in den Blick. Das 
ursprüngliche Ziel, die Umrisse eines Reichsschul-
gesetzes festzulegen, konnte die Konferenz nicht 
erreichen. Obwohl als „gescheiterte Konferenz“ 
einzustufen, sind die Beratungsgegenstände der 
Reichsschulkonferenz bis heute aktuell. Sie umfas-
sen das gesamte Spektrum schulpolitischer und 
pädagogischer Fragen, von der Ferienregelung bis 
zum Curriculum, von der Schulorganisation bis zur 
Schulverwaltung. Grundlegende Fragen wie die 
Dauer des gemeinsamen Lernens oder die Leh-
rerbildung sind bis heute strittig und werden mit 
den gleichen Argumenten wie vor 100 Jahren aus-
gefochten. Zwischen den Vertretern der Gymnasi-
allehrer und denen der Volksschullehrer taten sich 
tiefe Gräben auf, die bis heute Bestand haben. Wäh-
rend die Gymnasiallehrer ihre Privilegien hartnä-
ckig verteidigten, ging es den Vertretern der Volks-
schullehrerschaft um die Verbesserung ihrer beruf-
lichen Situation und der pädagogischen Bedingun-
gen in den Volksschulen. Eine gewisse Sonderstel-
lung nahmen die Vertreter der Reformpädagogik 
ein. Ihr Interesse galt vor allem der Ermöglichung 
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– für die damalige Zeit revolutionärer – pädagogi-
scher Konzepte. Viele dieser Konzepte und Überle-
gungen haben im Laufe der Zeit über private Schul-
projekte den Weg in die Lehrer*innenbildung und 
die heutige Schulpraxis gefunden. 

KAPITEL 3: „Einheitsschule und die Dauer 
des gemeinsamen Lernens“

Im Rückblick auf die Geschichte des Begriffes „Ein-
heitsschule“ wird in Kapitel 3 gezeigt, dass es ein ein-
heitliches Verständnis und Konzept von Einheits-
schule zu keiner Zeit gab und bis heute nicht gibt. Das 
ursprüngliche Konzept eines die gesamte Bildungs-
kette vom Kindergarten bis zur Universität umfas-
senden Schulwesens, das von allen Menschen ohne 
Ansehen von Herkunft und Vermögen besucht wird, 
erfuhr im Laufe der Jahre unter dem Druck unter-
schiedlicher bildungspolitischer Interessen und prak-
tischer Realisierungsmöglichkeiten vielfältige Modi-
fikationen und Ausgestaltungen. Die Dauer des 
gemeinsamen Lernens – vier, sechs, acht, neun 
oder zehn Jahre – , Differenzierung in eigenständige 
Schularten nach Begabung und Leistung oder inner-
halb der Schule nach Interesse und Neigung – auf der 
Reichsschulkonferenz wurden alle denkbaren Kon-
zepte von Schulstruktur und Schulorganisation mit 
dem Etikett Einheitsschule versehen. Nach dem zwei-
ten Weltkrieg wurde die Einheitsschule in der Folge 
des Kalten Krieges für die einen zum Ort pädagogi-
scher Sehnsucht und für die anderen zum Ort größter 
Verdammnis, zu Himmel und Hölle gleichermaßen – 
je nach politischem Standort und ob die Verteidigung 

von Privilegien oder der Abbau von Ungerechtigkeit 
das Denken und Handeln bestimmt. Um Diffamie-
rung zu entgehen, wurde die Bezeichnung Einheits-
schule in Westdeutschland durch die Bezeichnung 
Gesamtschule abgelöst. Heute setzt sich Gemein-
schaftsschule zusätzlich als Bezeichnung durch.

KAPITEL 4: Begabung und Leistung –  
Auslese als Organisationsprinzip

In diesem Kapitel wird untersucht, welche Funk-
tion Konstrukte wie Begabung und Leistung für die 
Schulstruktur haben. Es wird gezeigt, dass Bega-
bung und Leistung erst zu einem zentralen schul-
politischen und pädagogischen Thema wurden, 
als es galt, die mittleren und höheren Schularten 
in ihrem bisherigen Bestand samt ihrer Ausrich-
tung auf Berufsarten und gesellschaftliche Funk-
tionen vor konsequenten Einheitsschulmodellen 
zu „retten“. Dies geschah durch die „Entdeckung“ 
von Begabung und Leistung als Auslese- und Struk-
turprinzipien. Bereits auf der Reichsschulkonferenz 
entspann sich eine erbitterte Debatte darüber, ob 
und wie sich Begabung bereits bei zehnjährigen 
Kindern so deutlich zeige, dass ihre Zuweisung auf 
unterschiedlich anspruchsvolle Schularten gerecht-
fertigt werden konnte. Die Vertreter der pädago-
gischen Psychologie schlugen ein umfangreiches 
Methodenrepertoire vor, das die Zuweisung objek-
tivieren sollte und das bis heute – nach Bundes-
ländern verschieden – zur Anwendung kommt. 
Die Vertreter konsequenter Einheitsschulmodelle 
wollten den unterschiedlichen Interessen, Fähig-
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keiten und Neigungen junger Menschen durch 
schulinterne Differenzierungsmaßnahmen gerecht 
werden. Grundsätzlich infrage gestellt wurde das 
Begabungskonstrukt als schulstrukturelles Organi-
sationsprinzip erst durch den Deutschen Bildungs-
rat in den 1970er Jahren. Erst seit dieser Zeit wird 
auch die Sinnhaftigkeit der Ausdifferenzierung des 
Hilfs-, Sonder- und Förderschulwesens als Folge 
der schulstrukturellen externen Differenzierung 
nach Begabung und Leistung bezweifelt. Ein inklu-
sives Schulsystem mit internen Differenzierungs- 
und Unterstützungsmaßnahmen ist mittlerweile 
zum internationalen Leitbild eines demokratischen 
Schulsystems geworden, dem sich Deutschland nur 
sporadisch und stückweise nähert.

5. KAPITEL: Chancengleichheit, „Aufstieg 
durch Bildung“ und die Klassenfrage 

In diesem Kapitel wird nachgezeichnet, wie sich 
in den vergangenen 100 Jahren das Thema Chan-
cengleichheit schrittweise zum schulpolitischen 
Megathema entwickelte – und zwar parallel zu 
der Erkenntnis, dass die Verwirklichung der Men-
schenrechte den demokratischen Staat verpflich-
tet, Bildungsbenachteiligung zu verhindern und 
bestehende abzubauen. Dabei wird zweierlei deut-
lich: Im Fokus standen mit wechselnder Inten-
sität und Schwerpunktsetzung unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppen: Mädchen/Frauen, aufgrund 
ihrer Konfessionszugehörigkeit benachteiligte Kin-
der und Jugendliche, die Kinder der Landbevölke-
rung, Kinder und Jugendliche mit ausländischen 

Wurzeln, aus sozial benachteiligenden Verhältnis-
sen sowie Kinder und Jugendliche mit Handicaps 
und Behinderungen. Zudem erweiterten sich die 
Strategien im Kampf für gleiche Bildungschancen. 
Ging es anfangs vor allem um die Veränderung der 
rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen, 
rücken seit den 1970er Jahren die Förderung beson-
ders benachteiligter Schülerinnen und Schüler 
durch spezielle pädagogische Fördermaßnahmen 
und -programme in den Vordergrund. Gleichzei-
tig bleibt bis heute umstritten, ob gleiche Bildungs-
chancen überhaupt zu erreichen sind und welche 
Rolle ein Gesamt- bzw. Gemeinschaftsschulsystem 
dabei spielt. Während seit 100 Jahren von konser-
vativer Seite Gleichheitsforderungen als Gleichma-
cherei und Nivellierung „nach unten“ abgetan wer-
den, betonen linke Kritiker*innen, dass in einer kapi-
talistischen, auf Ungleichheit basierenden Gesell-
schaft die Schule mit der Forderung nach Chancen-
gleichheit völlig überfordert sei. Chancengleichheit 
sowie das Versprechen „Aufstieg durch Bildung“ zu 
erreichen, individualisiere vielmehr gesellschaft-
lich verursachte Armut, mache Menschen aus 
Armutsverhältnissen zu Verursachern ihrer Misere, 
wenn sie den Aufstieg durch Bildung nicht schaf-
fen. Ungeachtet dieser Kontroversen wird darauf 
hingewiesen, dass die Forderung nach Chancen-
gleichheit der Stachel im Fleisch eines ungerech-
ten Schulsystems ist, der die Auseinandersetzung 
um die Weiterentwicklung des Schulsystems regel-
recht erzwingt. Nirgendwo wird das deutlicher als 
in der gegenwärtigen Corona-Pandemie mit ihren 
geschlossenen Schulen und dem Distanzlernen im 
Elternhaus.
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Kerschensteiner-Grundschule  
Hamburg, 1920er Jahre4

KAPITEL 6: 100 Jahre Schulreform in 
Deutschland – Beobachtungen und 
Schlussfolgerungen für Eine Schule für alle

Beim Blick auf 100 Jahre Schulreform in Deutsch-
land kommt die vorliegende Studie zu dem Ergeb-
nis, dass die Entwicklung zu einem inklusiven, 
demokratischen, integrativen Schulwesen nur sehr 
langsam voran kommt, von Rückschlägen geprägt 
ist und sich als „historische Sammlung steckenge
bliebener Schulversuche“ darstellt. Dass zudem 
der sprichwörtliche föderale Flickenteppich über 
die Jahre durch die Eigenständigkeit der Einzel-
schulen eine noch stärkere Musterung bekommen 
hat und dass das Interesse an sozialer Ungleich-
heit die herrschenden Schichten immer noch am 
früh selektierenden, Privilegien sichernden Schul-
wesen festhalten lässt. Die Frage bleibt unbe-
antwortet, ob sich Deutschland am Beginn einer 

neuerlichen tiefgreifenden Reformphase als Reak-
tion auf die vielfältigen gesellschaftlichen Erschüt-
terungen befindet. Dessen ungeachtet werden die 
politischen Entscheidungsträger und einflussrei-
chen gesellschaftliche Eliten jedoch auch im eige-
nen Interesse daran erinnert, dass das Schulsystem 
die Aufgabe und die Möglichkeit hat, die gesell-
schaftliche Spaltung abzumildern und den Kindern 
und Jugendlichen aller gesellschaftlichen Schichten 
eine sehr gute Bildung zu ermöglichen. Pandemien 
und Klimakrise brauchen bestens (aus-)gebildete, 
emphatische, zur Solidarität fähige Menschen, die 
nicht egoistisch ihre Privilegien verteidigen. Damit 
die nächste (Zwischen-)Etappe in der unend
lichen Geschichte der Schulreform in Deutsch-
land erreicht werden kann, werden Repräsentative 
(geloste) Bürgerversammlungen vorgeschlagen, 
um neue Impulse zur Transformation des Schulsys-
tems zu setzen und die Tradition der „steckengeb-
liebenen“ Reformen zu beenden. 
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Die Ausgangslage:  
Schulpolitik im Kaiserreich

Im Rückblick auf 100 Jahre Schulpolitik in Deutsch-
land werden bei den älteren Leserinnen und Lesern 
vermutlich Erinnerungen wach und bei manchen 
wohl auch starke Emotionen. Die Überwindung des 
noch aus der Kaiserzeit des 19. Jahrhunderts stam-
menden hierarchisch gegliederten Schulwesens in 
Deutschland war und ist äußerst mühsam und von 
vielen Misserfolgen geprägt. Phasen heftiger Ausein-
andersetzungen um ein sozial gerechtes, demokrati-
sches und leistungsfähiges Schulsystem wechselten 
ab mit Phasen des Stillstands. Oft waren die Reform-
kräfte erschöpft und resignierten. Etwas zu ändern 
ist bekanntlich immer mühsamer als an Bekanntem 
und (vermeintlich) Bewährtem festzuhalten.

Als sich nach dem Ende des 1. Weltkriegs 
und erfolgreicher Revolution die erste demokra-
tisch gewählte Regierung in Deutschland unter 
dem sozialdemokratischen Reichspräsidenten 
Friedrich Ebert daran machte, eine Verfassung aus-
zuarbeiten, spielte die Schulfrage eine zentrale 
Rolle und war Anlass für heftige Auseinanderset-
zungen. Dabei zeigte sich: Der Kampf um das „rich-
tige“ Schulsystem war und ist bis heute letztendlich 
immer auch ein Kampf um politische Macht und 
gesellschaftlichen Einfluss.

Im Jahr 1920 wurden unter der Regierung 
Ebert schulpolitische Entscheidungen von grundle-
gender Bedeutung getroffen: 

	Ӳ Verfassungsartikel zum Schulwesen (bekannt 
auch als Reichsschulkompromiss): er umfasste 
Grundsätze von der frühkindlichen Bildung bis 
zur Hochschul- und Weiterbildung. 

	Ӳ Reichsgrundschulgesetz (Grundschulkom-
promiss): Darin wurde eine für alle Kinder 
gemeinsame Grundschuldauer von vier Jahren 
festgelegt und 

	Ӳ Reichsschulkonferenz: sie sollte ein Reichs-
schulgesetz vorbereiten. 

Um die Bedeutung dieser Entscheidungen 
einschätzen zu können, ist es sinnvoll, einen Blick 
auf die Ausgangslage zu werfen.

Für die junge Republik bestand das schulpo-
litische Erbe der Kaiserzeit in einem ständischen, 
konfessionell geprägten, hierarchisch gegliederten 
Schulsystem, für das in manchen Regionen selbst 
für die unterste Stufe, die Volksschule, eine Art 
Schulgeld in Form von Naturalien für den Lehrer 
entrichtet werden musste. Neben der Volksschule 
gab es eine schier unübersichtliche Zahl von reichs-
länderspezifischen Schultypen und -formen (siehe 
Schaubild „Der Schulaufbau in Deutschland…um 
1919“, S. 17).

Das Schaubild zeigt ein Schulsystem, das laut 
Preußischer Schulstatistik für fünf (!) Prozent der 
Schüler*innen, die 1910 in Schulen angemeldet 
waren, eine Vielzahl von Schultypen bereithielt, zu 
denen das einfache Volk aber keinen Zugang hatte, 
weil es das Schulgeld nicht bezahlen konnte. 95 Pro-
zent der jungen Generation besuchten Volksschu-
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len (vgl. Schulz 1911, S. 20). Nicht im Schaubild und 
nicht in der Statistik enthalten sind diejenigen Kin-
der, die in zeittypischer Diktion als „anormal“ galten 
und nicht mit den „normalen“ Kindern unterrichtet 
wurden. (Näheres hierzu im Kapitel Begabung und 
Leistung/Auslese als Organisationsprinzip, S. 83 ff.)

Johannes Tews, pädagogischer Schriftstel-
ler, Generalsekretär der Gesellschaft für Verbrei-
tung von Volksbildung und leitender Funktionär des 
Deutschen Lehrervereins (DLV – Vorläufer der GEW 
– MD) beschrieb die Schulsituation jener Zeit fol-
gendermaßen:
„Die Kinder besuchen in vielen Gemeinden vom 
ersten Tage an verschieden eingerichtete und 
ungleich bewertete Schulen, das eine die Volks-
schule, das zweite die Bürgerschule, das dritte die 
Mittelschule, das vierte die Vorschule einer höhe-
ren Lehranstalt. Außerdem kommen noch Pri-
vatschulen verschiedener Güte in Betracht und 
schließlich noch die Trennung der Geschlechter 
und Bekenntnisse, so daß man in mancher Mittel- 
und Großstadt bequem ein Dutzend verschiedener 
Schulen für die Erlernung des Abc unterscheiden 
kann.“ (Tews 1916, S.13 f.) 

Und Heinrich Schulz, sozialdemokratischer 
Staatssekretär im Reichsministerium des Inneren, 
wies in seinem Geleitwort zum Handbuch zur Vor-
bereitung der Reichsschulkonferenz mit eindring-
lichen Worten auf die tiefe soziale Spaltung der 
Gesellschaft der Vorkriegszeit hin: 
„…eine vielgegliederte, entwickelte Kultur ermög-
lichte einer kleinen Minderzahl ein genießendes 

Schwelgen in den Wissenschaften und Künsten, 
die vielen aber standen mit brennender Sehnsucht 
und wachsendem Zorn draußen vor den Toren.“ 
(Zentralinstitut 1920, S. VIII) 

Die Überwindung der gesellschaftlichen Spal-
tung und die Vereinheitlichung des Schulwesens 
waren nach erfolgreicher Revolution und Ausrufung 
der Republik die wesentlichen Triebfedern für das 
Handeln der bildungspolitischen Reformkräfte. 

Wie wir aus den internationalen Vergleichs-
untersuchungen der letzten Jahre wissen, ist es dem 
deutschen Schulwesen bis heute nicht gelungen, 
der heranwachsenden Generation gleiche Bildungs-
chancen zu sichern. Im Gegenteil: Statt vorhandene 
Benachteiligung durch Herkunft oder Behinderung 
zu kompensieren oder wenigstens zu verringern, 

Quelle: Michael Schepp, 1993
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wirkt das traditionelle mehrgliedrige Schulsystem 
durch Aussonderung und frühe Selektion auch 
heute noch als Verstärker der Ungerechtigkeit. 

Ein Blick auf die Kämpfe der damaligen Zeit 
soll helfen, die Mechanismen und Machtkonstel-
lationen zu verstehen, die in Deutschland die bil-
dungspolitischen Prozesse beeinflussen. 

Politische Machtkämpfe 
In den Anfangsjahren der Weimarer Republik ent-
zündeten sich die heftigsten schulpolitischen Aus-
einandersetzungen an der Frage, welche äußere 
Organisationsform das Schulwesen haben und wie-
viel Einfluss den Kirchen weiterhin zugestanden 
werden sollte. 

Heinrich Schulz und die Sozialdemokratie 
sowie Kommunisten, linke Demokraten und der 
Deutsche Lehrerverein wollten ein öffentliches, 
koedukatives, weltliches, sozial ausgleichendes 
Schulsystem, zu dem organisatorisch auch der drei-
jährige Kindergarten, eine mindestens sechs- bzw. 
achtjährige für alle gemeinsame Grundschule und 
darauf aufbauend berufs- oder wissenschaftsbezo-
gene Schuleinrichtungen zählten. Dieses bildungs-
politische Gesamtkonzept wurde als Einheitsschule 
bezeichnet.1 

1	  Der Begriff Einheitsschule wurde bereits in der Weima-
rer Republik je nach bildungspolitischer und pädagogischer 
Richtung recht unterschiedlich inhaltlich gefüllt (vgl. hierzu 
Hanisch 1920, S.3; ausführlich im Kapitel Einheitsschule, 
 S. 53 ff.). Heute ist er nur noch für den allgemeinen Schul
bereich gebräuchlich.

Noch bevor jedoch die Grundzüge einer sol-
chermaßen grundlegenden Schulreform beschlos-
sen und in der Verfassung verankert werden 
konnten, zerstritten sich die Revolutionsparteien 
SPD, USPD und KPD in der Frage, ob sich Deutsch-
land zu einer parlamentarischen Demokratie oder 
einer Räterepublik entwickeln sollte. In den teil-
weise blutig ausgetragenen Machtkämpfen um 
die Jahreswende 1918/19 konnte sich zwar die 
SPD durchsetzen. Aber die im Januar 1919 unter 
SPD-Führung stattfindende Wahl zur Nationalver-
sammlung wurde von der KPD und Teilen der USPD 
boykottiert. Dies führte dazu, dass es keine linke 
Mehrheit mehr gab. 

Um eine Regierung bilden zu können, ging 
die SPD daraufhin eine Koalition mit der linkslibe-
ralen DDP und der katholischen Zentrumspartei 
(Vorläuferin von CDU/CSU) ein. Mit ihren Stim-
men wurde Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten 
gewählt und eine Regierung unter Reichskanzler 
Philipp Scheidemann gebildet.

Schulpolitisch zahlte die SPD für diese Koali-
tion einen hohen Preis. Die Vorstellungen von DDP 
und Zentrum waren mit denen der SPD entweder 
gar nicht (Zentrum) oder nur teilweise (DDP) zu ver-
einbaren. Die DDP wollte lediglich die konfessionelle 
Trennung der Schulen aufheben und christliche oder 
simultane Schulen als Einheitsschulen einrichten. 
Das Zentrum wollte gar keine Veränderungen. Ihm 
kam es darauf an, im bestehenden Schulsystem den 
Einfluss der Kirchen zu sichern, denen traditionell die 
Schulaufsicht über die Volksschulen oblag. 
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Als das Kabinett Scheidemann zurücktrat, 
weil es zum Versailler Friedensvertrag keine par-
lamentarische Mehrheit gab, ergriff das Zentrum 
seine Chance. Es bot an, dem Nachfolge-Kabinett 
beizutreten, wenn im Verfassungsentwurf die Arti-
kel zum Schulsystem im Sinne der Zentrums-Partei 
verändert würden. 

Der „Weimarer Schulkompromiss“ 
in der Verfassung 

Friedrich Ebert beauftragte daraufhin Heinrich 
Schulz, Staatssekretär im Reichsinnenministerium 
und maßgeblicher Bildungsexperte der SPD, mit 
der Zentrums-Partei die Möglichkeiten eines Kom-
promisses auszuloten. Ergebnis der Verhandlungen 
waren die Artikel 142 bis 150 der am 14. August 
2019 verkündeten Verfassung (Weimarer Reichsver-
fassung 1919). 

Die heftigste Kritik und Enttäuschung auf 
Seiten linker Schulreformer riefen die Artikel 146 
und 149 hervor. In letzterem wurde der Religions-
unterricht als ordentliches Lehrfach garantiert und 
von der DDP nur deshalb akzeptiert, weil Lehrkräfte 
nicht zur Erteilung religiösen Unterrichts gezwun-
gen wurden und die Teilnahme der Schüler*innen 
vom Elternwillen abhängig war.

Zentraler Kompromisspunkt und für die wei-
tere Organisation und Entwicklung des Schulwe-
sens von entscheidender Bedeutung war jedoch 
Artikel 146. Darin heißt es:

„Das öffentliche Schulwesen ist organisch auszu-
gestalten. Auf einer für alle gemeinsamen Grund-
schule baut sich das mittlere und höhere Schul-
wesen auf. Für diesen Aufbau ist die Mannigfal-
tigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme eines 
Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage 
und Neigung, nicht die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis 
seiner Eltern maßgebend.
Innerhalb der Gemeinden sind indes auf Antrag 
von Erziehungsberechtigten Volksschulen ihres 
Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung einzu-
richten, soweit hierdurch ein geordneter Schul-
betrieb, auch im Sinne des Absatz 1 nicht beein-
trächtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtig-
ten ist möglichst zu berücksichtigen. Das Nähere 
bestimmt die Landesgesetzgebung nach den 
Grundsätzen eines Reichsgesetzes.
Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittle-
ren und höheren Schulen sind durch Reich, Länder 
und Gemeinden öffentliche Mittel bereitzustellen, 
insbesondere Erziehungsbeihilfen für die Eltern 
von Kindern, die zur Ausbildung auf mittleren und 
höheren Schulen für geeignet erachtet werden, 
bis zur Beendigung ihrer Ausbildung.“ (Weimarer 
Reichsverfassung, Art. 146)

Insgesamt formulierte Absatz 1 ein merito-
kratisches, auf dem Leistungsgedanken beruhen-
des Schulsystem, das in seinen Grundelementen 
bis heute Bestand hat. Die Zuteilung von Bildungs-
chancen sollte nicht mehr nach Standeszugehö-
rigkeit und Finanzkraft des Elternhauses, sondern 
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nach Berufswunsch sowie individueller Leistungs-
fähigkeit und Leistungsbereitschaft jedes Kin-
des erfolgen. Das ist im Wesentlichen bis heute 
so geblieben. Geändert haben sich allerdings die 
Quantitäten. Seit den 60er Jahren hat in Deutsch-
land eine stetige Umverteilung der Schülerschaft 
von der Volksschule / Hauptschule auf das mittlere 
und höhere Schulwesen stattgefunden. 

Während Absatz 1 rudimentär die Grund-
züge des sozialdemokratischen Schulkonzepts skiz-
zierte, war vor allem Absatz 2 des Artikel 146 für 
die weitere Entwicklung folgenreich. Er legte näm-
lich bis zur Verabschiedung eines ergänzenden 
Reichsgesetzes fest, dass die Kommunen bei ent-

sprechenden Willensbekundungen der Erziehungs-
berechtigten fast alles beim Alten lassen konnten. 
Absatz 2 ermöglichte den Fortbestand der Konfes-
sionsschulen, die Geschlechtertrennung und das 
ständische vielgliedrige Schulsystem. Die einzige 
Festlegung war die für alle gemeinsame Grund-
schule, deren Dauer jedoch offengelassen wurde, 
sowie die vage Aussage, dass Volksschule, mittle-
res und höheres Schulwesen organisch auszuge-
stalten seien – was immer darunter zu verstehen 
ist. Interpretieren lässt sich allenfalls, dass die ver-
schiedenen Schularten nicht völlig isoliert vonein-
ander existieren sollten. In heutiger Begrifflichkeit 
firmiert die organische Ausgestaltung als Durchläs-
sigkeit und Anschlussfähigkeit.

Volksschule 
Amendingen, 

Jg. 1920/21



21Kapitel 1 – Schulkompromisse

Ein ergänzendes Reichsgesetz, das Grundsätze 
für die organische Ausgestaltung des Schulwesens 
formuliert hätte, kam jedoch nicht zustande. In den 
politischen Wirren der Anfangsjahre der Weimarer 
Republik blieb die Kompromissformel „Reichsschul-
gesetz“ entgegen der Hoffnungen von SPD und DDP 
ein leeres Versprechen. 

Dem Zentrum gelang es vielmehr, in Kombina-
tion mit Artikel 174 der Reichsverfassung, auch in Län-
dern mit linken Mehrheiten, jegliche Gesetzgebung 
zu verhindern, die Veränderungen im Sinne eines ein-
heitlichen Schulsystems nach den Vorstellungen der 
SPD gebracht hätten. Artikel 174 in den Übergangs- 
und Schlussbestimmungen der Verfassung besagte, 
dass es „bis zum Erlaß des in Art. 146, Abs. 2 vor-
gesehenen Reichsgesetzes (…) bei der bestehenden 
Rechtslage (bleibt)“ (Weimarer Reichsverfassung).

Fragt man sich, warum es dem Zentrum trotz 
seiner zahlenmäßigen parlamentarischen Schwä-
che gelang, die Einheitsschule sozialdemokratischer 
Prägung im gesamten Reichsgebiet zu verhindern, 
rücken drei maßgebliche Faktoren in den Blick: 

	Ӳ die politische Situation war äußerst kompli-
ziert und unübersichtlich, 

	Ӳ die Linke war zerstritten und
	Ӳ das Zentrum nutzte die Gesetzeslage und die 

politische Lage äußert geschickt für die eige-
nen schulpolitischen Ziele aus.

Hermann Giesecke ist zuzustimmen, wenn er 1965 
in dem Beitrag „Zur Schulpolitik der Sozialdemokra-
ten in Preußen und im Reich 1918/19“ feststellt: 

„Die gemeinsame kulturpolitische Energie von 
Sozialdemokraten, Demokraten und Deutschem 
Lehrerverein war um 1920 schon gebrochen.  
Was davon übrig blieb und sich um den kulturpo-
litischen Torso der Republik rankte, waren unter 
anderem reformpädagogische Theorien, deren 
unpolitisches Selbstverständnis viel von politischer 
Resignation in sich hatte.“ (Giesecke 1965, S.177)

Der „Grundschulkompromiss“  
im Reichsgrundschulgesetz

Es gelang zwar nicht, ein „organisch gestaltetes“ 
öffentliches Schulwesen im Sinne des Artikels 146 
Absatz 1 in einem Reichsschulgesetz gesetzgebe-
risch abzusichern, aber mit dem Reichsgrundschul-
gesetz fand dennoch eine bedeutsame Konkretisie-
rung die notwendige parlamentarische Mehrheit. 

Das Gesetz, betreffend die Grundschulen 
und Aufhebung der Vorschulen (Reichsgrundschul-
gesetz) vom 28. April 1920 brachte die Reform-Ko-
alition in einer für parlamentarische Verhältnisse 
sehr kurzen Zeit noch durch die Nationalversamm-
lung, ehe sie bei den Reichstagswahlen desselben 
Jahres die Regierungsmehrheit verlor. 

Das Grundschulgesetz legte die vierjährige 
öffentliche Grundschule als Teil der Volksschule 
sowie die Aufhebung der Vorschulen fest. Damit 
war für Deutschland erstmals geregelt, dass die 
vier unteren Jahrgänge der Volksschule „die für alle 
gemeinsame Grundschule“ sind. Mit Ausnahme 
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der Kinder mit Behinderungen und Beeinträchtigun-
gen ist ihr Besuch zur Erfüllung der Schulbesuchs-
pflicht auch für diejenigen Kinder verbindlich, die bis 
dahin statt der Volksschule so genannte Vorschulen 
besuchten (vgl. Schaubild Schulaufbau in Deutsch-
land S. 17). 

Aufhebung der Vorschulen
Bei den Vorschulen handelte es sich um drei- oder 
vierjährige Vorbereitungsklassen für den Besuch von 
Gymnasien oder Mittelschulen. Für die Vorschulen 
war Schulgeld zu entrichten, was natürlich nur den 
wohlhabenderen Schichten möglich war.
„Da, wo man Vorschulen hat und die höhe-
ren Lehranstalten dem Bedarf nicht ganz genü-
gen – und der Bedarf ist ja heute groß, sind die 
Vorschulen tatsächlich ein Abonnement auf den 
Besuch der Sexta. Wir haben es in Berlin in man-
chen Stadtteilen Jahrzehnte hindurch gehabt, daß 
andere Kinder kaum in die Sexta aufgenommen 
wurden, weil alle Plätze durch Vorschüler besetzt 
waren; das heißt, man kauft sich für 360 bis 450 
Mark für seinen Sohn einen Platz in der Sexta, aber 
auf Kosten eines anderen, der vielleicht weit besser 
für die Ausbildung in einer höheren Schule geeig-
net ist.“ (Tews 1911, zit. n. Scheibe 1965, S. 145)

Den Vorschulen kam eine bedeutende Rolle 
zu, um Standesbewusstsein, Standesdünkel und die 
Aussicht auf gut bezahlte, gehobene gesellschaftli-
che Positionen bereits im Selbstbild sechsjähriger 
Kinder aus wohlhabenden Elternhäusern zu veran-
kern. Ihre Aufhebung war deshalb ein notwendiger, 
wenn auch nicht hinreichender Schritt zur Demo-

kratisierung des Schulwesens und stieß aus die-
sem Grund auf den entschiedenen Widerstand der 
gehobenen Stände und der katholischen Kirche, 
die Trägerin vieler Vorschulen war. Die Aufhebung 
der Vorschulen wurde als Enteignung der jeweili-
gen Schulträger gewertet, die folglich Anspruch auf 
eine Entschädigung hatten. Es dauerte noch zwei 
Jahrzehnte bis auch die letzte Vorschule geschlos-
sen wurde (vgl. Rademacker 2018).

Nur vier Jahre gemeinsam
Die Festlegung auf eine lediglich vierjährige ge
meinsame Grundschule war eine weitere Kröte, 
die die radikaleren Reformkräfte in der Regierung 
um Schulz schlucken mussten. Der deutsche Leh-
rerverein wollte eine sechsjährige und die entschie-
denen Schulreformer um Paul Oestreich und Fritz 
Karsen eine achtjährige Grundschule. Einzig Georg 
Kerschensteiner, Vertreter der Arbeitspädagogik, 
sprach sich als eher konservativer Schulreformer 
für vier, ggf. fünf Jahre aus (Reichsministerium 
1921, S. 456). 

Aber wahrscheinlich war die Einigung auf 
nur vier Jahre die einzige Möglichkeit, die gemein-
same Grundschule „als Torso der Einheitsschule“ 
(Braune 2004, S. 176) überhaupt in den politischen 
Wirren und Schulkämpfen der Anfangsjahre der 
Weimarer Republik durchzusetzen. Obwohl also 
von den sehr viel weitergehenden Vorstellungen 
zur Einheitsschule weit entfernt, ist Braune zuzu-
stimmen, wenn er feststellt: 
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„In bezug auf die Einheitsschule ist das Grund-
schulgesetz zwar als ein Torso anzusehen, in sei-
ner Auswirkung allerdings brach es mit den tra-
dierten Grundsätzen der Standesschule und kann 
in eine Reihe mit den demokratischen Errungen-
schaften nach der Revolution von 1918, dem all-
gemeinen, freien und geheimen Wahlrecht, dem 
Achtstundentag und dem Betriebsrätegesetz, 
gestellt werden.“ (a.a.O., S. 177) 

Gymnasial-Lobby: vier Jahre gemeinsam  
sind (mehr als) genug 

Die Lobbyisten des Gymnasiums akzeptierten auch 
nach Verabschiedung des Grundschulgesetzes die 
vierjährige Dauer der Grundschule nicht wirklich. 
Prof. Dr. Hermann Binder, Präsident der deutschen 
Schillergesellschaft und Mitglied im Vereinsver-
band akademisch gebildeter Lehrer Deutschlands, 
dem Vorläufer des Philologenverbands, schrieb als 
Berichterstatter für die Reichsschulkonferenz unter 
dem Thema „Einheitsschule“: 
„Die Grundschule ist höchstens vierjährig. Eine 
weitere Ausdehnung des gemeinsamen Unter-
richts ist unbedingt abzulehnen…“  
(Reichsministerium 1921, S.81/82). 

Und Lyzealdirektor Dr. Voß führte ebenfalls als 
Berichterstatter zur Grundschule aus:
„Ihre Dauer beträgt vier Jahre, doch ist Gelegen-
heit zur Verkürzung auf drei Jahre zu schaffen.“ 
(Reichsministerium 1921, S. 129)

Die Gymnasiallobby beugte sich nur widerwillig 
dem Gesetz.

Widerstände lassen sich überwinden
Zur politischen Würdigung des Grundschulgeset-
zes gehört ein weiterer Aspekt zwingend dazu: Es 
ist die bislang einzige tiefgreifende schulpolitische 
Strukturreform im 20. Jahrhundert, die von einer 
parlamentarischen Mehrheit für ganz Deutschland 
gegen massive konservative Widerstände durchge-
setzt worden ist und bis heute Bestand hat. Sie kann 
als Beleg dafür dienen, dass es nicht notwendig des 
gesellschaftlichen Konsenses bedarf, um struktu-
relle Reformen durchzusetzen. 

Dass gesamtstaatliches Handeln durchaus in 
der Lage ist, essentielle Reformen im Bildungsbe-
reich anzustoßen, wurde in jüngster Zeit auch am 
Beispiel der Bologna-Reformen im Hochschulbe-
reich und der Inklusion deutlich. In beiden Fällen 
war die Unterzeichnung internationaler Abkom-
men durch die Bundesregierung der Auslöser für 
die Einleitung entsprechender Reformen, die durch 
die Inklusion im Schulbereich längerfristig auch auf 
eine Veränderung der Schulstruktur hinauslaufen 
können.

Die Hilfsschulfrage
Das Reichsgrundschulgesetz hatte jedoch auch einen 
ganz gravierenden Geburtsfehler. Es schaffte keine 
rechtliche Grundlage für die Hilfs- und Sonderschu-
len, die bis dahin in variantenreichen Ausprägungen 
organisatorisch als Teil der Volksschule galten. 

Hilfsschulen und -klassen waren für solche 
Kinder gedacht, die dem „normalen“ Unterricht 
der Volksschule nicht folgen konnten. Die Kinder 
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wurden als „schwachsinnig“ etikettiert, galten aber 
als „schulbildungsfähig“. Hilfsschulen und -klas-
sen waren im Schulsystem der Kaiserzeit Teil der 
Volksschule. Die übrigen Sonderschulen waren für 
sinnesgeschädigte und körperlich stark beeinträch-
tigte Kinder gedacht. Sie waren häufig nicht Teil des 
öffentlichen Schulsystems, sondern wurden von 
kirchlichen oder sonstigen privaten Trägern unter-
halten.

Das Reichsgrundschulgesetz (1920) regelte 
in § 5 unmissverständlich, dass es auf Hilfs- und 
sonstige Sonderschulen keine Anwendung findet. 

„Auf den Unterricht und die Erziehung blinder, 
taubstummer, schwerhöriger, sprachleidender, 
schwachsinniger, krankhaft veranlagter, sittlich 
gefährdeter oder verkrüppelter Kinder sowie auf 
die dem Unterricht und der Erziehung dieser Kin-
der bestimmten Anstalten und Schulen finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung.“ 
(RSGS § 5)

Nach Dietze ist zwar bei den parlamentari-
schen Vorarbeiten diskutiert worden, „inwieweit 
auch Kinder mit Behinderungen in einer Grund-
schule unterrichtet werden sollten“ (Dietze 2019, 
S. 36 f.). Aber die „Nichtregelung“ dieser Frage sei 
vor allem „der politische(n) Kompromissfindung“ 
geschuldet gewesen (Dietze 2019, S. 37). Denn 
eine für alle Schülerinnen und Schüler gemeinsame 
Grundschule sei an sich bereits ein Konfliktfeld mit 
einflussreichen Teilen der Bevölkerung gewesen, die 
die gemeinsame Grundschule ablehnten, weil sie 

der „sozialen Schichtung des Volkes widerspräche“ 
(Geisler 2011, S. 355; zit. nach Dietze 2019, S. 37).

Die Exklusion von Kindern mit Behinderun-
gen aus dem öffentlichen Schulsystem hatte poli-
tisch weitreichende Folgen. Erinnert sei an die 
Euthanasieprogramme der Nationalsozialisten und 
an die Schwierigkeiten, die es bis beute bereitet, 
ein inklusives Schulsystem durchzusetzen und im 
gesellschaftlichen Bewusstsein als Normalität zu 
verankern. 

Schulpolitische Inhalte der  
Weimarer Verfassung  

und was aus ihnen geworden ist

Es sollte bei aller Kritik nicht vergessen werden, dass 
in Artikel 146 der Weimarer Verfassung weitere 
wichtige Grundsätze zur Schul- und Bildungspolitik 
formuliert wurden. Zu nennen sind die Öffentlich-
keit des Schulwesens, seine „organische“ Gestal-
tung (Durchlässigkeit zwischen den Schulformen 
und -stufen sowie eine einheitliche Schulaufsicht 
und -verwaltung), der Zugang zur Schule unabhän-
gig von der finanziellen und gesellschaftlichen Stel-
lung der Eltern, nur nach „Begabung und Neigung“, 
sowie die finanzielle Unterstützung für Bedürftige. 
Vergleichbare Festschreibungen kennt das Grund-
gesetz der Bundesrepublik Deutschland nicht, da 
nach 1945 die Zuständigkeit für das Schulwesen in 
die alleinige Zuständigkeit der Länder gelegt wurde. 
Aussagen zu diesen Fragen finden sich deshalb in 
den Landesverfassungen. 
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Föderalismus/Kleinstaaterei
In der Frage, wer für das Schulwesen verantwort-
lich und zuständig sei, war die Weimarer Verfas-
sung von 1919 weiter, als wir es heute sind. Anders 
als heute, wo die Zuständigkeit für das Schulwesen 
ausschließlich bei den Bundesländern liegt, hieß es 
1919 in Artikel 143:

„Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche 
Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken 
Reich, Länder und Gemeinden zusammen.
Die Lehrerbildung ist nach den Grundsätzen, die 
für die höhere Bildung allgemein gelten, für das 
Reich einheitlich zu regeln.“

Das Zusammenwirken von Reich (heute 
Bund), Ländern und Gemeinden im Schulwe-
sen – eigentlich eine Selbstverständlichkeit bei 
einer gesellschaftlich so elementar bedeutsa-
men Aufgabe – scheitert im heutigen Deutsch-
land parteiübergreifend am Widerstand der 
Bundesländer, die um Macht und Einfluss fürchten 
und nicht begreifen, dass „Zusammenwirken“ nicht 
„Unterordnen“ heißen muss, wenn auf Reichs- 
bzw. Bundesebene „Grundsätze“ (Artikel 148 der 
Reichsverfassung) beschlossen werden, die für eine 
gewisse Einheitlichkeit der Schulgesetzgebung der 
Länder sorgen.

Über 80 Prozent der Bevölkerung in Deutsch
land heute wünschen in schulpolitischen Fra-
gen mehr Kooperation und Koordination zwischen 

Bund, Ländern und Kommunen.2 Aber die poli-
tisch Verantwortlichen in den Bundesländern stel-
len sich gegenüber diesem überdeutlichen Votum 
der Bevölkerung blind und taub. Lieber ändern 
sie fallweise das Grundgesetz, damit zum Beispiel 
Ganztagseinrichtungen oder die Digitalisierung im 
Schulbereich wenigstens finanziell durch Bundes-
mittel unterstützt werden können.

Wie wenig sich in Bezug auf die Auswirkun-
gen von Kleinstaaterei und einem übersteigerten 
Föderalismus für den Schulbereich geändert hat, 
macht eine Beschreibung von Johannes Tews über 
die Situation Anfang des 20. Jahrhunderts – man 
muss wohl sagen – erschreckend deutlich. Tews 
schreibt:
„Eine volle Verwirklichung kann die deutsche Ein-
heitsschule nur auf dem Boden des deutschen 
Gesamtstaates finden. Die bisherige staatliche 
Zersplitterung war ein starkes Hindernis auch 
aller sonstigen gemeindeutschen Schul- und Bil-
dungsentwicklung. Jeder Staat, der kleinste nicht 
ausgenommen, hatte mit einer eigenen Unter-
richtsverwaltung auch den Ehrgeiz, eine beson-
dere Unterrichts- und Erziehungswelt herzustel-
len, in allerhand Nebensachen und Nebendingen; 
denn in allem Wesentlichen und Wichtigen ging 
man natürlich denselben Weg, weil eigene und 
selbständige Gedankenzüge nicht wie Äpfel auf 
den Bäumen wachsen. Die sonderbarsten Lehr-

2 	 Vgl. zum Beispiel ifo Bildungsbarometer 2020 –  
www.ifo.de/DocDL/sd-2020-09-woessmann-etal-bildungsbaro 
meter-foederalimus.pdf	

https://www.ifo.de/DocDL/sd-2020-09-woessmann-etal-bildungsbarometer-foederalimus.pdf
https://www.ifo.de/DocDL/sd-2020-09-woessmann-etal-bildungsbarometer-foederalimus.pdf
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planschrullen, Besoldungsordnungen für die Leh-
rer, Schulverwaltungseinrichtungen, Trennungen 
und Teilungen von Schülern und Schulen boten 
und bieten sich auf deutschem Boden als Stam-
mes- und landschaftliche Eigenheiten an, als ver-
ehrungswürdige Erscheinungen, die unter allen 
Umständen geschont werden wollen. Daß sich 
dahinter auch allerhand rückschrittliche Bestre-
bungen (…) verstecken und staatliche, kirchliche 
und gesellschaftliche Mächte eine bequeme Betä-
tigung zum Nachteil des Schulwesens finden, wird 
weniger oft anerkannt.“ (Tews 1919, S. 290)

Wem kommt bei dieser Schilderung nicht 
automatisch die heutige Situation in Deutschland 
in den Sinn, wo es laut einer Übersicht der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) in den Klassen 5 bis 10 für 
die drei Bildungsgänge Hauptschule, Realschule, 
Gymnasium zwanzig (!) unterschiedliche Bezeich-
nungen für die verschiedenen bundesländerspezi-
fischen Schularten gibt (KMK 2020)? 

Wie wenig segensreich sich der so oft 
beschworene Wettbewerb zwischen den Bundes-
ländern auswirken kann, wird bei der Versorgung 
der Schulen mit Lehrpersonal deutlich: Im Kampf 
um die knappe Ressource Lehrkraft werben sich die 
Bundesländer derzeit gegenseitig die ausgebilde-
ten Lehrkräfte ab und müssen schlussendlich doch 
auf pädagogisch nicht oder wenig qualifizierte sog. 
Quer- und Seiteneinsteiger*innen zurückgreifen. 

Die Lehrer*innenbildung
Hilfreich für eine gleichmäßige Versorgung aller 
Landesteile mit Lehrpersonal und damit für die 
„Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet“ (Artikel 72 Grundgesetz) wäre 
auch, wenn der zweite Absatz von Artikel 143 der 
Reichsverfassung nach 100 Jahren endlich vollstän-
dig zum Tragen käme und die Lehrerbildung „nach 
den Grundsätzen, die für die höhere Bildung all-
gemein gelten“, einheitlich geregelt würde. Denn 
dazu gehört nicht nur die wissenschaftliche Aus-
bildung an Hochschulen und Universitäten, die 
in einem langwierigen Prozess auch für die nicht 
gymnasialen Lehrerberufe in den letzten 100 Jah-
ren erkämpft wurde, sondern daraus sollte auch ein 
einheitliches Besoldungs- und Dienstrecht folgen, 
auf das die nicht gymnasialen Lehrkräfte im Schul-
bereich jedoch noch heute warten. Vor allem die 
vergleichsweise geringe Bezahlung der Lehrkräfte 
für die Primarstufe hat zur Folge, dass dort erheb-
licher Personalmangel herrscht, der durch den Ein-
satz von besser bezahlten Lehrkräften – z. B. Lehr-
kräften mit Gymnasiallehrerausbildung – nur margi-
nal verringert werden kann. Denn Abordnungen zur 
Grundschule stoßen im Gymnasialbereich auf erbit-
terten Widerstand. So wehrte sich etwa der Bayeri-
sche Philologenverband am Weltlehrertag 2019 mit 
einer weitschweifigen Erklärung über die Einzigar-
tigkeit des Gymnasiallehrerberufes gegen Abord-
nungen an Grundschulen „um irgendwelche Löcher 
zu stopfen“ (Bayerischer Philologenverband 2019). 
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Die derzeit von Seiten der Gewerkschaften 
erhobene Forderung, Grundschullehrkräfte endlich 
auch nach Besoldungsstufe A13/E13 zu bezahlen, 
wird von Seiten des Philologenverbandes hart-
näckig bekämpft. In einer Pressemitteilung vom 
27.08.2019 positionierte sich die Vorsitzende mit 
dem Hinweis auf die „jeweiligen Besonderheiten“ 
der Lehrämter, die nach Meinung des Verbandes 
die bessere Bezahlung der Gymnasiallehrkräfte 
zwingend erfordern. In der Mitteilung heißt es: 
„Wir lehnen ganz klar eine unterschiedslose Ein-
stiegsbesoldung für Gymnasialehrkräfte und 
Grundschullehrkräfte ab … Die Einebnung der 
Unterschiede der Lehrämter durch ein- und die-
selbe Eingangsbesoldung ist keine Wertschätzung 
ihrer jeweiligen Besonderheiten.“ (Philologenver-
band 2019) 

Das Argumentationsmuster des Philologen-
verbandes ist 100 Jahre alt. Lyzealdirektor Dr. Voß 
polemisierte in seinem Bericht bei der Reichsschul-
konferenz gegen eine einheitliche Lehrerausbildung 
ganz ähnlich. Für ihn gibt es „keinen einheitlichen 
Lehrerstand“, der nur notwendig wäre, wenn es 
die „Gleichheitsschule“ gäbe. („Gleichheitsschule“ 
beinhaltete den Vorwurf der Gleichmacherei, der 
ebenfalls bis heute gegen ein einheitliches Schul-
system bemüht wird.) Da es aber die Gleichheits-
schule nicht geben werde, folgerte Voß:
„Im vielverzweigten Schulorganismus kann es 
aber auch nur eine überaus differenzierte Lehrer-

schaft mit völlig verschiedener Ausbildung geben, 
so daß zwischen den einzelnen Lehrergruppen 
trotz des einenden Bandes der für alle gleichen 
Erziehungsaufgabe eine Gleichung nicht möglich 
ist“ (Reichsministerium 1921, S.143).

Das „einende Band der Erziehungsaufgabe“ 
bemühte auch der Philologenverband im Jahr 2019, 
wenn in besagter Pressemitteilung die „schwie-
rige Situation“ der Grundschullehrkräfte durchaus 
zugestanden wird, die aber auf keinen Fall zu einer 
Besoldungsangleichung führen dürfe. Und wenn 
die Grundschullehrkräfte doch nach A13 eingestuft 
würden, dann sei das „nur dann akzeptabel, wenn 
gleichzeitig eine Höherstufung der Eingangsbesol-
dung für die Gymnasiallehrkräfte erfolgt!“ (Philolo-
genverband 2019)

Die Headline der Pressemitteilung lässt an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Sie lautet:
„Wertschätzung aller Lehrkräfte: Ja! Unterschieds-
lose Eingangsbesoldung: Nein! Deshalb:  
Wenn A13 für Grundschullehrkräfte, dann A14 für 
Gymnasiallehrkräfte!“ (a.a.O.)

Es ist bemerkenswert, mit welcher Selbst-
verständlichkeit ein hierarchisch gegliedertes 
Schulsystem auch im 21. Jahrhundert noch zur 
Legitimation nicht nur von höheren und niederen 
Schulformen, sondern auch von höheren und nie-
deren Lehrkräften herangezogen werden kann. 
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Schulpflicht 
Die Abstinenz des Grundgesetzes in Schulfragen 
geht so weit, dass selbst grundlegende Eingriffe 
in die individuellen Freiheits- und Persönlichkeits-
rechte wie die Schulpflicht keinen Eingang in das 
bundesdeutsche Grundgesetz gefunden haben. 
Dies führt immer wieder zu juristischen Auseinan-
dersetzungen mit Eltern zumeist evangelikaler Glau-
bensrichtung, die unter Berufung auf das in Artikel 
6 grundgesetzlich garantierte Recht der Eltern auf 
„Pflege und Erziehung“ ihre Kinder dem öffentlichen 
Schulwesen entziehen. Weshalb die Verletzung der 
Schulpflicht, obwohl diese nicht im Grundgesetz ver-
ankert ist, dennoch mit Strafen belegt werden kann, 
wird juristisch folgendermaßen begründet: Nach 
Artikel 7, Abs. 1 Grundgesetz steht das gesamte 
Schulwesen unter der Aufsicht des Staates. Daraus 
hat das Bundesverfassungsgericht einen umfassen-
den staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrag 
abgeleitet, der durch die Schulpflicht konkretisiert 
wird. „In allen Bundesländern (…) ist daher die allge-
meine Schulpflicht gesetzlich verankert.“ (Deutscher 
Bundestag 2016) Aber – dem Föderalismus geschul-
det – gibt es bei Beginn und Dauer der Schulpflicht 
sowie den Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen 
länderspezifische Unterschiede. 

Im Gegensatz zur Enthaltsamkeit des Grund-
gesetzes legte Artikel 145 der Weimarer Verfassung 
erstmals verbindlich für alle deutschen Länder die 
Schulpflicht bis zum vollendeten 18. Lebensjahr fest. 
Sie wurde erfüllt durch den Besuch der mindestens 
achtjährigen Volksschule und der anschließenden 
Fortbildungsschulen (heute: berufliche Schulen). 

Nach Tenorth (2008) wurde damit zum ersten 
Mal in der deutschen Geschichte für ganz Deutsch-
land die Schulpflicht an die Stelle der Unterrichts-
pflicht gesetzt. Die Unterrichtspflicht bestand in 
Teilen des Deutschen Reiches bereits seit dem 16. 
Jahrhundert und konnte auf verschiedene Weise – 
zum Beispiel durch Hausunterricht, Kloster-, Fürs-
ten- und Lateinschulen – erfüllt werden. Für die 
niederen Stände kam weder das eine noch das 
andere in Frage und Volksschulen waren nicht über-
all flächendeckend vorhanden. Und auch für Volks-
schulen wurde oft eine Art Schulgeld erhoben, das 
zur Bezahlung des Lehrers diente und wahlweise in 
Form von Naturalien geliefert werden konnte. Edel-
stein/Veith schätzen, dass noch am Ende des 18. 
Jahrhunderts die Einschulungsquote „in den meis-
ten deutschen Ländern deutlich unter 50 Prozent 
(lag), da weder eine flächendeckende Unterrichts-
versorgung gewährleistet werden konnte, noch die 
Eltern sonderlich gewillt waren, einen Schulobulus 
zu entrichten und auf die hauswirtschaftliche Mit-
arbeit ihrer Kinder zu verzichten“ (Edelstein/Veith 
2017, S.2).

Mit der Reichsverfassung von 1919 schuf 
der Staat erstmals eine gesetzliche Grundlage, die 
es erlaubte, die Pflicht zum Schulbesuch ggf. auch 
zwangsweise durchzusetzen und damit auch der in 
den ärmeren Schichten weit verbreiteten Kinder-
arbeit einen Riegel vorzuschieben. Umgekehrt war 
der Staat nunmehr verpflichtet, vor allem auch auf 
dem Lande für genügend Schulen zu sorgen und 
finanzielle Hindernisse zu beseitigen. „Der Unter-
richt und die Lernmittel von Volksschulen und 
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Fortbildungsschulen sind unentgeltlich“, hieß es 
deshalb kurz und knapp in Artikel 145.

Hermann Rademacker weist in einem Bei-
trag über Schulabsentismus darauf hin, dass die 
Einführung der Schulpflicht in der Weimarer Verfas-
sung zudem eine zentrale Funktion auf dem Weg zu 
einer gemeinsamen Schule für alle Kinder zu erfül-
len hatte:
„Die Schulpflicht war das entscheidende Instru-
ment, um die für den Übergang in die Gymna-
sien privilegierenden Vorschulen3 aufzuheben und 
damit diese gemeinsame Grundschule durchzu-
setzen. In dieser Funktion erscheint sie auch heute 
noch bedeutsam.“ (Rademacker 2018, S. 27-47) 

Bezüglich der Schulbesuchspflicht ist nicht 
auszuschließen, dass die Corona-Pandemie im 

3	  Zur Aufhebung der Vorschulen siehe S. 22

Goetheschule  
Weimar, o. J.

Schulterschluss mit der Digitalisierungsoffensive der 
Bundesregierung den Anstoß für eine Entwicklung 
gibt, an deren Ende die Schulbesuchspflicht wieder 
zugunsten einer Unterrichtspflicht aufgegeben wird. 
Die Kultusministerin von Baden-Württemberg hat – 
trotz Landesverfassung – bereits die Aussetzung der 
Schulbesuchspflicht für das Schuljahr 2020/2021 
angekündigt und es den Eltern freigestellt, ob sie ihre 
Kinder zur Schule schicken (siehe Konzept für Schul-
jahr 2020/2021 vom 08. Juli 2020). Sollte sich dieser 
Trend verfestigen, hätte dies unabsehbare negative 
Folgen für Chancengleichheit, soziale Gerechtigkeit 
und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

86 Prozent der Lehrkräfte gehen davon aus, 
dass sich bei Distanz- und Onlineunterricht die sozi-
ale Ungleichheit zwischen Schüler*innen aufgrund 
der unterschiedlichen Unterstützungsmöglichkei-
ten durch die Eltern verstärkt. (Das Deutsche Schul-
barometer Spezial Corona Krise 2020, S. 20)
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Lernmittelfreiheit
Was die Lernmittelfreiheit anlangt, hat sich die 
rechtliche Situation in Deutschland gegenüber der 
Reichsverfassung deutlich verschlechtert. Lernmit-
telfreiheit ist ebenfalls nicht im Grundgesetz ver-
ankert und nur in zwei Landesverfassungen abge-
sichert (Baden-Württemberg und Bremen). In den 
übrigen Bundesländern ist sie durch Gesetze und 
Verordnungen geregelt. Wobei „Lernmittelfrei-
heit“ häufig ein irreführender Begriff ist, denn sie 
existiert in vielen Bundesländern de facto nur noch 
rudimentär. Zuletzt hat sich das während der Coro-
na-Krise äußerst schmerzhaft bemerkbar gemacht. 
Laut einer repräsentativen Lehrerbefragung sahen 
28 Prozent der Befragten die größte Herausforde-
rung für das Homeschooling in der fehlenden digi-
talen Ausstattung der Schüler*innen. (Das Deutsche 
Schulbarometer Spezial Corona Krise 2020, S. 3)

Menschenbild, Bildungsziele und  
-inhalte des Schulwesens

Im Gegensatz zur Weimarer Verfassung überließen 
es die Väter und Mütter des westdeutschen Grund-
gesetzes den Bundesländern, so grundlegende 
Festlegungen wie Menschenbild und Bildungsziele 
in den Länderverfassungen zu verankern. 

Art. 148 der Weimarer Verfassung schrieb 
hingegen als Erziehungsziele „sittliche Bildung, 
staatsbürgerliche Gesinnung, persönliche und 
berufliche Tüchtigkeit im Geiste des deutschen 
Volkstums und der Völkerversöhnung“ in die Ver-
fassung und als unverzichtbare Unterrichtsinhalte 
Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht. 

Konkrete Unterrichtsfächer sind in Verfassun-
gen sicher entbehrlich, aber auf das Menschenbild 
sowie auf grundlegende Bildungs- und Erziehungs-
ziele sollte sich ein Staat doch gesamtstaatlich ver-
ständigen. Im Unterschied zum westdeutschen 
Grundgesetz enthielt die Verfassung der DDR von 
1949 in Art. 37, Abs. 1 und 2 als Ziele der Bildung 
die folgenden durchaus aktuellen Formulierungen: 

„(1) Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der 
Verfassung zu selbständig denkenden, verant-
wortungsbewusst handelnden Menschen, die 
fähig und bereit sind, sich in das Leben der 
Gemeinschaft einzuordnen.
(2) Als Mittlerin der Kultur hat die Schule die Auf-
gabe, die Jugend im Geiste des friedlichen und 
freundschaftlichen Zusammenlebens der Völker 
und einer echten Demokratie zu wahrer Humani-
tät zu erziehen“ (Die Verfassung der DDR, 1949).

In den Landesverfassungen des heutigen 
Deutschlands sind vergleichbare Aussagen zu fin-
den, allerdings mit deutlichen Unterschieden zwi-
schen einzelnen Bundesländern. Während zum 
Beispiel in der Verfassung des Freistaates Bayern 
laut Art. 131, Abs. 2 oberste Bildungsziele „Ehr-
furcht vor Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung 
und vor der Würde des Menschen“ sind (Bayerische 
Landeszentrale 2015, S. 63), wird in der Verfassung 
des Landes Brandenburg in Art. 28 „die Entwick-
lung der Persönlichkeit, selbständiges Denken 
und Handeln, Achtung vor der Würde, dem Glau-
ben und den Überzeugungen anderer“ an die erste 
Stelle gesetzt (Verfassung des Landes Brandenburg 
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1992). Gottesfurcht versus Persönlichkeitsrecht – 
viel größer können die Gegensätze kaum sein.

Als Kuriosität sei noch angemerkt, dass in 
Artikel 131, Abs. 4 der Bayerischen Verfassung vor-
geschrieben wird, dass die „Mädchen und Buben 
(…) außerdem in der Säuglingspflege, Kindererzie-
hung und Hauswirtschaft besonders zu unterwei-
sen (sind)“ (a.a.O.). 

So sinnvoll solche Kenntnisse sind, und so 
sehr die Gleichberechtigung der Geschlechter zu 
begrüßen ist, bleibt doch die Frage, wieso ausge-
rechnet diesen und nur diesen Kenntnissen Ver-
fassungsrang zukommt und anderen Kenntnissen 
nicht.

Und was die Gleichberechtigung anlangt: 
Die „Buben“ wurden erst 1998 ergänzt, nachdem 
der bayerische Verfassungsgerichtshof bereits 
1985 festgestellt hatte, dass die bisherige Formu-
lierung, die sich nur auf die Mädchen bezog, gegen 
den Gleichheitsgrundsatz verstoße (vgl. Bayerische 
Landeszentrale 2015, S. 63). Diese vermeintliche 
Kuriosität sagt jedoch wie im Brennglas einiges über 
die Kämpfe um Gleichberechtigung der Geschlech-
ter und die Überwindung eines konservativ-re-
aktionären Familien- und Mutterbildes aus. Dass 
heutzutage schulische Ganztagseinrichtungen eine 
Selbstverständlichkeit sind und Mütter, die ihre 
Kinder in Horten betreuen lassen, nicht mehr als 
„Rabenmütter“ beschimpft werden, ist erst in 
den 2000er Jahren auch in konservativ regierten 
Bundesländern durchgesetzt worden. Wichtige 

Impulse waren die finanziellen Bundesmittel der 
Regierung Schröder (IZBB-Programm), die Ergeb-
nisse der PISA-Studien sowie die Erfahrungen der 
Frauen in der ehemaligen DDR, wo bis zur Verei-
nigung 1989 die nachmittägliche Betreuung der 
Schulkinder in Horten selbstverständlich war. Im 
Westen der Republik wurden seit den Bildungs-
reformen der 70er Jahre Ganztagsschulen vor 
allem in (ehemals) sozialdemokratisch regierten 
Bundesländern, die den Empfehlungen des Deut-
schen Bildungsrats gefolgt waren und Gesamt-
schulen als Ganztagsschulen eingeführt hatten, 
eingerichtet. 

Schulartikel der Weimarer Verfassung  
in deutschen Verfassungen

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
Vollkommen enthaltsam ist das Grundgesetz in 
Sachen Schule aber doch nicht. Einige Artikel des 
Weimarer Schulkompromisses wurden fast wort-
gleich in das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland aufgenommen. In ihnen werden Rah-
men und Grenzen der Kulturhoheit der Länder fest-
gelegt. Auf diese Artikel soll im Folgenden näher 
eingegangen werden.

Staatliche Schulaufsicht
Artikel 144 der Weimarer Verfassung regelte die 
Aufsicht des Staates über das gesamte Schulwe-
sen durch „hauptamtlich tätige, fachmännisch vor-
gebildete Beamte“. Damit sollte das Monopol der 
Kirchen gebrochen werden, welche vor allem im 
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Bereich der Volksschulen die Aufsicht führten – oft 
vertreten durch den örtlichen Geistlichen. 

Doch die Durchsetzung der staatlichen 
Schulaufsicht gelang in der Weimarer Republik nur 
höchst unvollkommen. De jure oblag die Schul-
aufsicht dem Staat, de facto konnten die Kirchen 
vor allem im Bereich der Volksschulen ihren Ein-
fluss durch konfessionell gebundene Staatsbeamte 
sichern. (Zum Kampf um die Schulaufsichtsgesetze 
in der preußischen Landesversammlung vgl. Giese-
cke 1965, S. 166 ff.)

Im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland heißt es in Artikel 7 wortgleich mit der 
Weimarer Verfassung:

„Das gesamte Schulwesen steht 
 unter der Aufsicht des Staates.“  
(Grundgesetz 1949/2019)

Heute ist die staatliche Schulaufsicht bei den 
öffentlichen Schulen gewährleistet und von direk-
tem kirchlichem Einfluss frei. Allerdings lässt die 
Aufsicht über die Privatschulen zu wünschen übrig. 
So birgt die oft kritisierte mangelnde Aufsicht bei 
der Genehmigung neuer privater Ersatzschulen 
ein erhebliches Konfliktpotenzial, vor allem dann, 
wenn Ersatzschulen in kirchlicher Trägerschaft die 
einzigen Schulen am Ort sind. 

Religionsunterricht, Privatschulen
Nahezu wortgleich ins Grundgesetz übernommen 
wurden auch die Formulierungen zum Religionsun-
terricht, den Privatschulen und zur Aufhebung der 
Vorschulen (Artikel 147 der Reichsverfassung). 

Während die Aufhebung der Vorschulen 
der Programmatik der Reformparteien entsprach, 
waren der Religionsunterricht als ordentliches 
Lehrfach und der Weiterbestand von Privatschu-
len als Ersatzschulen weitere Konzessionen, die die 
Reformparteien machen mussten, die eigentlich 
eine weltliche, öffentliche Schule wollten. 

Die Tatsache, dass gerade diese Regelun-
gen ins Grundgesetz aufgenommen wurden, zeigt, 
wie erfolgreich die Kirchen in ihrem hartnäckigen 
Kampf um Einfluss auf das Schulwesen bis heute 
sind. Dieser Kampf hat eine lange Geschichte und 
wurde auch mit umstrittenen Mitteln geführt, wie 
zum Beispiel dem Abschluss eines bis heute gelten-
den Konkordats zwischen dem Vatikan und dem 
Nazi-Regime, in welchem der Religionsunterricht 
als ordentliches Schulfach sowie Neugründung und 
Fortbestand kirchlicher schulischer Einrichtungen 
garantiert werden. 

Die Regelungen zu Privatschulen und Reli-
gionsunterricht im Grundgesetz sind für die 
gegenwärtige Entwicklung des Schulwesens nicht 
unproblematisch. Privatschulen begünstigen nach-
weislich die soziale Spaltung der Schülerschaft. 
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Nach Weimarer Verfassung und Grundgesetz dürfen 
Privatschulen als Ersatzschulen für öffentliche Schu-
len nur genehmigt werden, wenn „eine Sonderung 
der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern 
nicht gefördert“ wird. Wissenschaftlich wurde jedoch 
mehrfach nachgewiesen, dass genau dies geschieht. 
Privatschulen fördern die soziale Spaltung („die Son-
derung“) nach Besitzverhältnissen und Ausbildung 
der Eltern, da sie Schulgeld erheben und ihre Schü-
lerschaft auswählen dürfen. Insbesondere öffentliche 
Schulen mit einem hohen Anteil an Schüler*innen 
mit Migrationshintergrund  werden von bildungsna-
hen und finanzstarken Eltern häufig gemieden.

Spaltpotenzial steckt auch in der Garantie 
des Religionsunterrichts als ordentlichem Unter-
richtsfach. Sie führt in der multikulturellen, multi-
religiösen Gesellschaft der heutigen Zeit zu immer 
neuen Konflikten. Man denke nur an die (mittler-
weile wieder zurückgenommene) Kreuzpflicht in 
bayerischen Klassenzimmern, das Kopftuchverbot 
für Lehrerinnen oder die Schwierigkeiten, Schü-
ler*innen islamischen Glaubens das gleiche Recht 
auf einen islamischen Religionsunterricht in öffent-
lichen Schulen zu gewährleisten wie Schüler*innen 
christlichen Glaubens. 

Soviel also zu den schulpolitischen Bezü-
gen zwischen der Weimarer Reichsverfassung und 
dem aktuellen Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland. Wenn man aber danach fragt, was 
aus den Aussagen der Weimarer Verfassung gewor-

den ist, muss selbstverständlich auch ein Blick auf 
die Verfassungen der Nationalsozialistischen Dikta-
tur und der Deutschen Demokratischen Republik 
(DDR) geworfen werden.

„Verfassungsgesetze“ im NS-Staat 
Die Weimarer Verfassung wurde im NS-Staat for-
mal nie aufgehoben, sondern durch so genannte 
Verfassungsgesetze außer Kraft gesetzt. Durch 
diese Verfassungsgesetze wurden die Grundrechte 
und die Gewaltenteilung außer Kraft und der völki-
sche, zentralistische Einparteienstaat mit dem Füh-
rerprinzip an ihre Stelle gesetzt. Für den Schulbe-
reich gab es keine speziellen Verfassungsgesetze, 
wohl aber gab es Verfassungsgesetze mit Auswir-
kungen in den Schulbereich, so zum Beispiel das 
Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums, wonach jüdische und/oder politisch misslie-
bige Lehrkräfte (v.a. Kommunisten und Sozialisten) 
aus dem Schuldienst entlassen wurden. 

Die inhaltliche Anpassung an die Ziele des 
nationalsozialistischen Staates wurde durch Verord-
nungen und Verfügungen auf den Weg gebracht, 
so auch das Reichministerium für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung. Nach Abschnitt 3 der 
Verordnung oblag ihm lediglich, die durch den 
Reichskanzler bestimmten Aufgaben umzusetzen 
(vgl. Michael/Schepp 1993, S. 293). Das Ministe-
rium als untergeordnete Behörde verkörperte Füh-
rerprinzip und Zentralismus in Reinkultur. Auf die 
Besonderheit des Religionsunterrichts und Konkor-
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dats wurde bereits an anderer Stelle eingegangen 
(vgl. S. 32).

In einem Runderlass von 1938 wurde die 
„Errichtung gesonderter jüdischer Schulen“ im 
Pflichtschulbereich beschlossen, die von jüdischen 
Kindern mit mindestens einem Elternteil jüdischen 
Glaubens zu besuchen waren. In den höheren Schu-
len galt bereits ab 1933 durch eine Ausführungs-
verordnung zum Gesetz gegen die Überfüllung 
deutscher Schulen und Hochschulen (Gesetz 1933) 
eine Quote von maximal 1,5 Prozent „nicht-ari-
scher“ Schüler*innen bei Neuzugängen an Ober-
schulen/Gymnasien.

Die strategischen Ziele der NS-Zeit galten 
einem „vereinheitlichten deutschen Schulsystem“ 
sowie „Lehrplänen für allgemeinbildende Schulen, 
die an der nationalsozialistischen Ideologie aus-
gerichtet waren“ (Schlüter/Zymek 2008, S. 265 f.). 
Allerdings ist zu betonen, dass 
„die…als politisches Ziel propagierte Einheitlich-
keit (…) keine Politik zur Einführung der ,nationa-
len Einheitsschule‘ (bedeutete), wie sie seit Anfang 
des 20. Jahrhunderts diskutiert wurde. Einheitlich-
keit meinte im Nationalsozialismus weltanschauli-
che und ,völkische‘ Einheit und Geschlossenheit im 
Sinne der NS-Ideologie.“ (Schlüter/Zymek 2008, 
S. 260) 

Veränderungen im Aufbau des Schulsys-
tems wurden 1937/1938 ebenfalls durch Erlasse 
vollzogen. Nach anfänglichen gescheiterten Koor-

dinierungsversuchen mit den Ländern gelangte 
das Reichsministerium für Wissenschaft, Erzie-
hung und Volksbildung zu der Auffassung, dass es 
wegen Meinungsverschiedenheiten mit den Län-
dern über die weitere Entwicklung besonders der 
so genannten höheren Schulen auf die Koordina-
tion mit den Ländern verzichten und auf dem Ver-
ordnungswege die Änderungen durchsetzen sollte. 
Zudem war das Ministerium nach einer Bestands-
aufnahme des Schulwesens in den deutschen Län-
dern der Überzeugung, dass seine Vorstellungen 
von einem vereinheitlichten dreigliedrigen Schul-
system aus auf der Grundschule aufbauenden 
grundständigen Schulformen (Volksschuloberstufe, 
Mittelschulen, Oberschulen) „wegen der regiona-
len Strukturvielfalt in den Ländern des deutschen 
Reichs noch nicht durchsetzbar waren“ (Schlüter/
Zymek 2008, S. 264). 

Das Ministerium entschied pragmatisch, 
ordnete die bestehenden länderspezifischen Schul-
formen und Schultypen nach Kategorien und Funk-
tionalitäten und änderte die Namen. Ab 1936 gab es 
die grundständigen Oberschulen für Knaben und die 
Oberschulen für Mädchen mit jeweils unterschied-
lichen Profilen (Koedukation war nur in Ausnah-
mefällen erlaubt und Mädchen konnten nur noch 
wählen zwischen einem sprachlichen und einem 
hauswirtschaftlichen Zweig). Obwohl die Bezeich-
nung Oberschule auch von den Schulreformern der 
Weimarer Republik benutzt wurde, bestand ein 
prinzipieller Unterschied: Im Gegensatz zur NS-Zeit 
begann die Oberschule in den gestuften Modellen 
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der Schulreformer nicht ab dem 11., sondern erst 
ab dem 15. Lebensjahr (Reichsministerium 1921, S. 
112 f. und S. 149 ff.).

Neben den grundständigen Oberschulen 
gab es die Sonderform Gymnasium nur für Jungen 
und Aufbauschulen für Jungen oder Mädchen. Die 
Aufbauschulen begannen erst mit Klasse 7 und soll-
ten Schüler*innen aus Mittelschulen den Übergang 
zu Oberschulen ermöglichen. Ebenfalls zum Abitur 
führten die sog. Adolf-Hitler-Schulen und die Nati-
onalpolitischen Erziehungsanstalten (Napola), bei-
des elitäre Internatsschulen, die der Ausbildung 
des nationalsozialistischen Führungsnachwuchses 
dienten (vgl. Michael/Schepp 1993, S. 307 ff.).

Ab 1938 wurde auch das mittlere Schulwesen 
durch Namensgebung – grundständige Knabenmit-
telschule und grundständige Mädchenmittelschule 
– „vereinheitlicht“. Da aber die Schülerzahl auf dem 
Lande und in den kleineren Städten für die Vielzahl 
grundständiger Schultypen nicht ausreichte, blie-
ben auch Sonder- und Nebenformen wie Aufbau-
züge etc. und „Zubringerschulen“ bestehen. Eine 
„Sonderform“ gab es allerdings nur in den Groß-
städten – die altsprachlichen Gymnasien mit Latein 
und Griechisch ab Klasse 5 (vgl. Schlüter/Zymek 
2008, S. 264).

Resümierend lässt sich feststellen, dass sich 
de facto in der NS-Zeit im öffentlichen Schulsystem 
strukturell kaum etwas geändert hat und dass sogar 
das altsprachliche Gymnasium auch diese Maß-

nahmen im höheren Schulwesen überstand. Viel-
mehr wurden die alten, bereits im Kaiserreich und 
der Weimarer Republik vorhandenen Vorhaben 
zur Systematisierung des Schulwesens fortgeführt 
und Vereinheitlichung durch Namensgebung sug-
geriert. Für die strukturelle Vereinheitlichung des 
Schulwesens folgenreich – so Schlüter/Zymek – sei 
vielmehr nur
„...die Eliminierung des ehemals quantitativ und 
strukturell bedeutenden Privatschulsektors im 
deutschen Schulwesen während der Jahre der 
nationalsozialistischen Herrschaft (gewesen).“ 
(ebd., S. 265)

In der NS-Zeit waren die tiefgreifenden Ver-
änderungen inhaltlicher Natur und lassen sich 
mit totalitärer Ideologisierung im Interesse des 
NS-Staates und seiner Ausrichtung auf die kriege-
rische Eroberung der Weltherrschaft beschreiben. 
Die behauptete Vereinheitlichung vollzog sich viel-
mehr in den Lehrplänen und Unterrichtsinhalten, 
die im Sinne der nationalistisch-völkisch-rassisti-
schen Ideologie ausgerichtet wurden. Der rassi-
schen und ideologischen Vereinheitlichung diente 
zudem die „Gleichschaltungspolitik“, in deren Folge 
liberale, demokratische und linke Lehrkräfte sowie 
„nicht-arische Elemente“ in der Schüler- und Leh-
rerschaft aus den Schulen entfernt wurden. 

Michael/Schepp gehen davon aus, dass der 
mit diesen Veränderungen verbundene
 „rigorose Einschnitt in die Entwicklung des höhe-
ren Schulwesens (…) nach dem Zusammenbruch 
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des NS-Regimes noch lange Zeit nach(wirkte) und 
(…) nicht unerheblich zu der konservativ-restau-
rativen Einstellung weiter Kreise beim Wiederauf-
bau des Schulwesens bei(trug).“ (Michael/Schepp 
1993, S. 307)

Allerdings muss hier die Einschränkung 
gemacht werden, dass dies nur auf die westlichen 
Bundesländer der BRD zutraf. Da in der sowjetisch 
besetzten Zone (SBZ) und späteren DDR eine „kon-
servativ-restaurative Einstellung weiter Kreise“ – 
falls vorhanden – politisch nicht zum Zuge kam, 
könnte sich auch eine andere Interpretation anbie-
ten: dass nämlich der Hinweis auf das NS-Regime 
den konservativ-restaurativen Kräften in der BRD 
als Vorwand diente, um ihre schulpolitischen Vor-
stellungen durchzusetzen. Und dass die westlichen 
Alliierten kein gesteigertes Interesse daran hatten, 
sich in Schulfragen mit einflussreichen konservati-
ven Kreisen zu überwerfen, die sie in der bipolaren 
Welt des Kalten Kriegs als Verbündete brauchten 
(vgl. Edelstein/Veith 2017). 

Verfassungen der SBZ und der DDR 
Dass die Erfahrungen mit der NS-Zeit nicht zwangs-
läufig zu „konservativ-restaurativen“ Einstellun-
gen führen mussten, zeigen die Verfassungen der 
Sowjetisch Besetzten Zone (SBZ) von 1949 und der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 
1968 und 1974.

In der Forschung besteht Einigkeit, dass die 
erste Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1949 
„einen Kompromiss zwischen den Grundsätzen 
der bürgerlich-demokratischen Reichsverfassung 
der Weimarer Republik und sozialistischen Ver-
fassungsprinzipien – wie Gewalteneinheit und 
Wirtschaftsplanung – dar(stellte)“ (vgl. Amos o.J., 
Zusammenfassung). Für den Bereich der Bildung 
gilt das beispielhaft. Wie in der Weimarer Verfas-
sung wurden im Unterschied zur BRD-Verfassung in 
der ersten DDR-Verfassung für wichtige Bildungs-
fragen Aussagen getroffen (Schulpflicht, Lehr-/
Lernmittelfreiheit, Erziehungs- und Bildungsziele). 
Da die erste DDR-Verfassung noch föderal auf-
gebaut war und die Zuständigkeit für das Schul-
wesen – wie in der Weimarer Republik – bei den 
Ländern lag, wurde der Gesetzgeber in Artikel 36 
ermächtigt, zu den „Einrichtungen des öffentlichen 
Schulwesens“ und der „Durchführung des Schulun-
terrichtes“ „einheitliche gesetzliche Grundbestim-
mungen“ zu erlassen.

Diese einheitlichen gesetzlichen Grund-
bestimmungen waren bereits 1946 von der Zentral
verwaltung Volksbildung (eingesetzt von der ​
sowjetischen Besatzungsmacht) mit dem Gesetz 
zur Demokratisierung der deutschen Schule erlas-
sen worden und den Ländern als Grundlage für ihre 
Gesetzesvorhaben empfohlen und von diesen ent-
sprechend umgesetzt worden. Dieses Gesetz kann 
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„als Grundlage und Kernstück der Neuordnung 
und Vereinheitlichung des Schulwesens der SBZ 
vor Gründung der DDR angesehen werden. Die 
Schulartikel der ersten Verfassung der DDR (1949) 
sind wesentlich durch dieses Schulgesetz beein-
flußt worden.“ (Michael / Schepp 1993, S. 341)

Als demokratische Einheitsschule wird der 
Begriff Einheitsschule in § 3 der DDR-Verfassung 
von 1949 eingeführt. Sie soll vom Kindergarten 
bis zur Berufsschule und Oberschule reichen und 
hatte strukturell bis zum Ende der DDR mit einigen 
Modifikationen Bestand. Die wesentlichen Ände-
rungen bezogen sich vor allem auf Ziele und Inhalte 
von Erziehung und Bildung. Während die Schular-
tikel der Verfassung (1949) und des Schulgesetzes 
von 1946 noch „weitgehend frei von parteidogmati-
schen Formeln“ waren und auf „schulreformerische 
Motive zurückgreifen, die seit der pädagogischen 
Reformbewegung der 20/30er Jahre auch von nicht-
kommunistischen Schulpolitikern vertreten worden 
(sind)“ (Michael / Schepp 1993, S. 341), ändert sich 
das Schritt für Schritt ab Mitte der 50er Jahre und 
fand 1965 im „Gesetz über das einheitliche sozialis-
tische Bildungssystem“ einen vorläufigen Abschluss. 

Die Verfassung von 1968, in der Präambel 
ausdrücklich als „sozialistische Verfassung“ bezeich-
net, untermauerte auch in den Bildungsartikeln 
unmissverständlich, dass es um die Stabilisierung 

des sozialistischen Staates und die Herausbildung 
der sozialistischen Persönlichkeit geht. (Die Ver-
fassungsänderungen von 1974 betreffen den Bil-
dungsbereich nicht und bleiben deshalb hier außer 
Betracht.)

Die Verfassung von 1949 proklamierte als 
Erziehungsziel noch: 

„Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der Ver-
fassung zu selbständig denkenden, verantwor-
tungsbewußt handelnden Menschen, die fähig 
und bereit sind, sich in das Leben der Gemein-
schaft einzuordnen.“ (Artikel 37, Abs. 1) 

1968 ist von selbständig denkenden, ver-
antwortungsbewusst handelnden Menschen nicht 
mehr die Rede. Stattdessen dient die Bildung nun 
an erster Stelle der Anpassung an gesellschaftliche 
Erfordernisse. Jetzt heißt es:

„Mit dem einheitlichen sozialistischen Bildungs-
system sichert die Deutsche Demokratische Repu-
blik allen Bürgern eine den ständig steigenden 
gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechende 
hohe Bildung. Sie befähigt die Bürger, die sozialis-
tische Gesellschaft zu gestalten und an der Ent-
wicklung der sozialistischen Demokratie schöpfe-
risch mitzuwirken.“ (Artikel 17, Absatz 2)

In den Verfassungen der DDR wurde aus dem 
individuellen Menschenrecht auf Bildung (Allge-
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meine Erklärung der Menschenrechte – 1948), das 
in der ersten Verfassung der DDR verankert ist (1949 
– Artikel 35, Absatz 1), im Verlauf des kalten Krie-
ges ein funktionales Recht im Interesse des sozia-
listischen Staates. Allerdings – dies sollte bei aller 
Kritik nicht vergessen werden: Im Grundgesetz der 
BRD fehlen bislang sowohl das Recht auf Bildung 
als auch die Kinderrechte.4 Nur in sechs Landesver-
fassungen ist ein uneingeschränktes Recht auf Bil-
dung für jede und jeden verankert und wird nur in 
zwei dieser Verfassungen mit dem Ziel der Chan-
cengleichheit verknüpft. In fünf Landesverfassun-
gen fehlt ein entsprechendes Recht vollständig und 
in den verbleibenden Ländern wird das Recht auf 
Bildung nur eingeschränkt entsprechend der Bega-
bung oder als „Anspruch“ gewährt (vgl. Demmer 
2006, S. 4 ff.). 

4	 Bei Drucklegung war unklar, ob die von der Bundesregie-
rung geplante Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz 
die notwendige Zweidrittelmehrheit finden würde. Mit den 
Kinderrechten wäre Indirekt auch das Recht auf Bildung im 
Grundgesetz verankert.

Kerschensteiner-Grundschule  
Hamburg, 1920er Jahre4
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Reformansprüche versus Traditionen

Verfassungen sind bekanntlich das eine – die grö-
ßeren Schwierigkeiten beginnen mit ihrer Umset-
zung. Dem Schweizer Autor Peter F. Keller wird die 
Bemerkung zugeschrieben: „Die Verfassung eines 
Landes gibt noch keine Auskunft über dessen Ver-
fassung.“ Auf die Weimarer Republik und ihre Schul-
politik trifft dies in besonderem Maße zu und war 
den schulpolitischen Akteuren sehr bewusst. Des-
halb wurde bereits 1919 mit den Arbeiten für eine 
Reichsschulkonferenz begonnen. Sie sollte der Vor-
bereitung eines Reichsschulgesetzes gemäß Art. 146, 
Abs. 2 der Weimarer Reichsverfassung dienen. Ziel 
war, Klarheit darüber zu gewinnen, welche Bestim-
mungen der Weimarer Verfassung im Abschnitt Bil-
dung und Schule durch Reichs- oder Ländergesetz-
gebung geregelt werden mussten. Denn so viel war 
klar: Ein öffentliches, dem Einfluss der Kirche weitge-
hend entzogenes, vom Geldbeutel der Eltern unab-
hängiges „organisch ausgestaltetes“ Schulwesen 
war in den Ländern mit ihren unterschiedlichen Tra-
ditionen nur auf der Basis einer reichsgesetzlichen 
Grundlage durchzusetzen. Und ein solches Gesetz 
musste im Reichstag eine Mehrheit und die Zustim-
mung in den Ländern finden. Entsprechend hetero-
gen war die personelle Zusammensetzung der Kon-
ferenz (s. Kasten „Fakten zur Reichsschulkonferenz“). 
Zwar legten die Redner und die wenigen Rednerin-
nen alle ein Bekenntnis zur „Einheitsschule“ ab. Aber 
mit dem ursprünglichen sozialdemokratischen Kon-
zept von Einheitsschule hatten die Vorstellungen 
auf konservativer Seite nicht viel zu tun. Zähneknir-

Fakten zur Reichsschulkonferenz

Termin: 11.-19. Juni 1920 
Ort: Berlin (Reichstag) 
Teilnehmer: Insgesamt ca. 650 Personen

Vertreten waren 
• �die Reichsministerien v.a. des Inneren und 

des Preußischen Ministeriums für Wissen-
schaft, Kunst und Volksbildung

• �die 15 Landesregierungen sowie der Freistaat 
Deutsch-Österreich

• die Gemeindeverwaltungen
• die Vereinigungen von Schulaufsichtsbeamten 
• �die Berufs- und Standesvertretungen der  

Lehrerschaft
• Berufs- und Fachschulen
• Privatschulen
• Hochschulen
• Jugendbewegung 
• Pädagogische Vereinigungen
• �Vereinigungen zur Förderung von Bildungs-

bestrebungen
• �Vereinigungen für körperliche Erziehung und 

Gesundheitspflege
• Schulpolitische Vereinigungen 
• �Vereinigungen zur Pflege von Religion und 

Weltanschauung
• Vereinigungen wirtschaftlichen Charakters 
• Sonstige Vereinigungen 
• Einzelpersonen 
• Berichterstatter
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schend akzeptierten die Vertreter der Kirchen und 
der Philologen bestenfalls die gemeinsame vierjäh-
rige Grundschule. Aber auch auf Seiten der Schulre-
former gingen die Vorstellungen weit auseinander. 
Diffuse Vorstellungen und Uneinigkeit auf Seiten 
der Reformkräfte und massiver Widerstand bei kon-
servativen Parteien, Lehrer- und Elternverbänden 
verhinderten, dass die gesellschaftliche Umbruch-
phase nach dem 1. Weltkrieg für eine tiefgreifende 
Schulreform für ganz Deutschland genutzt werden 
konnte. Dieses Muster sollte sich nach dem 2. Welt-
krieg wiederholen. Dazu an anderer Stelle mehr.

Die verschobene Konferenz
Die Konferenz wurde zu einer Zeit geplant, als die 
Regierung noch von einer deutlichen sozialdemo-
kratischen Mehrheit gestellt wurde und die Aus-
sicht bestand, für ein „sozialdemokratisches“ 
Reichsschulgesetz die Mehrheit im Reichstag zu 
bekommen. Dies änderte sich in den Monaten bis 
zur Konferenz, deren Beginn infolge der politischen 
Geschehnisse – Kapp-Putsch, Ruhraufstand und 
Versailler Vertragsabschluss – vom 7. April auf den 
11. Juni 1920 verschoben worden war. 

Die Verschiebung hatte jedoch zur Folge, 
dass die Reichsschulkonferenz in einem politischen 
Machtvakuum stattfand, denn die vorgezogenen 
Reichstagswahlen am 6. Juni 1920 hatten verän-
derte Mehrheitsverhältnisse gebracht. Zwar war 
die alte, sozialdemokratisch geführte Regierung 
noch geschäftsführend im Amt, aber sie wurde nur 
wenige Tage nach dem Ende der Konferenz von 
einer rechtskonservativen Regierung unter Füh-

rung der Zentrumspartei abgelöst. Die Konferenz 
fand dementsprechend in einer für die ausrich
tende „alte“ Regierung komplizierten Situation statt.

Außer Spesen nichts gewesen? –  
Die unverbindliche Konferenz

Heinrich Schulz, als Staatssekretär im Reichsinnen-
ministerium Initiator und Organisator der Reichs-
schulkonferenz, war dies bewusst. In den Tagen vor 
der Konferenz wurde in den meisten deutschen 
Tageszeitungen eine Presseerklärung von ihm ver-
öffentlicht, in der er mitteilte, dass die Ergebnisse 
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Beratungsgegenstände der Reichsschulkonferenz, zu denen Leitsätze und Vorberichte 
als Beratungsgrundlage vorgelegt wurden:
I Schularten, Schulziele und organisatorische Zusammensetzung zur Einheitsschule mit folgenden 
Unterpunkten: 
Einrichtungen für das vorschulpflichtige Alter als Überleitung zur Schule. Kindergarten. Kinderhort
Dauer der Grundschule
Verzweigung des Schulwesens von der Grundschule aus: 
• Die Volksschule 
• �Das mittlere Schulwesen (Aufbauschule, so genannte  Mittelschule, so genannte  höhere Schulen, 

Fortbildungs- und Fachschulen) 
• Hochschulen, Volkshochschulen und freies Volksbildungswesen

II Methodische Fragen und Bedeutung einzelner Schulfächer für das gesamte Schulwesen:  
Arbeitsunterricht, Werkunterricht, Staatsbürgerkunde, Kunsterziehung, Lern- und Unterrichtsmittel 

III Lehrer (Lehrerinnen) (so im Original): Ausbildung, Beteiligung an der Schulleitung und Schul- 
verwaltung

IV Schüler (Schülerinnen) (so im Original): Auslese für die einzelnen Schularten, Berufsberatung, 
Selbstregierung der Schüler, Schulgemeinde, Schülerausschüsse, Schülervereine, Gemeinschaftliche 
Erziehung der Geschlechter, Körperliche Erziehung

V Eltern, Elternbeiräte 

VI Technische Vereinheitlichung des Schulwesens: Beginn des Schuljahres, einheitliche Regelung  
der Ferien, einheitliche Benennung der Schulen und Klassen, gegenseitige Anerkennung der Prüfungen 
und Zeugnisse der Schüler, Reifeprüfung, Reifezeugnis, Berechtigungen, gegenseitige Anerkennung  
der Lehramtsprüfungen, einheitliche Amtsbezeichnungen der Lehrer

VII Die Verwaltung des öffentlichen Schulwesens: Zuständigkeiten – Aufgaben und Befugnisse –  
von Reich, Ländern und Gemeinden hinsichtlich der Schulverwaltung und Schulaufsicht, geldliche 
Grundlagen des Schulwesens

VIII Die Privatschule in ihrem Verhältnis zum öffentlichen Schulwesen

IX Deutsches Schulwesen im Ausland 
(Reichsministerium 1921, Inhaltsübersicht)
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der Reichsschulkonferenz natürlich nicht bindend 
für die Gesetzgebung seien. Sie hätten „lediglich 
gutachtliche Bedeutung“ (Braune 2003, S. 160). 
Aber die Regierungen würden „das schätzbare 
Material der Reichsschulkonferenz für ihre Arbeiten 
in ausgiebigem Maße nutzen“ können (ebd.). Damit 
bekam die Konferenz einen relativ unverbindlichen 
Charakter, was zu Beginn der Konferenz im Plenum 
zu Unruhen führte. Dr. Reinhard Mumm, evange-
lischer Pastor, Geschäftsführer des kirchlich sozi-
alen Bundes und Mitglied der Nationalversamm-
lung, erklärte, dass man sich nicht an Beschlüsse, 
die auf der Konferenz möglicherweise gefasst wür-
den, gebunden fühle. Auch stellte er die Zusam-
mensetzung der zu Einzelfragen beratenden Aus-
schüsse in Frage, weil sie noch von der alten Regie-
rung vorgenommen worden sei (vgl. Reichsministe-
rium 1921, S. 451 f.). Inhaltliche und formale Kon-
troversen der schulpolitischen gegnerischen Lager 
durchzogen die gesamte Konferenz. 

Zudem war mit der Verabschiedung des 
Grundschulgesetzes ein wesentlicher Diskussions- 
und Streitpunkt bereits beschlossene Sache. Alle 
Auseinandersetzungen und Ausführungen zu die-
ser Frage hatten folglich „rein akademischen Cha-
rakter“, wie Prof. Binder bemerkte, der für den 
Vereinsverband akademisch gebildeter Lehrer (Vor-
läufer des Philologenverbands) sprach. (Reichsmi-
nisterium 1921, S.96). 

Heinrich Schulz selbst glaubte unter dem 
Druck der Ereignisse und wechselnder Regierungs-
mehrheiten selbst auch nicht mehr an eine schnelle 

Verabschiedung eines Reichsschulgesetzes. Er 
schrieb im Vorwort des Handbuchs zur Vorberei-
tung der Konferenz, weitsichtig – und wohl auch 
resignierend: 
„Wir dürfen daher wertvolle Ergebnisse von ihr 
(der RSK-MD) erwarten. Aber nicht darf sich 
unsere Hoffnung auf Mehrheitsbeschlüsse einstel-
len, die etwa der zukünftigen Reichsschulgesetz-
gebung eine gebundene Marschroute zu geben 
hätten. Dafür ist das deutsche Schulwesen noch 
zu sehr in gärender Bewegung. Wohl aber werden 
die Beratungen der Reichsschulkonferenz und ihre 
Ergebnisse auf lange Zeit hinaus ein unerschöpf-
liches und an innerer Bedeutsamkeit unübertreff-
liches Sammelbecken aller wertvollen pädago-
gischen Strömungen im neuen Deutschland sein. 
Die Schulgesetzgebung des Reichs und der Länder 
wird jahre- und jahrzehntelang auf sie zurückgrei-
fen und Anregung und Unterstützung aus ihr ent-
nehmen.“ (Zentralinstitut 1920, S. XII)

Beratungsgegenstände – immer noch aktuell 
Heinrich Schulz‘ Vorhersage, dass die Diskussio-
nen und Ergebnisse der Reichsschulkonferenz für 
die Schulgesetzgebung ein wichtiges „unübertreff-

Heinrich Schulz (1872 – 1932), 
 ab 1920 Staatssekretär für  
Schul- und Bildungsfragen im 
Reichsinnenministerium,  
Initiator und Leiter der RSK
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liches Sammelbecken aller wertvollen pädagogi-
schen Strömungen im neuen Deutschland“ sein 
werden, hat sich eindrucksvoll bestätigt. In den Hot
spots der Bildungsreform nach dem Zweiten Welt-
krieg erlebten viele Beratungsgegenstände der 
Reichsschulkonferenz eine Neuauflage. 

Deutscher Bildungsrat, Bildungsplanung  
und die Gesamtschule

Besonders eindrucksvoll und nachhaltig waren die 
Empfehlungen des Deutschen Bildungsrats zur 
Demokratisierung des gesamten Bildungswesens 
von der Elementarbildung in Kitas bis zur Erwach-
senenbildung. Basierend auf den Grundrechten 
und der Forderung nach Chancengleichheit grif-
fen der Strukturplan für das Bildungswesen (1970) 
sowie der Bildungsgesamtplan (1973) das Konzept 
der stufenförmigen Gliederung des Bildungswe-
sens in gesamtstaatlicher Verantwortung wieder 
auf. Darin wurde – aufbauend auf der vierjährigen 
Grundschule – die Einrichtung von Gesamtschulen 
anstelle der vertikal gegliederten Schularten Volks-
schule/Hauptschule, Realschule und Gymnasium 
vorgeschlagen. Nach dem Scheitern des Bildungs-
gesamtplans am Widerstand konservativ regier-
ter Bundesländer und einem neuerlichen Anlauf 
durch das Forum Bildung (2000 – 2002) wurde die 
Illusion/Hoffnung auf eine gesamtstaatliche Bil-
dungsplanung noch bis 2006 durch die Bund-Län-
der-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung (BLK) aufrecht gehalten. Mit der 
Föderalismusreform und dem neuen Art. 91 b GG 
war eine gesamtstaatliche Bildungsplanung jedoch 
nicht mehr vereinbar, da seitdem die Länder für den 

Schulbereich im Wesentlichen allein verantwort-
lich sind. Die BLK stellte daher die Arbeiten in der 
Bildungsplanung im Herbst 2006 ein.5 

Forum Bildung, Ganztagsschulen  
und Föderalismusreform

Föderalismusreform und Grundgesetzänderung​ 
waren eine Folge der Arbeit des Forum Bildung 
(2000 – 2002), das mit der Empfehlung für den 
flächendeckenden Ausbau von Ganztagsschu-
len und dem nachfolgenden IZBB-Programm6 

des Bundes die Bundesländer mit Bundesmitteln 
unter Druck gesetzt hatte, den Ausbau von Ganz-
tagsangeboten – endlich – in Angriff zu nehmen. 
Dieser Vorgang machte erneut deutlich, welches 
Konfliktpotenzial in schulstrukturellen Änderun-
gen selbst dann liegt, wenn der Kern des Streits – 
die gemeinsame Schule für alle Kinder – gar nicht 
berührt ist, sondern „nur“ die föderale Selbst-
behauptung der Bundesländer und ein konser-
vatives Frauen- und Familienbild, in welchem die 
Berufstätigkeit von Müttern keinen Platz hatte. 
Das Forum Bildung hatte die Gesamtschulfrage 
nämlich aus Sorge, an ihr würde das gesamte 
Vorhaben scheitern, von vornherein außen vor 
gelassen, obwohl das Thema Chancengleich-
heit eine wesentliche Rolle spielte. Und so kam 
der Begriff Gesamtschule in der entsprechenden 
Empfehlung nur einmal (!) im Zusammenhang 

5	 Die Aufgaben in den Bereichen Wissenschafts- und For-
schungsförderung wurden ab 1. Januar 2008 von der Gemein-
samen Wissenschaftskonferenz (GWK) übernommen.
6	 Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“
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mit Chancengleichheit in der Grundschule vor.7 

Eine auffällige Enthaltsamkeit, was die Verantwor-
tung der weiterführenden Schulen für die Verwirk-
lichung von Chancengleichheit anlangt,8 brachten 
dem Forum Bildung den Vorwurf ein, Ganztags-
schulen seien für die Gegner eines einheitlichen 
integrierten Schulsystems zum Feigenblatt gewor-
den. Allerdings ist zu betonen, dass Ganztagsschu-
len eine gesellschaftliche und pädagogische Not-
wendigkeit an sich darstellen – gleichgültig welche 
taktischen Überlegungen ihren forcierten Ausbau 
beeinflussten. 

Ganztägige Schulkonzepte wurden auf 
der Reichsschulkonferenz nur beiläufig themati-
siert. Das Konzept des Arbeitsunterrichts, das in 
der handwerklichen und sportlichen Betätigung 
einen zentralen Bildungsanlass und -inhalt sah, 
ließ es für die entschiedenen Schulreformer zur 
Zeit der Reichsschulkonferenz als selbstverständ-
lich erscheinen, „daß sich die Schüler bis in den 
Nachmittag hinein in ihr (der Schule – MD) auf-
halten, also auch wenigstens eine Mahlzeit dort 
einnehmen“ (Reichsministerium 1921, S. 109). 
Die in verschiedenen Schulversuchen übliche  
 

7	 „Die Einrichtung der Grundschule als flächendeckende 
‚Gesamtschule‘ und ihre Fundierung durch die Weimarer Ver-
fassung und das Reichsgrundschulgesetz vom 28. April 1920 
gelten bis heute als die bedeutendste bildungspolitische Tat 
der ersten deutschen Republik.“ (Forum Bildung 2001, S. 31)
8	 „Auch weiterführende Schulen und Hochschulen, die in 
den Vorläufigen Empfehlungen in geringem Maße unmittelbar 
angesprochen werden, müssen beispielsweise noch stärker zur 
Verwirklichung von Chancengleichheit beitragen.“ (ebd., S. 2)

Gemeinschaftsschulen 
in heutiger Bedeutung sind Schulen oder 
Schulverbünde, die Lerngemeinschaften 
von der Einschulung bis zum Schulabschluss 
nach Klasse 10 oder 12/13 bilden. Sie leben 
Vielfalt und verzichten auf äußere Fachleis-
tungsdifferenzierung. Innere Differenzierung, 
individuelles und gemeinsames Lernen sollen 
zu guten Lernergebnissen und mehr Chancen-
gleichheit beitragen. 

internatsmäßige Organisation wurde zwar im 
Zusammenhang mit der schlechten Versorgung der 
Landbevölkerung mit höheren Schulen diskutiert, 
wobei jedoch die Unterbringung der Schüler*in-
nen in Schulheimen das eigentliche Motiv war, 
nicht die ganztägige Schulorganisation (vgl. Reichs-
ministerium 1921, S. 151/156).

Zentrale Fragen der Reichsschulkonferenz –
immer noch strittig

Die Einheitsschule – einer der zentralen Beratungs-
gegenstände der Reichsschulkonferenz – spielte 
als Sachbegriff nur noch in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit und in der DDR eine Rolle. Selbst 
die Bezeichnung Gesamtschule als „Nachfolgemo-
dell“ in sozialdemokratisch regierten Bundeslän-
dern verschwand in Folge der Schulkämpfe in den 
80er und 90er Jahren aus den öffentlichen Diskus-
sionen – zumindest was die offizielle Schulpolitik 
betraf (siehe Forum Bildung). 
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Erst nach der Jahrtausendwende nahm die 
Diskussion über ein integriertes Schulsystem im 
Zusammenhang mit den PISA-Ergebnissen und den 
nachgewiesenen sozialen Verwerfungen im tradi-
tionellen deutschen Schulsystem wieder an Fahrt 
auf. In einigen Bundesländern wurde unter der 
Bezeichnung „Gemeinschaftsschule“ eine weitere 
Schulart eingeführt, die viel Ähnlichkeit mit dem 
ursprünglichen Konzept der Einheitsschule hat. 
Während die mediale Öffentlichkeit den Begriff 
Einheitsschule mittlerweile neutral verwendet, 
benutzen die Gegner von Gesamt-/Gemeinschafts-
schulen den Begriff „Einheitsschule“ bis heute als  
Kampfbegriff (vgl. S. 66 ff.). 

Dass in Deutschland auch noch 100 Jahre 
nach der Reichschulkonferenz deren zentrale Bera-
tungsgegenstände wie zum Beispiel die Schulstruk-
tur, die Dauer des gemeinsamen Lernens und der 
Föderalismus strittig diskutiert werden und gleiche 
Bildungschancen immer noch nicht vorhanden sind, 
hat sich Schulz vermutlich nicht vorstellen können 
oder wollen. Aber in Deutschland ist das Schulwe-
sen immer noch „in gärender Bewegung“. Der wich-
tigste Grund dafür ist, dass ein einheitliches, sozial 
gerechtes Schulsystem bis heute politisch nicht 
durchgesetzt werden konnte. Denn es gibt immer 
noch „niedere“ und „höhere“ Schulen und mächtige 
Interessengruppen, die diesen Zustand aufrechter-
halten wollen. Mehr dazu in den folgenden Kapiteln.

Die Überwindung der gesellschaftlichen 
Spaltung, so Schulz in besagtem Vorwort weiter, 

werde auch von der Schule erwartet. Was ihn zu der 
vermutlich rhetorisch gemeinten Frage brachte: 
„Muß es noch nach wie vor getrennte und feind-
lich zueinander stehende höhere und niedere 
Schulen geben? Müssen sie nicht vielmehr inner-
lich und äußerlich zu zweckmäßiger Einheitlich-
keit verbunden werden? Und müssen noch ganz 
verschiedene Schulen in Schwaben und Schles-
wig-Holstein sein? Ist nicht bei aller Wahrung 
der kulturellen Besonderheiten des Nordens und 
Südens eine einheitliche deutsche Schule mög-
lich?“ (Zentralinstitut 1920, S. IX)

Diese Fragen haben die ca. 650 zumeist 
männlichen Teilnehmer der Reichsschulkonferenz 
zehn Tage lang kontrovers diskutiert. Vertreten 
waren Experten aus allen mit Bildungs- und Schul-
fragen verbundenen Bereichen. Der 1921 erschie-
nene amtliche Bericht Die Reichsschulkonferenz 1920. 
Ihre Vorgeschichte und Vorbereitung und ihre Verhand-
lungen umfasst mehr als 1000 Seiten und ist in der 
Tat eine überaus wichtige historische Quelle, wenn 
man die Entwicklungsgeschichte des Schulwesens 
in Deutschland verstehen will.

Tiefgreifende Gegensätze  
und Kontroversen

Heinrich Schulz und die Sozialdemokratie sowie 
Kommunisten, Demokraten und der Deutsche Leh-
rerverein (Vereinigung der Volksschullehrer, Vor-
läufer der GEW) wollten eigentlich ein öffentliches, 
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koedukatives, weltliches, sozial ausgleichendes 
Schulsystem, zu dem organisatorisch auch der drei-
jährige Kindergarten, eine mindestens sechs- bzw. 
achtjährige für alle gemeinsame Grundschule und 
darauf aufbauend berufs- oder wissenschaftsbe-
zogene Schuleinrichtungen zählten. In dieser Hin-
sicht blieb die Konferenz gänzlich ohne Ergebnis. 
Die Interessen der verschiedenen Akteure aus Kir-
chen und Gymnasial-Milieu prallten mit denen der 
Schulreformer unversöhnlich aufeinander. 

„Die Konferenz war allerdings geprägt von tiefen 
weltanschaulichen, pädagogischen und schulpo-
litischen Gegensätzen.“ (Geisler 2011, S. 368, zit. 
nach Dietze 2019, S. 39)

Im Zentrum der Auseinandersetzungen standen 
vor allem 

	Ӳ die Dauer des gemeinsamen Lernens, 
	Ӳ die Schulaufsicht im föderalen Staat,
	Ӳ �der Einfluss der Kirchen, Konfessionsschulen, 

Religionsunterricht,
	Ӳ die gymnasiale Bildung,
	Ӳ das Privatschulwesen.

An der Sorgfalt der Vorbereitung, der Menge 
der Teilnehmer*innen und der Menge bedruckten 
Papiers kann es nicht gelegen haben, dass die Kon-
ferenz in den zentralen Bereichen ohne greifbares 
Ergebnis blieb und keine eindeutigen Empfehlun-
gen für ein Reichsschulgesetz brachte. 

Kein äußerer Druck zur Verständigung –  
Traditionalisten im Aufwind

Durch den Schulkompromiss in der Verfassung, 
den Grundschulkompromiss und durch die ver-
änderten Mehrheitsverhältnisse war – wie Giese-
cke bemerkte – „die gemeinsame kulturpolitische 
Energie“ der Reformkräfte „schon gebrochen“ 
(siehe S. 21). Dies wussten oder ahnten natürlich 
auch die Traditionalisten, so dass sie bei der Konfe-
renz keinen äußeren Druck verspürten, sich auf die 
Vorstellungen der Reformkräfte zuzubewegen. Im 
Gegenteil: Der Kapp-Putsch konnte zwar im Früh-
jahr 1920 noch niedergeschlagen werden. Aber 
spätestens die Reichstagswahl machte schlagartig 
deutlich, dass die politischen Machtverhältnisse 
bei weitem noch nicht geklärt waren, so dass Kon-
servative und Traditionalisten berechtigte Hoffnun-
gen auf eigene Mehrheiten haben konnten. 

Wie labil nicht nur die allgemein politischen, 
sondern auch die schulpolitischen Mehrheiten 
fortan im Reichstag waren, zeigt der Umstand, dass 
1921, 1925 und 1927 reformfeindliche Gesetzent-
würfe für ein Reichsschulgesetz in den Reichstag 
eingebracht wurden. Die Kraft der Reformpar-
teien reichte aus, deren Annahme zu verhindern, 
nicht jedoch, ein eigenes Reformgesetz durch den 
Reichstag zu bringen. 

Die Hauptveränderung in der Schulstruktur 
der Weimarer Republik gegenüber dem Kaiserreich 
bestand also vor allem in der Einführung der verbind-
lichen gemeinsamen vierjährigen Grundschule und 
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dem Wegfall der Vorschulen. Da kein Reichsschul-
gesetz in Sicht war, machten die einzelnen Länder 
Schulpolitik entsprechend ihrer jeweiligen politi-
schen Mehrheiten. Thüringen erließ als einziges 
Land ein Einheitsschulgesetz, das von der nächs-
ten Regierung aber in Teilen wieder revidiert wurde. 
Hamburg unternahm Schritte zu einem zweiglied-
rigen Schulaufbau. Und in Preußen, dem größ-
ten und einflussreichsten Land, konzentrierte man 
sich in der Folge vor allem auf Fragen der Lehrplan-
gestaltung. Im Gymnasialbereich wurde mit der 
Deutschen Oberschule zudem eine weitere Schul-
art eingeführt, dieh zum Abitur führte, bekannt als 
Richertsche Gymnasialreform (siehe Schaubild Der 
Schulaufbau in Deutschland (Preußen um 1910), 
S. 17). (Vgl. Michael/Schepp 1993, 245 ff.)

Die Deutsche Oberschule –  
Beispiel für eine Reform der Trippelschritte

Der Deutschen Oberschule waren mehrere Funktio-
nen zugedacht: Sie sollte den altsprachlichen Anteil 
an den Gymnasien zurückdrängen und eine „inner-
liche Annäherung an die Volksschule“ bringen. Die 
Volksschullehrer sollten ihre Ausbildung in dieser 
Institution erhalten (siehe Michael/Schepp 1993, 
S. 252). Rudimentär ist hier noch die sozialdemo-
kratische Vorstellung der Einheitsschule enthalten. 

Auch bei diesem Vorgang lassen sich Paral-
lelen zur Schulpolitik nach 1945 erkennen: Immer 
dann, wenn sich Reformkonzepte nicht in Gänze 
politisch durchsetzen ließen, sollten neue zusätzli-
che Schulformen zur schrittweisen Verwirklichung 
führen: Gesamtschulen wurden in den 80er Jahren 
wie die Gemeinschaftsschulen in den 2010er Jah-
ren nicht als ersetzende, sondern als zusätzliche 
Schularten eingeführt. In den westlichen Bundes-
ländern sollte in den 2010er Jahren die Zusam-
menfassung von Haupt- und Realschulen unter 
mannigfachen Bezeichnungen und Konzepten (z. B. 
Sekundarschule oder Oberschule) das Elend der 
Hauptschulen als Restschulen beenden. Die öst-
lichen Bundesländer hatten nach der Vereinigung 
neben Gymnasien und Förderschulen nur noch 
Schulformen eingeführt, die Hauptschul- und Real-
schulbildungsgang zusammenfassen. 

Wie nationale und internationale Unter-
suchungen zeigen, konnte diese Strategie jedoch 
die soziale Selektivität des deutschen Schulsys-
tems nicht verringern. So ist der Anteil der sehr 
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leseschwachen Jugendlichen in den Schulformen 
jenseits des Gymnasiums nach wie vor um ein Vielfa-
ches höher als an Gymnasien, während spiegelbild-
lich die Gymnasien einen weit überdurchschnittlich 
hohen sozioökonomischen/soziokulturellen Status 
aufweisen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2019, S. 308). Wem es ernst damit ist, die 
soziale Selektivität im deutschen Schulwesen nach-
haltig zu verringern, wird nicht umhinkommen, auch 
das Gymnasium in weitere Strukturmaßnahmen 
einzubeziehen.

Weniger Schularten durch Koedukation 
Nur der Koedukation ist es bis heute gelun-
gen, die Schulformvielfalt im mittleren und ganz 
besonders im höheren Schulwesen dauerhaft zu 
verringern und zumindest die Chancengleichheit 
der Geschlechter nachhaltig zu befördern. 

Die Verwirklichung der Koedukation zog 
sich in den Bundesländern von 1945 bis 1966 hin. 
Begonnen hatte 1945 die SBZ (spätere DDR), es 
folgten in den 50er Jahren Berlin, Hamburg, Bre-
men und Hessen und in den 60er Jahren die übri-
gen Länder. Baden-Württemberg bildete 1966 das 
Schlusslicht. 

„Schulwirrwarr“, „Schulchaos“ und die  
Kultusministerkonferenz (KMK)

Die Kritik an der Unübersichtlichkeit und sozia-
len Selektivität des deutschen Schulwesens ist bis 
heute nicht verstummt. Da das Grundgesetz die 
Zuständigkeiten bis auf die oben beschriebenen 
Regelungen allein den Ländern zuweist, war nach 

dem Ende des zweiten Weltkriegs absehbar, dass 
sich für ganz Deutschland geltende Veränderun-
gen noch viel schwerer durchsetzen lassen wür-
den als in der Weimarer Republik, deren Verfas-
sung immerhin die Möglichkeit enthielt, in einem 
Reichsschulgesetz einheitliche Grundsätze für das 
Schulwesen zu formulieren.

Als Reaktion auf die anhaltende Kritik der 
Bevölkerung am „Schulwirrwarr“ und „Schulchaos“ 
in der Nachkriegszeit bemühte und bemüht sich die 
Konferenz der Kultusminister (KMK) seit ihrer Grün-
dung 1948 um den Nachweis, dass sie zur Gestal-
tung von „Einheit in der Vielfalt“ in der Lage ist (s. 
Zur Geschichte der KMK 1998). Einen ersten vorläu-
figen Abschluss fanden diese Bemühungen 1964 mit 
dem sog. Hamburger Abkommen (Abkommen zwi-
schen den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
zur Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Schulwe-
sens). Neben organisatorischen Fragen wie Ferien-
zeiten und Schuljahresbeginn, Dauer der Schulpflicht 
und Sprachenfolge in Gymnasien und Realschulen 
einigte man sich auf Bezeichnungen. Schulformen 
bis zum Abitur sollten die Bezeichnung Gymnasium 
und die Schulformen bis zum mittleren Abschluss 
sollten die Bezeichnung Realschule führen. Zusätze 
wie „altsprachlich“ oder „neusprachlich“ waren 
zulässig. Eine Verringerung der Schularten im 
Gymnasialbereich war mit der Umetikettierung nicht 
verbunden. Im Gegenteil: Im Bereich der Gymnasien 
und Realschulen wurde neben der 6- bzw. 9-stufi-
gen „Normalform“ auch eine „Aufbauform“ in das 
Abkommen aufgenommen (vgl. KMK 1964/1971). 
Mit dem Sieg der Bezeichnung „Gymnasium“ über 
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die Bezeichnung „Oberschule“ wurden alle Bemü-
hungen der Schulreformer der Vorkriegszeit, durch 
die Namensänderung den Unterschied zur ständi-
schen Schulverfassung der Kaiserzeit zu betonen, 
in Westdeutschland gegenstandslos. In der DDR 
konnte sich der Begriff „Oberschule“ hingegen eta-
blieren (dazu mehr S. 68 ff.). 

Am 25.10. 2020 ist nach 56 Jahren das Ham-
burger Abkommen durch ein neues Abkommen 
mit dem sperrigen Titel „Ländervereinbarung über 
die gemeinsame Grundstruktur des Schulwesens 
und die gesamtstaatliche Verantwortung der Län-
der in zentralen bildungspolitischen Fragen“ abge-
löst worden. Darin behauptet die KMK, nunmehr 
„gesamtstaatliche Verantwortung“ zu überneh-
men. Bezeichnungen für Schularten in der Sekun-
darstufe I werden vermieden. Statt sich jedoch auf 
einheitliche Bezeichnungen zu verständigen, sollen 
lediglich die Abschlüsse einheitlich bezeichnet wer-
den (Erster Abschluss, Mittlerer Abschluss, Abitur). 
Aber so einfach ist das denn doch nicht: „Neben 
der länderübergreifend einheitlichen Abschluss-
bezeichnung kann auch die länderspezifische 
Abschlussbezeichnung gleichwertig ausgewiesen 
werden.“ (KMK 2020c, S. 19) Immerhin verpflich-
ten sich die Bundesländer, „Fragen länderüber-
greifender Bezeichnungen für die Schularten im 
Sekundarbereich I mit dem Ziel einer übergreifen-
den Klärung gemeinsam zu behandeln“. Die derzeit 
vorhandenen 20 (!) unterschiedlichen Bezeichnun-
gen für Schularten der Sekundarstufe I sind offen-
bar als Problem erkannt. Auf seine Lösung darf man 
gespannt sein. 

Mittlerweile steht der Name „Gymnasium“ 
für die begehrteste Schulvariante, um das Abitur zu 
erlangen und sich damit alle beruflichen Optionen 
offen zu halten. Vielleicht wäre auch in Deutschland 
das gemeinsame Lernen in 9 oder 10 Jahren längst 
durchgesetzt, wenn die entsprechende Schule 
nicht Einheitsschule, Gesamtschule oder Gemein-
schaftsschule hieße, sondern schlicht und einfach 
Gymnasium.

Technische Vereinheitlichung des Schulwesens
In Teil VI der Reichsschulkonferenz, der das Thema 
„Technische Vereinheitlichung des Schulwesens“ 
hatte (siehe Kasten „Beratungsgegenstände der 
Reichsschulkonferenz“, S. 42) wurden die Fragen, 
die die Kultusminister schließlich 1964 regelten, 
bereits – und zwar relativ einvernehmlich – disku-
tiert. Größter Streitpunkt war, dass die Vertreter 
der Philologen partout keine einheitliche Bezeich-
nung für Lehrkräfte wollten im Sinne von „Leh-
rer für…“. Auch „Studienlehrer“ oder „Oberlehrer“ 
wurde nicht akzeptiert. Der Verbandsvertreter der 
Philologen führte dazu lt. Protokoll aus: 
„Es bleibe daher nur eine Amtsbezeichnung, die 
den Philologenstand als akademischen Stand 
kennzeichne und daher den Bezeichnungen der 
Juristen und den höheren Bau-, Gewerbe-, Post-, 
Forstbeamten usw. angepasst sein müsse.“ 
(Reichsministerium 1921, S. 824)

Der Ausschuss einigte sich auf eine interpre-
tationsoffene Empfehlung, die dem Ansinnen der 
Philologen Rechnung trug. Ganz offenbar wollten 
die Philologen nicht als „Lehrer“ bezeichnet wer-
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den, sondern als „Räte“, „Oberräte“ usw. Was eben-
falls bis heute Bestand hat. 

Im Ausschuss unbestritten war, dass durch 
ein „Reichsbildungsamt“, geleitet von „einem die 
Gesamtheit des Bildungswesens überblickenden 
Fachmann“, eine gut vorbereitete einheitliche Rah-
mengesetzgebung „die Durchführung des Reichs-
gedankens“ im Schulwesen zu vollziehen sei (ebd., 
S. 828). Wer wünschte sich angesichts von Schul-
chaos und Schulwirrwarr nicht ein Bundesbildungs-
amt, das wenigstens die technische Vereinheitlichung 
des Schulwesens in Bezug auf Schul- und Berufsbe-
zeichnungen, Dauer der Ferienzeiten, Anzahl der 
Unterrichtsstunden, Sprachenfolge, Lehrpläne und 
Schulabschlüsse, Dauer der Lehrerausbildung, Unter-
richtsverpflichtung und Bezahlung der Lehrkräfte 
etc. betreiben könnte. Aber das sind wohl schwie-
rige Wünsche, die bis auf Weiteres ein weites Betä-
tigungsfeld für die Kultusministerkonferenz bleiben.

Die Reichsschulkonferenz als Blaupause  
für Bildungsreformdebatten 

Es würde den Rahmen dieser Untersuchung spren-
gen, alle Themenkomplexe der Reichsschulkonfe-
renz im Zeitverlauf nachzuvollziehen. Die nächs-
ten Kapitel widmen sich ausführlich den Themen 
Einheitsschule/Dauer des gemeinsamen Lernens, 
Schülerauslese/Schüleraussonderung, Bildungsge-
rechtigkeit/Chancengleichheit. 

Hingewiesen werden soll aber darauf, dass 
sich nicht nur die Themenvielfalt der Weimarer 
Schulkonferenz in den Hotspots der verschiedenen 

Bildungsreformphasen in Deutschland spiegelt. 
Auch das Verfahren, zu einem nationalen Konsens 
oder wenigstens zu tragfähigen Kompromissen 
zwischen den Bundesländern und den verschiede-
nen (schul-)politischen Lagern zu gelangen, weist 
gewisse Ähnlichkeiten auf. 

Zum Beispiel: Deutscher Bildungsrat in den 
70er Jahren oder Forum Bildung 2001. Die Initiative 
ging jeweils von einer Bundesregierung aus, die aus 
SPD und einem kleineren Partner bestand (zuerst 
FDP und später Bündnis 90/Die Grünen). An den 
Debatten beteiligt waren Vertreter*innen unter-
schiedlicher Provenienz aus Politik, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft, man bemühte sich um Kom-
promisse und es wurde sehr viel Papier mit wich-
tigen Erkenntnissen und sinnvollen Empfehlungen 
beschrieben. Doch nach Beendigung der Beratun-
gen ging der Streit vor allem auf Länderebene erst 
richtig los. In den 70er/80er Jahren war es vor allem 
der Kampf um Gesamtschulen, in den 2000er Jah-
ren der Föderalismusstreit um die Beteiligung des 
Bundes bei der Einführung von Ganztagsschulen. 
Die Schulstrukturfrage hatte man im Forum Bildung 
aus Angst vor neuerlichen Schulkämpfen vorsorglich 
ausgeblendet. Erfolglos, denn als unerledigter Wie-
dergänger der Schulpolitik in Deutschland kam die 
Strukturfrage im Zusammenhang mit den interna-
tionalen Schulleistungsuntersuchungen (PISA & Co.) 
ab Mitte der 2000er Jahre dann doch wieder auf die 
Tagesordnung. Dazu im nächsten Kapitel mehr.

Ende 2019 ist der derzeit letzte Versuch, 
einen Nationalen Bildungsrat einzusetzen, dies-



52

mal von einer Koalition aus CDU/CSU und SPD initi-
iert, gescheitert. Bayern und Baden-Württemberg 
sind ausgestiegen. Diese beiden Bundesländer haben 
sich entschieden, den Nachweis zu erbringen, dass 
die Bundesebene in Schulfragen nicht benötigt wird, 
sondern dass man im Rahmen der Kultusminister-
konferenz in der Lage ist, „gesamtstaatliche Verant-
wortung“ zu übernehmen. Die übrigen Bundesländer 
sind dieser Logik gefolgt. Im Oktober 2020 hat die 
KMK vollmundig und überschwänglich eine Länder-
vereinbarung über die gemeinsame Grundstruktur 
des Schulwesens und die gesamtstaatliche Verant-
wortung der Länder in zentralen bildungspolitischen 
Fragen (KMK 2020 d) mitsamt Politischer Vorhaben 
(KMK 2020 e) für die nächsten Jahre beschlossen. 
(Näheres hierzu in Kapitel 5) 

Statt eines nationalen Bildungsrats wurde 
zugleich in einer Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen den Ländern die Einrichtung einer Ständigen 
wissenschaftlichen Kommission der Kultusminis-
terkonferenz (KMK 2020 c) beschlossen, die von 
den Länderparlamenten noch abgesegnet werden 
muss. Es ist offenkundig, dass die KMK die alleinige 
Kontrolle über die personelle Zusammensetzung 
der Kommission und über deren „konkreten Hand-
lungsempfehlungen“ ausüben möchte. Die durch 
die KMK berufenen Mitglieder sollen ausschließlich 
aus Wissenschaftler*innen bestehen. Praxis, Inte-
ressenverbände und Zivilgesellschaft sollen fall-
weise durch Hearings und Foren beteiligt werden. 

Die Agenda soll einvernehmlich durch KMK 
und Kommission festgelegt werden und sich vorran-

gig mit der „Sicherung und Entwicklung der Qualität“, 
der „Verbesserung der Vergleichbarkeit des Bildungs-
wesens“ beschäftigen. Die „Entwicklung mittel- und 
längerfristiger Strategien zu für die Länder in ihrer 
Gesamtheit relevanten Bildungsthemen“ wird nicht 
näher spezifiziert. Auffällig ist, dass Qualität und Ver-
gleichbarkeit (von Abschlüssen) die Schlüsselthemen 
für die aktuelle Agenda sind. Und dass zentrale Her-
ausforderungen wie Chancengleichheit, Inklusion 
und Strukturfragen mit keinem Wort erwähnt wer-
den. Sie sollen offenbar – wenn überhaupt – erst 
„mittel- und langfristig“ bearbeitet werden.

Angesichts des Überschwangs, mit dem die 
KMK ihre Vorhaben verkündet hat – „Ein histori-
scher Tag für die Bildung in Deutschland“ –  stellt sich 
doch die Frage, ob der KMK bewusst ist, dass sie ab 
jetzt an ihren Erfolgen und überzeugenden Konzep-
ten gemessen wird. Es stellt sich auch die Frage, ob 
die „Übernahme gesamtstaatlicher Verantwortung“ 
für die KMK, einem Gremium ohne Verfassungs-
rang, nicht doch eine Nummer zu groß ist. Bisher 
zumindest gab es keine Hinweise, dass die KMK 
solch anspruchsvollen Aufgaben gewachsen ist.

Die Frage liegt auf der Hand, was es in 
Deutschland so schwierig macht, zu einem einheitli-
chen und sozial gerechten Schulsystem zu kommen. 

Antworten auf diese Frage werden im nächs-
ten Kapitel gesucht, das die bis heute strittigen The-
menfelder im Einzelnen und im Zeitverlauf vertieft 
in den Blick nimmt. 

Goetheschule Weimar 1926 4



K A P I T E L  3

Einheitsschule
und die Dauer des   
gemeinsamen Lernens
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Was ist eigentlich eine „Einheitsschule“?

Um es vorweg zu sagen: Ein einheitliches Verständ-
nis und Konzept von Einheitsschule gibt es nicht. Das 
ursprüngliche Konzept eines die gesamte Bildungs-
kette von der Kindertagesstätte bis zur Universi-
tät umfassenden Schulwesens erfuhr im Laufe der 
Jahre unter dem Druck unterschiedlicher bildungs-
politischer Interessen und praktischer Realisie-
rungsmöglichkeiten vielfältige Modifikationen und 
Ausgestaltungen bis hin zur völligen Unkenntlich-
keit. Der schillernde Begriff „Einheit“ trug wesent-
lich dazu bei: konnte man darunter doch die Schule 
der nationalen Einheit und die Abkehr vom Födera-
lismus ebenso verstehen wie, dass alle Bildungsstu-
fen in einem Schulgebäude untergebracht wären, 
oder dass ein undifferenziertes Einerlei bei Lehr-
plänen und Unterrichtsinhalten herrschen sollte. 
Allen unterschiedlichen Konzepten gemeinsam ist, 
dass der Begriff „Einheitsschule“ wie insgesamt der 
Begriff selbst auf die allgemeinbildende Schule ein-
geengt wurde. Die Elementarbildung (Kindertages-
stätte), berufliche, akademische und Erwachsenen-
bildung wurden zunehmend als systemisch eigen-
ständige Bildungsbereiche angesehen.

Wilhelm von Humboldts „ideale“ Einheitsschule
Die Idee der Einheitsschule reicht weit in die Bil-
dungs- und Sozialgeschichte Deutschlands zurück. 
Eine „ideale“ Vorstellung von Einheitsschule entwi-
ckelte bereits Wilhelm von Humboldt zu Beginn des 
19. Jahrhunderts. Dem ständischen Schulwesen 
stellte er die allgemeine Bildung aller Menschen 

und das Modell einer integrierten und säkularisier-
ten Einheitsschule entgegen. Humboldt vertrat die 
Ansicht, dass die beste Vorbereitung auf das Leben 
als Bürger und für berufliche Tätigkeiten eine allge-
meine Bildung sei, die „gewisse Kenntnisse, die all-
gemein sein müssen, und noch mehr eine gewisse 
Bildung der Gesinnungen und des Charakters“ 
(Humboldt 1809, S. 218) zur Entfaltung bringe – 
und nicht Spezialschulen, die frühzeitig bestimmte 
Fertigkeiten trainieren. Für den Erwerb der so ver-
standenen allgemeinen Bildung sah Humboldt drei 
Stadien des Unterrichts vor: Elementar-, Schul- und 
Universitätsunterricht, den alle Kinder und Jugend-
lichen soweit durchlaufen sollten, wie es ihnen indi-
viduell möglich ist. 

Aus den drei Stadien des Unterrichts lei-
tete Humboldt die Organisationstruktur der Schul-
bildung ab, die er 1805 in seiner Kritik an einer 
frühzeitigen Ausgliederung berufsvorbereitender 
Bildungsgänge folgendermaßen formulierte: 
„So wie es nun bloß diese drei Stadien des Unter-
richts giebt, jedes derselben aber unzertrennt ein 
Ganzes macht, so kann es auch nur drei Gattun-
gen aufeinanderfolgender Anstalten geben, und 
ihre Gränzen müssen mit den Gränzen dieser Sta-
dien zusammenfallen, nicht dieselben in der Mitte 
zerschneiden“ (zit. n. Drewek 1997, S. 640 f.). 

Humboldt begründete sein Konzept einer 
allgemeinen Menschenbildung somit stringent 
mit „der Eigenfunktion des Bildungswesens“ (ebd., 
S. 641) und nicht mit funktionalen Interessen, z. B. 
denen der Volkswirtschaft, der nationalen Einheit 
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oder einer Ideologie. Humboldts Bildungsvorstel-
lungen konnten sich jedoch gegen die restaurati-
ven Kräfte nicht durchsetzen. 

Verschiedene Namen und Konzepte beim  
Allgemeinen deutschen Lehrerverein 

Auch die Hoffnungen des Allgemeinen deut-
schen Lehrervereins, der in den Revolutionsjah-
ren 1848/49 das Konzept einer Einheitsschule und 
einer einheitlichen Lehrerorganisation entwickelt 
hatte, zerplatzten mit der gescheiterten Revolu-
tion. Der Verein hielt gleichwohl an seinen Zielen 
fest, änderte jedoch seinen Namen in „Deutscher 
Lehrerverein“, weil sich fast nur noch Volksschul-
lehrer zu seinen Zielen bekannten. Die Bezeich-
nung „Einheitsschule“ setzte sich erst zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts in der Programmatik des Ver-
eins durch. Während des 19. Jahrhunderts war die 
Bezeichnung „Deutsche Volksschule“ oder „Allge-
meine Volksschule“ gebräuchlich. Unter Berufung 
auf Pestalozzi und Diesterweg sollte sie in Abgren-
zung zur Standesschule eine umfassende Men-
schenbildung im Sinne des Neuhumanismus (Hum-
boldt) gewährleisten. 1848, bei der Gründungsver-
sammlung des Allgemeinen deutschen Lehrerver-
eins, wurde zur Organisation der Schulbildung ein 
gestuftes, staatliches, einheitliches, kostenfreies 
Schulwesen vom Kindergarten bis zur Hochschule 
beschlossen: 
„Die einheitlich vom Kindergarten bis zur Hoch-
schule aufwärts gegliederte, auf gemeinsamer 
menschlich-volkstümlicher Grundlage beruhende 
deutsche Volksschule tritt als eine mit den übrigen 
Staatsanstalten gleichberechtigte und gleichver-

pflichtete in den Gesamtorganismus des Staates 
ein.“ (Rissmann 1908, S. 71)

In der Schrift „Geschichte des deutschen Leh-
rervereins“, die Robert Rissmann auf der Grundlage 
einer Denkschrift zum 25-jährigen Bestehen des 
Vereins verfasst hatte, schrieb der Autor rückbli-
ckend über die Bedeutung der Einheitsschule für 
die Volksschullehrerschaft:
„Die Konsequenz der Einheitsschule ist der ein-
heitliche Lehrerstand, ein Ideal, das für alle Leh-
renden, ganz gleichgültig, auf welcher Stufe des 
Gesamtschulwesens sie tätig sind, dieselbe Vorbil-
dung, dasselbe Einkommen und dieselbe Stellung 
innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft erstrebt.“ 
(ebd., S. 239) 

Der Autor machte keinen Hehl daraus, dass 
für ihn völlig offen ist, wann diese Ziele erreicht 
werden können, dass man sie jedoch nicht aufge-
ben dürfe. 
„Naturgemäß werden wir unsere Ziele nicht zwi-
schen heute und morgen erreichen. Der Weg, an 
dessen Ende sie winken, ist lang und mühevoll. 
(…) Notwendig aber ist, daß wir sie nicht aus den 
Augen verlieren, daß wir nicht abirren von der 
Bahn, die ihnen entgegenführt“ (ebd.). 

Rissmanns Worte sollten sich als prophetisch 
erweisen. Denn die Ziele des deutschen Lehrerver-
eins, der Vorgängerorganisation der GEW, werden 
für die Lehrerschaft an Schulen unterhalb des Gym-
nasiums bis heute nur teilweise verwirklicht. Gegen 
die völlige Gleichstellung wehren sich heutzutage 



56

nicht nur die Finanzminister*innen, sondern vor 
allem auch der Philologenverband, die Standesver-
tretung der Gymnasiallehrerschaft (vgl. z. B. S. 26 f.). 

Mit der Gründung des Deutschen Lehrer-
vereins 1871 wurde die Tradition des Allgemeinen 
deutschen Lehrervereins fortgesetzt und es setzte 
eine rege Vereinstätigkeit ein, mit Versammlungen 
und Beschlussfassungen im Zwei-Jahres-Rhythmus 
(Rissmann 1908, S. 193 ff.). 1918/1919 – nach dem 
Ende des 1. Weltkriegs – knüpfte der Deutsche Leh-
rerverein an seine Vorstellungen und Forderungen 
der Vorkriegszeit an. Mit einem eigenen Beschluss 
„Schulforderungen“ (1919) verschaffte er sich in der 
Nationalversammlung Gehör. Die Forderung nach 
der Einheitsschule und ihrem „organischen“ Auf-
bau wurde nunmehr dahingehend spezifiziert, dass 
die Frage der Differenzierung „nach Anlage und Nei-
gung“ (Michael/Schepp 1993, S. 284) in verschie-
dene Schularten eine wesentliche Rolle spielte und 
auf der individuellen Schülerleistung beruhen sollte.

„Da sich die Anteilnahme am Leben und Schaf-
fen des Volkes grundsätzlich nach Befähigung 
und Neigung entscheiden muß, so kann auch die 
Zulassung zu den öffentlichen Bildungsanstalten 
nur nach diesen Grundsätzen erfolgen. (…) Auf der 
für alle Kinder gemeinsamen Grundschule bauen 
sich alle anderen Schularten auf. Das Fortbil-
dungs- und Fachschulwesen ist in sich und mit den 
betreffenden allgemeinen Bildungsanstalten so in 
Verbindung zu setzen, dass auch auf diesem Wege 
ein geordneter Aufstieg bis zur Hochschule mög-
lich ist.“ (ebd., S. 284) 

Lässt sich diese Formulierung noch dahinge-
hend interpretieren, dass die äußere Differenzie-
rung erst am Ende der achtjährigen Grundschule 
erfolgen sollte, so wurde in dem Beschluss „Die 
nationale Einheitsschule“ (1914), dessen Leitsätze 
von Georg Kerschensteiner verfasst wurden, die 
Notwendigkeit äußerer Differenzierung im Sys-
tem der Einheitsschule ganz unmissverständlich 
bereits ab dem 10. Lebensjahr postuliert, da in die-
sem Alter „eine Trennung der spekulativen von den 
praktischen Interessen sich deutlicher bemerk-
bar macht“, wie es in dem Beschluss hieß. Neben 
dieser äußeren, „sukzessiven“ Differenzierung sei 
„aber auch eine simultane nötig, die teils durch 
Begabungsabteilungen, teils durch Versetzungs-
beschleunigung, teils durch besondere Schultypen 
befriedigt werden kann“ (ebd., S. 230 f.).

Heinrich Schulz und das Einheitsschulmodell  
der Sozialdemokratie

1911, drei Jahre vor Kriegsbeginn, veröffentlichte 
Heinrich Schulz die Schrift Die Schulreform der 
Sozialdemokratie. Das Schaubild Organisation der 
Einheitsschule (Schulz 1911, S. 61) zeigt die klare 
Gliederung der ursprünglichen Idee der Einheits-
schule: Kindergarten bis zum 7. Lebensjahr, Volks-
schule (auch Unterschule oder allgemeine Elemen-
tarschule genannt) bis zum 14. Lebensjahr, danach 
bis zum 18. Lebensjahr die Mittelschule (bei Tews 
Oberschule) mit der ersten Differenzierung in eine 
theoretische und praktische Abteilung (heute: 
gymnasiale Oberstufe und berufliche Bildung). Ab 
dem 19. Lebensjahr Hochschule, Universität, Aka-
demie.
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Unter dem Eindruck heftiger Kritik in breiten 
Teilen der Bevölkerung sah sich die Sozialdemokra-
tie mit der Regierungsübernahme ab 1919 nicht 
nur zu Kompromissen mit den Koalitionspartnern 
(vgl. Kap. 1 und 2), sondern auch zu erheblichen 
Korrekturen und Richtigstellungen im Parteipro-
gramm veranlasst. 

1925 verständigte sich die vereinigte Sozi-
aldemokratie mit dem Heidelberger Programm 
auf eine verbindliche bildungspolitische Leitlinie.9 
Heinrich Schulz erläuterte die Leitlinie. Zur Ein-
heitsschule führte er unter anderem aus:
„Das Wort Einheitsschule ist oft mißverstanden 
worden, als handele es sich dabei um eine Schule, 
die die Kinder in ein Prokrustesbett zwingen und 
alle mit einer gleichartigen Durchschnittsbildung 
abspeisen will. Die Einheitsschule im sozialdemo-
kratischen Sinne sieht in dem gesamten Schul-
wesen des Staates eine organisatorische Einheit, 
die aber innerlich auf das mannigfaltigste geglie-
dert ist und dadurch allen individuellen Begabun-
gen einerseits und allen sozialen Notwendigkeiten 
andererseits gerecht werden kann.“ (Das Heidel-
berger Programm Neuausgabe 1947, S. 41 ff., zit. 
nach Michael/Schepp 1995, S. 269) 

Im Unterschied zu dem Organisationsmodell 
von 1911 war der obligatorische Kindergarten auf-
gegeben, die Bezeichnungen hatten sich geändert, 

9	  Das Heidelberger Programm wurde 1949 neu aufgelegt 
und behielt bis zur Verabschiedung des „Godesberger Pro-
gramm“ 1959 Gültigkeit.

Quelle: Schulz 1911, S. 61

statt von „Unterschule“ war jetzt wie im Reichs-
grundschulgesetz von der Grundschule die Rede, 
die „nicht wie heute nur die vier ersten Schuljahre, 
sondern mindestens sechs Jahre, möglichst aber 
acht Jahre umfassen soll“ (ebd., S. 270). Differen-
zierungsmöglichkeiten sollten nicht erst nach dem 
14. Lebensjahr möglich sein, sondern auch früher. 
Dazu Schulz: 
„Die für geistige Arbeit besonders begabten Kin-
der werden entweder (in der achtjährigen Grund-
schule) besonderen Klassen oder (bei der sechsjäh-
rigen Grundschule) besonderen Schulen zugelei-
tet“ (ebd., S. 270). 

Schulz‘ Erläuterungen spiegeln deutlich die 
Debatten und Auseinandersetzungen vor, wäh-
rend und nach der Reichsschulkonferenz wider. 
Der Begriff Einheitsschule war missverständlich 
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und erläuterungsbedürftig, die Tatsache, dass Kin-
der unterschiedliche Fähigkeiten und Interessen 
haben, ließ die Sozialdemokratie auf äußere Dif-
ferenzierungsformen einschwenken und ebnete 
einem Verständnis von Einheitsschule den Weg, 
wonach auch ein mehrgliedriges Schulsystem als 
Einheitsschule verstanden werden kann, wenn 
nur die einzelnen Glieder „organisch“ durch Über-
gangs- und Anschlussmöglichkeiten miteinander 
verbunden sind. Das hatte Schulz bereits in seiner 
1911 erschienenen Schrift Die Schulreform der Sozi-
aldemokratie betont: 
„Einheitsschule heißt nicht „eine“ Schule oder 
eine einzige Schulgattung“ (Schulz 1911, S. 47). 
„Vielmehr sollen alle „Schuleinrichtungen in eine 
einzige organische Einheit“  zusammengefasst 
werden.“ (ebd., S. 50)

Das heutige bundesdeutsche Schulsystem 
wäre nach diesem Verständnis bereits ein Einheits-
schulsystem. 

Vergleicht man mit der Situation im Jahre 
2020, so wird zwar das Schulsystem in Deutschland 
als Stufensystem gedacht, denen auf den jeweili-
gen Stufen die verschiedenen Schularten zugeord-
net werden. Im Unterschied zu 1925 ist jedoch eine 
bemerkenswerte Änderung eingetreten: Heute ist 
die Vielfalt des Gymnasiums bereinigt worden, aber 
die Anzahl der Schularten auf der mittleren Stufe, 
der Sekundarstufe I, ist erheblich gesteigert wor-
den. Die folgenreichsten Änderungen haben sich 
jedoch im Berechtigungswesen vollzogen. Einst 
Hüter des Abiturs und damit als einzige schulische 

Institution, die den Zugang zur Universität eröff-
nete, hat das Gymnasium vielfältige Konkurrenz 
bekommen. Gymnasiale Oberstufen, die zum Abi-
tur führen, gibt es mittlerweile an Gesamtschulen, 
Gemeinschaftsschulen und beruflichen Schulen. 
Und auch ohne Abitur ist mittlerweile ein Studium 
möglich. Im Schuljahr 2016/2017 wechselten von 
insgesamt 559.053 Schüler*innen 61,3 Prozent in 
die gymnasialen Oberstufen an allgemeinbilden-
den Schulen (51,9 % Gymnasien, 8,1 % Integrierte 
Gesamtschulen, 1,3 % Sonstige). In die gymnasia-
len Oberstufen an beruflichen Schulen wechselten 
38,7 Prozent. (Bildung in Deutschland 2020, S. 297)

Der Sozialdemokratie ging es also in der Wei-
marer Republik nicht um Gesamtschulen heutiger 
Prägung, in denen die Klassen 5 bis 10 und eine 
gymnasiale Oberstufe in einem einzigen Gebäude-
komplex untergebracht sind. Vorgeschlagen wurde 
vielmehr ein gestuftes Schulsystem, das „organisch“ 
aus aufeinander aufbauenden Schulen bestand. 
1911 sollte eine erste Differenzierung erst nach 
dem 14. Lebensjahr (dem Ende der Volksschule) in 
eine mehr praktische und eine mehr theoretische 
Abteilung der sog. Mittelschule erfolgen. Anschlie-
ßend konnte dann eine Hochschule besucht oder 
das Berufsleben begonnen werden  (s. S. 57, Schau-
bild Organisationsmodell Einheitsschule SPD 1911). 

Wie revolutionär dieser Entwurf gewirkt 
haben muss, wird beim Vergleich mit dem Schul-
system deutlich, welches etwa zur selben Zeit in 
Deutschland verbreitet war (s. S. 17, Schaubild Der 
Schulaufbau um 1910). 
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Schulz‘ revolutionäres Einheitsschulkonzept 
– heute würde man von einem „Bildungskonzept“ 
sprechen, da die gesamte Bildungskette vom Kita- 
bis zum außerschulischen Bildungsbereich einbe-
zogen war – stieß auf heftigsten Widerstand bei 
konservativen Parteien und vor allem bei der katho-
lischen Kirche. Das gesamte konservativ-klerikale 
Lager wollte keine Veränderungen. 

Schulz‘ Konzept wurde aber auch innerhalb 
der Linken diskutiert – auch im Grundsätzlichen. 
Dabei ging es um die Frage, ob das Bildungssys-
tem einen sozialistisch/revolutionären oder einen 
demokratischen Bildungsauftrag habe. Vor allem 
aber wurden Fragen der praktischen Umsetzung 
diskutiert: Sollte der Kindergarten obligatorisch 
sein, damit zusammenhängend Beginn und Dauer 
der Schulpflicht? Diskutiert wurde über äußere 
und innere Differenzierung, über verbindliche und 
wählbare Unterrichtsinhalte, über die Organisation 
in festen Lerngruppen oder freien Arbeitsgemein-
schaften etc.

Ausführliche Informationen zu den unter-
schiedlichen Einheitsschulkonzepten finden sich 
im Handbuch für Reformpädagogik in Deutschland 
(Keim/Schwerdt 2013).

Die verschiedenen Einheitsschulkonzepte 
auf der Reichsschulkonferenz

Das Thema „Einheitsschule“ sowie die Dauer der 
Grundschule wurden auf der Reichschulkonferenz 

mit Priorität und im Plenum als Beratungsgegen-
stand I verhandelt. Am Beispiel der pluralen Zusam-
mensetzung der Berichterstatter für diesen Kom-
plex wurden die unterschiedlichen Vorstellungen 
von Einheitsschule sehr deutlich (siehe Kasten).

Berichterstatter Einheitsschule
Prof. Dr. Hermann Binder (Stuttgart, Mitglied 
im Vereinsverband akademisch gebildeter 
Lehrer Deutschlands, Vorläufer des Philologen-
verbands)

Oberlehrer Dr. Fritz Karsen (Berlin-Lichter
felde, Oberstudiendirektor, Reichsbund 
entschiedener Schulreformer)

Oberstudienrat Dr. Georg Kerschensteiner 
(München, Oberstudienrat, Universitätspro-
fessor)

Lyzealdirektor Dr. Ludwig Voß (Köln am Rhein)

Generalsekretär Johannes Tews (Berlin, Gesell-
schaft für Verbreitung von Volksbildung)

Pseudo-Einheitsschule bei den Traditionalisten
Zwei der Berichterstatter, Binder und Voß, wollten 
eine „höchstens“ vierjährige Grundschule akzep-
tieren. Binder begründete dies damit, dass 
„sonst der Unterricht der Studienanstalten 
(gemeint sind Gymnasien – MD) mit den ihnen 
eigentümlichen Fächern und Methoden zum  
Schaden des Gesamtergebnisses zu spät einsetzen 
würde“ (Reichsministerium 1921, S. 81 f.). 
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Die humanistischen Gymnasien sollten kei-
nesfalls angetastet werden und unverändert aus 
dem Reformprozess hervorgehen. Voß bezog 
immerhin die „Reformgymnasien“ in seine Über-
legungen und Forderungen ein. Die den Lehrstoff 
und die Lehrmethoden des Gymnasiums glorifi-
zierende Sichtweise, die auch heute noch unter 
Gymnasiallehrkräften und ihrer Interessenvertre-
tung weit verbreitet ist, behauptete und behaup-
tet sich unabhängig von der Größenordnung der 
Schülerschaft, die in den Genuss der eigentümli-
chen Fächer und Methoden kommt. Zur Zeit der 
Reichsschulkonferenz betrug der Schüleranteil 
an „höheren“ Schulen gerade einmal 7 Prozent 
der Gesamtschülerzahl (Müller-Benedict 2015, 
S. 68), heute liegt ihr Anteil bei über 40 Prozent. 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020, 
S. 110 ) In der Zwischenzeit hat sich der gymnasi-
ale Fächerkanon zwar erheblich geändert (Latein 
und Griechisch gelten nicht mehr als das Non-plus-
ultra gymnasialer Bildung) und auch die Lehrme-
thoden sind „moderner“ geworden. Geblieben 
ist aber eine gewisse Arroganz, welche den höhe-
ren Ständen bzw. dem Bildungsbürgertum wie 
der höheren Bildung eine nicht zu hinterfragende 
höchste Bedeutsamkeit für die Gesellschaft und 
für die Reproduktion der eigenen gesellschaftli-
chen Stellung beimisst. Damit geblieben ist auch 
die Überhöhung des Leistungsanspruchs, welcher 
nur mit Hilfe eines rigiden Ausleseprinzips auf-
recht erhalten werden kann und die individuelle 
Förderung – wenn überhaupt – zur Randerschei-
nung werden lässt (von einzelnen Ausnahmen 
abgesehen).

Dennoch behaupteten die Traditionalis-
ten, die Studienanstalten (Gymnasien) seien ein 
Teil des Einheitsschulsystems. Dafür reichte ihnen, 
dass „das deutsche Bildungswesen … in einheitli-
chem Geiste zu gestalten (ist), aber möglichst reich 
zu gliedern“ (Reichsministerium 1921, S. 81). Den 
einheitlichen Geist wollte Berichterstatter Binder 
im Sinne der nationalen Einheit verstanden wis-
sen, um gleichzeitig davor zu warnen, Einheit nicht 
mit Gleichheit zu verwechseln (ebd., S. 85). Und 
Berichterstatter Voß frohlockte, dass durch eine
 „überaus reiche Bearbeitung … dem Begriff 
(der Einheitsschule – MD) das Problematische 
genommen (ist). Heute ist niemand mehr im 
Zweifel darüber, daß es sich nicht etwa um eine, 
um die Schule, die ‚Gleichheitsschule‘ handeln soll 
und kann“ (ebd., S. 133 – Sperrdruck im Original). 

Die nationale Einheitsschule bei Kerschensteiner
Die unterschiedlichen Auffassungen im DLV konn-
ten bis zur Reichsschulkonferenz nicht beigelegt 
werden. Zwar sprach Johannes Tews als General-
sekretär und offizieller Berichterstatter des DLV 
bei der Reichsschulkonferenz, aber auch Kerschen-
steiner konnte seine Ansichten als unabhängiger 

Prof. Dr. Georg Kerschensteiner 
(1854 – 1932), Pädagoge,  
Begründer der Arbeitspädagogik
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Berichterstatter vertreten. Sein Konzept der nati-
onalen Einheitsschule wich von den früheren Ein-
heitsschulkonzepten des Deutschen Lehrervereins 
ganz erheblich ab. Es war quasi die Blaupause für 
die Entwicklung zu einem gegliederten Schulsys-
tem wie es noch heute besteht, nach vier Grund-
schuljahren soll die „Einheit in der Mannigfal-
tigkeit“ (Michael/Schepp 1993, S. 231) dadurch 
gewahrt werden, dass der „Übergang von einem 
Zweige zu einem anderen dementsprechend 
begabten Schülern ohne allzu große Opfer (wenn 
nötig durch Übergangsschulen) ermöglicht“ wird 
(ebd., S. 231). 

Im Unterschied zu Binder und Voß ent-
wickelte Kerschensteiner sein Konzept entwick-
lungspsychologisch und aus dem individuellen 
Bildungsrecht eines jeden jungen Menschen. Ent-
wicklungspsychologisch sah er das 10. Lebensjahr 
für den geeigneten ersten Zeitpunkt zur Differen-
zierung an. Rechtlich betonte er das „Recht des 
einzelnen auf Erziehung zur Vollendung der in ihm 
angelegten Persönlichkeit“ (Reichsministerium 1921, 
S. 121).

Johannes Tews und das umstrittene Einheits-
schulmodell des Deutschen Lehrervereins

Die Diskussionen im Deutschen Lehrerverein, 
die auch während des Krieges fortgeführt wor-
den waren, führten zu einem Konzept, das Johan-
nes Tews im Auftrag des DLV rechtzeitig zur Reichs-
schulkonferenz entwickelt hatte. Die Schrift wurde 
1919 unter dem Titel Ein Volk – Eine Schule. Dar-
stellung und Begründung der deutschen Einheits-

schule veröffentlicht. Es enthält eine bildhafte Dar-
stellung „Das deutsche Volksbildungshaus“ (Tews 
1919, S. 91 – s. auch S. 25 f.).

Als Berichterstatter auf der Reichsschulkon-
ferenz erläuterte und verteidigte Tews das Konzept 
der Einheitsschule, über die es in seiner Schrift heißt:
„Sie ist die Schule für alle, d. h. für jeden nach seiner 
Eigenart.“ (ebd., S. 92)

Die Einheitsschule bei Johannes Tews und dem DLV 
bestand aus einer sechsklassigen Grundschule und 
darauf aufbauenden weiteren Stufen. In Ausnah-
mefällen, bei zu weiten Schulwegen, konnten Bür-
ger- und Mittelschulen der Grundschule angeglie-
dert werden. Ansonsten handelte es sich auf den 
Stufen um jeweils eigenständige Schulen. Außer 
in der Länge der Grundschule bestand der Unter-
schied zu Kerschensteiner darin, dass die höhe-
ren Schulen erst nach dem achten Schuljahr begin-
nen sollten und gymnasiale und berufliche Bildung 
gleichrangig sein sollten.

Die bildhafte Darstellung des „deutschen 
Volksbildungshauses“ gibt keinen Aufschluss darü-

Johannes Tews (1860 – 1937), 
Volksschullehrer, Generalsekretär 
der Gesellschaft für Volksbildung,  
Repräsentant des Deutschen 
Lehrervereins 
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ber, mit welchen Größenordnungen wir es in den 
einzelnen Schularten zu tun haben: Für die sechs-
jährige Grundschule zusammen mit der zwei-
jährigen Bürgerschule (die der Oberstufe der 
achtjährigen Volksschule entspricht) zählte Tews 
10.300.000 Schüler*innen, daneben 350.000 Mit-
telschüler*innen in der dreijährigen Mittelschule 
und 650.000 in der vierjährigen Oberschule (die 
den Gymnasien entspricht). (Tews 1919, S. 106) 

Neben dem Umstand, dass Tews das gesamte 
Bildungswesen als „Volksschule“ bezeichnet wis-
sen wollte, führte er einen weiteren unorthodoxen 
Gedanken ein: Danach waren für ihn alle Schularten, 
die auf der Grundschule aufbauen, „Sonderschu-
len“ für unterschiedliche „Begabungen“. Unter-
schieden wurden „gewerblich und künstlerisch“ 

von „erkenntnismäßig“ Begabten, die aber „ihrem 
Range nach gleich“ seien (Reichsministerium 1921, 
S. 153). Zur Begabungsproblematik siehe Kapitel 4. 

Die Gleichwertigkeit der verschiedenen Schul
arten auf den Schulstufen wollte Tews auch dadurch 
deutlich machen, dass die Bezeichnung „Gymna-
sium“ durch „Oberschule“ ersetzt wurde. Auch 
sollte nicht mehr nur von „höheren Schulen“ für die 
„vorwiegend erkenntnismäßig Begabten“ gespro-
chen werden, sondern höhere Schulen sollten auch 
die Schulen „für die Andersbegabten“ genannt wer-
den (ebd., S. 153).

Den Ausführungen von Tews wurde von Sei-
ten der Verfechter des traditionellen Schulsystems 
und insbesondere des Gymnasiums aufs heftigste 
widersprochen. Es wurde prognostiziert, 
„daß bei allgemeiner Durchführung von Reform-
vorschlägen in diesem Geist eine Verflachung der 
Schulbildung des deutschen Nachwuchses eintre-
ten müßte, die eine nicht wieder gutzumachende 
Schädigung am deutschen Geist der heutigen 
Generation aufbürden würde“ (ebd., S. 461).

Das Protokoll vermerkte „Zustimmung und 
Widerspruch“, wie überhaupt die Beiträge von 
Tews in der Reichsschulkonferenz regelmäßig zu 
heftigen Kontroversen führten. Der Kampf um die 
Schule ist bis auf den heutigen Tag immer auch ein 
Kampf um Worte, um Bezeichnungen. 

Unterstützung fanden Tews Ausführungen 
durch Vertreter des Deutschen Lehrervereins. 

Quelle: Tews 1919
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Heinrich Wigge, Rektor einer Volksschule in Thürin-
gen, wies in einem leidenschaftlichen Beitrag dar-
auf hin, dass „Herr Tews das Vertrauen von 120000 
Lehrern besitzt“ (ebd., S. 479). 

Wigge griff die Vertreter des Gymnasiums 
frontal an. Er warf ihnen vor, nur die Verteidigung 
ihrer Standesinteressen im Sinn zu haben. 
„Wenn man, wie das leider geschehen ist, die 
Lösung dieser höchsten Kulturaufgaben der Nach-
kriegszeit den Vertretern einer Standesorganisa-
tion anheim gibt, dann kann unmöglich erwar-
tet werden, daß etwas Ersprießliches dabei her-
auskommt; (…) So überrascht es uns denn auch gar 
nicht, daß aus dem Bericht des Herrn Professor 
Binder nichts anderes spricht als das ängstliche 
Bemühen, die höhere Schule in Form und Inhalt 
vor dem Hineingezogenwerden in den Erneue-
rungsprozeß zu bewahren. (…) Seien wir doch ein-
mal ehrlich! Sind denn unsere höhere Schulen 
nicht reformbedürftig?“ (ebd., S. 477) 

Und zudem – so Wigge weiter, habe die 
gymnasiale Bildung politisch und pädagogisch ver-
sagt – wie der verlorene Krieg gezeigt habe. Um 
dann in seiner durch zahlreiche zustimmende und 
ablehnende Zwischenrufe unterbrochenen Rede den 
Gymnasien vorzuwerfen, die „Herrenschicht“ nicht 
auf die Kenntnis fremder Kulturen – speziell Englands 
und Amerikas – vorbereitet zu haben, sondern „hoch-
mütige Verblendung und nationales Pharisäertum 
(…) durch ihren einseitigen Sprachenkultus“ (Latein 
und Griechisch – MD) gefördert zu haben (ebd., 
S. 478).

„Einheitsschule“ bei den „Entschiedenen  
Schulreformern“ 

Einzig die Einheitsschulkonzepte, die im Reichs-
bund entschiedener Schulreformer – einer Abspal-
tung vom Philologenverband – entwickelt wurden, 
entsprachen dem ursprünglichen Konzept von Ein-
heitsschule, die aber allesamt singulär blieben wie 
die bis heute existierende Fritz-Karsen-Schule10 in 
Berlin oder Paul Oestreichs „elastische Einheits-
schule“.

Die elastische Einheitsschule sollte als „Pro-
duktionsschule“ und Ganztagsschule vom Kinder-
garten bis zur Universität mit vielfältigen musischen 
und sportlichen Aktivitäten in den Schulbezirk inte-
griert sein. Sie sollte in Kern- und Kursunterricht 
unterscheiden und die Lerngruppen nicht nach 
Jahrgängen organisieren, sondern durch „innere 
Differenzierung“ nach individuellen Begabungen, 
Interessen und Neigungen. Oestreichs Konzept 
wurde als organisatorisches Ganzes im öffentlichen 
Schulwesen nicht realisiert. Es blieb vereinzelten 
Privatschulprojekten oder den Landerziehungshei-
men vorbehalten. Es blieb aber immer „Blaupause“ 
für Schulversuche und pädagogische Alternativpro-
jekte aller Art (vgl. Keim/Schwerdt 2013). 

In Karsens Organisationsmodell – er nannte 
sein Konzept „Erlebnisschule“ – sind nach der 
vierjährigen Grundschule, die mit sieben Jah-
ren beginnt, fünf Jahre vorgesehen, in denen in 

10	  Homepage der Fritz-Karsen-Schule unter https://www.
fritz-karsen.de/ 

https://www.fritz-karsen.de/
https://www.fritz-karsen.de/
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zwei Gruppen differenziert wird. Für die „norma-
len Schüler“ findet an fünf Tagen zu je drei Stun-
den Unterricht mit dem gleichen Pensum statt, für 
die „intellektuell Begabten“ an drei Tagen. In den 
übrigen Stunden schließen sich die Schüler*innen 
nach Interesse und Neigung (vorausgesetzt Eltern 
und Lehrkräfte sind mit der Wahl einverstanden) 
zu freien Arbeitsgemeinschaften zusammen. Nach 
neun Schuljahren erfolgt dann der„Eintritt ins prak-
tische Leben mit gleichzeitiger Fachschulbildung 
oder in die wissenschaftliche Oberschule“ (Reichs-
ministerium 1921, S. 99 ff.).

Bei Karsen beginnt die gymnasiale Bildung 
also erst nach dem neunten Schuljahr.  Karsen wollte 
eine Schule, „die so elastisch ist, daß sie möglichst 
das Leben mit seiner Fülle individueller Menschen-
gestaltungen erreicht“ (a.a.O.).

Er sprach sich mit Nachdruck gegen dieje-
nigen aus, die als Einheitsschule ausgaben, wenn 
die bestehenden Schulen „durch Brückenbauten 
künstlich“ verbunden werden (a.a.O.). (Vermutlich  
war damit auch Kerschensteiner gemeint.) Fol-
gerichtig bestand Karsens Einheitsschule aus ein-
heitlichen Schulstandorten bis zum Abschluss 
des neunten Schuljahres. Eine Differenzierung in 
eigenständige Schulhäuser fand erst danach statt: 

in wissenschaftliche Oberschulen einerseits und 
berufsbegleitende Fachschulen andererseits. 

Zu den Vorstellungen der Entschiedenen 
Schulreformer siehe auch Kapitel 4, S. 104 f.

„Einheitsschule“ als Leerformel 
Ungeachtet fundamentaler Unterschiede zwischen 
den Teilnehmer*innen der Reichsschulkonferenz 
fällt auf, dass sich alle Redner*innen bemühten, 
ihren Standpunkt mit dem Etikett „Einheitsschule“ 
zu versehen und die „organische Verbindung“ der 
Schularten untereinander zu betonen. 

Studienrat Dr. Felix Behrend, Berlin-Char-
lottenburg, etwa beschloss seinen Redebeitrag, in 
welchem er Tews hart anging und eine neunjährige 
gymnasiale Bildung für unverzichtbar erklärte, mit 
den Worten: 
„Wir sehen jedenfalls den Segen der Einheitsschule 
einzig und allein darin, daß alle Schulen möglichst 
gut, gleichwertig, aber ihrer Eigenart entspre-
chend, ausgebaut werden.“ (ebd., S. 480)

Dieses Statement veranlasste Paul Oestreich 
vom Reichsbund entschiedener Schulreformer, Pro-
fessor und Studienrat in Berlin-Friedenau, zu der 
ironischen Bemerkung, dass Behrends Rede eigent-
lich folgendermaßen hätte schließen müssen:
„Wir sehen den Segen der deutschen Einheits-
schule darin, daß sie keine Einheitsschule wird.“ 
(ebd., S. 480)

Fritz Karsen (1885 – 1951),  
Mitbegründer des Bundes 
entschiedener Schulreformer, 
gründete 1947 in Berlin- 
Neukölln die erste Gesamt-
schule als Langformschule.
Die Schule ist nach ihm 
benannt.
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In seiner Schrift von 1920 Die Reform der 
höheren Schule im Rahmen der Einheitsschule cha-
rakterisierte Rudolf Hanisch, Professor an der Leib-
niz-Oberrealschule in Berlin-Charlottenburg, die 
Situation folgendermaßen:
„Die verschiedenen Entwürfe für die Organisa-
tion der Einheitsschule weichen so erheblich von-
einander ab, daß ihre Mannigfaltigkeit nur aus 
einer verschiedenen Auffassung über den Begriff 
der Einheitsschule erklärt werden kann.“ (Hanisch 
1920, S. 3) 

Wie recht er hatte, illustriert der amtliche 
Bericht über die Reichsschulkonferenz mehr als 
anschaulich. Alle Berichterstatter und Diskutanten 
– selbst die konservativsten – betonten, dass sie die 
Entwicklung zur Einheitsschule unterstützen. Nur 
entsprach keines ihrer vorgestellten Organisations-
modelle in Gänze dem Konzept, das die Sozialdemo-
kratie und der Deutsche Lehrerverein ursprünglich 
einmal wollten. Allerdings ermöglichte der schil-
lernde Einheitsbegriff ebenso wie die Forderung der 
Reichsverfassung, das Schulwesen sei „organisch aus-
zugestalten“ (vgl. S. 19) nahezu jede Interpretation. In 
seinem Kommentar „Die Schule in der Reichsverfas-
sung“ bemerkte Walter Landé 1929 lakonisch:
„Man braucht nur die im Schrifttum vorhandenen 
Konstruktionen bestehender oder geforderter Ein-
heitsschulsysteme zu vergleichen, um zu erkennen, 
daß fast jeder Aufbau als organisch erweisbar ist. 
Als Einheitsschule wird jetzt nicht selten ein Schul-
aufbau schon dann angesehen, wenn es gelingt, 
ihn graphisch darzustellen“ (Landé 1929, S. 79, 
Anm. 192 – zit. n. Drewek 1997, S. 643). 

„Einheitsschule“ als politische Herausforderung
Eine einheitliche Definition von Einheitsschule gab 
und gibt es bis heute nicht. Selbst unter ihren Ver-
fechtern wird sie seit jeher und bis heute in zahl-
reichen organisatorischen Varianten, mit verschie-
denen Begründungen und unter verschiedenen 
Bezeichnungen diskutiert.

Diejenigen Verfechter der Einheitsschule, 
die in der Weimarer Zeit ihre Konzepte politisch ver-
wirklichen wollten, sahen sich offenbar gezwungen, 
Kompromisse zu schließen. Dafür stehen beispiel-
haft der Deutsche Lehrerverein und die Sozial-
demokratie. Sie propagierten Schulmodelle, die 
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deutlich von dem Versuch geprägt waren, die tradi-
tionellen Schularten irgendwie in ein Einheitsschul-
modell zu integrieren, und sei es auch nur durch 
die bildhafte Darstellung. Tews und der DLV such-
ten darüber hinaus durch veränderte Bezeichnun-
gen den Unterschied zum ständischen Schulsystem 
deutlich zu machen, was sie zum besonderen Hass-
objekt der Traditionalisten geradezu prädestinierte. 

Angesichts der unterschiedlichen Konzepte 
von Einheitsschule auf Seiten der Schulreformer 
wäre eine sehr durchsetzungsstarke, voll hand-
lungsfähige Regierung vonnöten gewesen, um ein 
Einheitsschulmodell wie das von Tews oder Kar-
sen verbindlich einzuführen. Aber solche Voraus-
setzungen waren nicht vorhanden. Wenn sich die 
Reformkräfte nicht einig sind und zudem über keine 
praktikablen Transformationskonzepte verfügen, 
um vom bestehenden System in das jeweils ange-
strebte zu gelangen, haben es konservative Kräfte 
leicht, Mehrheiten dafür zu mobilisieren, lieber 
alles beim Alten zu belassen – zumal wenn die poli-
tischen Machtverhältnisse so unübersichtlich sind 
wie in den ersten Jahren der Weimarer Republik. 

Einheitsschule nach dem Ende des  
Zweiten Weltkriegs

(Vergebliche) Bemühungen der  
alliierten Siegermächte

Bei der ersten und einzigen gesamtdeutschen 
Zusammenkunft der Kultusminister der vier Besat-
zungszonen im Februar 1948 war der Begriff Ein-

heitsschule noch nicht tabuisiert. Auf der Tagesord-
nung der Konferenz standen 
„… neben solchen sich aus der Not der damali-
gen Zeit ergebenden Fragen (…) die Gesamtschul-
dauer bis zum Abitur von 12 oder 13 Jahren, die 
Gestaltung und Dauer der Grundschule, die Frage 
der Einheitsschule (heute würde man sagen: der 
Gesamtschule) und der Lehrpläne sowie die Aner-
kennung der Reifezeugnisse und anderer Prüfun-
gen – Themen, mit denen sich die Kultusminister-
konferenz zum Teil auch heute noch oder wieder 
befaßt. (…) Besonders die Vertreter der Sowjetzone 
drängten auf die Verabschiedung einer Resolu-
tion, die eine grundlegende Schulreform (u.a. eine 
sechs- oder achtjährige Grundschule) fordern und 
fördern sollte.“ (Sekretariat der KMK 1998)

Einen der wenigen Versuche in der dama-
ligen Zeit, den „Neuaufbau der Schule von gesell-
schaftlicher Seite her mitzubestimmen“, sehen 
Michael/Schepp (1993, S. 350) in einer Entschlie-
ßung des Allgemeinen deutschen Lehrer- und Leh-
rerinnenverbands (ADLV – Vorläuferorganisation 
der GEW), die 1948 in der Vertreterversammlung 
des Vereins verabschiedet wurde. Darin wird die 
„differenzierte Einheitsschule“, eine gemeinsame 
Lehrerausbildung „für alle Zweige der differenzier-
ten Schule“ sowie Schulgeld- und Lehrmittelfreiheit 
gefordert. Zur differenzierten Schule heißt es:
„Deshalb muß durch den Mittelbau des Schulwe-
sens ein hinreichend breites gemeinsames Kern-
stück des Schullebens und des Unterrichts hin-
durchgeführt werden. Andererseits muß dieser 
Mittelbau so aufgelockert sein, daß er den ver-
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schiedenen Begabungsrichtungen gerecht wird.“ 
(zit. nach Michael/Schepp 1993, S. 351)

Dass der Beschluss in den Reihen der Kultus-
minister zur Kenntnis genommen wurde, ist anzu-
nehmen. Doch er konnte die Beratungen im Sinne 
der Forderungen nach einer grundlegenden Schul-
reform nicht wesentlich beeinflussen. 

Dem Bayerischen Kultusminister Alois 
Hundhammer als Anführer einer konservativen 
Ländergruppe, die sich auf der Konferenz in der 
Minderheit befand, gelang es vielmehr, einen ent-
sprechenden Beschluss mit dem Argument zu ver-
hindern, der Konferenz fehle die Legitimation zu so 
weitgehenden Aussagen (ebd.). 

Dabei hätte man sich durchaus auf eine legi-
timierende rechtliche Grundlage stützen können. 
Denn schließlich lag mit der Direktive Nr. 54 des Alli-
ierten Kontrollrats vom 25. Juni 1947 eine Richtli-
nie für die nachgeordneten Instanzen vor, die sich 
als Vorbild für eine Resolution hervorragend geeig-
net hätte. Trotz Unterschieden in Einzelfragen 
bekundeten die vier Besatzungsmächte darin ihren 
gemeinsamen Willen für die Demokratisierung des 
Bildungswesens, für gleiche Bildungsmöglichkeiten 
für alle und für ein Gesamtschulsystem.

Zum Thema Schulstruktur heißt es in Nr. 4 
der Direktive:
„Alle Schulen für den Zeitraum der Pflichtschulzeit 
(sechstes bis mindestens zum fünfzehnten Lebens-
jahre – MD) sollten ein zusammenhängendes Bil-

dungssystem (comprehensive eductional system) 
darstellen. Die Abschnitte der Elementarbildung 
und der weiterführenden Bildung sollten zwei auf-
einanderfolgende Stufen der Unterweisung bilden, 
nicht zwei Wege oder Abschlüsse der Ausbildung 
[nebeneinander], die teilweise übereinstimmen.“ 
(Michael/Schepp 1993, S. 338)

Das Argument von Hundhammer, der Konfe-
renz fehle die Legitimation, eine Resolution für eine 
grundlegende Schulreform zu verabschieden, ent-
behrte der sachlichen Grundlage. Mit der Direktive 
Nr. 54 im Rücken, die bereits seit gut einem halben 
Jahr veröffentlicht war, hätte es sicher keine Pro
bleme mit den nachgeordneten Behörden des Kon-
trollrats oder den eigenen Regierungen gegeben. 
Aber die Strategie der konservativen Kultusminis-
ter entsprach einem Muster, das auch bereits beim 
Weimarer Schulkompromiss zum Einsatz kam: Eine 
fortschrittliche Schulreform mit juristischen Argu-
menten zu verhindern. 

Fragt man sich, warum die reformwilligen 
Kräfte nicht mit der Mehrheit ihrer Stimmen eine 
entsprechende Resolution verabschiedeten, so 
kommen einige Gründe in Betracht: Die Kultusmi-
nister wollten nach der zentralistischen Schulpolitik 
des Nazi-Regimes ihre neu gewonnenen föderalen 
Kompetenzen nicht durch Uneinigkeit aufs Spiel 
setzen. (Das Einstimmigkeitsprinzip in Grundsatz-
fragen hat in der KMK bis heute Bestand und ist der 
Garant dafür, dass das Gymnasium bis heute unan-
getastet und das gesamte Schulwesen konservativ 
ausgerichtet bleibt.) Ein zweiter Grund lag darin, 
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dass die Reformkräfte nicht als Büttel der Besat-
zungsmächte erscheinen wollten, welche in der 
Bevölkerung mehrheitlich nicht als Befreier wahr-
genommen wurden. Und schließlich konnten sich 
die Reformkräfte auf den Standpunkt zurückziehen, 
dass sie in ihren Bundesländern die Schulpolitik 
nach ihren Vorstellungen gestalten konnten. Was in 
den Ländern Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen mit 
sechsjährigen, später – außer in Berlin – wieder auf 
vier Jahre verkürzten Grundschulen und in den Län-
dern auf dem Gebiet der späteren DDR durch ein 
Einheitsschulsystem bis Klasse 8 (später bis Klasse 
10) auch geschah. Letzteres hatte immerhin bis zur 
Wiedervereinigung 1990 Bestand. 

„Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass 
es durch die Vorgaben der Militärregierungen 
durchaus Möglichkeiten gab, die Bildungssysteme 
strukturell anzugleichen und gemeinsam zu refor-
mieren, dazu wären aber entweder mehr Durch-
setzungswillen seitens der Militärregierungen 
oder aber kulturpolitischer Konsens und Bereit-
schaft zum Kompetenzverlust der Ländervertre-
tungen erforderlich gewesen. Aus der Sicht der 
Militärregierungen gab es vor allem im wirtschaft-
lichen Bereich dringendere Probleme zu lösen und 
auf Seiten der Ländervertretungen gingen die 
Meinungen über das Bildungswesen selbst inner-
halb der Länder so weit auseinander, dass an eine 
länderübergreifende und tiefgreifende strukturelle 
Erneuerung des Bildungssystems nicht zu denken 
war. Warum sollten die Kultusminister daher also 
bereit sein, die gerade wiedererlangte politische 

Handlungsmöglichkeit abzugeben? Schließlich 
waren sie zudem in der Regel von dem eigenen 
Standpunkt zum Bildungssystem tief überzeugt. 
Es blieb daher oft beim Rückgriff auf die während 
der letzten Jahrzehnte gewachsenen Strukturen.“ 
(Tröster 2017, S. 53 f.) 

Das Schulsystem der DDR
Mit dem Schulsystem der DDR gab es auf deut-
schem Boden also knapp 50 Jahre lang ein Einheits-
schulsystem, das heute – mehr als 30 Jahre später – 
schon fast wieder in Vergessenheit geraten ist.

Viele Menschen fragen heute: Einheits-
schule? War das nicht das, was die DDR hatte? Ein 
Schulsystem, das längst überwunden ist? Bedeutete 
das nicht Einheitsbrei und Gleichmacherei? – Denn 
so oder so ähnlich lauten die Assoziationen, Vorur-
teile und Kampfbegriffe, mit denen es tun bekam, 
wer in Westdeutschland ab den 50er Jahren des 
letzten Jahrhunderts den Begriff Einheitsschule in 
der schulpolitischen Debatte ins Spiel brachte. Der 
galt als Kommunist, ewig gestrig und musste nicht 
ernst genommen werden. Eine Folge war, dass die 
Idee der Einheitsschule eine neue Bezeichnung 
bekam und seit den Empfehlungen des Deutschen 
Bildungsrats in den siebziger Jahren als „Gesamt-
schule“ in die Schulpolitik zurückkehrte.

Wenn heute von Einheitsschule gesprochen 
wird, wird darunter zumeist die Schulstruktur der 
ehemaligen DDR verstanden (siehe Abb. „Das Schul-
system der DDR“). In der DDR sprach man allerdings 
nicht von Einheitsschule, sondern von der zehnklas-
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sigen Polytechnischen Oberschule (POS) als Pflicht-
schule und der zweijährigen nicht obligatorischen 
Erweiterten polytechnische Oberschule (EOS), die – 
hoch selektiv – zum Abitur führte. Nur ca. 15 Prozent 
des Altersjahrgangs erreichten die Hochschulreife 
auf dem direkten Weg in der so genannten Abitur-
stufe, davon gut acht Prozent in der zweijährigen 
EOS, vier Prozent in Abiturklassen in Einrichtungen 
der Berufsausbildung und der Rest in Spezialschu-
len und -klassen für Schüler*innen mit besonderen 
Talenten, vorwiegend auf sportlichem und künst-
lerisch-musischem Gebiet (vgl. Schmidt 1990). Ca. 
2–2,5 Prozent eines Altersjahrgangs besuchten 
Hilfsschulen (heute Förderschulen Lernen) (Baudisch 
1993, S. 26; zit. nach Geiling 1999). Es fehlen statisti-
sche Angaben, wie hoch der Anteil von Schüler*innen 
eines Jahrgangs in den übrigen Sonderschulen war. 

Einheitsschule ist nicht gleich Einheitsschule
Mit der äußeren Struktur des DDR-Schulsystems 
vergleichbar sind die Schulmodelle in Skandina-
vien. Mit dem DDR-Modell ist ihnen gemeinsam, 
dass die obligatorische Pflichtschule neun oder 
zehn Jahre dauert und dass sich somit für die aller-
meisten Schüler*innen der weitere Bildungsweg 
(Abitur oder berufliche Bildung) erst im Alter von 
15 oder16 Jahren entscheidet.11 Nicht vergleich-
bar mit dem DDR-System ist vieles, das innerhalb 

11	 Drewek beziffert den Anteil der Schüler*innen, die im 
Schulsystem der DDR ohne mittleren Abschluss blieben, auf 
knappe 12 Prozent (Drewek 1990, S. 649). Zum Vergleich: In 
Deutschland waren es 2018 30 Prozent, die keinen mittleren 
oder höheren Abschluss erreichten (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2020, S. 143).

der Einheitsschule geschieht: welches Menschen-
bild ihr zugrunde liegt, welche Lern- und Bildungs-
ziele sie verfolgt, wie die Schule intern strukturiert 
ist, welche Lerninhalte angeboten werden, wie 
die Lernprozesse organisiert werden, welche Leis-
tungsstandards gelten und wie die Qualität über-
prüft wird – all dies sind äußerst bedeutsame Ele-
mente von Schule. Bereits zu Zeiten der Reichs-
schulkonferenz gab es und auch heute gibt es z. B. 
in den skandinavischen Schulen darauf ganz unter-
schiedliche Antworten.

Selbst wenn man von einer gemeinsamen 
obligatorischen Pflichtschulzeit von neun oder 
zehn Jahren als typischem Charakteristikum von 
Einheitsschule ausgeht, so können sich je nach 
gesellschaftlicher Einbettung und innerer Gestal-
tung eine Vielzahl unterschiedlicher Einheitsschul-
typen herausbilden. Das zu betonen ist wichtig, 
um der Vorstellung entgegenzutreten, als wäre eine 
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Einheitsschule immer eine Schule, in welcher der 
sozialistische Mensch mit unnachgiebiger Strenge 
diszipliniert und im gleichschrittigen Unterricht zum 
Dienst an der sozialistischen Gesellschaft herangezo-
gen wird. Nein, die skandinavischen Schulen zeigen, 
wie in einem Einheitsschulsystem reich differenziert, 
kindgerecht, chancengleich und mit guten Leistungs-
ergebnissen schulische Bildung in einer demokrati-
schen Gesellschaft gestaltet werden kann.

„Gleichmacherei“ im hierarchisch  
gegliederten Schulsystem 

Schließlich sollte nicht vergessen werden, dass 
gleichschrittiger Unterricht auch im früh selektie-
renden, hierarchisch gegliederten deutschen Schul-
system nach wie vor an der Tagesordnung ist. Denn 
weshalb sollten sich Lehrkräfte die Mühe mit indi-
vidueller Förderung und differenzierenden Lernar-
rangements machen, wenn doch vom Schulsystem 
selbst behauptet wird, es sei „begabungsgerecht“ 
gegliedert und habe folglich leistungshomogene 
Lerngruppen, die mit gleichschrittigem Unterricht 
zu den angestrebten Lernergebnissen geführt wer-
den könnten? Und Schüler*innen, bei denen dies 
nicht gelinge, seien eben „falsch“ in der Klasse oder 
gar an der Schule. Im Bewusstsein und Empfinden 
vieler Lehrkräfte wimmelt es aus diesem Grund in 
Deutschland nur so von „falschen“ Schüler*innen. 
Statt rechtzeitig Unterstützung und Fördermaßnah-
men zur Vermeidung von Lernrückständen anzu-
bieten, legt das selektive Schulsystem die Möglich-
keit zur Klassenwiederholung bzw. zur Abschulung 
in eine „niedere“ Schulart nahe, was dann zyni-
scherweise oft auch noch als sinnvolle pädagogi-

sche Maßnahme deklariert wird. Der an Einheits-
schulen und Gesamtschulen gerichtete Vorwurf 
der „Gleichmacherei“ trifft in Wahrheit auf das hie-
rarchisch gegliederte Schulsystem zu.

Kampfbegriff „(sozialistische) Einheitsschule“ 
Als sich gegen Ende der siebziger Jahre abzeich-
nete, dass der vom Deutschen Bildungsrat empfoh-
lene Schulversuch „Gesamtschule“ durchaus posi-
tiv verlief und zu erwarten war, dass in den mitt-
lerweile mehrheitlich sozialdemokratisch regier-
ten Bundesländern Gesamtschulen flächende-
ckend als Regelschulen eingeführt würden, fühlten 
sich (erz-)konservative Politiker*innen und um 
ihre Privilegien fürchtende Lehrer- und Elternver-
bände herausgefordert, einen neuen Kampfbe-
griff zu kreieren, mit dem sich ein veritabler Schul-
kampf führen ließ: Fortan wurden Gesamtschulen 
gleich welcher Organisationsform (integriert oder 
kooperativ/additiv) nur noch als „sozialistische Ein-
heitsschulen“ bezeichnet. Die Gegner von Gesamt-
schulen appellierten damit an antikommunistische 
Stimmungen in Westdeutschland. Sie nutzten die 
fortwährende Systemkonkurrenz zwischen dem 
„demokratischen Westen“ und dem „kommunis-
tischen Osten“, indem sie sogar behaupteten, die 
Gesamtschulen sollten als Hebel dienen, um auch 
in Westdeutschland eine sozialistische Diktatur 
zu errichten. Der CDU-Politiker Heinrich Köppler, 
Oppositionsführer in Nordrhein-Westfalen, unter-
stellte der SPD, mit der Einführung der Gesamt-
schule wolle sie „eine grundlegende Änderung 
unserer Gesellschaftsordnung“ (zit. n. Voland, DIE 
ZEIT, 09.11.1979) erreichen. 
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Maria Weber, Mitglied der Christlich Demo-
kratischen Arbeitnehmerschaft (CDA) und stell-
vertretende Bundesvorsitzende des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB), verbat sich 1979 auf 
dem Bildungskongress des DGB solche Polemiken, 
indem sie vor allem in Richtung der bayerischen 
CSU schwerwiegende Vorwürfe erhob, die ein tage-
langes Medienecho zur Folge hatten. Sie sagte: 
„Das ist Klassenkampf von oben, der sich des 
dreigliedrigen Schulsystems bedient um auszule-
sen, um Eliten zu schaffen, um abzuschotten und 
damit traditionelle Machtstrukturen als mehr 
oder weniger geschlossene Gesellschaft zu erhal-
ten.“ (Remeke 2010)

Und Claus Voland schrieb in DIE ZEIT vom 9. 
November 1979: 
„Klassenkampf von oben. Die Angst vor der 
Gesamtschule. Der Streit der Parteien um die 
neue Schule wird immer hitziger (…) Auf dem bil-
dungspolitischen Kongreß des DGB in Essen ver-
wies Maria Weber darauf, daß kaum ein Bildungs-
politiker die Gesamtschule als ‚sozialistische Ein-
heitsschule‘ verteufele. Die Etikettenstempler aber 
sind für sie ‚verantwortungslose oder oft auch 
ahnungslose Wahlkämpfer und machthungrige 
politische Strategen‘.“

Mit den „Etikettenstemplern“ zielte Maria 
Weber in Richtung des bayerischen Ministerprä-
sidenten, der anlässlich der Verhandlungen in 
der KMK über die anstehende Verlängerung des 
Abkommens über die gegenseitige Anerkennung 
der Abschlüsse und die Einführung der Gesamt-

schule als Regelschule kategorisch erklärt hatte:
„Die Staatsregierung hat nicht die Absicht, der 
Einführung der Gesamtschule als Regelschule, 
weder in Bayern noch anderswo, zuzustimmen.“ 
(zit. nach Voland 1979, ebd.)

Vom Generalsekretär der CSU kam dann auch noch 
der Vorwurf, an Gesamtschulen werde ein „Billig- 
​Abitur“ abgelegt (Voland 1979). Das Gegenteil 
war wissenschaftlich erwiesen, da die Abitur-An-
forderungen in den gymnasialen Oberstufen von 
Gesamtschulen und Gymnasien gleich waren. 

Die Kulturkämpfer aus CSU und CDU inte-
ressierte das alles nicht und sie erreichten, dass 
die Öffentlichkeit polarisiert und verunsichert 
war. Gesamtschulen gerieten in den Ruf von Auf-
fang-Schulen für „schwierige“ und gescheiterte 
Schüler*innen, die entweder keine Empfehlung 
fürs Gymnasium, dem „Königsweg zum Abitur“, 
bekommen oder die ersten Jahre im Gymnasium 
nicht überstanden hatten. 

Zwar wuchs seit der Anerkennung der 
Gesamtschulen als Regelschulen ihre Anzahl in eini-
gen SPD-regierten Bundesländern stetig – heute 
besuchen mehr als 20 Prozent der Schüler*innen 
in der Sekundarstufe I eine Integrierte Gesamt-
schule, aber der offensive Kampf für Gesamtschu-
len verlagerte sich von der landespolitischen auf 
die kommunale Ebene. (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2020, S. 146) Für die politische 
Klasse wurde der Name Gesamtschule parteiüber-
greifend für einige Jahre zum Unwort und damit 
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wurde auch die Beschimpfung als „sozialistische 
Einheitsschule“ nicht mehr benötigt. Der Ausei-
nandersetzungen überdrüssig, wollte man an die 
Zeiten des Schulkampfes nicht mehr erinnert wer-
den. 

2007 löschte die SPD sogar die Bezeichnung 
Gesamtschule in ihrem Grundsatzprogramm. Im 
Berliner Programm von 1989 hieß es noch unmiss-
verständlich: 
„Sozialdemokratische Bildungspolitik will fördern 
statt auslesen. … Die Gesamtschule ist am besten 
geeignet, unsere bildungspolitischen Ziele umzu-
setzen.“ (SPD 1989/1998, S. 31)

Im Hamburger Programm von 2007 wird aus 
der Gesamtschule eine gemeinsame Schule bis zur 
zehnten Klasse und die Parole fördern statt auslesen 
wird aufgegeben. Jetzt heißt es: 
„Über Bildungswege und -chancen wird in unserem 
Bildungssystem zu früh entschieden. Wir werben 
daher für ein Schulsystem, in dem Kinder so lange 
wie möglich zusammen und voneinander lernen. 
Dies ist am besten zu erreichen in einer gemeinsa-
men Schule bis zur zehnten Klasse.“ (SPD 2007, S. 62)

Bei dieser Formulierung könnte sowohl 
die Gemeinschaftsschule Klasse 1 bis 10 wie die 
Gesamtschule ab Klasse 5 gemeint sein. Aber 
Genaues weiß man nicht. 

Die aktuelle Formulierung des Parteitagsbe-
schlusses von 2019 lässt gar nicht mehr erkennen, 
für welche Schulart die SPD steht:

„Wir bekennen uns zu Schulsystemen, die eine 
möglichst bruchlose, inklusive und gemeinschaft-
liche Bildung gewährleisten und wollen diese stär-
ken.“ (SPD 2019, S. 4)

Mit dem Bekenntnis gleich zu mehreren „Schulsyste-
men“ trägt der Beschluss dem Umstand Rechnung, 
dass in Bundesländern, in denen die SPD Regierungs-
verantwortung trägt, neben den bestehenden Inte-
grierten Gesamtschulen unterschiedliche Schularten 
entstanden sind, die zwei oder drei Bildungsgänge 
beinhalten. Die Gründe für die offene Formulierung 
sind nachvollziehbar, weil sich die schulpolitischen 
Verhältnisse in den Bundesländern unterschiedlich 
darstellen. Dennoch ist es ein gravierender Mangel 
für eine Partei – und zwar für die Identitätsstiftung 
nach innen wie für die Erkennbarkeit nach außen, 
wenn sich ihre schulpolitischen Forderungen nicht 
mehr mit einem aussagekräftigen Begriff beschrei-
ben lassen. Die These ist sicher nicht von der Hand 
zu weisen, dass die Wahlerfolge der SPD ab Mitte der 
60er Jahre auch damit zusammenhingen, dass ihre 
schulpolitische Programmatik mit dem 1963 vom 
West-Berliner Schulsenator Carl-Heinz Evers (SPD) in 
Abgrenzung zur sozialistischen Einheitsschule gepräg-
ten Begriff Gesamtschule einen damals populären 
Namen bekommen hatte. Wie wichtig griffige pro-
grammatische Bezeichnungen sind, haben die Kon-
servativen offenbar besser verstanden. Ihr Kampf um 
die Bezeichnung Gymnasium hat zu keiner Zeit nach-
gelassen. Vielleicht wäre es im Sinne historischer 
Kontinuität besser gewesen, man hätte der sozialis-
tischen Einheitsschule der DDR in Westdeutschland 
die demokratische Einheitsschule gegenübergestellt.
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Die Schulstrukturfrage ist nicht totzukriegen
Obwohl sich Wissenschaft und Politik anfangs gegen 
eine neuerliche Schulstrukturdebatte wehrten, ließ 
die Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse 
2001 die Schulstrukturfrage wieder aufleben. Der 
Umstand, dass dem Schulsystem in Deutschland im 
internationalen Vergleich sowohl unbefriedigende 
Leistungsergebnisse als auch eine massive soziale 
Schieflage bescheinigt worden waren, während Län-
der mit Gesamtschulsystemen in beiden Disziplinen 
reüssierten, machte es unmöglich, die öffentliche 
Debatte über die Schulstruktur auf Dauer zu unter-
drücken. Die Debatte wurde getrieben und beein-
flusst durch Organisationen der Zivilgesellschaft, zu 
denen neben Bildungsorganisationen auch Eltern- 
und Schülerorganisationen sowie Stellungnahmen 
aus Wirtschaft und Stiftungen gehörten. 

Die neuerlichen Bemühungen für längeres 
gemeinsames Lernen wurden nach der Jahrtau-
sendwende mit unterschiedlichen pädagogischen 
Konzepten und unter neuen Bezeichnungen 
geführt: Eine Schule für alle (vgl. z. B. GEW 2006), 
Gemeinschaftsschule (z. B. in Berlin, Schleswig-Hol-
stein und Baden-Württemberg). Gesamtschule 
als Leitbegriff konnte sich in der bundesweiten 
Debatte bei den Befürwortern des möglichst lan-
gen gemeinsamen Lernens nicht etablieren.

Die GEW führte die Tradition des Deutschen 
Lehrervereins fort und erneuerte 2001 und 2005 
mit ihren schulpolitischen Beschlüssen ihre seit den 
50er Jahren erhobene Forderung nach einem inte-
grativen Schulsystem und nach Gesamtschulen, 

denen sich auch der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) anschloss (GEW 2006, S. 22 ff.). Es bildeten 
sich zunehmend Initiativen und Bündnisse, die die 
Eine Schule für alle mit den Forderungen zum län-
geren gemeinsamen Lernen und der Inklusion ver-
knüpften. Das Bündnis „Eine für alle – Die inklusive 
Schule für die Demokratie“, dem die Aktion Humane 
Schule (AHS), der Grundschulverband (GSV), die 
Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule – Ver-
band für Schulen des gemeinsamen Lernens 
(GGG), die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW), das NRW-Bündnis „Eine Schule für 
alle“ sowie der Verein „Politik gegen Aussonderung 
– Koalition für Integration und Inklusion“ (PogA) 
angehören, meldet sich mit Kongressen, gemeinsa-
men Erklärungen und einer Schriftenreihe zu Wort. 
GGG, GSV, GEW oder die AHS, die sich bereits seit 
der ersten Bildungsreformphase für ihre je eige-
nen Themen schulpolitisch engagieren oder die 
relativ junge PogA und das NRW-Bündnis – sie alle 
sind sich einig in ihrer Forderung nach einer Ver-
änderung des Schulsystems zu einer gemeinsamen 
Schule über die gesamte Dauer der Pflichtschulzeit. 

Der Kampfbegriff Einheitsschule  
verfängt nicht mehr

In den Schützengräben der Schulkämpfe der 70er 
und 80er Jahre tummeln sich nach wie vor der Phi-
lologenverband (DPhV) und der Realschullehrer-
verband (VDR) als Lobbyisten des gegliederten, 
früh selektierenden Schulsystems. Im Jahr 2009 
sah sich der Philologenverband veranlasst, aus 
Angst vor den schulpolitischen Entwicklungen in 
einigen Bundesländern, einen Leitantrag zur Schul-
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Stimmen aus der Zivilgesellschaft zur Schulstruktur
GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft): „Für die GEW ist die EINE SCHULE FÜR ALLE die richtige Ant-
wort auf die Herausforderungen der Zukunft und die Probleme des traditionellen Schulwesens.“ 

GGG (Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule): „Ziel ist, dass alle Kinder und Jugendlichen eine gemeinsame 
SCHULE FÜR ALLE (eine Schule der Inklusion) bis zum Ende ihrer allgemeinen Schulpflicht besuchen und das tra-
dierte gegliederte Schulsystem auch in Deutschland überwunden wird.“ 

GSV (Grundschulverband): „In der Grundschule ist auf jede Form von Auslese zu verzichten. Die Grundschule 
muss eine inklusive Schule sein, in der alle Kinder die individuell notwendigen Unterstützungen erhalten. Diese 
Schule gemeinsamen und individuellen Lernens muss für die gesamte Pflichtschulzeit gelten.“ 

AHS (Aktion Humane Schule): „Wir fordern eine Schule für alle für die Dauer der gesamten Pflichtschulzeit, die 
Chancengerechtigkeit umsetzt und die verletzende und diskriminierende Selektion verhindert. Wir sind gegen die 
Trennung nach Klasse 4.“ 

NRW-Bündnis (NRW-Bündnis Eine Schule für alle): „In einer Schule für alle sind alle Kinder willkommen. Sie stärkt 
das Individuum und befähigt zur aktiven Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Sie orientiert sich am humanistischen 
Menschenbild, an den Grundsätzen einer demokratischen Gesellschaft und den allgemeinen Menschenrechten.“ 

PogA (Politik gegen Aussonderung – Koalition für Integration und Inklusion): „Wir setzen uns (…) für integrative 
Kindertagesstätten sowie für ein Schulsystem in Form der Gemeinschaftsschule bis zur 13. Klasse ein und fordern 
die Verlagerung der personellen und finanziellen Ressourcen aus dem Bereich der Sonderschulen in allgemeine 
Bildungseinrichtungen.“ 

LGL (Initiative Länger gemeinsam lernen): „Wenn das gegliederte Schulsystem nach dem Urteil der meisten Bil-
dungsexperten zu sozialen Ungerechtigkeiten führt und den Anforderungen einer modernen Wissensgesellschaft 
nicht gerecht wird, dann muss es verändert werden. Wir brauchen mutige Reformen statt endloser Korrekturen 
am falschen System.“

LSV NRW (Landesschüler*innen-Vertretung): „Wir wollen eine Schule, die uns zu kritischen Individuen erzieht, 
deren höchstes Ziel es ist, Bildung zu vermitteln und die nicht bloß Mittel zur im Kapitalismus notwendigen Selek-
tion ist. Diese Anforderungen erfüllt voll und ganz nur das Modell der Inklusiven Ganztags-Gesamtschule (IGGS). 
(…) Demnach steht die LSV NRW für eine klare Abgrenzung zum mehrgliedrigen Schulsystem und dessen Abschaf-
fung.“

BER (Bundeselternrat): „Auch wenn ein bundesweit einheitliches Schulsystem mit gemeinsamem Lernen bis 
zum Ende der Pflichtschulzeit politisch derzeit nicht durchsetzbar ist, muss der Übergang in die weiterführen-
den Schulen entschärft werden. Er muss später erfolgen und zwar dann, wenn das Kind die notwendige Reife zur 
Bewältigung des Übergangs entwickelt hat. Der Zwang zur Trennung durch Bewertung und Abwertung, der die 
Schulsysteme der Bundesländer prägt, schadet der Entwicklung der Kinder.“ 
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struktur zu beschließen. Der Wortlaut lässt es an 
deutlichen Worten nicht fehlen, man benutzt den 
Kampfbegriff Einheitsschule und stellt auch gleich 
alle Befürworter integrierter Systeme unter Ideolo-
gieverdacht, wobei Ideologen nach konservativem 
Verständnis nie sie selbst, sondern immer nur die-
jenigen sind, die Bestehendes in Frage stellen und 
verändern wollen. Im Beschluss des DPhV heißt es:
„Der Deutsche Philologenverband betrachtet mit 
großer Sorge den Rückfall verschiedener Landes-
regierungen und Parteien in eine ideologisch moti-
vierte Bildungs- und Schulpolitik, die anstatt die 
Lehren aus PISA zu ziehen und sich auf die Verbes-
serung der Unterrichtsqualität zu konzentrieren, in 
der schrittweisen Durchsetzung eines integrativen 
Einheitsschulsystems das Hauptziel sehen.“ (Deut-
scher Philologenverband 2009b)

Die schrittweise Durchsetzung des integ-
rativen Einheitsschulsystems soll sich nach den 
Vorstellungen der Philologen via sechsjährige 
Grundschule vollziehen, weshalb auch hier ent-
schiedener Widerstand in Richtung Hamburg ange-
kündigt wurde, wo die Grundschulzeit auf sechs 
Jahre verlängert werden sollte. 
„Der DPhV lehnt alle Bestrebungen ab, die Grund-
schule zu verlängern und die weiterführenden 
Schularten, insbesondere das Gymnasium, wei-
ter zu verkürzen.“ (Deutscher Philologenverband 
2009b)

Begründet wurde dies mit dem besonderen 
Profil der „Leitinstitution Gymnasium“ (Deutscher 
Philologenverband 2009b) im gegliederten Schul-

system. In Abgrenzung von den anderen Schular-
ten heißt es in einem „Leitantrag zur Bildungs- und 
Gesellschaftspolitik“ des Verbandes:
„Das Gymnasium ist ein Bildungsangebot für beson-
ders leistungsbereite und motivierte Schülerinnen 
und Schüler mit dem klaren Ziel einer allgemeinen 
Studierfähigkeit, verbunden mit einer hohen Indivi-
dualbildung. (…) Ziel des Gymnasiums ist es, seine 
Absolventen zu einer besonders aktiven, verantwor-
tungsbewussten Teilnahme am kulturellen, politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Gesamtleben 
der Gesellschaft zu befähigen. Dadurch wird der 
Stand des Wissens und Könnens, die Kultur sowie 
die Präzisionen der Wissenschaft mit jeder neuen 
Generation gesichert oder noch gesteigert. (…) 
Deutschland benötigt für seine weitere wirtschaft-
liche Prosperität und technisch-wissenschaftliche 
Entwicklung eine große Zahl schulisch bestens aus-
gebildeter junger Menschen. Deutschland braucht 
Verantwortungseliten. Dabei kommt dem Gymna-
sium (…) eine herausragende Bedeutung zu.“ (Deut-
scher Philologenverband 2009a)

Deutlicher lässt sich der elitäre Anspruch 
des Gymnasiums kaum beschreiben, verbunden 
mit der impliziten Botschaft, dass die Absolvent*in-
nen anderer Schularten nicht zur Verantwortungs-
elite taugen und für Deutschlands Zukunft weniger 
wichtig sind. 

2019 sah sich auch der Deutsche Realschul-
lehrerverband (VDR) veranlasst, noch einmal die 
Einheitsschule, Gleichmacherei, Qualitätsabbau 
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und den Ideologie-Vorwurf ins Spiel zu bringen. 
In einer Pressemitteilung des Verbandes wurde 
behauptet, durch die Gemeinschaftsschule solle 
das „erfolgreiche System nun durch eine ideolo-
giegeleitete Reform zerstört werden“ (VDR 2019). 
Die Pressemitteilung erschien, als der Volksantrag 
„Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“ die 
notwendigen 40.000 Unterschriften bekommen 
hatte und absehbar war, dass er im Landtag bera-
ten würde. Die Überschrift der Pressemitteilung, 
mit welcher der VDR die Aktivitäten in Sachsen auf 
die nationale Ebene rückte, lautete:
„Wer will die Gemeinschaftsschule als Einheits-
schule in Sachsen? Deutscher Realschullehrerver-
band (VDR) unterstützt den Sächsischen Lehrer-
verband (SLV) im Kampf gegen Gleichmacherei 
und Qualitätsabbau.“ (VDR 2019)

Ob dem VDR bei der Wahl dieser Über-
schrift bewusst war, dass die Einheitsschule in der 
ehemaligen DDR einen recht guten Ruf hatte und 
dass bei einer Umfrage 2017 knapp zwei Drittel 
der Bürger in Sachsen die übliche Aufteilung der 
Kinder nach Klasse 4 ablehnten? Im Netz jeden-
falls wurde die Aktion des VDR mit leicht ironi-
schem Unterton kommentiert: „Ein bisschen fühlt 
man sich in die 70er Jahre mit ihren ideologischen 
Auseinandersetzungen um die Bildung zurückver-
setzt.“ (News4teachers 2019)

Vielleicht ist es ein gutes Zeichen, wenn die 
Öffentlichkeit keine „ideologischen“ Auseinander-
setzungen mehr will – was immer darunter verstan-
den wird. Vielleicht befinden wir uns mittlerweile 

an der Schwelle zu einer sachlichen Diskussion um 
ein funktionales Schulsystem, das dem Wohl der 
Kinder und den gesellschaftlichen Notwendigkei-
ten gleichermaßen gerecht wird: Ein Schulwesen 
– sozial gerecht, demokratisch und leistungsstark. 

Der sächsische Landtag jedenfalls beschloss 
ein Gesetz zur Einführung von Gemeinschaftsschu-
len, das die Initiatoren des Volksantrags jedoch 
nicht gänzlich zufrieden stellte. Denn auf Antrag der 
CDU wurde der Volksantrag in wesentlichen Punk-
ten dahingehend geändert, dass die Errichtung von 
Gemeinschaftsschulen erheblich erschwert wird. 
Wie schon 1920 beim Grundschulkompromiss 
oder 1982 beim KMK-Beschluss zur Anerkennung 
der Integrierten Gesamtschule als Regelschule 
folgte die konservative Strategie der Devise: Was 
sich nicht verhindern lässt, soll wenigstens richtig 
schwierig sein (vgl. Führ 1982). 

 Philologen in der Defensive
Mittlerweile schwächeln die Gegner des länge-
ren gemeinsamen Lernens. Seit 2010 im Hambur-
ger Schulkampf die Verlängerung der Grundschul-
zeit auf sechs Jahre per Volksentscheid verhindert 
und damit das 8- bzw. 9-jährige Gymnasium „geret-
tet“ wurde, führen die gymnasialen Verbandsver-
treter keine neuen Argumente mehr für den Erhalt 
des traditionellen Schulsystems ins Feld. Die Lobbyis-
ten des gegliederten Schulsystems beschränken sich 
im Wesentlichen darauf, die Einführung eines neuen 
Schultyps für unnötig zu halten, weil das vorhan-
dene Schulsystem bereits hervorragend sei, sie kri-
tisieren Disziplinprobleme und beklagen für Gym-
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nasiallehrer ungewohnte pädagogische Reform-
konzepte und damit verbundene Lehrermehrarbeit 
bei Binnendifferenzierung. Der Philologenverband 
in Baden-Württemberg forderte sogar die Kultus-
ministerin auf, den Gemeinschaftsschulen das Geld 
zu kürzen und es zu den Gymnasien und Realschu-
len umzulenken (DPhV BW 2020). Was dem Ver-
band sogar einbrachte, vom Ministerpräsidenten  
des Landes persönlich mit den Worten „Unzufrie-
dene Gymnasiallehrer, die ein bisschen rumkritisie-
ren“ ‚abgewatscht‘ zu werden (News4teachers 2020).

Seit einigen Jahren sieht sich der Philolo-
genverband in Schulstrukturfragen gar regelrecht 
in der Defensive. Ironischerweise ist der Grund 

dafür der Erfolg des Gymnasiums als begehrteste 
Schulart. Denn daraus ergeben sich pädagogische 
Anforderungen an den Umgang mit heteroge-
nen Lerngruppen, die das traditionelle gymnasiale 
Selbstverständnis erschüttern. 

In einem Positionspapier des DPhV von 2010 
heißt es: 
„In der Frage der Schulstruktur ist der Deutsche  
Philologenverband mit dem Festhalten am 
dreigliedrigen Schulsystem in mehrfacher  
Hinsicht in die Defensive geraten.“ (DPhV 2010) 

In dem Papier wird völlig zu Recht konsta-
tiert, dass es in den östlichen Bundesländern nur 

Klasse einer  
hessischen  
Oberschule 
1920er Jahre
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noch zweigliedrige Systeme gebe, dass die „klassi-
sche Dreigliedrigkeit“ nur noch in wenigen Ländern 
vorhanden sei, dass die Hauptschule kaum noch 
nachgefragt werde, dass der Übergang nach Klasse 
4 allgemein als zu früh angesehen werde und dass 
es Schulformen im allgemein- und berufsbildenden 
Bereich gebe, die ebenfalls zur Hochschulreife führ-
ten. Um in den aktuellen Debatten weiter mitreden 
zu können, müsse man das bisherige „starre Fest-
halten an der Hauptschule“ aufgeben und Positio-
nen einnehmen, 
„die zwar grundsätzlich keine Abkehr von unse-
rer bisherigen Linie bedeuten, aber doch in einigen 
Punkten mehr Flexibilität erkennen lassen und neue 
Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen“. (DPhV 2010) 

Da vor allem eine Verlängerung der Grundschul-
zeit bzw. das längere gemeinsame Lernen als die 
Hauptbedrohung für das klassische Gymnasium 
angesehen werden, will der Verband der Gymna-
siallehrer*innen vor allem den frühen „Übertritts-
zeitpunkt nach der 4. Klasse“ retten und kommt 
deshalb zu der auf den ersten Blick erstaunlichen 
Forderung, es solle „neben dem Gymnasium (…) 
in allen Bundesländern Bildungsangebote und Bil-
dungswege außerhalb unserer Schulart geben, die 
bis zum Abitur führen können.“ (DPhV 2010) Damit 
beschloss der Philologenverband, sein Monopol für 
die Studienberechtigung – das schon länger nicht 
mehr bestand – nunmehr auch offiziell aufzugeben.

Bei genauerem Hinsehen wird allerdings 
deutlich, dass die plötzliche Abkehr von der bis-

herigen Linie des Verbandes nicht selbstlos und 
besserer Einsicht geschuldet ist. Die organisierten 
Philologen verbinden nämlich mit der Forderung 
nach zusätzlichen Bildungswegen neben dem Gym-
nasium, „die ohne allzu hinderliche Umwege auch 
zum Abitur führen können“ (DPhV 2010), die Hoff-
nung, nicht nur die frühe Selektion und die gesamte 
Dauer der Gymnasialzeit retten zu können, son-
dern das Gymnasium auch „angesichts des starken 
Zustroms“ zu entlasten. Um den elitären Charakter 
des Gymnasiums zu bewahren, erklärt der Philolo-
genverband völlig ohne Scheu:
„Dies (zusätzliche Bildungswege zum Abitur) 
würde uns nicht zuletzt angesichts des starken 
Zustroms zum Gymnasium in einigen Bundeslän-
dern helfen, unser spezifisch gymnasiales Profil zu 
erhalten und es nicht aufweichen zu lassen (bei-
spielsweise durch berufsbildende Inhalte, Zurück-
drängung des vertieften sprachlichen Unterrichts 
usw.).“ (DPhV 2010)

Die philologischen Interessenvertreter*innen 
sind vor allem besorgt, dass sie nicht die „richti-
gen“ Schüler*innen von den Grundschulen „gelie-
fert“ bekommen. In dem DPhV-Positionspapier 
Übergänge kind- und sachgerecht gestalten von 
2019 legt der Verband dar, dass das Gymnasium 
nicht dem pädagogischen Prinzip der individuel-
len Förderung folgt und nicht „Kinder dort abholt, 
wo sie stehen“. Nein, die Gymnasial-Vertreter*in-
nen halten die basale Bildung, die die Grundschule 
vermittelt, für die Ansprüche des Gymnasiums für 
nicht ausreichend und suchen deshalb nach Mög-
lichkeiten, „von Anfang an“ nur die für das gymnasi-
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ale Selbstverständnis passgenauen Schüler*innen 
herauszufinden. Im Positionspapier heißt es: 
„Die Hauptaufgabe der Grundschule besteht in 
der Vermittlung basaler Bildung für prinzipiell alle 
Kinder; das grundständige Gymnasium ist mit sei-
nem Wissenschaftsbezug und seiner von Anfang 
an auf Studierfähigkeit ausgerichteten Arbeits-
weise damit nur teilweise kompatibel. Diesen 
Grundwiderspruch kann auch ein optimal gestal-
teter Übergang von der Grund- zur weiterführen-
den Schule nicht lösen. Es ist daher weder sinnvoll 
noch vernünftig, unüberlegt möglichst viele Kinder 
auf das Gymnasium zu schicken. Die Gestaltung 
des Übergangs soll vielmehr möglichst vielen der-
jenigen Schüler, für die das Gymnasium zum Zeit-
punkt des Übergangs die optimale Schulform dar-
stellt, den Weg dorthin erleichtern.“ (DPhV 2019)

Das Positionspapier legt insgesamt den Eindruck 
nahe, als sähe der Philologenverband die Lösung 
seiner Probleme nur noch in einer Rolle rückwärts 
in die Zeit vor den Bildungsreformen der siebziger 
Jahre. Dem Verband scheint entgangen zu sein, 
dass seither mit der Angleichung der Lehrpläne 
Wissenschaftsbezug Grundlage in allen Schulstu-
fen und Schularten ist und dass individuelle För-
derung mittlerweile Verpflichtung in allen Schular-
ten und -stufen ist. Und offenbar ist den Philologen 
auch entfallen, dass zwecks Abmilderung des frü-
hen Selektionszeitpunktes die Orientierungsstufe 
in den Klassen 5 und 6 aller Schularten – auch des 
Gymnasiums – Aufschluss über die „richtige“ Schul-
form bringen soll. 

Der Aufwand, den die Philologen stattdessen 
betreiben wollen, um die „richtigen“ Schüler*innen 
zu finden bzw. die vermeintlich „falschen“ von vorn-
herein fernzuhalten, umfasst das ganze Arsenal 
möglicher Tests und Berichte bis hin zu Probejahr, 
Probeunterricht und Aufnahmeprüfungen, die den 
Älteren aus der Zeit vor den Bildungsreformen noch 
bestens bekannt sein dürften und auch bereits die 
Reichsschulkonferenz beschäftigten. Die „richtige“ 
oder gar „gerechte Auslese“ – ein heiß diskutier-
tes Thema auf der Reichsschulkonferenz – war und 
ist eine pädagogisch äußerst schwierige bzw. gar 
nicht zu bewältigende Aufgabe. Denn selbst beim 
besten Willen und den raffiniertesten Auslesear-
rangements bleibt immer auch Willkür im Spiel – 
beabsichtigt oder unbeabsichtigt. 

Heller kritisierte bereits in einem Beitrag von 
1969 das gymnasiale Selbstverständnis „als päda-
gogischen Defaitismus der deutschen höheren 
Schule“ (Heller 1969, S. 388), der den „vorzeitigen 
Abgang“ und damit das Ausschöpfen vorhandener 
Begabungsreserven verhindere. Heller schrieb:
„Es scheint, als verzichte das deutsche Gymna-
sium weithin von vornherein darauf, die ihm 
anvertrauten Kinder zu erziehen, d. h. zu entwi-
ckeln und zu ihren besten Möglichkeiten zu füh-
ren. Es nimmt sie hin, wie sie zu ihm kommen, 
also die einen als angepaßt und seinen Wer-
ten entsprechend, die anderen als fremd und 
fast ein wenig störend. Es füllt sie mit Wissen 
und sortiert sie nach ihrer Fähigkeit, diesem bei-
nahe mechanischen Prozeß standzuhalten und in 
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ihm zu bestehen. Wer nicht besteht, gehört nicht 
dazu; er tut gut daran abzugehen. Ihn sich entfal-
ten zu lassen, zu seinen Möglichkeiten zu bringen, 
gilt nicht als Aufgabe der Schule. So verzichtet das 
Gymnasium von vornherein darauf, die zu ihrem 
Besten zu verändern, die in seine Hand gegeben 
sind. (…) Die höhere Schule wird von vornherein 
zu einer seltsam abstrakten Instanz, die Leistun-
gen mißt, aber nicht hervorbringt, die Kinder sor-
tiert, aber nicht verändert. Sie zu erziehen, fängt 
sie erst gar nicht an.“ (Heller 1969, S. 388)

Pädagogischem „Defaitismus“ kann die mate
rielle Grundlage nur dadurch entzogen werden, 
indem es von vornherein keine Möglichkeiten gibt, 
Kinder als fremd oder störend abschieben zu kön-
nen. Auch deshalb spricht alles für eine Schule, in 
der der Zeitpunkt der ersten Selektion, die über 
Zukunftspläne und Lebenschancen entscheidet, 
erst in einem Alter erfolgt, in welchem die Schü-
ler*innen diese Entscheidung selbst treffen kön-
nen. Heute ist das im 9. oder 10. Schuljahr. (Siehe 
dazu auch Kapitel 4)

Enttabuisierung des Begriffs „Einheitsschule“
Alle Einwände, Polemiken und Verunglimpfungen, 
die im Verlauf der Zeit gegen die Schulen des län-
geren gemeinsamen Lernens vorgebracht wurden, 
heißen sie nun Gesamtschule, Gemeinschafts-
schule oder Einheitsschule, haben ihre historischen 
Wurzeln. Anfang des 20. Jahrhunderts beschimpf-
ten Konservative die Einheitsschule als „Zwangs-
schule“, „Gleichheitsschule“ oder „Schule der Ver-
einerleiung“, sobald die gemeinsame Schulzeit 

die Dauer von höchstens vier Jahren überschreite 
(Reichsministerium 1921, S. 133). 

Doch angesichts der über die Jahrzehnte im 
Westen der Republik gleichbleibenden verunglimp-
fenden Kritik an der (sozialistischen) Einheitsschule 
ließ ein Artikel in der Zeitung WELT vom 24.04.2014 
aufhorchen, in dem der Autor Thomas Vitzthum 
erstaunt vermeldete: „Die ‚Einheitsschule‘ ist kein 
Schreckgespenst mehr.“ Die Tatsache, dass trotz 
sinkender Schülerzahlen die Anzahl von Gesamt-
schulen, Gemeinschaftsschulen und Sekundar-
schulen – also Schulen des längeren gemeinsamen 
Lernens – zugenommen hatte und die Schulen des 
gegliederten Systems zum Teil erhebliche Rück-
gänge verzeichneten, brachte ihn zu dem Schluss: 
„Das rot-grüne Modell setzt sich durch.“ 

Dass die „Einheitsschule“ in der medialen 
Öffentlichkeit tatsächlich kein Schreckgespenst 
mehr ist, machte auch ein Artikel in der SÜDDEUT-
SCHEN ZEITUNG vom 23. Dezember 2019 deutlich, 
der in der Überschrift die Frage stellte „Braucht es 
doch die Einheitsschule?“ (Kramer 2019)

Hintergrund war, dass sich laut PISA-Studie in 
den letzten 20 Jahren an der sozialen Schieflage unse-
res Schulsystems nichts geändert hat. Im Gegenteil, 
so Bernd Kramer, Autor des besagten Artikels: 
„Die soziale Herkunft bestimmt weiterhin die Bil-
dungschancen der Kinder, in Deutschland stär-
ker als in anderen Ländern … Die Unterschiede 
zwischen Gymnasien und anderen Schulformen 
haben sich sogar vergrößert. Im Lesen schnit-
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ten Gymnasiastinnen und Gymnasiasten um 120 
Punkte besser ab als ihre Altersgenossen an den 
übrigen Schulformen, bei der Pisa-Runde 2015 lag 
der Vorsprung noch bei 102 Punkten. Der Anteil 
der sehr leseschwachen Jugendlichen ist jenseits 
des Gymnasiums gestiegen, von 21 auf 29 Pro-
zent. An Gymnasien blieb er dagegen mit zwei 
Prozent verschwindend gering.“ 

Über die Ursachen für das Auseinander-
driften von Gymnasien und „den anderen Schul-
formen“ kann derzeit nur spekuliert werden. 
Viel spricht jedoch dafür, dass Ilka Hoffmann, im 
GEW-Vorstand für den Schulbereich zuständig, 
recht hat, wenn sie in besagtem Artikel annimmt, 
dass sich die Bedingungen der Schulformen jen-
seits des Gymnasiums in den letzten Jahren weiter 
verschlechtert haben. Denn diese mussten neue 
Herausforderungen wie z. B. die Inklusion von Kin-
dern und Jugendlichen mit Behinderungen und 
Handicaps sowie die Beschulung von geflüchteten 
Kindern weitgehend alleine schultern (zahlreiche 
Statistiken belegen dies eindrucksvoll), während 
die Gymnasien weiterhin mit ihrer nach Leistung 
und sozial-kultureller Herkunft ausgelesenen Schü-
lerschaft arbeiten konnten. Dabei erfüllte sich nicht 
einmal die Erwartung, auf dem Wege der sozi-
al-selektiven Begabtenauslese einen besonders 
hohen Anteil von Schülerinnen und Schüler auf 
den höchsten Kompetenzstufen hervorzubringen. 
Auch hier liegen die Ergebnisse im internationalen 
Vergleich nur im Mittelfeld (vgl. Reiss et al. 2019; 
S.61, S. 198, S. 227). Man kann sagen: Im oberen 
Leistungsspektrum lohnt sich der ganze Aufwand 

der frühen Selektion nicht, während er im unteren 
erheblichen Schaden anrichtet.

Gemeinschaftsschulen als aktuelles  
Transformationskonzept

Gemeinschaftsschulen moderner Lesart sind nicht 
zu verwechseln mit traditionellen Gemeinschafts-
schulen (Simultanschulen), in denen Schüler*innen 
aller Bekenntnisse gemeinsam lernen und nur im 
Fach Religion getrennt unterrichtet werden. 

Gemeinschaftsschulen im heutigen Ver-
ständnis gibt es seit den 2010er Jahren. Es handelt 
sich dabei um inklusive Ganztagsschulen, die sich 
aus bereits existierenden Schularten durch die Ini-
tiative der Schulen selbst entwickeln. Strukturell 
geht die Gemeinschaftsschule auf das ursprüngli-
che Konzept der Einheitsschule zurück, indem es 
die Klassen 1 bis 10, also bis zum Ende der Pflicht-
schulzeit, umfasst. Gymnasiale Oberstufen können 
angegliedert sein. Reformpädagogische Konzepte 
bestimmen den Schulalltag mit innerer Differen-
zierung, offenem Unterricht, selbstständigem Ler-
nen, individueller Förderung, Feedbackkultur statt 
Zensurengebung und Kooperation in multiprofes-
sionellen Teams. Damit sind die fortschrittlichsten 
Konzepte und Ideen, die 1920 auf der Reichsschul-
konferenz vorgestellt, bekämpft und diskutiert wur-
den, im 21. Jahrhundert angekommen. 

Das Konzept, Gemeinschaftsschulen aus 
bestehenden Schulen zu entwickeln, kann ein 
Transformationskonzept für das traditionelle Schul-
wesen sein. Damit es dazu kommt, werden Schulen 
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mit mutigen und kreativen Schulleitungen, Lehr-
kräften und Eltern gebraucht, die entschlossen 
und mit Zuversicht zum Wohle und im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen neue Wege gehen. 
Gebraucht werden aber auch Landesregierungen 
und kommunale Schulträger, die das Potenzial der 
Gemeinschaftsschulen für die Lösung vieler Pro
bleme besonders in ländlichen Regionen und städ-
tischen Randlagen erkennen und die die Schulen 
mit aufgabengerechter personeller und materieller 
Ausstattung begleiten.

Die üblichen von konservativer Seite geäu-
ßerten Vorbehalte sind unbegründet. Die wissen-
schaftliche Begleituntersuchung der Pilotphase der 
Berliner Gemeinschaftsschulen z. B. ist zu sehr posi-
tiven Ergebnissen gekommen. Dort heißt es:

„Die Befunde zeigen zusammengenommen 
drei Dinge:

	Ӳ Es ist gelungen, eine das gemeinsame Lernen 
unterstützende schulische Organisations- 
struktur zu entwickeln, die anschlussfähig ist.

	Ӳ Es ist gelungen, wirkungsvolle Formen der 
pädagogischen und fachlichen Arbeit in he-
terogenen Gruppen zu entwickeln, die an-
schlussfähig sind.

	Ӳ Es ist gelungen, Schülerinnen und Schüler in 
heterogenen Lerngruppen so zu fördern, dass 
die in den untersuchten Kompetenzbereichen 
ermittelten Lernentwicklungen von der sozia-
len Herkunft weitgehend entkoppelt sind.“

(Senatsverwaltung 2016, Zusammenfassung S. 13) 

Goetheschule Weimar 1950 4
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Schülerauslese – weshalb eigentlich?

Allen wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Trotz 
wird in Deutschland an der frühen Selektion auf der 
Grundlage umstrittener Begabungs- und Leistungs-
begriffe festgehalten. Beim Blick in die Geschichte 
wird deutlich, dass die Schülerauslese nach Bega-
bung und Leistung in dem Moment bedeutsam 
wurde, als im Kaiserreich um die Jahrhundertwende 
das ständische Prinzip der Auslese nach Standes-
zugehörigkeit und Finanzkraft begann, die gesell-
schaftliche Akzeptanz zu verlieren. Es wurden neue 
Auslesekriterien für mittlere und höhere Schulen 
gebraucht. Seitdem trat das meritokratische Prinzip, 
die Schülerauslese nach erbrachter Schulleistung, 
zunehmend an die Stelle des ständischen Prinzips. 

 „Gerechte Schülerauslese“ – geht das?
Mit dem meritokratischen Prinzip bekam das Pro
blem der Schülerauslese eine zentrale pädagogi-
sche Bedeutung. Die „gerechte Schülerauslese“ 
wurde auf der Reichsschulkonferenz ausführlich 
behandelt. Auf der Grundlage von Leitsätzen und 
Vorberichten bekannter Reformpädagog*innen 

(Alfred Andreesen, Gertrud Bäumer, Carl Götze) 
sowie einiger Ausführungen von Prof. William Stern 
als Vertreter der im Entstehen begriffenen und um 
Akzeptanz kämpfenden wissenschaftlichen Psycho-
logie, diskutierte der Ausschuss für Schülerfragen 
einen Tag lang über das Ausleseproblem. 

Weitgehend Einigkeit bestand darin, dass 
die Schülerauslese ein schwieriges pädagogisches 
Problem sei. William Stern, der die gegliederte Ein-
heitsschule als gegeben voraussetzte, beschrieb die 
Schwierigkeiten in seinen Ausführungen so: 
„Die richtige Zuweisung der Schüler zu den 
 verschiedenen Zweigen der gegliederten  
Einheitsschule ist eine Aufgabe von größter  
Wichtigkeit für die künftige berufliche und  
soziale Gliederung des Volkes und stellt diejeni-
gen, die diese Zuweisung vorzunehmen haben, 
vor die schwerste Verantwortung.“  
(Reichsministerium 1921, S. 784)

Uneins war man in der Frage, wie die Volks-
schullehrerschaft diese schwierige Aufgabe bewäl-
tigen sollte. Zwar war die Mehrzahl der Referenten 
und Diskutanten der Ansicht, dass man unter-
schiedliche Begabungen, Befähigungen oder Anla-
gen (die Begriffe wurden nebeneinander gebraucht) 
im Alter von 10, 11 oder 12 Jahren (12 Jahre bei den 
Vertretern der sechsjährigen Grundschule) so gut 
erkennen könne, dass sie den verschiedenen Schul-
arten zugewiesen werden könnten. Die Kinder wur-
den aufgeteilt in „erkenntnismäßig“, „praktisch/
körperlich“ sowie „technisch/künstlerisch“ Begabte 
(Reichsministerium 1921, S. 82 ff.). Bezeichnender-

Gertrud Bäumer (1873 – 1954), 
Frauenrechtlerin, Ministerialrätin 
im Reichsinnenministerium



85Kapitel 4 – Begabung und Leistung

weise „erfand“ man diese „Begabungen“ entspre-
chend dem beruflichen Bedarf der sich dynamisch 
entwickelnden Industriegesellschaft. Der im Schul
unterricht festgestellte Grad der Begabung sollte 
dann anhand der gezeigten Schulleistungen darü-
ber entscheiden, welcher Schulart ein Kind zuge-
führt wurde. Nur die „erkenntnismäßig Begabten“ 
sollten für eine gymnasiale Schulart in Frage kom-
men mit dem Abitur als einzig möglichem Berechti-
gungsnachweis für den Zugang zur Universität. Zur 
Zeit der Reichsschulkonferenz waren das etwa fünf 
Prozent der Grundschulkinder.

„Begabungstypen“ und Schulhierarchie
Auch die Schulreformer unterschieden die Schü-
lerschaft nach diesen drei „Begabungstypen“, die 
sie entsprechenden Schulzweigen oder Schularten 
zuordneten. Allerdings betonten sie mit Nachdruck, 
dass damit keine Klassifizierung in „niedere“ oder 
„höhere“ Schulen verbunden sein solle. Johannes 
Tews formulierte es so:
„ Das Erkenntnisvermögen ist nicht das höchste im 
Menschen, es ist ein gleichwertiges neben allem 
anderen. Das hat unsere Schule bisher noch nicht 
gewusst, und es ist notwendig, dass sie es lernt. 
Lernen wir das nicht, so treiben wir die alte Fremd-
heit, das alte Meinen von Überlegenheit und 
Unterlegenheit immer wieder in unser Volk hinein. 
(…) Der Mann, der mit seinen Händen etwas Ehr-
liches und Tüchtiges schafft, ist durchaus gleich-
wertig demjenigen, der sich in der Wissenschaft 
betätigt. Das muss unsere Jugend in den Schu-
len lernen, das muss sie schon am ganzen Auf-
bau unserer Schule erkennen. Eher haben wir keine 

Volksschule.“ (Reichsministerium 1921, S. 468; 
Hervorhebung im Original) 

Die Entwicklung hat leider gezeigt, dass dies 
bislang nicht gelungen ist, weil sich gesellschaftli-
che Hierarchien im Schulsystem abbilden durften 
und dürfen. Das Schulwesen ist solange hierar-
chisch geordnet, wie es Schularten rechtlich mög-
lich ist, Schüler*innen auch gegen ihren Willen 
einer Schulart zuzuweisen, deren Schulabschluss 
zu beruflichen Tätigkeiten führt, die gesellschaftlich 
weniger angesehen und im Durchschnitt mit einem 
geringeren Einkommen verbunden sind. Erst wenn 
zwangsweise Abstufungen und Abschulungen nicht 
mehr möglich sind und alle Schulen – auch Gymna-
sien und Realschulen – verpflichtet sind, „ihre“ Kin-
der zu ihrem Besten zu fördern und zu entwickeln, 
ist ein wichtiger Schritt zur Enthierarchisierung des 
Schulwesens getan.

Der Kampf um die „richtigen“ Auslesemethoden
In der Reichsschulkonferenz reichten William Stern 
die erbrachten Schulleistungen und das Lehrerur-
teil als Grundlage für die Schülerauslese nicht aus. 
Er forderte in seinen Thesen:
„Die Auslese muss sich stützen auf eine Kenntnis 
der kindlichen Individualitäten nach Fähigkeiten, 
Interessenrichtungen und Willenseigenschaften. 
Um diese zu gewinnen, müssen alle verfügbaren 
Hilfsmittel herangezogen werden.“ (ebd.) 

Stern ging es darum, das Lehrerurteil durch 
Testverfahren und standardisierte Beobachtungs-
bögen „psychologisch zu vertiefen“ (ebd.). (Die 
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Parallelen zu den Forderungen des Philologenver-
bands im Jahr 2019 betreffend Schülerauslese sind 
offenkundig – vgl. S. 79 f.) Sterns Einlassungen blie-
ben nicht unwidersprochen. Der Ausschuss machte 
einen Unterschied zwischen Berufsauslese und Bil-
dungswegauslese. Nach intensiver Diskussion 
einigte man sich darauf, die Berufsauslese durch 
die „Selbstauslese“ (ebd., S. 792) der Schüler*in-
nen vorzubereiten und durch eine Berufsberatung 
zu flankieren, bei der die Schule und eine entspre-
chende staatliche Instanz zwecks Erfüllung „der 
volkswirtschaftlichen Bedürfnisse“ (ebd., S. 793) 
eng zusammenarbeiten sollten.

Bezüglich der Auslese für die Bildungswege 
der „gegliederten Einheitsschule“ verständigte sich 
der Ausschuss auf einen allgemein gehaltenen Leit-
satz. Darin wurde die obige Formulierung William 
Sterns weitgehend übernommen, allerdings mit 
einer nicht unwesentlichen Ergänzung. Im letzten 
Satz wurden die „verfügbaren Hilfsmittel“ ergänzt 
in „die verfügbaren Hilfsmittel der Jugenderziehung 
und Jugendkunde“ (ebd. – Hervorhebung MD.), 
womit der Akzent auf die Schülerpersönlichkeit und 
die Schülerselbstauslese gelegt werden sollte. Stern 
war mit diesem Leitsatz nicht einverstanden, wes-
halb er in der Vollversammlung nach Vorstellung 
der Leitsätze und Götzes Bericht noch eine eigene 
Erklärung im Namen von mehr als 30 Vertretern der 
höheren Schul- und Universitätsbildung abgab. 

In dieser Erklärung wurden das Prinzip der 
Schülerselbstauslese stark relativiert und die Hilfsmit-
tel spezifiziert. Als „Auslese-Hilfsmittel“ wurden statt-

dessen „Pädagogische Prüfungen des Könnens, des 
Wissens und des Verständnisses (Aufnahmeprüfun-
gen)“, „psychologische Prüfungen der Anlagen und 
Fähigkeiten“ sowie „Bekundungen der Eltern über 
Fähigkeiten und Neigungen“ ausdrücklich erwähnt 
(ebd., S. 990). Die pädagogische Psychologie um Stern 
stellte sich damit ausdrücklich gegen die reformpäd-
agogischen Vorstellungen, die die individuelle Schü-
lerpersönlichkeit in den Mittelpunkt stellen wollte: 
Leistungs- und Prüfschule versus Lern- und Lebens-
schule – die heutigen Diskussionen um Bildungsstan-
dards, Elternwahlrecht, Sitzenbleiben und zentrale 
Abschlussprüfungen wirken wie ein nie verstummen-
des Echo aus früheren Zeiten.

Die „gerechte“ Schülerauslese für die ver-
schiedenen Schularten oder Schulzweige ist immer 
noch ein ungelöstes Problem und wird es wohl auch 
bleiben. Nach den Vorstellungen Sterns sollte das 
Problem mit einer umfassenden Psychologisierung 
der Kinder und Jugendlichen gelöst werden. Der 
Ausschuss der Reichsschulkonferenz konnte sich 
darauf mehrheitlich nicht verständigen. In seinem 
Bericht erläuterte Götze dazu:
„Wir haben uns im Ausschuss dahin entschieden, 
daß wir der experimentellen Psychologie Gele-
genheit bieten wollen, ihre Forschungen zu ver-
tiefen (…) und vor der Wissenschaft zu rechtferti-
gen, daß wir aber vermieden sehen wollen, einer 
so jungen, im Entstehen begriffenen Wissen-
schaft schon das Recht zu geben, über die Lauf-
bahn von Menschen zu entscheiden, die aus irra-
tionellen Quellen ihre tieferen Triebkräfte entfal-
ten (…).“ (a.a.O., S. 987) 
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Man darf gespannt sein, ob es der aktuel-
len Strategie der KMK gelingt, mit einheitlichen Bil-
dungsstandards und deren flächendeckenden Tests 
dem Ziel der „gerechten“ Schülerauslese näher zu 
kommen. Fest steht jedenfalls, dass die Schüler-
auslese nach „Begabung“ im Kindesalter eine hohe 
Fehleranfälligkeit hat12 und einen erheblichen orga-
nisatorischen Aufwand erfordert. Zudem sind die 
psychischen Belastungen für Kinder, Eltern und 
Lehrkräfte erheblich. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) stellte 2004 in einer Bro-
schüre fest: „Die frühe Schulformentscheidung in 
Deutschland überfordert alle Beteiligten. Deshalb 
gehört auch die Schulstruktur auf den Prüfstand.“ 
(Demmer 2004)

Fehler bei der „gerechten“ Schülerauslese 
sollten vor 100 Jahren genau wie heute durch die 
Durchlässigkeit des Systems korrigiert werden kön-
nen. Kerschensteiner etwa wies in seinem Referat 
auf der Reichsschulkonferenz darauf hin, dass
„die durch die Differenzierung des allgemeinen 
öffentlichen Schulwesens entstandenen Zweige 
(…) aber nur dann den Charakter der Einheits-
schule (wahren), wenn ihre Organisation den 
Übergang von einem Zweige zu einem anderen 
dem entsprechend begabten Schüler ohne allzu 
große Opfer (wenn nötig durch Übergangsschu-

12	  Vgl. Dahlhaus, R. et al. (2020):  In der Studie wird gezeigt, 
dass sehr viele Schüler*innen ohne Gymnasialempfehlung an 
Gesamtschulen in NRW das Abitur ohne Qualitätsabstriche 
ablegen. 

len) ermöglicht. (Einheit in der Mannigfaltigkeit.)“ 
(Reichsministerium 1921, S. 116).

Während Kerschensteiner dem fehlplatzier-
ten „begabten Schüler“ den Aufstieg ermöglichen 
möchte, sorgte sich Binder, der Vertreter der Philolo-
gen, vorrangig um die Fehlplatzierten im Gymnasium: 
 „Erweist sich ein Schüler nach angemessener Pro-
bezeit in der Schule, in welche er aufgenommen 
wurde, als ungeeignet, so muß er die Anstalt ver-
lassen, um eine seiner Begabung und Veranlagung 
entsprechende Schulart aufzusuchen.“ (Reichsmi-
nisterium 1921, S. 83) 

Da auch Binder um die „Schwierigkeit der 
Beurteilung der Begabung“ weiß und um die Mög-
lichkeit der „verschieden schnellen Entwicklung 
auch im späteren Alter“ (umgangssprachlich wur-
den diese Schüler „Spätentwickler“ genannt), soll 
„ohne großen Zeitverlust ein Übergang in andere 
Schulgattungen möglich sein“ (ebd.). Als hätte 
er Angst vor so viel eigener Einsicht bekommen, 
erfolgte jedoch sogleich die Warnung: 
„Doch darf der Gesamtaufbau der Schulen sich 
nicht nach diesen Ausnahmefällen richten.“ (ebd.)

Die bedarfsgerechte Begabtenauslese für 
Arbeitsmarkt und Staatsraison

Die Selektionsfunktion des Schulwesens wurde 
in den letzten 100 Jahren mit unterschiedlichen 
Akzentuierungen für mehrere Felder bedeutsam: 
für den Arbeitsmarkt, die Volkswirtschaft und die 
Staatsraison. 
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Dr. Gertrud Bäumer, Ministerialrätin im Innen
ministerium und eine der wenigen einflussreichen 
Frauen in der Reichsschulkonferenz, machte in 
ihren Leitsätzen zur Schülerauslese jenseits päda-
gogischer, politischer, ideeller oder idealistischer 
Begründungen auf den rein ökonomischen Charak-
ter jedweder Schulreform aufmerksam. Gleich im 
ersten Leitsatz ihres Berichts zum Thema „Begab-
tenauslese“, stellte sie fest: 
„Der eigentliche Sinn aller Neuorganisation des 
Bildungswesens ist die bessere Verwertung des 
Kraftkapitals der Nation für die in ihr gegebenen 
Arbeitsmöglichkeiten.“ (Reichsministerium 1921, 
S. 288) 

Heute würde man von der möglichst pass-
genauen Bereitstellung von ‚Humankapital“ für die 
Anforderungen von Wirtschaft und Gesellschaft 
sprechen. In diesem Zusammenhang sind die Aus-
sagen Wolfgang Lambrechts interessant, der mit 
Blick auf die Bologna-Reformen im Hochschulbe-
reich darauf hinweist, dass es „bei der Betrach-
tung von bildungspolitischen Konzepten (…) 
gewisse systemübergreifende ‚Essentials‘ oder 
‚lange Wellen‘ mit wiederkehrenden Argumen-
ten“ gibt (Lambrecht 2007, S. 477). Lambrecht 
bezieht sich dabei auf die Bildungsreformdiskus-
sionen der 1960er Jahre. Sie sind in der BRD mit 
Georg Pichts Denkschrift „Die deutsche Bildungs-
katastrophe“ (Picht 1964) und in der DDR mit 
Hannes Hörnigs Abhandlung „Zu einigen Proble-
men im Hochschulwesen beim umfassenden Auf-
bau des Sozialismus in der DDR“ (Hörnig 1965) 
untrennbar verknüpft. 

Wie bei den Bologna-Reformen in den 
2000er Jahren für den Euro-Raum ging es auch 
in den sechziger Jahren um den Zusammenhang 
von Bildungssystemen und Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaften in BRD und DDR. Und – wie die 
Ausführungen Gertrud Bäumers zeigen – lassen 
sich die „langen Wellen“ der Ökonomisierung des 
Bildungswesens bis in die Anfangsjahre der Weima-
rer Republik zurückverfolgen und vermutlich auch 
darüber hinaus. 

Doch der engen Verbindung von Bildung und 
Ökonomie wurde auch zu allen Zeiten widerspro-
chen. In ihrem die Leitsätze erläuternden Bericht 
relativierte Bäumer selbst den engen Zusammen-
hang in Bezug auf die Schulbildung:
„Das Wesen ihrer (der Schule – MD) Bildung 
kann sich nicht in dem Zweck der Berufsauslese 
erschöpfen (zur Zeit steht dieser Gesichtspunkt viel 
zu sehr im Vordergrund). Der Mensch ist auf alle 
Fälle mehr als der Beruf, durch den er der Gesell-
schaft seinen Tribut entrichtet.“ (Reichsministe-
rium 1921, S. 291)

Dieser Aussage Bäumers hätte in den sech-
ziger Jahren Ralf Dahrendorf sicher zugestimmt. Er 
stellte das Postulat „Bildung ist Bürgerrecht“ (Dah-
rendorf 1965) der „Erschließung von Begabungs-
reserven“13 aus primär ökonomischen Gründen 
bei Georg Picht (Picht 1964/65) entgegen. In sei-

13	  Korrekter müsste es eigentlich Schuleignungsreserve  
heißen, denn darum ging es: Die Anzahl derer zu erhöhen,  
die in der Lage sind, das vorhandene Schulsystem erfolgreich 
zu durchlaufen. 
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ner Streitschrift gleichen Titels focht Dahrendorf 
für „materiale“ (nicht nur rechtliche) Bildungs- 
und Teilhabegerechtigkeit in einer demokratischen 
Gesellschaft.

Hörnig vereinigte in seiner Schrift beide 
Sichtweisen auf Bildung, indem er neben der öko-
nomischen die Selektionsfunktion im Hinblick auf 
die Staatsraison akzentuierte. Lambrecht schreibt 
dazu:
„Anders als Pichts Buch enthielt Hörnigs Schrift 
neben pragmatischen Forderungen jedoch auch 
ideologische Zielsetzungen. So plädierte Hörnig 
dafür, die Ausbildung ‚hochqualifizierter Kader‘ 
und ihre Erziehung zu ‚sozialistischen, allseitig ent-
wickelten Persönlichkeiten‘ im Sinne der marxis-
tisch-leninistischen Weltanschauung und der ‚sozi-
alistischen Moral‘ müssten als Einheit gesehen 
werden (S. 22 f.).“ (Lambrecht 2007, S. 474) 

Wie die Ausführungen Gertrud Bäumers 
auf der Reichsschulkonferenz zeigen, wurde der 
Zusammenhang von Schulwesen und Volkswirt-
schaft so eng gesehen, dass den Schulen eine 
deutliche Lenkungsaufgabe auch bei der individu-
ellen Berufswahl zukam. Ein Recht auf freie Berufs-
wahl (Art. 12 des Grundgesetzes) kannten weder 
die Weimarer Verfassung noch die Verfassung der 
DDR von 1968. Während die erste Verfassung der 
DDR von 1949 in Art. 35 Abs. 1 noch das uneinge-
schränkte Recht auf freie Berufswahl vorsah, entfiel 
dieses Recht in der Verfassung von 1968. An seine 
Stelle trat in Art. 24 Abs. 1 „das Recht auf Arbeit“ 
sowie „das Recht auf einen Arbeitsplatz und des-

sen freie Wahl entsprechend den gesellschaftlichen 
Erfordernissen und der persönlichen Qualifikation“ 
(Hervorhebung MD).

Das Ziel einer für die Volkswirtschaft bedarfs-
gerechten und treffsicheren Schülerauslese spielte 
in der Zeit des Hitlerfaschismus – wenn überhaupt – 
eine untergeordnete Rolle. Absolute Priorität hatte 
die sich am Bedarf ideologiegefestigter Führungs-
persönlichkeiten in Militär, Partei und Staat orien-
tierte Schülerauslese (vgl. Michael/Schepp 1993, 
S. 313 ff. – Errichtung der sog. Adolf-Hitler-Schulen). 

In der Zeit des Wiederaufbaus und „Wirt-
schaftswunders“ Ende der 1950er und 1960er 
Jahre wurde die volkswirtschaftlich bedarfsge-
rechte Schülerauslese wieder zu einer starken 
schulpolitischen Motivation. Da in Westdeutsch-
land der Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräf-
ten rasant stieg, ging es vor allem darum, den Anteil 
von Abiturient*innen und Akademiker*innen zu 
steigern. Schlagwörter waren „Sputnik-Schock“, 
Georg Pichts „Bildungskatastrophe“ und das „Aus-
schöpfen von Begabungsreserven“. 

Volkswirtschaftliche Bedarfe als zeitlich  
limitierte Treiber von Bildungsreformen

Dass volkswirtschaftliche Bedarfe nur vorüberge-
hende Treiber von Bildungsreformen sind, mach-
ten die beiden schweren Wirtschaftskrisen 1973 
(erste Ölkrise, Ende des „Wirtschaftswunders“) 
und 1979/1980 (zweite Ölkrise) in der BRD deut-
lich. Da die Krisen Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit – 
auch unter Akademiker*innen – zur Folge hatten, 
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wurde vor allem im konservativen Lager schnell der 
Ruf nach dem Ende der ungeliebten sozialliberalen 
Bildungsreformen laut. Es bewahrheitete sich die 
Warnung von Kurt Heller, „dass in Krisensituationen 
und Zeiten wirtschaftlicher Regression … eine ein-
seitig ökonomisch orientierte Bildungspolitik aller-
dings leicht zum Bumerang werden (könnte)“ (Hel-
ler 1969. S. 354).

Während der Kanzlerschaft des CDU-Po-
litikers Helmut Kohl wurde die Arbeitslosigkeit 
unter Akademiker*innen Mitte der 80er Jahre ein 
breit diskutiertes öffentliches Thema. Obwohl die 
Jugendarbeitslosigkeit insgesamt groß war, wurde 
in den Medien vor allem über die „Akademiker-
schwemme“ diskutiert. In einem SPIEGEL-Gespräch 
mit vier Kultusministern verschiedener politischer 
Couleur lautete die provokante Schlagzeile „Bäcker 
mit Abitur, Dr. phil. als Taxifahrer?“ (Spiegel-Ge-
spräch 1985). In diesem Gespräch machte Gerhard 
Mayer-Vorfelder, der rechtskonservative Kultusmi-
nister von Baden-Württemberg, keinen Hehl dar-
aus, dass er die Zahl der Akademiker*innen am 
liebsten durch administrative Maßnahmen senken 
würde. Für ihn stand fest,
„daß wir schon heute zu viele Akademiker haben 
und daß wir in Zukunft viel zu viele Akademiker 
haben werden. Auf Jahre hinaus wird uns in der 
Bundesrepublik die Tatsache beschäftigen, daß wir 
überqualifizierte Leute auf nicht adäquate Arbeits-
plätze bringen müssen.“ (Spiegel-Gespräch 1985)

Als geeignetes Mittel empfahl er – wie auch 
einige Jahre später die baden-württembergische 

Kultusministerin Annette Schavan – die Revision der 
reformierten gymnasialen Oberstufe, welche seit 
1972 den Schüler*innen größere Wahlmöglichkei-
ten bei den abiturrelevanten Fächern eingeräumt 
und ein Kurssystem mit unterschiedlichen Anfor-
derungsniveaus eingeführt hatte. Nach Ansicht 
der Konservativen hatte dies einen Leistungsver-
fall zur Folge, weil nun angeblich jeder „Fußkranke“ 
und „Plattfußindianer“ (Spiegel-Gespräch 1985) 
Abitur machen könne. Wenn es um die „Rettung“ 
von Gymnasium, Leistung und Abitur geht, waren 
und sind konservative Politiker, Lehrer- und Eltern- 
interessenvertreter*innen in der Wahl der Mit-
tel nicht zimperlich und bei den Argumenten nicht 
wählerisch. Bis zur angestrebten Revision, bis über-
all drei oder vier so genannte Hauptfächer wieder 
Abitur relevant und Klassenunterricht obligatorisch 
geworden war, dauerte es – nach Bundesländern 
unterschiedlich – bis Ende der neunziger Jahre. 

Das Ziel konservativer Politik, den Zugang zur 
Universität zu beschränken, wurde damit jedoch 
nicht erreicht. Der Anteil der Studienberechtig-
ten mit Hochschul- oder Fachhochschulreife an 
der gleichaltrigen Wohnbevölkerung ist zwischen 
1992 und 2018 von 31,0 auf 50,4 Prozent gestiegen 
(KMK 2020, XXXV; KMK 2002, XVII; eigene Berech-
nungen). 

Mittlerweile ist in großen Teilen der Bevölke-
rung und auch in der Wirtschaft unbestritten, dass 
in unseren dynamisch sich verändernden Gesell-
schaften mit absehbar sehr hohen Anforderungen 
an die nachkommenden Generationen, deren Bil-
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dung und Ausbildung auf dem höchst möglichen 
Niveau erfolgen muss, ganz unabhängig davon, wie 
viele Arbeitsplätze und gesellschaftliche Funktio-
nen besetzt werden können. Die Taxifahrerin mit 
Abitur hat Wahlmöglichkeiten. Sie kann sich ent-
scheiden, ob sie „nur“ Taxi fahren will oder studie-
ren und ihr Einkommen mit Taxi fahren bestreiten 
will oder ob sie sich selbstständig machen will. Es 
wäre gut, wenn im deutschen Schulwesen endlich 
Bildungsoptimismus Einzug hielte. Denn im Gegen-
satz zu fossilen Brennstoffen kann glücklicherweise 
niemand vorhersagen, ob und wann „Begabungs-
reserven“ erschöpft sind. 

Schülerauslese und Begabung als Ideologie
Kein anderes Bundesland hat sich in der Zeit nach 
dem zweiten Weltkrieg Schulreformen so hef-
tig widersetzt wie Bayern. Zuletzt beim Thema 
Inklusion. Aktuelle empirische Analysen zur bay-
erischen Inklusionspolitik lassen Hans Wocken zu 
dem Schluss kommen, dass es Bayern in der Kon-
tinuität seiner Bildungspolitik verstanden hat, „die 
Forderung nach Inklusion in ein Mehr an Separa-
tion umzulenken“ (Wocken 2020, S. 47). Wocken 
konstatiert und kritisiert, dass die Förderdiagnos-
tik „weithin als Ressourcenbeschaffungsdiagnos-
tik instrumentalisiert und missbraucht“ (ebd.) 
wird und Bayern es so schafft, durch die Vermeh-
rung von Schüler*innen mit Förderbedarf Inklu-
sion in allgemeinen Schulen vorweisen zu können, 
ohne Sonderschulstandorte aufgeben zu müssen. 
Wocken führt dies auf die Tradition der bayerischen 
Bildungspolitik zurück: 

„Die bayerische Bildungspolitik hat seit der Nach-
kriegszeit die institutionelle Separierung von 
begabungsverschiedenen Schulformen zu einem 
absoluten, unhinterfragbaren Dogma erhoben. 
(…) Der historisch tief verwurzelte und struktu-
rell verankerte Separatismus der bayerischen Bil-
dungspolitik (Klafki 1976) hat allen inklusiven Lip-
penbekenntnissen zum Trotz genau jene Ergeb-
nisse produziert, die mit dem System der Separa-
tion kompatibel und ihm genehm sind.“ (Wocken 
2020, S. 47 f.) 

(Einige wissenschaftliche Befunde deuten 
darauf hin, dass auch andere Bundesländer diese 
Strategie verfolgen. Siehe S. 90 f.) 

Ein früher und typischer bayerischer Vertreter 
einer dogmatischen naturgesetzlichen Begabungs-
ideologie war Alois Hundhammer, erzkonservati-
ver Politiker, der in Bayern die Prügelstrafe wieder 
einführte und im Landtag vom Sprecher der FDP 
für seine Kulturpolitik als „verhängnisvoller Geist 
in Bayern“ (Die Welt, 19.07.1947) scharf angegrif-
fen wurde. Hundhammer lehnte die Forderung der 
amerikanischen Besatzungsmacht nach Demokra-
tisierung des Schulwesens unter Hinweis auf eine 
quasi Gott gegebene „Begabungsverteilung“ in der 
Bevölkerung ab:
„Zwei Tatsachen dürfen freilich in dem berechtig-
ten Ringen um die soziale Gerechtigkeit der Schul-
verfassung nicht übersehen oder geleugnet wer-
den: Einmal die Tatsache, daß die Begabung für 
höhere Bildungsziele von der Natur nun einmal 
nur einem zahlenmäßig begrenzten Personen-
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kreis vorbehalten ist; und sodann die weitere Tat-
sache, daß diese Begabungen sich zwar auf alle 
Stände und Klassen der Bevölkerung verteilen, 
nicht aber so, daß sie prozentual völlig gleichmä-
ßig unter den einzelnen sozialen Schichten verteilt 
sind. Diese biologisch gegebene Ungleichheit kann 
durch keine zivilisatorischen Maßnahmen besei-
tigt werden, auch nicht durch die Änderung unse-
res sogenannten zweispurigen14 Schulsystems 
zugunsten eines Einheitsschulsystems.“ (zit. nach 
Gieseke 1998, S. 60)

Nicht weniger dogmatisch waren/sind die 
Positionen des Philologenverbands. In einem 
Beschluss vom Mai 1957, der sogenannten „Erklä-
rung von Saarbrücken“, wurden 18 Sätze zur Situ-
ation der höheren Schule formuliert, „die zur 
Verteidigung des dreigliedrigen Schulsystems in der 
noch jungen Bundesrepublik gedacht waren“ (Oel-
kers 2015, S. 13). Gleich der erste Satz macht deut-
lich worum es geht: Das traditionelle dreigliedrige 
Schulwesen gleichsam als natur- wenn nicht sogar 
gottgegeben gegen die beginnende Kritik in West-
deutschland und die ostdeutsche Alternative zu 
verteidigen. 
„Die Dreigliedrigkeit des deutschen Schulwe-
sens (Volksschule, Mittelschule, höhere Schule) ist 
ein gewachsener Organismus, der den geistigen 
Arbeitsgesetzen unserer Welt und den konstant 
bleibenden, naturgesetzlichen Gegebenheiten der 

14	  In Bayern spielten Mittel-/Realschulen zur damaligen Zeit 
so gut wie keine Rolle. Das allgemeine Schulsystem bestand 
nur aus Volksschulen und Gymnasien. 

Begabungsverteilung entspricht. Sie ist nicht, wie 
vielfach behauptet wird, das überholte Ergebnis 
einer aufgelösten sozialen Struktur.“ (Beschlüsse 
1957, 152; zit. nach Oelkers 2015, S. 13)

Mit diesem biologistischen, mittlerweile 
gründlich widerlegten „Begabungsargument“ wer-
den auch heute noch von konservativer Seite das 
traditionelle Schulsystem und die systemwidrige 
äußere Fachleistungsdifferenzierung in integrier-
ten Schularten begründet. Nur durch die frühe Auf-
teilung der Schüler*innen nach Begabung sei eine 
„begabungsgerechte“ Förderung möglich, so das 
Argument. Dass dies bestenfalls – wenn überhaupt 
– für Schüler*innen in Gymnasien bzw. gymnasialen 
Schulzweigen zutrifft, für alle anderen aber nicht, 
ist wissenschaftlich vielfach untersucht und belegt 
worden. Die Schüler*innen in Schulen unterhalb 
der Gymnasien wurden und werden eben nicht 
„begabungsgerecht“ gefördert, sondern fortwäh-
rend benachteiligt. Für sie hat das Forscherteam 
um Jürgen Baumert schon vor Jahren nachgewie-
sen, dass 
„die Schulstruktur (…) in gegliederten Syste-
men einen erheblichen Einfluss auf die Entste-
hung unterschiedlicher schulischer Lern- und Ent-
wicklungsumwelten (hat), die ihre Wirkung unab-
hängig von und zusätzlich zu den Effekten unter-
schiedlicher individueller Lernvoraussetzungen 
entfalten“ (Baumert 2009, S. 43).

Auf die Schülerebene heruntergebrochen 
bedeutet es, dass so genannte statistische Zwil-
linge, die zu Beginn des fünften Schuljahres über 
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einen identischen sozioökonomischen Status und 
gleiche kognitive Grundfähigkeiten verfügen, am 
Ende der Pflichtschulzeit z. B. in ihrer Mathema-
tikkompetenz durchschnittlich um 49 Testpunkte 
differieren, wenn sie statt einer Hauptschule ein 
Gymnasium besuchen (vgl. Baumert et al. 2001, 
S. 351 ff.). Dies alles lässt die Autoren als redliche 
Wissenschaftler – obwohl sie keine Schulstruktur-
debatte wollten – dennoch zu folgendem Schluss 
kommen:
„Eine zunehmende schulstrukturelle Differenzie-
rung erhöht intentionswidrig das Risiko, dass an 
einzelnen Schulen Lern- und Entwicklungsmili-
eus entstehen, die zu einer kumulativen Benach-
teiligung von Schülerinnen und Schülern führen.“ 
(Baumert 2006, S. 177)

Die Wissenschaftler widersprechen damit 
der bis heute aufrechtgehaltenen Behauptung, das 
selektive Schulwesen fördere „begabungsgerecht“. 

Begabungsideologie und Gesamtschule
Der vermeintlich „begabungsgerechten Förde-
rung“ durch das traditionelle Schulsystem ist es 
auch zuzuschreiben, dass die Rahmenvereinbarung 
für die gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen 
an integrierten Gesamtschulen und damit zu ihrer 
Anerkennung als Regelschulen (KMK 1982) einen 
hohen Preis hatte: Unter dem Druck konservativ 
regierter Bundesländer, allen voran Bayerns, des-
sen Landtag die integrierten Gesamtschulen nicht 
als Regelschulen anerkennen wollte, schrieb die 
KMK einen Gesamtschultyp als Regelschule mit 
äußerer Fachleistungsdifferenzierung in den Haupt-

fächern auf drei Niveaustufen fest. Dies zwang die 
integrierten Gesamtschulen systemwidrig, das 
äußerlich differenzierende dreigliedrige Schulwe-
sen nachzuahmen. Die Binnendifferenzierung als 
ein der Gesamtschule adäquates Unterrichtsprin-
zip war somit für Schüler*innen in Gesamtschulen 
erst einmal auf Eis gelegt. Selbst Hauptschulen, die 
den Mittleren Schulabschluss vergeben können, 
wurden auf die äußere Fachleistungsdifferenzie-
rung auf drei Niveaustufen verpflichtet. 

Den demografischen Problemen in den öst-
lichen Bundesländern trug die KMK Im Laufe der 
Jahre durch Öffnungsklauseln Rechnung, die sich 
generell auf Schularten beziehen, die zwei oder 
drei Bildungsgänge in der Sekundarstufe I integrie-
ren. Ihnen wurde Binnendifferenzierung als Alter-
native zur äußeren Fachleistungsdifferenzierung 
ermöglicht, ohne dadurch die gegenseitige Aner-
kennung der Abschlüsse zu gefährden. Allerdings 
muss bis heute der Unterricht in den Hauptfächern 
in „mindestens zwei lehrplanbezogen definierten 
Anspruchsebenen in Kursen“ erteilt werden. Nur 
in Ausnahmefällen darf davon abgewichen werden 
(vgl. KMK 1993/2020, Nr. 3.2.5).

Begabtenauslese auch im Schulsystem der DDR?!
Im Gegensatz zu zahlreichen anderen Industriena-
tionen wird im heutigen Deutschland beharrlich an 
der Begabtenauslese im Kindesalter festgehalten. 
Die Möglichkeit, mit der „Wiedervereinigung“ das 
Einheitsschulsystem der DDR zumindest in den öst-
lichen Bundesländern strukturell beizubehalten, 
wurde nicht realisiert. 
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Im Gegensatz zur BRD erfolgte in der DDR 
während der Pflichtschulzeit (Polytechnische 
Oberschule – POS) keine Auslese auf unterschied-
lich anspruchsvolle Schularten. Allerdings war der 
Zugang zum Abitur hochselektiv (siehe S. 69). Man 
konnte das Abitur auf zwei Wegen erreichen: Im 
Anschluss an die POS durch den Besuch der zwei-
jährigen Erweiterten Oberschule (EOS) oder durch 
eine Berufsausbildung mit Abitur. Die Zulassung 
zur EOS war im Wesentlichen von den Schulleis-
tungen abhängig, aber auch der Berufswunsch, 
die politische Einstellung und – im Laufe der Zeit 
zunehmend weniger – die soziale Herkunft aus der 
Arbeiterklasse spielten eine Rolle. 

Zwar kann das Schulsystem der DDR in struk-
tureller Hinsicht als beispielhaft für ein Einheits-
schulsystem gelten. Eine Begabungstheorie bzw. 
-ideologie spielte offiziell keine Rolle. Allerdings 
wurden Kinder mit Behinderungen – wie in der BRD 
– sonderpädagogischen Einrichtungen zugewiesen 
und „hochbegabte“ junge Menschen konnten Spe-
zialschulen besuchen. Inklusion im umfassenden 
Sinne war in der DDR ebenso wenig ein Thema wie 
Binnendifferenzierung oder durch die Schüler*in-
nen wählbare Kurse und Arbeitsgemeinschaften, 
wie sie etwa im reformpädagogischen Konzept 
der Produktionsschule des Bundes entschiedener 
Schulreformer auf der Reichsschulkonferenz disku-
tiert wurden.

 Aussondern – separieren – exkludieren

Die extremste Form der äußeren Differenzierung 
und Schülerauslese ist die Aussonderung junger 
Menschen aus dem allgemeinen Schulsystem. Auf 
der Homepage der Kultusministerkonferenz befin-
det sich ein Schaubild mit dem Titel „Grundstruk-
tur des Bildungswesens in der Bundesrepublik 
Deutschland“ (KMK 2016), das in Zusammenarbeit 
mit Eurydice, dem europäischen Bildungsinforma-
tionsnetzwerk, für den Informationsaustausch in 
Europa erstellt wurde. Für den interessierten aus-
ländischen Betrachter muss der Eindruck entste-
hen, Sonder-/Förderschulen hätten in Deutsch-
land eine völlig nebensächliche Bedeutung. Indem 
alle sonderpädagogischen Bildungseinrichtungen 
mit ihren acht Förderschwerpunkten unter der 
Bezeichnung „Förderschule“ subsummiert werden, 
wird das Vorhandensein dieses Parallel-Schulsys-
tems unsichtbar gemacht. Dass der Förderschulbe-
reich ein Parallelsystem zum allgemeinen Schulsys-
tem bildet, verschwindet hinter der Darstellung der 
KMK. Die Abbildung verdeckt geschickt, wie weit 
Deutschland von einem inklusiven Schulsystem ent-
fernt ist, das mit Unterzeichnung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention seit 2009 in Deutschland ver-
bindlicher Auftrag für staatliches Handelns ist. 

Bereits vor 100 Jahren hätte es die Möglich-
keit gegeben, erste gesetzgeberische Weichen in 
Richtung eines, auch Menschen mit Behinderun-
gen inkludierenden, nicht aussondernden Schul-
wesens zu stellen. Dabei hätte sich der Gesetzgeber 
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auf Modelle beziehen können, die bereits im deut-
schen Kaiserreich als Alternativen zur Sonderschule 
diskutiert wurden. Das Mannheimer Schulsystem 
oder die Berliner Nebenklassen an Volksschulen 
waren Konzepte, bei denen versucht wurde, „ein 
differenziertes Volksschulsystem aufzubauen, in 
dem begabte Volksschulkinder in Haupt- und Nor-
malklassen, weniger begabte in Förderklassen 
und Leistungsschwache in Hilfsklassen aufgeteilt 
werden“ (Dietze 2019, S. 27). Da fast 90 Prozent 
eines Schülerjahrgangs die Volksschule besuchten, 
wäre mit dieser Form der äußeren Differenzierung 
nach heutiger Begrifflichkeit eine fast ersetzende 
Gesamtschule installiert worden. 

Der Hilfsschulverband als Treiber und  
Profiteur der Aussonderung

Diese Möglichkeit wurde nicht genutzt. Wie bereits 
weiter vorne berichtet, wurden die Hilfs- und Son-
derschulen15 aus der Gesetzgebung zum Reichs-
grundschulgesetz ausgeklammert, um die Kompro-
missfindung mit der konservativen Zentrumspartei 
nicht zusätzlich zu erschweren. Diese Entscheidung 
und die anhaltenden Streitigkeiten um den Schul-
kompromiss kamen dem Verband der Hilfsschulen 
Deutschlands (VdHD / „Hilfsschulverband“) für die 
eigenen Zielsetzungen sehr gelegen. Denn seit sei-
ner Gründung im Wilhelminischen Kaiserreich ver-

15	  Es wurde zwischen Hilfsschulen und Sonderschulen unter-
schieden: Hilfsschulen entsprachen den heutigen Schulen für 
Lernbehinderte, Sonderschulen waren für alle anderen Behin-
derungsarten zuständig. Für Menschen mit geistiger Behinde-
rung gab es keine Schulen, sie wurden bestenfalls sozialpäda-
gogisch betreut. 

folgte der Verband das Ziel, unabhängig von der 
Volksschule zu werden. Mit der organisatorischen 
Eigenständigkeit war die Erwartung verknüpft, klei-
nere Klassen sowie eine eigene Ausbildung verbun-
den mit besserer Bezahlung erkämpfen zu können. 

Wie zufrieden der Hilfsschulverband mit der 
„Nichtregelung“ im Reichsgrundschulgesetz war, 
wird in dem Beitrag des Stadtschulrats von Han-
nover, Julius Grote, bei der Reichsschulkonferenz 
deutlich. Grote sprach für die „heilpädagogischen 
Schulen und Anstalten“, zu denen er auch die 
Hilfsschulen zählte. Gleich zu Beginn seiner Rede 
äußerte er seine Genugtuung darüber, „hier kein 
Kampfobjekt behandeln zu müssen“ (Reichsminis-
terium 1921, S. 521). Schließlich seien die heilpäda-
gogischen Schulen auch ein Teil der Einheitsschule, 
denn so Grote: 
„Hier geschieht die erste Aussonderung der Kin-
der, damit jedes Kind auf den Platz gestellt wird, 
an dem es am besten erzogen und für das wirt-
schaftliche Leben brauchbar gemacht werden 
kann, die erste Aussonderung, damit die nor-
mal Begabten einen ruhigen und ungehemm-
ten Fortschritt in der Grundschule und den wei-
teren Zweigen der Einheitsschule erfahren kön-
nen. Denn wenn alle diejenigen Kinder, die in den 
heilpädagogischen Schulen unterrichtet werden 
oder unterrichtet werden müßten, in der Grund-
schule verblieben, so würden sie ein Hemmnis bil-
den, das den Fortschritt ganz erheblich verlang-
samen und die Kraft des Lehrers ungebührlich in 
Anspruch nehmen würde.“ (Reichsministerium 
1921, S. 521) 
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Aus menschenrechtlicher Sicht ist kaum zu 
ertragen, mit welcher Selbstverständlichkeit die 
Beschulung der „unnormalen“ Kinder einzig unter 
Nützlichkeits- und Zweckmäßigkeitsaspekten für 
das wirtschaftliche Leben der Gesellschaft und das 
Funktionieren der Normalschule gesehen wurde. Ein 
originäres Menschenrecht auf Bildung gerade auch 
für Menschen mit Behinderungen oder Lernschwä-
chen war offenbar nicht im Denkhorizont dieses 
Verbandsvertreters, der mit dieser Haltung jedoch 
keineswegs alleine stand. Und auch heute sind das 
reibungslose Funktionieren der allgemeinen Schu-
len sowie die Sorge, das Lernen der „normal Begab-
ten“ könnte gebremst und die Lehrkraft überfordert 
werden, durchaus gebräuchliche Argumente, die 
gegen inklusiven Unterricht ins Feld geführt werden. 
Sie werden zwar nicht mehr so unverblümt geäußert 
wie vor hundert Jahren, aber mehr oder minder 
deutlich als Argumente gebraucht, wenn es die For-
derung nach Inklusion abzuwehren gilt. Zusätzlich 
werden heutzutage die Interessen des behinderten 
Kindes angeführt, dem es angeblich nicht zuzumu-
ten sei, gemeinsam mit Gleichaltrigen zu lernen. Es 
brauche den „Schonraum“ Sonderschule.16 

In einem Streitgespräch, das in DIE ZEIT zur 
Frage geführt wurde, ob Inklusion auch an Gymna-
sien stattfinden solle, lehnte der Vorsitzende des 
konservativen Lehrerverbands und Leiter eines 

16	  Vgl. hierzu die Dissertation von Brigitte Schumann: „Ich 
schäme mich ja so!“. Die Sonderschule für Lernbehinderte als 
„Schonraumfalle“. Bad Heilbrunn 2007

Gymnasiums in Bayern, die zieldifferente Inklusion17 
mit folgender Begründung ab:
„Die viel beschworene Heterogenität, die wir übri-
gens schon lange am Gymnasium haben, hat aber 
eine klare Leistungsgrenze. Wenn wir diese Grenze 
nicht mehr ernst nehmen, schlägt sich das auf 
die Lernerfolge der gesamten Klasse nieder. Man 
soll ja den jeweiligen Schüler da abholen, wo er 
steht. Ist der Weg aber zu lang, müssen alle war-
ten und verpassen den Zug.“ (Streitgespräch Inklu-
sion 2019) 

Als Schlussfolgerung kommt demnach nur 
eine zielgleiche Inklusion in Frage. Zu einem solchen 
Ergebnis kann nur jemand kommen, der von inne-
rer Differenzierung und Individueller Förderung 
entweder noch nichts gehört hat oder sie hand-
werklich nicht beherrscht und Unterricht im Gleich-
schritt für die einzig zielführende Unterrichtsform 
hält. 

Doch zurück zur Reichsschulkonferenz: 
Erstaunlich ist auch die Selbstverständlichkeit, mit 
der Grote die Hilfsschulen und sonstigen heilpäda-
gogischen Einrichtungen zu Bestandteilen der Ein-
heitsschule deklarierte. Allerdings war es für die 
damalige Zeit geradezu symptomatisch, dass sich 
alle Interessengruppen zur Einheitsschule bekann-
ten – viele aus taktischen Gründen. Weil eine ver-
bindliche Definition fehlte, konnte Einheitsschule 

17	  Unter „zieldifferenter Inklusion“ wird verstanden, dass 
nicht zu erwarten ist, dass das behinderte Kind die Lernziele 
der Klasse erreichen kann.
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nahezu beliebig inhaltlich gefüllt werden (vgl. dazu 
auch S. 64 f.). Doch auch dieser Vorgang findet seine 
Entsprechung in der heutigen Zeit. Im Beschluss 
der Kultusministerkonferenz „Inklusive Bildung von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in 
Schulen“ (KMK 2011) werden die Förderschulen zu 
zeitlich befristeten Bildungsangeboten erklärt. Ein 
Endpunkt für die zeitliche Befristung wird jedoch 
nicht angegeben. Im Beschluss der KMK heißt es:
„Die inklusive Schule ist eine Zielvorstellung, 
die in einem längerfristigen Prozess zu verwirk-
lichen ist. (…) Förderschulen mit spezifischen 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkten 
können sowohl Lernorte mit eigenen allgemein
bildenden und berufsbildenden Angeboten als 
auch Förderzentren mit sonderpädagogischen 
Angeboten in den anderen allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen in der Region sein. 
(…) Sie sind in diesem Sinne zeitlich befristete Bil-
dungsangebote.“ (KMK 2011, S. 16) 

Zugespitzt gesagt bedeutet das: Wie die 
Hilfsschulen vor 100 Jahren zum Teil eines Einheits-
schulsystems ernannt wurden, werden heutzutage 
Förderschulen zum Teil eines inklusiven Schulsys-
tems erklärt. Wobei es ironischerweise damals 
weder ein Einheits- noch heute ein inklusives Schul-
system gibt.

Bei den Beratungen der Reichsschulkonfe-
renz bat Grote, der Programmatik des Hilfsschul-
verbandes folgend, zudem darum, dass sich die 
Konferenz „auch dieser Zweige der Einheitsschule 
in vollem Umfange annehmen und sie als selb-

ständige (Schreibweise im Original) Anstalten 
anerkennen möchte“ (Reichsministerium 1921, 
S. 521). Seiner Bitte wurde entsprochen: der Aus-
schuss für Jugendwohlfahrt und Schule sprach sich 
für ein Heilpädagogisches Reichsschulgesetz aus: 
„Für blinde, sehschwache, taubstumme, schwer-
hörige, sprachleidende, schwachbefähigte, krank-
haft veranlagte, sittlich gefährdete sowie Krüp-
pelkinder ist in selbständigen Schulen und Fort-
bildungsschulen unterrichtlich und erzieherisch 
besonders zu sorgen.“ (Reichsministerium 1921, 
S. 865) 

Der Hilfsschulverband als willfähriger  
Unterstützer des NS-Regimes

Auf ein eigenständiges Gesetz im Rahmen der 
Schulgesetzgebung mussten die Verbandsvertre-
ter jedoch noch 18 Jahre lang warten, denn mit 
der „Nichtregelung“ der Hilfs- und Sonderschul-
frage vertagte das Parlament die Möglichkeit, für 
die Hilfs- und Sonderschulen demokratische und 
reichsweite Vorgaben zu machen. 

Wegen des Fehlens einer reichseinheitli-
chen gesetzlichen Grundlage erließen die Länder 
in der Folge eigene Gesetze, wonach die Hilfs-
schulen bis 1938 rechtlich weiterhin keine eigen-
ständige Schulform, sondern Teil der Volksschule 
waren (vgl. Dietze 2019, S.39). Dies änderte sich 
jedoch mit dem Reichschulpflichtgesetz von 1938. 
Die Hilfsschule (heute Schule mit Förderschwer-
punkt Lernen – MD) wurde reichsweit als ein wei-
terer Sonderschultyp neben den Sonderschulen für 
Krüppel, für Blinde und für Taubstumme etabliert – 
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so die zeittypische Terminologie. Damit waren die 
jahrzehntelang mit Hartnäckigkeit verfolgten Ziele 
des Verbands der Hilfsschulen Deutschlands (Vor-
läufer des Verbandes deutscher Sonderschulen, 
seit 2008 Verband Sonderpädagogik e.V.) erreicht. 
Die Hilfsschule als eigenständige Sonderschulform 
und Pflichtschule sowie „ihre organisatorische Stel-
lung im Schulwesen war nunmehr reichsweit gere-
gelt“ (Dietze 2019. S.48).

Vorausgegangen war ein weiterer fragwürdi-
ger „Erfolg“ des Verbands der Hilfsschulen Deutsch-
lands. Nach anfänglichem Zögern hatte sich das 
NS-Regime bereits 1935 mit dem Hilfsschulerlass 
zu einem erheblichen Ausbau von Hilfsschulen 
entschieden. Es war der politischen Führung klar 
geworden, dass die Hilfsschulen eine bedeutende 
Rolle für „Rassenhygiene“ und Eugenik spielen soll-
ten, denen das 1933 verabschiedete Gesetz zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses (GzVeN) diente. 
Den Hilfsschulen brachte es den Ruf als „Sterilisa-
tionsschulen“ ein (Dietze 2019, S.46). Hilfsschulen 
wurden zum Sammelbecken für eine Gruppe von 
lernbeeinträchtigten Kindern und Jugendlichen, 
die bei „angeborenem Schwachsinn“ zur „Volksauf-
artung“ zu sterilisieren seien (Hofmann-Mildebrath 
2004, S.134). 

Hofmann-Mildebrath konnte in ihrer Disser-
tation zeigen, dass rassehygienische Vorstellungen 
bei führenden Vertretern des Hilfsschulverbandes 
auch bereits vor 1933 intensiv diskutiert wurden. 
Ab 1933 brachte sich die Fachschaft der Heilpäda-
gogen und Hilfsschullehrkräfte im Nationalsozialis-

tischen Lehrerbund (NSLB) dann mit Nachdruck als 
notwendiger Helfer für Sterilisationsentscheidun-
gen ins Spiel.

Zudem wurde im Hilfsschulerlass von 1935 
eine Formulierung aufgenommen, die es erlaubte, 
den Kreis der Kinder, die der Hilfsschule zugeführt 
werden mussten, auch über die Diagnose des 
angeborenen Schwachsinns hinaus, erheblich aus-
zuweiten. Fortan war nicht mehr vom „schwach-
sinnigen“, sondern vom „hilfsschulbedürftigen 
Volksschulkind“ die Rede (vgl. Dietze 2019, S. 46). 
Diese Sprachregelung wurde auch über die NS-Zeit 
hinaus als Sonderschulbedürftigkeit beibehalten. 
Sie ermöglichte den Sonderschulen, den Anteil 
der in Hilfs-/Sonderschulen zu beschulenden Kin-
der zu beeinflussen, da Sonderpädagog*innen die 
Begutachtungs- und Testverfahren selbst durchfüh-
ren, und nicht etwa unabhängige Gutachter*innen 
(siehe auch S. ###). Eberwein (1995) schreibt dazu: 
„Der Effekt ist eine schwer zu kontrollierende Aus-
weitung der Zone besonderer Bedürfnisse in Erzie-
hungsverhältnissen und es gibt, außer der Moral, 
keinen Schutz vor einer negativen diskursiven 
Ladung dieser Bedürfnisse.“ (ebd., S.472)

Insgesamt muss man wohl davon sprechen, 
dass der Hilfsschulverband „aktiver Unterstützer 
und Profiteur der NS-Politik“ war (Schumann 2014) 
und im Bestreben nach systemischer Eigenständig-
keit zum willfährigen Helfer eines zutiefst inhuma-
nen menschenverachtenden Systems wurde. Der 
Verband profitierte in mehrfacher Hinsicht von 
seiner Unterstützung des NS-Staats: durch den 
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zahlenmäßigen Ausbau von eigenständigen Hilfs-
schulen auch in mittelgroßen Städten und auf dem 
Land, durch erste Ansätze zu einer eigenständigen, 
von der Volksschullehrerausbildung unabhängigen 
Ausbildung, durch weniger Pflichtstunden für Hilfs-
schullehrkräfte und deutlich kleinere Klassen als 
im Massenbetrieb der Volksschulen üblich waren 
(Dietze 2019, S. 50 ff. und Hänsel 2014, Kap. 3 und 4). 
All dies entsprach den langjährigen Forderungen 
des Hilfsschulverbandes, der sich insgesamt auch 
eine bessere Bezahlung als für Volksschullehrkräfte 
erhoffte. 

Sonder-/Hilfsschulen als viertes Glied im System 
Zur Strategie des Hilfsschulverbandes gehörte 
auch, die als bildungsfähig geltenden „angebo-
ren schwachsinnigen“ Kinder im Interesse ihrer 
„Brauchbarmachung“ für die Gesellschaft einer 
systematischen Beschulung zuzuführen und sich 
von den als „bildungsunfähig geltenden Idioten“ 
scharf abzugrenzen. Letztere wurden in „Idioten-
anstalten“ nur noch sozialpädagogisch betreut. 
Durch das Bemühen des Hilfsschulverbandes, Aus-
schließungskriterien zu formulieren, sei die Hilfs-
schule – so Dagmar Hänsel – „zum Motor für die 
Entwicklung eines vielgliedrigen Sonderschulsys-
tems“ geworden (Hänsel 2005, S. 105). Heute – im 
Jahr 2020 – zählt die Kultusministerkonferenz ins-
gesamt acht Förderschwerpunkte, denen entspre-
chende Sonder-/ Förderschulen zugeordnet sind. 

Das vielgliedrige Sonderschulsystem ist 
zudem eine nahezu zwangsläufige Folge des hier-
archisch gegliederten allgemeinen Schulsystems. 

Denn die Annahme, „begabungsgerechte För-
derung“ lasse sich nur in „leistungshomogenen“ 
Schularten und entsprechenden Klassenverbänden 
realisieren, setzt eine tendenziell unendliche Spi-
rale immer neuer Selektionsmechanismen, Etiket-
tierungen und Organisationsmaßnahmen in Gang. 
Jede „höhere“ benötigt eine „niedere“ Schulart, in 
die die „Nicht Passenden“ „entsorgt“18 werden kön-
nen. Das Sonderschulsystem wurde so zum vierten 
Glied des traditionellen Schulsystems.

Wie unverblümt, ja geradezu zynisch, dem 
Sonderschulsystem eine Dienstleistungsfunktion 
für das allgemeine Schulsystem zugewiesen wurde, 
zeigt das folgende Zitat aus dem Jahr 1967, in wel-
chem sogar die Expansion des höheren Schulwe-
sens vom Ausbau des Sonderschulwesens abhängig 
gemacht wird:
„Der Ausbau des Sonderschulwesens ist geradezu 
eine Bedingung der Möglichkeit für eine sinnvolle 
Arbeit der Hauptschule. Diesen Sachverhalt  
übersehen, heißt, auf wohlmeinende Weise manche 
öffentlichen Gelder an der falschen Stelle inves-
tieren… Je weniger Beeinträchtigungen der all-
gemeinen Erziehungsarbeit durch dauernde und 
umfängliche sondererzieherische Aufgaben, desto 
größer die Chance, die Zahl der Übergänge an 
Gymnasien und Realschule zu steigern. Je mehr 

18	  Helmut Fend prägte 2004 den Begriff „Entsorgungsmen-
talität“, die er Lehrkräften als Folge der starken Selektivität des 
deutschen Schulwesens und der damit einhergehenden Ten-
denz zur Homogenisierung der Lerngruppen bescheinigte 
(Fend 2004, S. 23). 
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Sonderschulen, desto mehr Gymnasiasten.“ (Bach 
1967, S. 198, zit. nach Weisser 2007)

Wenn Schüler und Lernsetting  
nicht zusammenpassen

Die schwer zu kontrollierende Ausweitung von 
Sonderschulbedürftigkeit (Eberwein 1995, S. 472) 
wiegt umso schwerer, als es keine „objektiven“ Kri-
terien gibt und zudem auf zukünftige Entwicklun-
gen spekuliert wird. Zur fehlenden Trennschärfe 
bei der Feststellung von Sonderschulbedürftigkeit 
und der Ausblendung des konkreten Lern-Settings 
schreibt Raphael Koßmann (2019):
„Der einzige Sachverhalt, den der ‚sonderpäda-
gogische Förderbedarf im Bereich des Lernens‘ 
immer korrekt bezeichnet, ist ein bestimmtes 
Verhältnis zwischen dem jeweiligen Schüler und 
einem bestimmten Setting: nämlich, dass dieser 
vor dem Hintergrund von jenem als ‚Schulversa-
ger‘ wahrgenommen wird, was mittels des Labels 
sodann von der Relevanz des konkreten Settings 
pauschal befreit wird.“ (ebd.,S. 272)

Und Hans-W. Gruhle (1950) schreibt in sei-
nem Aufsatz über die „Grenzen der Erziehbarkeit“ 
zwar durchaus zutreffend: 
„Alle Grenzen sind relativ. Wir müssen in jedem Fall 
zu ergründen versuchen, wo die Ursache des Versa-
gens liegt.“ (Gruhle 1950, S. 3, zit. nach Weisser 2007) 

Statt jedoch das Spektrum möglicher Gründe 
zu beschreiben, zu dem Gruhle als Psychiater bereits 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts geforscht hat, wählt 
er – mit Bedauern – die „pragmatische“ Lösung:

„Man kann nur feststellen, dass unter den vorhan-
denen Umständen und Möglichkeiten kein erzie-
herischer Erfolg erwartet werden kann.“ (ebd.)

Er scheut sich dann auch nicht, „eine Aus-
schaltung (der nicht „Nicht-Beschulbaren“ – MD) 
mit Rücksicht auf die anderen Zöglinge“ zu fordern 
(„so leid uns das auch tut“) (ebd.), 
„weil eben sonst der Erziehungserfolg auch bei 
den anderen in Frage gestellt wäre. Was dann 
weiter mit diesen Ausgeschalteten zu geschehen 
hat, ist eine besonders schwerwiegende Frage, 
aber wir sind gezwungen, alle Verseuchungsquel-
len aus den >>normalen<< Anstalten zu entfernen. 
In diesem Falle müssen wir tatsächlich den Bank-
rott erklären“ (ebd.).19 

Es kann und soll nicht bestritten werden, dass 
es äußere Umstände, pädagogische Bedingungen, 
Schülerverhalten und -verhältnisse gibt, die selbst 
gutwillige und pädagogisch versierte Pädagog*in-
nen an die Grenzen ihrer erzieherischen und päd-
agogischen Möglichkeiten bringen. Aber schwer 
zu verstehen ist, dass seit mehr als 100 Jahren die 
Lösung pädagogischer (Einzel-)Probleme vorran-
gig in der Erfindung neuer Schularten und Anstal-

19	  Dass ein hochangesehener Wissenschaftler wie Gruhle, 
der kein Nazi war, Begriffe wie „Ausschalten“, „Verseuchungs-
quellen“ ganz selbstverständlich benutzt, wirft ein bezeich-
nendes Licht auf die menschenverachtende zeittypische 
Diktion auch noch in den 1950er und 1960er Jahren. Jugend-
liche, die den Vorstellungen von angepasster Normalität nicht 
genügten und auch noch renitent waren, wurden gnadenlos 
in Erziehungsanstalten ausgesondert, die für ihre autoritären 
und brutalen Methoden bekannt waren.
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ten gesucht wird, statt den Einzelfall zu betrachten, 
entsprechende individuelle Unterstützung und 
Hilfsmaßnahmen zu organisieren und vor allem die 
„Nicht Passenden“ an der Bewältigung ihrer Pro-
bleme als Subjekte mit eigenen (!) Lösungsideen 
aktiv zu beteiligen. 

Die fortwährende Diskussion um den  
„richtigen“ Förderort

Die bestmögliche Förderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen, Beeinträchtigun-
gen und Handicaps wird in Deutschland bis heute 
strittig diskutiert. Für die ab den 2010er Jahren 
nach Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskon-
vention in Gang gekommene Entwicklung zur inklu-
siven Schule wäre es für einen ersten Schritt außer-
ordentlich hilfreich gewesen, wenn Hilfsschulen 
(heute: Schulen mit Förderschwerpunkt Lernen) 
keine eigenständige Schulform geworden und auch 
nicht dem Sonderschul-, sondern dem allgemeinen 
Schulsystem zugeordnet worden wären.

Die Diskussion um den „richtigen“ Förder-
ort bestimmt auch die Auseinandersetzungen im 
Zusammenhang der Inklusion heutzutage. Der Hilfs-
schullehrerverband, der seit 2008 nach mehrfachen 
Namensänderungen nunmehr Verband Sonderpäda-
gogik e.V. heißt, nimmt in diesen Auseinandersetzun-
gen keine eindeutige Position ein. In seinem derzeit 
gültigen Grundsatzbeschluss von 2012 bekennt sich 
der Verband zwar zu einem Paradigmenwechsel: 
weg von der Interessenvertretung für Sonder- bzw. 
Förderschulen – hin zum Ziel der inklusiven Schule, 
„der in einem längerfristigen Prozess zu verwirklichen 

ist. Dabei können die vorhandenen Organisationsfor-
men sonderpädagogischer Förderung einschließlich 
der Sonder-/Förderschulen weitergeführt und einbe-
zogen werden“ (vds 2012, S. 12). 

Ein zumindest schrittweiser Abbau von Son-
der-/Förderschulen kommt für den Verband offen-
bar jedoch nicht in Betracht. Verbunden mit der 
Forderung nach einem Wahlrecht der Eltern ergibt 
sich als langfristige Perspektive ein teures, Res-
sourcen und Kreativität bindendes Parallelsystem, 
unter dem die Schulen des gemeinsamen Lernens 
vermutlich am stärksten leiden. Die Ähnlichkeit mit 
der Position der KMK ist offenkundig (siehe S. 97). 
(Zum politischen Einfluss des vds seit den 60er Jah-
ren siehe auch Schnell 2006).

Konfliktscheue und/oder inklusionsskepti-
sche Politiker*innen, ansonsten immer um spar-
sames Haushalten besorgt, unterstützen die 
Etablierung eines teuren Parallelsystems. Im his-
torischen Rückblick muss man feststellen, dass 
Kinder mit Lernschwierigkeiten vor Verabschie-
dung des Reichsgrundschulgesetzes, als Hilfsschu-
len und Hilfsschulklassen noch Teil der Volksschule 
waren, besser einbezogen waren, als es heute der 
Fall ist. Heute führen die Förderschulen mit dem 
Schwerpunkt Lernen ein Eigenleben und sind im 
Hinblick auf Geschlecht, soziale und ethnische 
Herkunft extrem selektiv. Förderschulen mit dem 
Schwerpunkt Lernen sind die Schulen für armuts-
gefährdete Kinder mit ausländischen Wurzeln, zum 
größten Teil Jungen.
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Der Forderung von Irmtraut Schnell aus dem 
Jahr 2006 ist unbedingt zuzustimmen: 
„Es ist an der Zeit, dass die Sonderpädagogik ihr 
Eigenleben aufgibt und ihre Kompetenzen in den 
Dienst der Allgemeinen Pädagogik stellt. Bleibt zu 
hoffen, dass die Sonderpädagogik so ihren Beitrag 
leistet, der inklusiven Schule den Weg zu bereiten.“ 
(Schnell 2006)

Und – so möchte man ergänzen – möge der 
vds nicht durch sein Taktieren zur dauerhaften Sta-
bilisierung eines wenig produktiven Parallelsystems 
beitragen. 

Parallelsysteme lohnen sich nicht –  
in keiner Hinsicht

Dass sich der Aufwand eines Parallelsystems im Hin-
blick auf Lernen und Leistung lohnt, wird von wis-
senschaftlicher Seite bezweifelt. So schreibt zum 
Beispiel Hans Wocken (2005): 
„Die vorliegenden Untersuchungsbefunde stellen 
der Förderschule kein gutes Zeugnis aus, sie lassen 
berechtigte Zweifel aufkommen, ob der Förder-
schule eine entwicklungsoptimierende Wirkung 
zugesprochen werden kann. (…) Bestenfalls kann 
angenommen werden, dass die Langzeit-Förder-
schüler auf ihrem kognitiven Niveau stehen geblie-
ben sind und die Förderschule nichts mehr aus-
richten konnte. Schlimmstenfalls muss befürchtet 
werden, dass die Förderschule zu dieser Niveau
stabilisierung anteilig beigetragen oder sogar eine 
weitere Niveauabsenkung bewirkt hat.“ (S. 61)

Koßmann (2019) liefert für diese Befunde 
eine Erklärung aufgrund seiner Untersuchung zum 
Unterricht in Schulen mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen, wonach zur Vermeidung von (vermeint-
licher) Überforderung die Lehrkräfte Bildungs-
impulse der Schüler*innen sogar ignorierten. Er 
schreibt: 
„Es kann ohne Übertreibung ebenso von einer 
grundlegenden Tendenz des hier untersuchten 
Unterrichts gesprochen werden, Bildungsprozesse 
generell erst gar nicht aufkommen lassen zu wol-
len, wie komplementär dazu deutlich die Tendenz 
beobachtbar ist, aufkommende Bildungsbewe-
gungen zu ignorieren. Letzteres mutete geradezu 
wie eine missglückte, unabsichtlich verlaufende 
verhaltenstherapeutische Intervention an, auf Bil-
dungsbewegungen konsequent nicht verstärkend 
zu reagieren und auf diesem Weg den schülerseiti-
gen Impuls zu löschen.“ (S. 268) 

Und Klaus Klemm resümiert in seiner Studie 
„Sonderweg Förderschulen: Hoher Einsatz, wenig 
Perspektiven“:
„Zumindest für den Förderschwerpunkt Lernen, 
der nahezu die Hälfte aller Förderschülerinnen und 
-schüler umfasst, muss der separierende Unter-
richt zu den unwirksamen Maßnahmen des deut-
schen Schulsystems gezählt werden. Darüber hin-
aus belegt auch die Tatsache, dass von den Schü-
lerinnen und Schülern der Förderschulen 77,2 Pro-
zent keinen Hauptschulabschluss erreichen, die 
unzureichende Förderung der Jugendlichen in spe-
ziellen Förderschulen.“ (Klemm 2009, S. 7) 
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Dass sich anspruchsreduzierte schulische 
Entwicklungsmilieus in stark gegliederten Schulsys-
temen nachteilig auf die Leistungsentwicklung aus-
wirken, haben Baumert et al. – wie oben bereits 
ausgeführt – für den allgemeinen Schulbereich 
nachgewiesen (s. S. 93). Es liegt nahe, dass dies 
umso mehr auch für Sonder-/Förderschulen gilt, 
deren behinderungsspezifisch ausgelesene Lern-
gruppen unter kognitiver und sozialer Anregungs-
armut sowie einem „dreifachen Reduktionismus in 
didaktischer, methodischer und sozialer Hinsicht“ 
(Schumann 2016) leiden. Schumann (Bildungsklick 
vom 04.02.2016) kommt zu dem Schluss, dass der
„Anregungsreichtum, der von einer heterogenen 
Gruppe ausgeht, auch nicht durch die Verkleine-
rung der Lerngruppe und durch spezialisierte Lehr-
kräfte kompensiert werden kann.“

 Die Behauptung, Sonder-/Förderschulen 
seien qua System bereits „begabungsgerechte För-
derorte“, wird zunehmend zum unbewiesenen, 
Interessen geleiteten Mythos, fast möchte man 
sagen, zum „Verkaufsargument“, um an lieb gewor-
denen Ansichten, Arbeitsumgebungen und Schul-
standorten festhalten zu können (vgl. vds 2012).

Bedenkt man zudem, dass das Parallelsys-
tem Sonder-/Förderschule Kosten verursacht, die 
die erhoffte oder behauptete Wirkung nicht erzie-
len, ist eigentlich nur die Schlussfolgerung möglich, 
die Klemm in seiner Studie zieht: 
„Die bisher für separierende Förderschulen aufge-
wendeten Mittel sollten in ein inklusives Schulsys-

tem investiert werden, das die Individualität und 
Vielfalt der Schülerinnen und Schüler wertschätzt 
und individuelle Förderung in den Mittelpunkt der 
pädagogischen Arbeit stellt.“ (Klemm 2009, S. 8)

Selektion, Segregation und Inklusion gleichzeitig? 
Die Entwicklung zu einem inklusiven Schulsystem 
verläuft in den Bundesländern uneinheitlich und in 
den meisten unbefriedigend. Im Bericht „Bildung in 
Deutschland 2018“ heißt es dazu:
„In nur 4 Ländern werden jedoch schon jetzt mehr 
Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf in all-
gemeinen Schulen als in Förderschulen unterrich-
tet. Bislang zeichnet sich auch nur in wenigen Län-
dern ein flächendeckender Trend ab, das Angebot 
an eigenständigen Förderschulen substanziell zu 
verringern.“ (Autorengruppe 2019, S. 126) 

In Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, und 
Niedersachsen wurden Förderschulstandorte sogar 
ausgebaut (ebd. S. 105). 

Da die Förderquote zwischen 2000 und 2018 
von 5,3 auf 7,1 Prozent gestiegen ist, die Verteilung 
der Schüler*innen mit Förderbedarf zwischen all-
gemeinen Schulen (ca. 40 %) und Förderschulen 
(ca. 60 %) jedoch in den letzten Jahren relativ kons-
tant geblieben ist (vgl. KMK 2020, S. 8), muss davon 
ausgegangen werden, dass die Zunahme der Schü-
ler*innen mit Förderbedarf zur Stabilisierung der 
Sonder-/Förderschulen genutzt wird. Caroline Kra-
mer, Professorin am Lehrstuhl für Humangeogra-
phie des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) 
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schreibt in einem Beitrag, in welchem sie die unter-
schiedliche regionale Verteilung von Schulabgän-
ger*innen ohne Abschluss untersucht: 
„Für Kinder in Förderschulen ist die Wahrschein-
lichkeit deutlich höher, höchstens einen Haupt-
schulabschluss zu erreichen oder ohne Schulab-
schluss entlassen zu werden. Diese Zuteilungen (zu 
den Förderschulen – MD) sind nicht frei von lan-
desspezifischen und institutionellen Randbedin-
gungen (…). Zudem unterliegen sie zum Teil dem 
bildungspolitischen oder bildungsplanerischen 
Ziel, eine bestimmte Schulart auch bei sinkenden 
Schülerzahlen an einem bestimmten Standort zu 
erhalten. Dass dadurch in einigen Ländern oder 
Regionen bei mehr Schülerinnen und Schülern ein 
Förderbedarf diagnostiziert wird als in anderen 
Regionen, muss äußerst kritisch beurteilt werden.“ 
(Kramer 2014) 

Kramer kommt in ihrer Analyse für Deutsch-
land zu demselben Schluss wie Wocken in seiner 
Analyse der Entwicklung in Bayern (vgl. S. 104). Das 
Parallelsystem Sonder-/Förderschulen ernährt und 
stabilisiert sich auf Kosten und zu Lasten von jungen 
Menschen, in deren Lebens- und Berufschancen 
mit der Etikettierung als „Behinderte“ nachhaltig 
eingegriffen wird. 

Die Verfechter der frühen Selektion und eines 
vermeintlich begabungsgerecht fördernden geglie-
derten Schulsystems sind an der Stabilisierung von 
Sonder-/Förderschulen natürlich stark interessiert. 
Deshalb kämpfen sie auch dafür, dass bei inklusi-
vem Unterricht – dem sie sich selbst in den Gym-

nasien auf Dauer nicht verweigern können – darauf 
geachtet wird, dass er „zielgleich“, also gleichschrit-
tig erfolgen kann und nicht etwa „zieldifferent“, 
die individuelle Situation des zu fördernden Kindes 
berücksichtigend. Denn sobald für eine breite Mehr-
heit der Nachweis erbracht werden kann, dass das 
Lernen in heterogenen Lerngruppen auch für Kinder 
mit Behinderungen und (temporärem) Unterstüt-
zungsbedarf zu gleichen oder besseren Schulleis-
tungen und größerem Lernerfolg führt, würde die 
gesamte Ideologie des „begabungsgerecht“ geglie-
derten Schulwesens in sich zusammenfallen. 

Um es in der bildhaften Sprache von Hans 
Wocken zu sagen:
„Zielgleichheit ist der Ast, auf dem das gegliederte 
Schulsystem sitzt; bricht dieser Ast ab, stürzt auch 
das System in die Tiefe.“ (Wocken 2014)

Das Konstrukt „Begabung“ in der Kritik 

Nachdem nun 100 Jahre lang die „begabungsge-
rechte Förderung“ des hierarchisch gegliederten 
Schulsystems behauptet, aber nicht belegt werden 
konnte, nachdem die Durchlässigkeit des Schulsys-
tems auch heute noch immer vor allem die Rich-
tung von oben nach unten kennt (vgl. Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2019, S. 95) und 
nachdem die Gleichwertigkeit der Bildungsgänge 
mehr Propaganda denn erlebte Realität ist, ist es an 
der Zeit, die zugrunde liegenden Annahmen erneut 
grundsätzlich zu problematisieren und sich daran 
zu erinnern, dass auch die Kritik an diesen Annah-
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men bereits seit 100 Jahren, wenn nicht noch län-
ger, formuliert wird. 

Fritz Gansberg, Volksschullehrer und Reform
pädagoge aus Bremen, etwa warnte in der Reichs-
schulkonferenz vor einem „Begabungskultus“ 
(Reichsministerium 1921, S. 524). Er mahnte:
„Wir können dem Staat doch nicht garantieren, 
daß wir die wirklich hervorragenden Menschen 
herausfinden. Wir finden immer nur die braven 
Lerner, bestenfalls die tüchtigen Intelligenzen. 
Aber der Intellekt entscheidet noch lange nicht 

über die wirkliche Bewährung im Leben. Die wirk-
lich führenden Geister bilden sich erst heraus, 
wenn es im Leben hart auf hart geht.“ (ebd.)

Und auch Robert Seidel, Professor für Sozi-
alpädagogik, deutscher Sozialist, der in die Schweiz 
emigriert war und an der ETH Zürich lehrte, ging mit 
den Anwesenden und ihrem vermeintlichen Wis-
sen um Begabung hart ins Gericht, als er fragte:
„Wissen Sie denn, was Begabung ist? Wo ist denn 
die Begabungslehre? Wir haben noch gar keine. 
Ich würde es nicht wagen, bei einem Zwölfjähri-

Klasse 1/2 einer 
Grundschule  
in Schleswig- 
Holstein 2020
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gen zu entscheiden, wofür er denn begabt sei. (…) 
Ich weiß, Verehrte, ich bin ein Ketzer, aber die Ket-
zer haben Recht behalten.“ (Reichsministerium 
1921, S. 524).

Aber dies waren Einzelstimmen. Die Mehr-
heit war überzeugt oder behauptete zumindest, 
sowohl unterschiedliche Arten als auch den Grad 
einer Begabung frühzeitig erkennen und einer 
bestimmten Schulart zuordnen zu können. Im 
Rückblick lässt sich jedoch feststellen, dass das Kon-
strukt „Begabung“ bis heute vor allem zur Begrün-
dung der jeweiligen Schulstruktur gebraucht wird 
und diese sich wiederum aus dem gesellschaft-
lichen Auftrag der Schule ableitet. Doch das Ziel 
einer allgemeinen Menschenbildung stand und 
steht in Konkurrenz zur zweckgerichteten Bildung 
für einen Stand, für die Berufsgruppen des indus-
triellen Zeitalters, für die Volkswirtschaft oder für 
eine Ideologie. Wer – wie Wilhelm von Humboldt 
oder Wolfgang Klafki – eine allgemeine Menschen-
bildung ins Zentrum institutioneller Bildungsbemü-
hungen stellt, braucht kein Begabungskonstrukt, 
mit welchem Schülerauslese als Organisationsprin-
zip gerechtfertigt wird.

Die nachhaltigste Kritik am naturgesetzli-
chen Begabungsbegriff wurde in der Bildungskom-
mission des Deutschen Bildungsrats geübt. Die 
Auseinandersetzungen gingen um die Frage, ob 
„Begabung“ nun angeboren oder „erlernt“ sei (vgl. 
Roth 1968). Im Ergebnis setzten sich die Vertre-
ter eines dynamischen Begabungsbegriffes durch. 
Begabung wurde nicht mehr als geerbte und ange-

borene Mitgift verstanden, sondern sie werde im 
Laufe des Lebens durch Schule und Elternhaus 
erworben. Der griffige Slogan „Man ist nicht begabt, 
sondern wird begabt“, machte die Runde.

Als Folge des Blick- und Richtungswechsels 
zum Thema Begabung ließ sich die Unterscheidung 
in praktisch, künstlerisch-technisch oder theoretisch 
Begabte in der Erziehungswissenschaft nicht mehr 
halten. Die Erkenntnis setzte sich durch, dass diese 
Begabungskategorien ja „geballt“ auch in ein- und 
derselben Person vorhanden sein könnten und dass 
es beispielsweise höchst wünschenswert wäre, wenn 
Chirurgen oder Zahnärzte im Interesse ihrer Patienten 
praktisch, technisch und theoretisch „begabt“ wären. 

Dass eine demokratische Gesellschaft, die sich auf 
die Menschenrechte gründet und die Persönlich-
keitsbildung des Individuums in den Mittelpunkt 
stellt, immer noch an der Behauptung festhält, 
unterschiedliche „Begabungen“ in einem früh selek-
tierenden Schulsystem mit „begabungsgerechten“ 
Schularten bzw. Bildungsgängen „fördern“ zu kön-
nen, stößt im Ausland auf Verwunderung, wird von 
der Wissenschaft ad absurdum geführt, aber von 
der deutschen Öffentlichkeit und auch von vielen 
Lehrkräften mehrheitlich nicht hinterfragt.

Den Verfechtern des mehrgliedrigen, früh 
selektierenden Schulsystems dürfte dies gelegen 
kommen, können sie doch die Begabungsmeta-
pher weiterhin benutzen, um an der Illusion des 
„begabungsgerecht fördernden Schulsystems“ 
festzuhalten. 
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 Königsdisziplin „theoretische Begabung“
Möglicherweise als Folge der begrifflichen Ero-
sion der naturgesetzlichen Begabungstheorie in 
drei unterschiedlichen Kategorien hat sich in jüngs-
ter Zeit der Begabungsbegriff verengt. Er wird nun 
vor allem für „besondere Begabungen.“ und/oder 
„Hochbegabung“ verwendet. Eine Schrift des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) 
trägt den Titel „Begabte Kinder finden und fördern“ 
(BMBF 2015/2017), um sich auf den folgenden 120 
Seiten dann aber nur den besonderen und Hochbe-
gabungen zu widmen. Ebenfalls 2015 beschloss die 
Kultusministerkonferenz eine „Förderstrategie für 
leistungsstarke Schülerinnen und Schüler“ (KMK 
2015). Ziel ist die „Förderung von leistungsstarken 
und potenziell leistungsfähigen Schülerinnen und 
Schülern“ (ebd., S. 3). Und es fehlt auch der Hinweis 
nicht, dass es sich um „begabungsgerechte Förde-
rung“ (ebd.) handeln solle. Im KMK-Beschluss wer-
den Begabung und Leistungsstärke in eins gesetzt, 
mit der Folge, dass sich die intellektuelle Begabung 
gleichsam als Königsdisziplin in den Fokus bildungs-
politischer Überlegungen schiebt. 

„Entsprechend der Mehrdimensionalität des Leis-
tungsbegriffes geht es neben der vorrangigen För-
derung der allgemeinen intellektuellen Begabung 
auch um die Förderung der musischen, sportlichen 
und emotionalen Fähigkeiten.“ (ebd.) 

Von dieser Sichtweise profitiert das Gym-
nasium, weil es sozusagen als natürlich gewach-
sene Bildungsstätte der „intellektuell Begabten“ 
gilt (ebd.). Und so ist es auch ganz folgerichtig, dass 

der Philologenverband in einem Leitantrag beklagt, 
dass „die Eliteförderung, die Förderung der Leis-
tungsspitze noch unterentwickelt (ist)“ und fordert: 
„Das Gymnasium muss deutschlandweit bei der 
Förderung besonderer Begabungen und zwar 
durchgängig von Klasse 5 bis zum Abitur nationa-
les und internationales Vorzeigemodell werden.“ 
(Deutscher Philologenverband 2009 a)

Mit der Fokussierung auf die „theoretisch 
Begabten“ geht einher, dass die Förderung ande-
rer Talente und Fähigkeiten im Horizont schulischer 
Bildung nur von nachrangiger Bedeutung ist. Das 
Erkennen und Fördern von Kindern mit Talenten in 
Sport, Musik , Kunst/Kultur, (Haus-)Wirtschaft und 
Handwerk wird vorrangig in die Zuständigkeit des 
Elternhauses verlagert. 

Um gleiche und gerechte Bildungschancen 
für alle Kinder zu verwirklichen, machten zu Beginn 
des vorigen Jahrhunderts die reformpädagogischen 
Strömungen das Individuum und seine vielfältigen 
Fähigkeiten, Interessen und Talente zum Kern ihrer 
schulpolitischen Programmatik. Sie forderten eine 
Einheitsschule als Arbeits- und Erlebnisschule bis 
zum Ende der obligatorischen Schulpflicht, in der 
die Schüler*innen viele Möglichkeiten bekom-
men sollten, selbst zu entscheiden, welche Interes-
sen und Fähigkeiten sie durch die Wahl freier, auch 
altersunabhängiger Arbeitsgemeinschaften beson-
ders betonen und entwickeln wollten. 

Die Reformpädagogen standen wegen ihrer 
Vorstellungen auch in der Reichsschulkonferenz 
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stark in der Kritik. Vorgeworfen wurde ihnen in 
praktischer Hinsicht mangelnder Realismus und 
konzeptionell, sie huldigten dem Individualismus 
und schüfen eine Schule des Chaos (Reichsministe-
rium 1921, S. 113).

Jürgen Oelkers kommt mehr als 90 Jahre 
später in seinen Überlegungen zur Bedeutung von 
Begabung für die praktische Schularbeit zu einem 
anderen Schluss, der deutliche Bezüge zu den Kon-
zepten der Reformpädagogik aufweist:
„Wenn man … Schüler fördern will, braucht man 
ein flexibleres System jenseits einer Verschulung 
mit Klassen oder Jahrgängen, denen man ange-
hört oder die man zum eigenen Nachteil verlassen 
muss. Heute regiert ein starres System der Zutei-
lung und Aussonderung, das nach dem ersten Ent-
scheid kaum korrigierbar ist, ohne wirklich an 

die Leistungsentwicklung gebunden zu sein. Fle-
xibilisierung dürfte daher die künftige Schulent-
wicklung weit mehr bestimmen, als es heute den 
Anschein hat. (…) Die beiden Theorien der ‚Bega-
bung‘ dürften da kaum weiterhelfen. Zwar gelten 
besonders gute Schüler/Schülerinnen immer als 
besonders „begabt“, aber das spiegelt zunächst 
nur die schulische Leistungshierarchie und die Ein-
stellung auf die Lernanforderungen der Schule 
wider. Auf der anderen Seite zeigen herausra-
gende Leistungen, dass Talente sich anhand von 
Herausforderungen und Schwierigkeiten entwi-
ckeln. Besonders lernintensiv sind Fehler und Nie-
derlagen, die in Begabungstheorien gar nicht vor-
kommen. In diesem Sinne sagt die Zuschreibung 
von ‚Begabung‘ nur etwas über die Wahrnehmung 
und Sichtweise des Zuschreibenden.“  
(Oelkers 2015, S. 17)

Volksschulklasse 1947 4
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Chancengleichheit – ein altes  
und neues Postulat

Chancengleichheit in historischer Perspektive
Das Verständnis von Chancengleichheit im Bildungs-
wesen hat sich in den letzten 100 Jahren immer stär-
ker ausdifferenziert und ist insgesamt anspruchsvol-
ler geworden. Nach Edelstein/Hopf wurden 
„historisch frühere ‚Versionen‘ nicht einfach 
ersetzt, sondern beibehalten und nach und nach 
ergänzt … (und) die Ansatzpunkte des Staates 
(zugunsten größerer Chancengleichheit – MD) 
zunehmend ‚von außen nach innen‘ verlagert – 
von einer Veränderung der rechtlichen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen des Bildungssystems, 
über die Veränderung der Schulorganisation bis 
hin zur Förderung dezidiert pädagogischer Maß-
nahmen für besonders benachteiligte Schülerin-
nen und Schüler“ (Edelstein/Hopf 2018, S. 3 f.).

Konkret bedeutet das: Im Laufe der letzten 
100 Jahre wurden für immer neue Bevölkerungs-
gruppen gleiche Bildungschancen gefordert: für 
Mädchen/Frauen, für aufgrund ihrer Konfessions-
zugehörigkeit benachteiligte Kinder und Jugendli-
che, für die Kinder der Landbevölkerung, für Kinder 
und Jugendliche mit ausländischen Wurzeln, aus 
sozial benachteiligenden Verhältnissen sowie für 
Kinder und Jugendliche mit Handicaps und Behin-
derungen, zuletzt auch für männliche Jugendliche. 

Ab den 60er Jahren erweiterte sich das Ver-
ständnis von Chancengleichheit zudem von einem 

nur formal-rechtlichen, das gleiche Zugangsrechte 
zu allen Bildungseinrichtungen und die Abwesen-
heit von Diskriminierung beinhaltete, zu einer 
„materialen“ Chancengleichheit. Mit dem von 
Ralph Dahrendorf in den 1960er Jahren in die Dis-
kussion gebrachten Begriff ist gemeint, dass die 
staatlichen Organe aktiv eingreifen und den Schu-
len/Lehrkräften die Mittel bereitstellen sollen, um 
durch gezielte individuelle Fördermaßnahmen 
bestehende Benachteiligungen abzubauen, wenn 
nicht gar vollständig zu kompensieren. 

Das Menschenrecht auf Bildung –  
Nichtdiskriminierung – Chancengleichheit

Im internationalen Völkerrecht, in den UN-Konven-
tionen für die Rechte des Kindes (KRK – 1992 in 
Deutschland in Kraft getreten) sowie für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (BRK – 2009 in 
Deutschland in Kraft getreten) wird das Verständ-
nis von Chancengleichheit und Nichtdiskriminie-
rung in seiner Bedeutung für den Schul- und Bil-
dungsbereich auf dem aktuellen Stand der inter-
nationalen Diskussion beschrieben. In Artikel 24 – 
dem Bildungsartikel der Behindertenrechtskonven-
tion (BRK)20 – sowie in den offiziellen Erläuterungen 

20	  Die Ausführungen beziehen sich auf die 3. Aufl. 2018 der 
so genannten  Schattenübersetzung. Zu den Hintergründen 
dieser Übersetzung siehe http://www.netzwerk-artikel-3.de/
attachments/article/93/BRK_Schattenu%C3%8Cbersetzung_
barrierefrei.pdf [21.11.2020] Diese Übersetzung entstand, 
weil die offizielle deutsche Übersetzung teilweise sinnentstel-
lende Fehler enthält. Österreich hat mittlerweile auf Druck des 
UN-Fachausschusses in Genf seine Übersetzung im Sinne der 
Schattenübersetzung korrigiert. Für Deutschland steht dieser 
Schritt noch aus. 

http://www.netzwerk-artikel-3.de/attachments/article/93/BRK_Schattenu%C3%8Cbersetzung_barrierefrei.pdf
http://www.netzwerk-artikel-3.de/attachments/article/93/BRK_Schattenu%C3%8Cbersetzung_barrierefrei.pdf
http://www.netzwerk-artikel-3.de/attachments/article/93/BRK_Schattenu%C3%8Cbersetzung_barrierefrei.pdf
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dazu,21 sind folgende Aussagen im Zusammenhang 
mit Chancengleichheit besonders wichtig:

	Ӳ Das Recht auf Bildung wird durch Nichtdiskri-
minierung auf der Basis von Chancengleichheit 
in einem inklusiven Bildungssystem verwirk-
licht (Art. 24 (1) BRK). 

	Ӳ Chancengleichheit wird als materiale Chan-
cengleichheit verstanden. Staatliche Instanzen 
müssen alles dafür tun, dass Menschen mit 
und ohne Behinderungen ihre Persönlichkeit, 
ihre Begabungen und ihre Kreativität sowie 
ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll 
zur Entfaltung bringen können und zur wirksa-
men Partizipation in einer freien Gesellschaft 
befähigt werden (Art. 24 (1) BRK).

	Ӳ Ein inklusives Schulsystem „ist nicht mit der 
Unterhaltung von zwei Bildungssystemen ver-
einbar: einem allgemeinen Bildungssystem und 
einem Sonderbildungssystem/auf Segregation 
beruhenden Bildungssystem“. Mit dieser Erläu-
terung widerspricht der UN-Fachausschuss (vgl. 
Allgemeine Bemerkung Nr.4) der derzeitigen 
Praxis in Deutschland. In Deutschland werden 
zwei Schulsysteme parallel unterhalten – ein 
allgemeines und ein Sonderschulsystem, ohne 
dass seitens der staatlichen Instanzen die zeit-
liche Beendigung des Sonderschulsystems be-
schlossen worden wäre (vgl. auch S. 102 f.). Die 
derzeitige Praxis in Deutschland steht damit 

21	  Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen hat in „Allgemeine Bemerkung Nr. 4 (2016) 
zum Recht auf inklusive Bildung“ die Konvention erläutert.

im Widerspruch zum vollen Menschenrecht 
auf Bildung, zu Nichtdiskriminierung, Inklusion 
und Chancengleichheit.

Beide Konventionen – KRK und BRK – hat 
Deutschland unterschrieben. Aber nur die Kon-
vention für die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen hat ihren Niederschlag im Grundgesetz 
gefunden (Artikel 3 (3) GG). Die langjährige und 
zahlreich erhobene Forderung, die Kinderrechte 
ebenfalls im Grundgesetz abzusichern, ist immer 
noch nicht erfolgt, obwohl sie im Koalitionsvertrag 
der regierenden Koalition vereinbart wurde. Nach 
langer Blockade durch die CDU/CSU-Fraktion hat 
die Regierungskoalition Anfang 2021 einen Gesetz-
entwurf eingebracht, der noch in der laufenden 
Legislaturperiode mit Zweidrittelmehrheit verab-
schiedet werden soll.22

Reichsschulkonferenz
Chancengleichheit als Begriff kam in der Reichs-
schulkonferenz nicht vor. Auch Gerechtigkeit und 
Gleichheit spielten als eigenständige Themen keine 
Rolle. Das große Thema der Konferenz war die Ein-
heit und die Einheitsschule in all ihren Facetten, 
ob sie nun der nationalen Einheit oder der Volks-
gemeinschaft dienen sollte, oder ob die organisa-

22	  Wortlaut des Gesetzentwurfes „Die verfassungsmäßigen 
Rechte der Kinder einschließlich ihres Rechts auf Entwicklung 
zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten sind zu achten und 
zu schützen. Das Wohl des Kindes ist angemessen zu berück-
sichtigen. Der verfassungsrechtliche Anspruch von Kindern auf 
rechtliches Gehör ist zu wahren. Die Erstverantwortung der 
Eltern bleibt unberührt.“



112

torische Einheit mit einer einheitlichen Schulauf-
sicht betont wurde. Gleichheit wurde sogar nega-
tiv konnotiert. Ein Vertreter des Philologenstandes 
wollte Einheit zwar als nationale Einheit akzeptieren, 
warnte aber mit Nachdruck vor einer „Überspan-
nung des Einheitsgedankens … Einheit (darf) nicht 
mit Gleichheit verwechselt werden“ (Reichsministe-
rium 1921, S.85). Und selbst die Reformkräfte fühl-
ten sich vor allem aus pädagogischen Gründen ver-
pflichtet zu betonen, dass die Einheitsschule „keine 
Gleichheitsschule“ sei (ebd., S. 481), sondern eine 
„elastische“ (Oestreich) oder eine „differenzierte“ 
(Kerschensteiner). Für die Reformer stand die Ent-
faltung aller individuellen kindlichen Anlagen und 
Fähigkeiten im Zentrum und nicht, wie von konser-
vativer Seite unterstellt, die Gleichheit der Lernin-
halte und -ergebnisse. 

Weshalb spielten Themen wie (Chancen-)
Gleichheit und Gerechtigkeit bei der Reichsschul-
konferenz als eigene Tagesordnungspunkte keine 
explizite Rolle? Edelstein/Hopf verweisen darauf, 
dass „im 19. und frühen 20. Jahrhundert … ‚Chan-
cengleichheit‘ zunächst nur als Abwesenheit von 
Diskriminierung beim Zugang zur höheren Bil-
dung verstanden (wurde)“ (Edelstein/Hopf 2018, 
S. 4). Dieser formal-rechtlichen Chancengleichheit 
wurde nach dem Verständnis der Reichsschulkon-
ferenz durch die Weimarer Verfassung im Sinne von 
Zugangsgleichheit und -gerechtigkeit bereits ent-
sprochen. Denn schließlich sollte es nach dem Wil-
len der Verfassung „als eine Frage der sogenannten 
sozialen Gerechtigkeit“ (ebd., S. 493) keine finan-
ziellen Hürden mehr geben – auch nicht für den 

Besuch der höheren Schulen und der Universitä-
ten. Zumindest in dieser – zweifellos wichtigen und 
grundlegenden – Frage waren sich die Konferenz-
teilnehmer aller auf der Konferenz vertretenen bil-
dungspolitischen Strömungen einig. 

Gleiche Zugangsrechte für Frauen und Mädchen
Einigkeit bestand auch darin, dass Mädchen und 
Frauen den gleichen Zugang zu Bildung haben soll-
ten. Nicht einig war man sich in der praktischen 
Durchführung. Sollte die Gleichstellung koeduka-
tiv und auf der Basis gleicher Lehrpläne erfolgen 
– wie es die Schulreformer wollten; oder sollte 
es nach dem Willen der Gymnasial- und Lyze-
al-Lobby bei eigenen Schulen für Mädchen mit 
mädchenspezifischen Lehrplänen bleiben? In die-
ser Frage bestand – auch bei den Frauen selbst – 
keine Einigkeit. Oberlehrerin von Tiling aus Elber-
feld wollte „Gleichwertigkeit“ mit den Bildungs-
wegen der Knaben, nicht jedoch „Gleichartigkeit“ 
(Reichsministerium 1921, S. 495). Die Unterschei-
dung ergab sich für die Referentin aus der „Kul-
turaufgabe der deutschen Frau … als Erzieherin“ 
(ebd.). Durch den Unterricht müsse in den Mäd-
chen und jungen Frauen der „mütterliche Sinn 
geweckt werden“ (ebd.).

Noch entschiedener waren die Forderun-
gen von Direktorin Roscher aus München, die das 
höhere Mädchenschulwesen in zwei Abteilun-
gen aufteilen wollte: Der Hauptzweig sollte aus so 
genannte höheren Mädchen- und Frauenschulen 
bestehen. Deren Aufgabe sollte die „Pflege echt 
weiblichen und mütterlichen Sinnes“ sein (ebd.) 
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und der Vorbereitung auf die Rolle als Haus-
frau und Mutter sowie auf die „Berufe der Für-
sorge, der erzieherischen und der pflegerischen 
Tätigkeit“ dienen (ebd., S. 486). Daneben sollte 
ein akademischer Zweig analog den bestehen-
den Gymnasialtypen für Knaben zur Hochschul-
berechtigung führen und einer „verhältnismäßig 
kleinen Auslese vorbehalten bleiben“ (Reichsmi-
nisterium 1921, S. 485). 

Entschieden andere Ansichten vertrat Ober-
lehrerin Drees aus Hannover, eine Vertreterin des 
Allgemeinen Deutschen Lehrerinnenvereins, dem 
auch der Verband akademischer Lehrerinnen ange-

schlossen war.23 Sie widersprach der Forderung 
ihrer Vorrednerinnen, „für die Mädchenbildung 
Lehrpläne aufzustellen, in denen die zukünftigen 
Aufgaben der Frauen als Hausfrau und Mutter im 
besonderen berücksichtigt werden“ (ebd., S. 517). 
Im Namen ihres Verbandes erklärte sie:
„Wir wünschen zunächst für Knaben und Mäd-
chen die gleiche geistige Schulung. (…) Das Mäd-
chenschulwesen ist nach den gleichen Grundsät-
zen zu regeln wie das Knabenschulwesen. Die logi-
sche Schulung kann nur ein und dieselbe für beide 
Geschlechter sein, und gerade sie wird auch für die 
zukünftige Hausfrau das beste Rüstzeug sein.“ (ebd.) 

Die Verschiedenheit der Geschlechter, die 
die Referentin nicht leugnete, komme „dadurch 
zum Ausdruck, daß eben die Mädchen den ihnen 
gebotenen Stoff ihrer weiblichen Natur nach anders 
aufnehmen und verarbeiten als die Knaben“ (ebd.).

23	  Der Allgemeine Deutsche Lehrerinnenverein (ADLV) war 
die von Helene Lange 1890 gegründete Dachorganisation für 
die verschiedenen Erziehungsberufe, gleichgültig ob akade-
misch oder seminarisch (Volksschule) ausgebildet. Der Ver-
ein löste sich 1933 selbst auf, um der Gleichschaltung im nati-
onalsozialistischen Lehrerbund zu entgehen. Nach dem Krieg 
gründete sich der Allgemeine deutsche Lehrerinnen- und Leh-
rerverein (ADLLV) in der britischen Besatzungszone neu und 
ging 1948 in der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) auf.

Haustöchterchens Koch-
schule für Spiel und Leben, 
1895/96
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Die unterschiedlichen Konzepte der Mäd-
chen- und Frauenbildung im höheren Schulwesen 
haben auch nach dem Ende des zweiten Weltkrie-
ges noch lange Zeit nebeneinander bestanden. 
Nachdem sich während der NS-Zeit die Mütter
ideologie auch bildungspolitisch durchgesetzt 
hatte (vgl. S. 34 f.), konnte sich Koedukation als Nor-
malfall im höheren Schulwesen erst in einem zwei 
Jahrzehnte dauernden Prozess in ganz Deutschland 
durchsetzen (vgl. S. 49). 

Im Schulbereich ist Chancengleichheit für 
Mädchen mittlerweile verwirklicht. In Bezug auf 
Leitungs- und Entscheidungsfunktionen in Poli-
tik, Wirtschaft und auch im Bildungsbereich sind 
Frauen hingegen auch heute noch benachteiligt 
– ein Problem, auf das die Rednerinnen bei der 
Reichsschulkonferenz bereits aufmerksam mach-
ten. So erhob die Vertreterin des ADLV die Forde-
rung, es müsse „die Zahl der weiblichen Ordinariate 
auf der Oberstufe, die Zahl der weiblichen Schullei-
terinnen, die Zahl der Referentinnen in der Schul-
verwaltung vermehrt werden“ (ebd., 517).

Zudem wurde moniert, dass auf der Reichs-
schulkonferenz „der Mädchenbildung kein eige-
ner Platz eingeräumt worden ist, wiewohl das doch 
im Interesse des gesamten deutschen Volkes recht 
notwendig gewesen wäre“ (Reichsministerium 
1921, S.485). 

Es fällt auf, dass in der Reichsschulkonferenz 
Fragen der Mädchenbildung und Frauengleichstel-
lung nur für das höhere Schulwesen thematisiert 

wurden. Die Erklärung ist vermutlich einfach: In 
Volksschulen waren gleiche Lehrpläne und Koedu-
kation nahezu selbstverständlich und eigene Volks-
schulen für Mädchen eine absolute Ausnahme. Die 
Geschlechtertrennung wurde in den übervollen 
Volksschulklassen24 durch eine getrennte Sitzord-
nung vollzogen. Mädchenspezifische Lerninhalte 
in den Volksschulen wurden in den Fächern Haus-
wirtschaft und Nadelarbeit/Handarbeit vermittelt.

Gleiche Bildungschancen für den  
ländlichen Raum

Auf gravierende Mängel in formal-rechtlicher Hin-
sicht wiesen zwei Vertreter*innen des „höheren 
Schulwesens der kleinen Städte und des flachen 
Landes“ hin (Reichsministerium 1921, S.  488). Sie 
beklagten, dass die vielen unterschiedlichen höhe-
ren Schularten, die sich an den Bedürfnissen der 
„Großstadtkultur“ orientierten, zu einer „Entrech-
tung“ der Landbevölkerung führten. In einem flam-
menden Appell forderte Schulrektor Vorholt aus 
Heinsberg (Rhld.) die Zusammenlegung der ver-
schiedenen höheren Schularten in der Unter- und 
Mittelstufe mit den Worten:
„Besinnen wir uns doch auf die Lebensnotwen-
digkeiten auch des Landes und der kleinen Städte 
und entrechten wir nicht die Millionen von Schul-
kindern und entrechten wir nicht die hundert-

24	  Der Richtwert für eine Lehrerstelle in der Volksschule lag 
bis 1922 bei 80, danach bei 60 Schüler*innen. Die Richtwerte 
für höhere Knabenschulen betrugen 50 (Unterstufe), 40 (Mit-
telstufe), 30 (Oberstufe), für höhere Mädchenschulen 40, für 
Mittelschulen galt die Richtzahl 50 und für Sonder-/Hilfsschu-
len 20 bis 30. (vgl. Schwartz 1930). 
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tausende von Familienvätern und Familienmüt-
tern auf dem flachen Lande, denen unsere jet-
zige Schulorganisation einfach die Möglichkeit 
abschneidet, ihre Kinder in höhere Lebensstellun-
gen zu bringen.“ (ebd., S. 488)

Und Direktorin Rother aus Ziegenhals pflich-
tete ihm bei, „um denselben Notschrei zu erheben 
für die weibliche Jugend der kleinen und Mittel-
städte“ (ebd., S. 491). Sie forderte eine Gleichstel-
lung der auf dem Lande weit verbreiteten höheren 
Mädchenschulen mit den Lyzeen. 

Beide Redner*innen demonstrierten – ver-
mutlich ungewollt – die Dysfunktionalität eines 
nach Konfessionen, Geschlechtern und Bildungs-
konzepten überaus „reich gegliederten“ höheren 
Schulwesens, das damals wie heute in dünn besie-
delten Räumen nicht realisiert werden kann. Für die 
Probleme der Kleinstadt- und Landbevölkerung wur-
den jedoch bestenfalls Zwischenlösungen gefunden, 
da die „große“ Lösung, die achtklassige Volksschule 
als Kern der Einheitsschule, auf der weitere Schular-
ten aufbauen, politisch nicht durchsetzbar war.

Von den Berichterstattern zum Themen-
block Einheitsschule thematisierte einzig Johannes 
Tews die Problematik des ländlichen Raumes. Ihm 
war klar, dass
„der völlig einheitliche Auf- und Ausbau der deut-
schen Volksschule (gemeint war bei Tews damit 
das gesamte Bildungswesen – MD) nur bei voll-
ständiger Durchführung der Anstaltserziehung 
unter starker Einschränkung bzw. vollständiger 

Aufhebung der häuslichen Erziehung möglich sein 
(würde)“ (Reichsministerium 1921, S. 150).

Da dies aus seiner Sicht nicht in Frage kam, 
schlug Tews mit dem für ihn typischen Pragmatismus 
vor, dass „für kleinere, benachbart gelegene Wohn-
plätze gemeinsame Grundschulen eingerichtet (wer-
den)“ (ebd., S. 150). Deren Standorte sollten „den 
Gebieten der Verkehrsanstalten (Post und Eisenbahn) 
entsprechen“, damit „sie von den beteiligten Kindern 
leicht erreicht werden können“ (ebd., S. 150). 

Ähnlich pragmatisch waren auch seine Vor-
schläge für die Hilfs-, Bürger- und Mittelschüler*in-
nen. Sie sollten in „kleineren, abgelegenen Orten“ 
in der Grundschule (die dann auf acht bzw. neun 
Klassen erweitert wurde) unterrichtet werden, im 
Falle der Mittelschüler*innen ggf. in besonderen 
Stunden (ebd., S. 150). Die Strukturmaßnahmen 
der Landschulreform in den 1950er und 1960er 
Jahren kommen mit den verschiedenen Gesamt-
schul- und Gemeinschaftsschulkonzepten diesen 
Vorschlägen von Tews recht nahe. (Nähere Ausfüh-
rungen zum Schulmodell von Tews siehe S. 61 f.) 

Generell forderte Tews, alle Schulen bis zu 
den Hochschulen „so auf das Staatsgebiet zu ver-
teilen, daß sie von möglichst vielen Schülern ohne 
große Kosten und Zeitverluste erreicht werden kön-
nen“ (ebd., S. 150). Die Forderung, auch den länd-
lichen Raum mit gut erreichbaren Hochschulen 
zu versorgen, wurde ein halbes Jahrhundert spä-
ter z. B. in Nordrhein-Westfalen mit der forcierten 
Errichtung von Gesamthochschulen erfüllt.
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Eine besondere Lanze brach Tews für die 
Grundschullehrkräfte, an deren „Unterrichts- und 
Erziehungskunst“ wegen der heterogenen Zusam-
mensetzung der Lerngruppen und des Lehrens „in 
allen Gegenständen des Schulunterrichts“ (ebd., 
S. 152) große Anforderungen gestellt würden.

„Die Lehrer der Grundschule sind darum 
den Fachlehrern gleich zu bewerten und ihnen 
beruf l ich und wir tschaf tl ich völ l ig gleich-
zustel len.“ (ebd., S. 152 – Sperrdruck im Original) 

Landschulreform 
Es sollte noch einige Jahrzehnte dauern, bis die Pro-
bleme der Kleinstädte und des ländlichen Raumes 
zu einem breit diskutierten schulpolitischen Thema 
wurden. Die Landschulreform erfasste ab Mitte der 
1950er Jahre nach und nach die bundesdeutschen 
Flächenstaaten. Allerdings bezog sie sich nicht auf 
Realschulen und Gymnasien, deren Zahl bereits seit 
den frühen fünfziger Jahren bis Mitte der sechziger 
Jahre entsprechend dem erhöhten Bedarf erheb-
lich gestiegen war, so dass sich die „Entrechtung“ 
der Landbevölkerung wegen fehlender mittlerer 
und höherer Schulen nicht mehr so dramatisch wie 
in der Weimarer Republik darstellte.25 

Die Landschulreform bezog sich auf die Volks-
schulen. Bezüglich der ländlichen Volksschulen rückte 
nämlich zunehmend die krasse Benachteiligung der 

25	  Zwischen 1952 und 1965 stieg die Zahl der Volksschulen 
von 28.998 auf 30.048, der Realschulen von 693 auf 1.630 und 
der Gymnasien von 1.527 auf 1.926 (siehe Franzmann 2006).

Landbevölkerung durch die sehr kleinen Volksschu-
len, die so genannten Zwergschulen, in den Fokus. Bei 
diesen Schulen handelte es sich um Bekenntnisvolks-
schulen mit teilweise nur ein oder zwei Klassen für 
alle acht Jahrgänge. Von Friedeburg berichtet, dass 
in „mehr als 8000 Landgemeinden … 1961 kein einzi-
ger Jugendlicher im Alter von sechzehn bis neunzehn 
Jahren eine weiterführende Schule (besuchte)“ (von 
Friedeburg 1989, S. 355). Um dem Übel abzuhelfen, 
wurden die Konfessionsschulen in (christliche) Simul-
tanschulen transformiert und wenig klassige Volks-
schulen in Schulverbünden oder Mittelpunktschulen 
zusammenzugeführt, damit diese – wie städtische 
Volksschulen – aufsteigende Jahrgangsklassen bilden 
konnten. 

Damit wurden die Voraussetzungen für 
die Aufteilung der Volksschulen in eigenstän-
dige Grundschulen und Hauptschulen geschaffen. 
Letztere sollten sich als weiterführende Schulen 
der „praktisch Begabten“ neben Realschulen und 
Gymnasien behaupten. Die „Hebung der Volks-
schule“, die nach Meinung von Hauptlehrer Rohde 
aus Ramsbeck „bei der … Schulreform unter allen 
Umständen … herauskommen“ sollte (Reichsmi-
nisterium 1921, S. 490), ist zwar in den 1960er 
und 1970er Jahren durch verschiedene Maßnah-
men versucht worden. Genützt hat es bekanntlich 
nichts, die „Hebung“ misslang und konnte das lang-
same Sterben der Hauptschulen nicht aufhalten. 
Die Illusion von der Notwendigkeit des begabungs-
gerecht gegliederten Schulwesens wurde auf dem 
Rücken von Schüler*innen und Lehrkräften bis zum 
bitteren Ende aufrechterhalten, ohne dass die Bil-
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dungschancen der Schülerschaft der Hauptschulen 
verbessert worden wären (vgl. S. 48). 

Abschließend noch dies: Ein vollständi-
ges Schulangebot und gleiche Chancen im ländli-
chen Raum mit zumutbaren Schulwegen ist auch 
heute mancherorts wieder zur politischen Heraus-
forderung geworden und wird auf Dauer nur mit 
Gemeinschaftsschulen gewährleistet werden kön-
nen, die alle Schulabschlüsse bis zur Hochschulreife 
ermöglichen (vgl. hierzu auch S. 73 und S. 81 f.). 

„Materiale“ Chancengleichheit und  
kompensatorische Erziehung

Dass es mit der formal-rechtlichen Zugangsgleich-
heit nicht getan sein würde, um allen Kindern eine 
gute Schulbildung zu ermöglichen, sondern dass 
es einer „materialen Chancengleichheit“ bedürfe 
(siehe S. 110), war zwar dem ein oder anderen auf 
der Reichsschulkonferenz bewusst, wurde aber als 
zentrales Problem noch nicht thematisiert. Paul 
Oestreich war da eine Ausnahme: Er sah die „Proleta-
rierkinder, die von Hause aus diese guten Manieren 
und dieses gute Sprechen nicht mitbringen“ (Reichs-
ministerium 1921, S. 481), im Nachteil gegenüber 
Kindern aus den höheren Schichten. Die „obligatori-
sche Bevorschulung … etwa eine Art Mischung von 
Fröbel und Montessori“ sollte dafür sorgen, dass 
das proletarische „Kind so vorbereitet wird, dass 
es nachher geschulte Sinne und einen offenen Ver-
stand mitbringe“ (ebd., S. 481). Damit klingen bei 
Oestreich bereits alle Elemente der kompensatori-
schen Erziehung an, die ausgehend von den USA  ab 
Mitte der sechziger Jahre auch in der Bundesrepub-

lik zu einer kompensatorischen Förderwelle führten: 
kompensatorische Früherziehung durch die Schu-
lung kognitiver Fähigkeiten und des Sprach-/Sprech-
vermögens für Arbeiterkinder und Kinder mit Migra-
tionsgeschichte in Kindergärten und Vorschulklas-
sen sollten Benachteiligung “von Anfang an“ verhin-
dern (vgl. Schmidt/Smidt 2014). 

Die eingesetzten Programme wurden schon 
bald aus verschiedenen Gründen heftig kritisiert: Vor 
allem ihr hoher Mitteleinsatz wurde wegen nicht ein-
deutig nachgewiesener Wirksamkeit in Frage gestellt. 
Konzeptionell wurden der defizitorientiere Ansatz 
und die „Mittelschichtsorientierung“ der Förderpro-
gramme kritisiert; die Lebenswelt der geförderten 
Kinder (Armutsverhältnisse, Migrationshintergrund) 
werde ausgeblendet, die Kinder würden etikettiert 
und stigmatisiert und ihrer Herkunftsfamilie entfrem-
det. Vermisst wurden zudem „kritisch-emanzipatori-
sche Ziele für Arbeiterkinder wie Selbstbestimmung 
und das Hinterfragen von strukturell bedingten sozi-
alen Missständen“ (ebd., S. 135). 

Heute wissen wir, dass eine kompensatori-
sche Elementarbildung allein nicht ausreicht, um 
herkunftsbedingte Nachteile auszugleichen, son-
dern dass es eines Maßnahmenbündels während 
des gesamten Bildungsweges bedarf. Im Struktur-
plan für das Bildungswesen (1970/1972) wurde 
bereits vor 50 Jahren entsprechend argumentiert: 
„Die Verbesserung der Bildungschancen erfordert 
strukturelle und curriculare Anpassungen und im 
ländlichen Bereich häufig besondere finanzielle 
Aufwendungen.“ (ebd., S. 30) 
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Dennoch wurden 2001 nach Bekanntwer-
den der ersten PISA-Ergebnisse und der Erkenntnis, 
dass in Deutschland im internationalen Vergleich 
Chancengleichheit nach wie vor mit am schlech-
testen verwirklicht wird, fast reflexartig und 
überhastet additive Sprachförderkonzepte im Ele-
mentarbereich aufgelegt, erneut in der Hoffnung, 
damit Chancenungleichheit ein für alle Mal wirksam 
zu verringern. Evaluationsstudien zu diesen Maß-
nahmen zeigen jedoch „konsistent keine oder ledig-
lich geringe positive Effekte“ (Schmidt/Smidt 2014, 
S. 140). Es wird Zeit, dass grundsätzliche Einsichten 
und Forderungen des deutschen Bildungsrats wie-
der zur Kenntnis genommen und in Praxis umgesetzt 
werden. Die Verbesserung der Bildungschancen 
bedarf eines umfassenden Gesamtkonzepts, das die 
Lebenswelt benachteiligter Kinder einbezieht (curri-
culare Anpassung), das notwendige finanzielle Auf-
wendungen nicht scheut und Chancenungleichheit 
verstärkende Strukturen (frühe Selektion und Segre-
gation) abbaut (strukturelle Anpassung). 

Bundesrepublik Deutschland und  
die gleichen Bildungschancen

Deutscher Bildungsrat: Zentraler Bezugspunkt 
Chancengleichheit 

Für den Deutschen Bildungsrat zählte die Ver-
wirklichung von Chancengleichheit zu den grund-
legenden bildungspolitischen Zielen, die durch 
den Abbau von bestehenden Ungleichheiten und 
durch ein differenziertes Bildungsangebot erreicht 
werden sollten, durch das „die Lernenden ihren 

Lerninteressen und Lernmöglichkeiten entspre-
chend gefördert werden“ (Deutscher Bildungsrat 
1970/72, S. 30).

Der Deutsche Bildungsrat legte seinem Struk-
turplan für das Bildungswesen (ebd.) ein Verständnis 
von Chancengleichheit zugrunde, das bis heute Gül-
tigkeit beanspruchen kann und das in der damaligen 
Zeit parteiübergreifend Zustimmung fand und erst 
später zwischen die parteipolitischen Fronten geriet.

„Das Recht auf schulische Bildung ist dann ver-
wirklicht, wenn Gleichheit der Bildungschancen 
besteht und jeder Heranwachsende so weit geför-
dert wird, daß er die Voraussetzungen besitzt, die 
Chancen tatsächlich wahrzunehmen. Der Struk-
turplan will deshalb darauf hinwirken, daß beste-
hende Ungleichheiten so weit wie möglich abge-
baut werden. (…) Die Chancengleichheit soll nicht 
durch eine Nivellierung der Anforderungen ange-
strebt werden. (…) Die Verbesserung der Bildungs-
chancen wird vorwiegend unter dem Gesichts-
punkt gesehen, daß Benachteiligungen aufgrund 
regionaler, sozialer und individueller Vorausset-
zungen aufgehoben werden müssen.“ (Deutscher 
Bildungsrat 1970/72, S. 30)

Erst die Beratungen und Publikationen des 
Deutschen Bildungsrats bewirkten, dass die (Un-)
Gleichheit von Bildungschancen in der Öffentlich-
keit ausgiebig diskutiert wurde. Die Auffassung 
wurde mehrheitsfähig, dass man der „deutschen 
Bildungskatastrophe“ (Georg Picht) und dem „Bil-
dungsnotstand“ nur durch das „Ausschöpfen von 
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Begabungsreserven“ etwas entgegensetzen könne 
(siehe S. 88 f.). Dass Begabungsreserven vorhanden 
waren, davon konnte ausgegangen werden, denn 
wie sonst ließe sich erklären, dass in einer Bildungs-
nation wie Deutschland sehr viel weniger junge 
Menschen eine Studienberechtigung erhielten als 
im Ausland? In OECD-Statistiken von 1960 und 1963 
befand sich „die BRD im internationalen Vergleich 
hinsichtlich der relativen Abiturientenzahl am unte-
ren Skalenende“ (Heller 1969, S. 376). Der Bildungs-
notstand wurde – im Vergleich zum Ausland und 
gemessen am Bedarf der Wirtschaft – vor allem in zu 
wenigen Absolventen mit mittlerem Abschluss, Abi-
tur und Hochschuldiplom gesehen. 1960 erhielten 
5,6 Prozent des Altersjahrgangs ein Reifezeugnis, das 
zur Aufnahme eines Studiums berechtigte. Bis 1968 
stieg der Anteil auf 9,6 Prozent (Deutscher Bildungs-
rat 1970, S. 323). Gegenüber 20 Prozent Abiturient*in-
nen in der UdSSR und 25 Prozent in den USA wurden 
die deutschen Zahlen als alarmierend empfunden. 

Berechnungen von 1967 über die mögli-
che Größenordnung der Bildungsreserve beweg-
ten sich im Bereich einer Verdoppelung höherer 
Schulabschlüsse.26 Sie wurden im Laufe der Jahre 
bei weitem übertroffen. 2018 lag die Quote der Stu-
dienberechtigten an der gleichaltrigen Bevölkerung 

26	  Heller berechnete 1967 in aufwändigen Verfahren, dass 
es sich bei der Bildungsreserve für das Gymnasium um 4 bis 5 
Prozent (höchstens 10 Prozent incl. bedingter Eignung) han-
deln könnte und um 10 bis 11 Prozent (höchstens 17 Prozent 
incl. bedingter Eignung) bei der Realschule. Diese Reserven, so 
die Annahme, sollten oder könnten sich in den nächsten Jah-
ren durch verschiedene Maßnahmen aktivieren lassen.

in Deutschland bei 50,6 Prozent. Diese erhebliche 
Steigerung ist auf vier Faktoren zurückzuführen: die 
Gleichberechtigung der Geschlechter im Schulbe-
reich (mittlerweile haben die Mädchen die Jungen 
bei den Schulabschlüssen sogar leicht überholt), 
der Schulnetzaufbau auf dem Land („Landschul-
reform“ – siehe S. 116 f.), die Überwindung der 
Konfessionsschulen im Volksschulbereich sowie 
zusätzliche Möglichkeiten, außerhalb des Gymna-
siums eine Studienberechtigung zu erlangen – mit 
einem Anteil von mehr als einem Drittel vor allem in 
den berufsbildenden Schulen (siehe S. 90).

Das katholische Arbeitermädchen vom Lande
Das katholische Arbeitermädchen vom Lande galt 
nach dem 2. Weltkrieg als Inkarnation der Bildungs-
benachteiligung. Von dieser statistischen Kunstfigur 
ist die herkunftsbedingte Benachteiligung aus der 
Arbeiterschicht übrig geblieben. Herkunftsbedingte 
Benachteiligung ist bislang nur ansatzweise, nicht 
jedoch systematisch in den Blick genommen wor-
den. Sie betrifft beide Geschlechter. Heutzutage ver-
einigt die Kunstfigur des muslimischen Jungen mit 
ausländischen Wurzeln aus der Arbeiterschicht in 
den Armutsvierteln der Großstädte alle Benachteili-
gungsmerkmale in sich: Überproportional ohne jeg-
lichen Schulabschluss, überproportionale Überwei-
sung zu Sonder-/Förderschulen, unterproportional 
mittlerer Schulabschluss oder Studienberechtigung. 
Auch Mädchen mit ausländischen Wurzeln aus der 
Arbeiterschicht sind im Vergleich mit ihren deutsch-
stämmigen Geschlechtsgenossinnen im Nachteil, 
allerdings nicht so stark wie die Jungen (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2017).
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Sozial-kulturelle Benachteiligung geht häu-
fig einher mit der Wohnsituation in (groß-)städti-
schen Armutsquartieren und den dort befindlichen 
Schulen. In den letzten Jahren hat dieser Aspekt 
vermehrt Aufmerksamkeit erhalten. Statt alle Schu-
len nach dem gleichen Schlüssel mit finanziellen 
Mitteln und Personal zu versorgen, wird nach der 
Devise „Ungleiches wird ungleich behandelt“ mit 
Hilfe von Sozialindikatoren die Personal- und Mit-
telzuweisung gesteuert. Danach erhalten Schulen 
mit besonderen Schwierigkeiten in sozial belaste-
ten Stadtteilen (z. B. durch hohe Arbeitslosigkeit, 
niedriges Einkommens- und Bildungsniveau, hoher 
Migrationsanteil) eine erhöhte Personal- und Mit-
telzuweisung. 

Diese institutionelle Strategie lässt sich als 
eine Weiterentwicklung bzw. Ergänzung der kom-
pensatorischen Bildung beschreiben, indem nicht – 
wie in der Ära Brandt – das benachteiligte einzelne 
Kind durch spezielle Fördermaßnahmen in den 
Blick genommen wird, sondern Wohnumfeld und 
Lernumgebung werden als Auslöser und Verstär-
ker ungleicher Bildungschancen identifiziert. Aller-
dings kann diese Strategie die dem benachteiligten 
Individuum geltende Förderung nicht ersetzen. 
Und das betrifft nicht nur Lernende mit Handicaps 
und Behinderungen, sondern auch Kinder mit aus-
ländischen Wurzeln, aus Armutsverhältnissen und 
bildungsfernen Familien. Eine systematische Politik 
des Chancenausgleichs sollte deshalb den indivi-
duellen und den institutionellen Ansatz in Relation 
zueinander setzen und miteinander verknüpfen. 
In diesem Zusammenhang wäre es auch sinnvoll, 

die Erfahrungen und wissenschaftlichen Ergeb-
nisse zur kompensatorischen Erziehung aufzuar-
beiten, die als Folge massiver Kritik in den 1980er 
und 1990er Jahren – zu Unrecht – aus der wissen-
schaftlichen Fachdiskussion verschwunden ist und 
erst in den letzten Jahren wieder verstärkt aufge-
nommen wurde (siehe dazu S. 66 ff.). 

	 Grundgesetz – „gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ – (keine) Chancengleichheit

Obwohl Artikel 72, Abs. 2 Grundgesetz als Leit-
vorstellung gleichwertige Lebensverhältnisse im 
gesamten Bundesgebiet formuliert, wird die unglei-
che Chancenverteilung zwischen den Bundeslän-
dern nicht als Verstoß gegen das Gebot der Chan-
cengleichheit betrachtet, geschweige denn etwas 
dagegen unternommen. Keine Berücksichtigung 
finden bisher die erheblichen Unterschiede bei der 
Finanzierung der Schulen, der Schüler-Lehrer-Re-
lation, den Klassenstärken bis hin zu den Lehrplä-
nen. Ein Beispiel dafür, dass die Unterschiede zwi-
schen den Bundesländern einzelne Schüler*innen 
auch individuell betreffen können, ist die Zuschrei-
bung eines Förderbedarfs. Für die große Band-
breite des Schüler*innen-Anteils mit Förderbe-
darf etwa zwischen Rheinland-Pfalz (4,9 %)27 und 
Mecklenburg-Vorpommern (10,5 %) ist bisher 

27	  Der Wert in der Klammer ist die Förderquote. Als Förder-
quoten werden die Anteile der Schülerinnen und Schüler in 
Förderschulen und der in allgemeinen Schulen unterrichteten 
Schüler mit sonderpädagogischer Förderung an der Gesamt-
zahl der Schüler im Alter der Vollzeitschulpflicht (Klassenstu-
fen 1 bis 9/10 der allgemeinbildenden Schulen einschließlich 
Förderschulen) bezeichnet. (KMK 2020a, XIV)
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noch keine plausible Erklärung gefunden worden, 
außer dem Umstand, dass die Bundesländer frei 
sind, unterschiedliche Vorstellungen und Prozedu-
ren zur Feststellung des Förderbedarfs zu praktizie-
ren. Die Zuschreibung, förderbedürftig zu sein, stig-
matisiert jedoch und beeinträchtigt nachhaltig die 
Lebenschancen junger Menschen. Insofern bietet 
die föderale Ordnung die rechtliche Legitimation 
für den fortwährenden Verstoß gegen das Ziel der 
Chancengleichheit, ohne dass das Problem bislang 
öffentlich diskutiert würde. Zwar finden die jährlich 
stattfindenden wettbewerblichen Bildungs- und 
Leistungsvergleiche28 zwischen den Bundeslän-
dern regelmäßig den Weg in die Medien. Sie wer-
den jedoch nicht zum Anlass genommen, um beste-
hende Ungleichheiten zum Besseren zu verändern. 
Im Gegenteil: Bundesländer mit schwierigen Bedin-
gungen und schlechten Resultaten werden ange-
prangert und zum Gespött in Comedy-Sendungen.

Megathema Chancengleichheit und  
sozial-kulturelle Benachteiligung

Seit den 60er Jahren beherrscht die nicht verwirk-
lichte Chancengleichheit die bildungspolitischen 
Diskussionen. Chancengleichheit ist zum Mega-
thema geworden, „die sich offenbar immer wie-
der als neue Aufgabe stellt; nur die Zielgruppen 
wechseln.“ (Oelkers 2015, S. 14). Chancengleich-
heit wirkt als Katalysator, an dem sich bildungspo-
litische Maßnahmen messen lassen müssen. Dies 
sieht auch die offizielle Bildungsberichterstattung 

28	  IQB-Bildungstrend auf der Basis der Bildungsstandards 
der Länder; INSM-Bildungsmonitor

so, ohne jedoch befugt zu sein, mögliche Lösungs-
wege aufzuzeigen. Im Bericht „Bildung in Deutsch-
land 2016“ heißt es:
„Die Frage der sozialen Selektivität bleibt nach 
wie vor aktuell. Seit längerer Zeit ist dieser Befund 
unbestritten, hinreichend belegt und bleibt als 
eine der dringlichsten Herausforderungen beste-
hen. Dass es dem Bildungssystem in Deutschland 
trotz beträchtlicher Bemühungen in Bildungs-
praxis und Bildungspolitik auch bei erkennbaren 
Fortschritten noch nicht gelungen ist, den engen 
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und 
Bildungserfolg nachhaltig aufzubrechen, verweist 
erneut auf den besonderen Handlungsbedarf, der 
es erforderlich macht, Lösungsansätze über die 
verschiedenen Bildungsbereiche hinweg zu konzi-
pieren.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2017, S. 14)

Spätestens seit den 60er Jahren konnte 
zumindest in Westdeutschland niemand mehr 
ernsthaft bestreiten, dass die Verteilung ungleicher 
Bildungschancen ein ernsthaftes gesellschaftliches 
Problem ist. Doch nennenswerte Verbesserungen 
in Bezug auf sozial-kulturelle Benachteiligung sind 
bisher nicht erreicht worden, obwohl es an Mah-
nungen seitens der Wissenschaft und wohlfeilen 
Beteuerungen seitens der politisch Verantwort-
lichen nicht fehlt. Wenn die Autoren der letzten 
IGLU-Studie lakonisch melden „Deutschland ist 
es in den vergangenen 15 Jahren im Bereich der 
Grundschule nicht gelungen, den Anspruch auf 
Chancengleichheit im Bildungssystem zu realisie-
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ren“ (Autorengruppe 2017, S. 21), ist ein resignati-
ver Unterton zu vernehmen.

KMK verabschiedet sich von Chancengleichheit
Bereits kapituliert hat offenbar die Kultusminis-
terkonferenz. Ihre jüngsten Beschlüsse Länder-
vereinbarung über die gemeinsame Grundstruk-
tur des Schulwesens und die gesamtstaatliche 
Verantwortung der Länder in zentralen bildungs-
politischen Fragen (KMK 2020 d) und die dazu 
gehörenden „Politischen Vorhaben“ (KMK 2020 
e) benutzen einmal in proklamatorischer Absicht 
den Begriff „Chancengerechtigkeit“ und streifen 
ansonsten das Thema Chancengleichheit nur am 
Rande (siehe dazu auch S. 124 ff.). Als eine „zent-
rale bildungspolitische Frage“ wird jedoch weder 
Chancengleichheit noch Chancengerechtigkeit 
eingeschätzt. Denn bei den vereinbarten „poli-
tischen Vorhaben“ der KMK sucht man Projekte 
vergebens, mit deren Hilfe die andauernde Ver-
letzung von Artikel 3, Absatz 3 des Grundgeset-
zes29 verringert und Chancengleichheit verbes-
sert werden könnte. 

In den KMK-Beschlüssen kommt Gleich-
heit nur noch im Zusammenhang mit Leistungs
vergleichen und der Vergleichbarkeit von 
Bildungsabschlüssen vor. Mit der Konzentration 

29	  „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und 
Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand 
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.“ (Art. 3 
(3) GG)

auf Qualitätssicherung, Qualitätsentwicklung und 
Digitalisierung verfehlt die KMK jedoch ihren groß-
spurig verkündeten Anspruch, „gesamtstaatliche 
Verantwortung der Länder in zentralen bildungs-
politischen Fragen“ zu übernehmen (ebd., S.1). 
Denn wenn es Bereiche gibt, in denen gesamt-
staatliche Verantwortung dringend erforderlich 
ist, dann ist es die Verringerung der ungleichen 
Bildungschancen. Um Missverständnissen vorzu-
beugen: Es kann nicht um totale Gleichheit gehen. 
Menschen sind verschieden und die Verhältnisse, 
in denen sie leben, sind es auch. Aber das Grundge-
setz (Diskriminierungsverbot nach Artikel 3 (3) GG 
in Verbindung mit dem Sozialstaatsgebot in Arti-
kel 20 (1) GG) verlangt mit Nachdruck von staat-
lichen Organen, sich um so viel Chancengleichheit 
wie irgend möglich zu bemühen.

Die Abstinenz der KMK in Sachen Chan-
cengleichheit ist umso befremdlicher, als selbst 
die offizielle Bildungsberichterstattung auf „den 
besonderen Handlungsbedarf (verweist), der es 
erforderlich macht, Lösungsansätze über die ver-
schiedenen Bildungsbereiche hinweg zu konzipie-
ren“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2017, S. 14). Siehe auch S. 121 f. 

Der Umstand, dass in den jüngsten KMK-Be-
schlüssen das Thema Chancengleichheit keine 
Rolle spielt, dürfte dem Harmoniebedürfnis in der 
Kultusministerkonferenz zuzuschreiben sein. Die 
KMK muss wegen anhaltender öffentlicher Kritik 
beweisen, dass sie zu Entscheidungen und Hand-
lungen im gesamtstaatlichen Interesse in der 
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Lage ist. Und da passt Chancengleichheit nicht 
so gut ins Konzept. Denn sie gilt Konservativen 
seit der zunehmenden Polarisierung zwischen 
CDU/CSU und SPD/FDP während der soziallibera-
len Regierungszeit Mitte der 70er Jahre als sozi-
aldemokratisches Vorhaben, das zu bekämpfen 
war. Vor allem auch deshalb, weil Chancengleich-
heit mit der Kritik an der Schulstruktur und dem 
Projekt „Gesamtschule“ verknüpft wurde (vgl. 
Klemm/Rolff 2015). „Die Rede vom ‚Gleichheits-
mythos‘ und ‚sozialistischer Gleichmacherei‘ kam 
auf.“ (ebd., S. 271) Der eigentlich positiv besetzte 
Grundwertebegriff Gleichheit erhielt eine negative 

Konnotation. Den Konservativen kam es darauf an, 
mit dieser Taktik die Strahlkraft der Bildungsrefor-
men zu erschüttern. Sie hatten mit dem Angriff auf 
die Theorie der natürlichen Begabung durch den 
Deutschen Bildungsrat bereits eine erhebliche Nie-
derlage hinnehmen müssen, vor allem auch des-
halb, weil damit die theoretische Grundlage für 
die Zuteilung von Begabungen zu Schularten ent-
fiel. Mit der bereits während der Reichsschulkon-
ferenz geübten Praxis, Gleichheit zu diskreditieren, 
wurde neben der „sozialistischen Einheitsschule“ 
nun auch Chancengleichheit zur Zielscheibe kon-
servativer Polemik. 

Inklusive Klasse 
der Uckermark- 
Grundschule  
Berlin, um 1990
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Chancengleichheit – Chancengerechtigkeit
Der Forderung nach mehr Chancengleichheit 
wurde von konservativer Seite der Begriff Chan-
cengerechtigkeit entgegengesetzt. Damit sollte 
zum Ausdruck gebracht werden, dass nicht jeder 
die gleichen Lebenschancen haben kann, son-
dern nur seine je eigene Chance. Die Assoziationen 
zum ständischen „Jedem das Seine“ und „Schus-
ter, bleib bei deinen Leisten“ liegen nahe. Klemm/
Rolff haben den andauernden Kampf um Begriffe 
mit dem Hinweis aufzulösen versucht, dass es sich 
bei der Forderung nach mehr Chancengleichheit 
um ein gesellschaftspolitisches Konzept handele, 
„das Ungleichheit abbauen und Bildung vermeh-
ren will“ und bei dem das Maß an ungerechtfertig-
ter Chancenungleichheit empirisch belegt werden 
kann. Chancengerechtigkeit hingegen „sei ein zivil-
gesellschaftliches Projekt, das mit Ungleichheit fair 
umgehen und Bildung anforderungsgemäß vertei-
len will“ (Klemm/Rolff 2015, S. 287), ihm fehle aber 
der Maßstab, mit dem sich Gerechtigkeit messen 
lasse. Ihr Fazit:
„Wer von Chancengerechtigkeit im Bildungssys-
tem spricht, ohne sich mit den empirischen Befun-
den auseinandergesetzt zu haben, überspringt 
die Wirklichkeit: Ohne Chancengleichheit kann es 
keine Chancengerechtigkeit geben.“ (ebd., S. 288) 

Und die empirischen Befunde sind immer 
noch alarmierend. In der letzten IGLU-Studie heißt 
es über den Wechsel aus der Grundschule zu einer 
weiterführenden Schule:
„Während Kinder aus der oberen Dienstklasse 
bereits mit einer Kompetenz, die 19 Punkte unter-

halb des deutschen Mittelwertes liegt, gute Chan-
cen auf eine Gymnasialpräferenz ihrer Lehrkräfte 
haben, benötigen Kinder von (Fach-)Arbeitern eine 
Kompetenz, die 53 Punkte oberhalb des deutschen 
Mittelwertes liegt. Die Differenz zwischen diesen 
beiden EGP-Klassen beträgt mit 72 Punkten somit 
etwa anderthalb Lernjahre.“30 (Autorengruppe 
2017, S. 246)

Kinder aus der Arbeiterschicht müssen 
wahre „Überflieger“ sein, um am Ende der Grund-
schulzeit von ihrer Lehrerin oder ihrem Lehrer eine 
Gymnasial-Empfehlung zu bekommen, während 
Kindern aus der Oberschicht sogar unterdurch-
schnittliche Leistungen reichen. Dieses auf den 
ersten Blick skandalöse und ungerechte Verhalten 
seitens der Lehrkräfte lässt sich plausibel erklären: 
Die Lehrkräfte wollen Kindern aus der Arbeiter-
schicht Frustrationserfahrungen ersparen, weil sie 
davon ausgehen (müssen), dass einerseits Arbeiter-
kinder im gymnasialen Milieu „fremdeln“ und dass 
zudem das Elternhaus bei Schwierigkeiten weder 
mit bezahlter Nachhilfe noch mit konsequenter 
Hausaufgabenbetreuung unterstützend eingrei-
fen kann. Beides setzen Gymnasien jedoch in der 
Regel voraus. Auch dieser Vorgang macht deutlich, 
wie massiv sich die frühe Selektion sozial benach-

30	  Die sieben EPG-Klassen sind nach den Sozialwissenschaft-
lern Erikson, Goldthorpe und Portocarero benannt. Sie beru-
hen auf der Klassifikation der Berufe durch die Internationale 
Arbeitsorganisation. Zur Oberen Dienstklasse (Klasse 1) zählen 
etwa hohe Leitungsfunktionen in Wirtschaft und Verwaltung. 
Zur Klasse 6 werden Angelernte und Facharbeiter gezählt. 
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teiligend auswirkt. Jürgen Oelkers stellt dazu lako-
nisch fest: 
„In den deutschen Gymnasien versammeln sich 
nicht nur die „Begabteren“, sondern diejeni-
gen, die die Auslese- und Bewertungsprozesse 
überstanden haben.“ (Oelkers 2015, S. 15)

Da die KMK die Verbesserung der Chancen-
gleichheit bzw. die Verringerung der Chancenun-
gleichheit offenbar für die nächsten Jahre nicht auf 
ihrer Agenda hat, werden sich die Zivilgesellschaft 
und unabhängige Wissenschaftler*innen mit 
Nachdruck in den bildungspolitischen Diskurs ein-
mischen müssen. Die Vergleichbarkeit von Schulab-
schlüssen ist sicher ein nachvollziehbarer Wunsch 
von Eltern und Bildungsabnehmern in Wirtschaft 
und Gesellschaft. Für die nachhaltige Entwicklung 
und den sozialen Zusammenhalt einer optimal 
gebildeten Gesellschaft sind Chancengleichheit 
und ein inklusives Schulsystem jedoch von weitaus 
größerer Bedeutung. 

„Aufstieg durch Bildung“ –  
ein leeres Versprechen?

In einem jüngst erschienenen Essay hat Christoph 
Butterwegge vom Mythos „Aufstieg durch Bildung“ 
gesprochen (Butterwegge 2020). Darin kritisiert er, 
dass „Bildung zu einer Ideologie geworden (ist), die 
Strukturen der materiellen Ungleichheit … doppelt 
legitimiert“ (ebd.). Armut erscheine einerseits als 
individuelles Versagen als Folge von Bildungsdefi-
ziten. Gleichzeitig werde durch populäre Begriffe 

wie „Chancengleichheit“ oder „Chancengerech-
tigkeit“ die Illusion erzeugt, „dass Bildungsanstren-
gungen jedem einen sozialen Aufstieg ermöglich-
ten“ (ebd.). Butterwegge leugnet nicht, dass es 
durchaus individuelle Beispiele gibt, die sich durch 
Bildungsanstrengungen aus Armut befreien und 
gesellschaftlich aufsteigen konnten. Genauso gebe 
es jedoch auch Beispiele für hochgebildete Men-
schen, die sozial abgestiegen seien und in Armut 
lebten. Butterwegges Fazit:
„Als sozialer Gleichmacher versagt die Bildung 
ebenso wie als Mittel gegen die Armut. Dies gilt 
für Deutschland aufgrund seines mehrgliedrigen 
Sekundarschulwesens noch mehr als für andere ent-
wickelte Industriestaaten. Wären alle Kinder und 
Jugendlichen, nicht bloß die mit einem familiären 
Migrationshintergrund, besser gebildet, was ihnen 
sehr zu wünschen ist, würden sie womöglich nur 
auf einem höheren Bildungsniveau um die wenigen 
Arbeits- bzw. Ausbildungsplätze konkurrieren. Dann 
gäbe es am Ende zwar mehr Taxifahrer mit Hoch-
schulabschluss und mehr Putzhilfen mit Abitur, aber 
weiterhin ein hohes Maß an Armut und sozioökono-
mischer Ungleichheit.“ (ebd.) 

In dieser Allgemeinheit ist der Befund sicher 
richtig. Aber was folgt daraus? Soll die Forderung 
nach Chancengleichheit aufgegeben werden, weil 
sie die bestehende ungerechte Güterverteilung 
nicht beseitigt und die Opfer zu Verursachern ihrer 
Misere macht? Bei aller Kritik am Konzept der Chan-
cengleichheit – die Forderung nach gleichen Bil-
dungschancen muss als Stachel im Fleisch eines 
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sozial benachteiligenden Schulsystems erhalten 
bleiben. 

Die Kritik an dem ehemals sozialdemokrati-
schen Leitbild Aufstieg durch Bildung, das mittler-
weile Gemeingut auch von CDU/CSU31 geworden 
ist, ist nicht neu und reicht bis in die Zeit der Wei-
marer Republik. Helmut Heid verwies 1988 in sei-
nem Beitrag Zur Paradoxie der bildungspolitischen 
Forderung nach Chancengleichheit darauf hin, dass 
die Chancen der einen immer durch weniger Chan-
cen der anderen erkauft würden, dass „für jedes 
Arbeiterkind, das schulisch und sozial aufsteigt, … 
ein Akademikerkind … (oder) ein anderes Arbeiter-
kind … schulisch und sozial absteigen müßte bzw. 
absteigt“ (ebd., S. 9). Durch die Forderung nach 
Chancengleichheit und der damit verbundenen 
Hoffnung auf individuellen sozialen Aufstieg durch 
Bildung werde an den grundlegenden Verhältnis-
sen ungleich verteilter Güter und eines fortwähren-
den Wettbewerbs um diese Güter nichts geändert. 

Heid geht von einem Nullsummenspiel der 
sozialen Aufstiegsmöglichkeiten aus, was den rea-
len Entwicklungen der letzten Jahrzehnte jedoch 
nicht entspricht: Der Bedarf an höherer berufli-
cher Qualifikation ist seit Mitte der fünfziger Jahre 
beständig gestiegen und damit verbunden sind 
auch die sozialen Aufstiegsmöglichkeiten gestie-

31	  Z. B.am 18.09.2008: Die Rede von Bundesbildungsmi-
nisterin Annette Schavan vor dem Bundestag zum Etat für 
Bildung und Forschung stand unter der Überschrift „Auf-
stieg durch Bildung“. https://www.cducsu.de/themen/bil-
dung-und-ausbildung/aufstieg-durch-bildung [24.11.2020] 

gen. Zudem haben hoch qualifizierte Menschen, 
selbst wenn sie keinen ihrer (Aus-)Bildung adäqua-
ten Arbeitsplatz finden, die Möglichkeit, neue, qua-
lifizierte Tätigkeiten zu „erfinden“. Im Strukturplan 
für das Bildungswesen (1979/1972) heißt es:
„Nicht allein neue Berufe verlangen neue Qualifi-
kationen; neue Qualifikationen können auch neue 
Berufe hervorbringen.“ (S. 32)

Klemm/ Rolff (2015) weisen darauf hin, dass 
die von Heid vorgenommene enge Kopplung von 
Chancengleichheit und sozialem Aufstieg nicht 
zwangsläufig ist. Aufstieg durch Bildung könne 
„nicht das Hauptziel von Bildungspolitik sein, son-
dern eher bessere Bildung für mehr Menschen in 
einer gerechteren Gesellschaft“ (S. 287). Womit wir 
wieder bei Humboldt, bei Dahrendorf oder dem 
Deutschen Bildungsrat angelangt sind, der Chan-
cengleichheit nicht mit sozialem Aufstieg verband, 
sondern mit dem Menschenrecht auf Bildung. 
„Das Recht auf schulische Bildung ist dann ver-
wirklicht, wenn Gleichheit der Bildungschancen 
besteht und jeder Heranwachsende so weit geför-
dert wird, daß er die Voraussetzungen besitzt, die 
Chancen tatsächlich wahrzunehmen.“ (Deutscher 
Bildungsrat 1970/72, S. 30) 

„Freie Bahn jedem Tüchtigen“ 
Das Motto „Aufstieg durch Bildung“ hat mit der For-
derung „Freie Bahn jedem Tüchtigen“ einen Vorläu-
fer, der bis in die Kaiserzeit zurückreicht und dem 
letzten Reichskanzler Bethmann Hollweg zuge-
schrieben wird. Die Forderung wurde von Johannes 
Tews aufgegriffen und bereits 1916 im Titel einer 

https://www.cducsu.de/themen/bildung-und-ausbildung/aufstieg-durch-bildung
https://www.cducsu.de/themen/bildung-und-ausbildung/aufstieg-durch-bildung
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Werbeschrift des Deutschen Lehrervereins Die 
Deutsche Einheitsschule. Freie Bahn jedem Tüchti-
gen verarbeitet. In der für die Reichsschulkonferenz 
produzierten Schrift Ein Volk – eine Schule (Tews 
1919) war ein ganzes Kapitel mit „Freie Bahn jedem 
Tüchtigen“ überschrieben. Darin entfaltete Tews 
seine Vorstellungen über die Aufgabe der Schule. 

Er beklagte, „daß die Volksschule viele erzieht, die 
an eine andere Stelle gehören als an die Drehbank, 
auf den Acker und an die vielen Stätten, wo nur 
die Hand oder auch nur die starke Faust Geltung 
haben“ (ebd., S.8). Tews sah die Begabten, die Tüch-
tigen, „die Pferde, die doppeltes Futter brauchen … 
auch in der kleinsten Dorfschule“ (ebd., S. 6). Und 
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für sie, so Tews, habe es bisher keine Möglichkeiten 
gegeben, „wo sie weiter aufsteigen und das wer-
den konnten, was sie in den ersten Schuljahren ver-
heißen hatten“ (ebd., S. 6). Das solle mit der neuen 
Reichsverfassung nun anders werden: „Die Kräfte 
(gemeint sind die Schüler – MD) sollen nach ihrer 
Bedeutung für Volk und Staat gemessen, gewogen 
und ausgelesen werden.“ (ebd., S. 7) Tews prognos-
tizierte:
„Wir werden zu einem allgemeinen und großen 
Bildungshause kommen, zu einer großen Schule 
für alle Kinder unseres Volkes, in der von jedem 
deutschen Dorfe, von jeder Stadt aus freie Bahn 
für jeden Tüchtigen geschaffen ist.“ (ebd. , S. 8)

Tews‘ „allgemeines und großes Bildungs-
haus“ hatte – bis auf die gemeinsame Schulzeit von 
acht statt vier Jahren, viel Ähnlichkeit mit unserem 
heutigen Schulsystem. Im Dienste von „Volk und 
Staat“ sollte „gemessen, gewogen und ausgele-
sen werden“. Und obwohl die Begriffe damals nicht 
gebräuchlich waren: Es ging Tews um gleiche Bil-
dungschancen in einem meritokratischen, auf Leis-
tung basierenden Schulsystem.

Kritik von linken Schulreformern
Das Motto „freie Bahn jedem Tüchtigen“ und das 
damit zum Ausdruck kommende pädagogische 
und bildungspolitische Konzept war unter den 
linken Schulreformern der Reichsschulkonferenz 
umstritten.

Karsen grenzte sich vehement von einer Vor-
stellung von Individualisierung ab, „deren Schlacht- 

ruf ‚Dem Tüchtigen freie Bahn!‘ heißt“ (Reichsmi-
nisterium 1921, S. 107). Für ihn sollte die Einheits-
schule nicht die Funktion haben, dem einzelnen zu 
beruflichem und gesellschaftlichem Erfolg zu ver-
helfen, sondern „die Gemeinschaft“ sollte sich als 
Ganzes durch Bildung erneuern. Etwas verquast 
sagte er in seinem Bericht vor der Reichsschulkon-
ferenz: 
„Nicht damit das Individuum zu seinem Rechte 
kommt, damit es im Lebenskampfe die ihm 
‚gebührende‘ führende Stellung erringen, damit 
es sich ausleben kann, ist die neue Schule so ein-
gerichtet, sondern weil das Leben selber in sei-
ner Fülle sich ausleben soll, weil die Gemeinschaft 
zu ihrer vollen Ausbildung kommen muß. Sie kann 
nur leben als eine individuell gegliederte, als eine 
aus dem persönlichen Leben ihrer Glieder sich 
erneuernde Gemeinschaft.“ (Reichsministerium 
1921, S. 107) 

Dezidiert politisch und von einem sozialisti-
schen Klassenstandpunkt aus kritisierte hingegen 
Hans Nydahl, Schulinspektor aus Neukölln, das von 
Tews und dem Deutschen Lehrerverein vertretene 
Konzept des individuellen Aufstiegs durch Bildung. 
Zum Abschluss der Reichsschulkonferenz fasste er 
im Namen sozialistischer Lehrer und Lehrerinnen 
Deutschlands die Kritik folgendermaßen zusam-
men:
„Die Einheitsschule mit Begabtenauslese für 
gesonderte Schulstränge entzieht den besitzlosen 
Klassen ihre besten Köpfe und macht sie zu Trä-
gern und Verteidigern der kapitalistischen Ord-
nung. Sie verödet durch Auslese der Begabten die 
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Volksschule und drückt sie zur Schule der Mittel-
mäßigkeit hinab. Ziel des öffentlichen Schulwe-
sens ist nicht die Emporbildung einzelner, sondern 
die Entwicklung der Gesamtheit. Dies wird erreicht 
durch Abbau aller Arten von höheren Schulen und 
Ausbau der Volksschule zu einer kostenlosen, vom 
Kindergarten bis zur Hochschule aufsteigenden 
Einheitsschule, die durch Kurse allen Begabungs-
richtungen Rechnung trägt. Die Differenzierung 
des Aufbaues im einzelnen hängt von der Umwäl-
zung ab, die durch Einführung des Arbeitsprinzips 
in die Gesamtstruktur der Schule eintritt.“ (Reichs-
ministerium 1921, S. 1033) 

Nydahls Statement ist geradezu prophe-
tisch. Die Volksschule, später Hauptschule, ist 
mittlerweile „verödet“, die „besten Köpfe“ der 
Arbeiterklasse sind zu „Trägern und Verteidigern 
der kapitalistischen Ordnung“ geworden bzw. 
begnügen sich mit Reformen am System. Große 
Teile der Sozialdemokratie verteidigen zudem nicht 
nur die kapitalistische Ordnung oder nehmen sie in 
Kauf und entwickeln keine Alternativen oder Trans-
formationskonzepte, sondern sie verteidigen oder 
akzeptieren auch das immer noch bestehende hie-
rarchische Schulsystem in Deutschland. Schließ-
lich sind viele – auch bekannte und einflussreiche 
– sozialdemokratische Biografien durch den „Auf-
stieg durch Bildung“ gekennzeichnet. Stolz auf 
die eigene Tüchtigkeit, dass man als erste Gene-
ration in der Familie das Gymnasium und das Abi-
tur „geschafft“ hat, ließ bei ihnen die Kritik an der 
Ungerechtigkeit des Systems verstummen. Da man 
das Gymnasium selbst ja erfolgreich durchlaufen 

hat, schlägt sich auch so mancher Sozialdemokrat 
auf die Seite derer, die beklagen, dass mittlerweile 
jeder Abitur machen könne – was im Nachhinein den 
eigenen Erfolg schmälert. Man möchte die einmal 
erworbene Exklusivität nicht hergeben. Mensch-
lich ist das alles verständlich – bei verantwortli-
chen Politikern wünscht man sich jedoch weniger 
persönliche Betroffenheit und mehr gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung und Weitsicht. Neben-
bei bemerkt: Den hier beschriebenen Typus gibt es 
auch in anderen Parteien und beruflichen Zusam-
menhängen und auch in der Lehrerschaft und in 
den Gewerkschaften. 

Hoffnungsvolles Fazit 
Die schulpolitische Entwicklung hat einen ande-
ren Verlauf genommen als von den entschie-
denen Schulreformern gewünscht wurde. Leis-
tungsprinzip und Aufstiegs-Metapher haben sich 
durchgesetzt. Niemand konnte und kann verhin-
dern, dass Eltern oder entscheidungsfähige Kin-
der alles dafür tun, persönlich durch Bildung in 
der sozialen Hierarchie aufzusteigen oder sich aus 
Armutsverhältnissen zu befreien. Allerdings muss 
ein öffentliches Schulsystem, das sich auf Demo-
kratie, soziale Gerechtigkeit und Menschenrechte 
gründet und nach dem Leistungsprinzip organi-
siert ist, dafür sorgen, dass es dabei mit (ge)rech-
ten Dingen zugeht. Es muss also alles vermieden 
werden, wodurch Kinder und Jugendliche struk-
turell benachteiligt oder bevorzugt werden. Für 
die frühe Selektion im Alter von 10 oder 12 Jah-
ren ist die Ungleichbehandlung nachgewiesen. 
Sie gehört ebenso abgeschafft wie die damit ein-
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hergehende hierarchische Gliederung des Schul-
wesens in der Sekundarstufe I. Es muss anderer-
seits alles dafür getan werden, dass individuelle 
Benachteiligungen durch Armut, Behinderung, 
bildungsferne Umgebung, Migration oder Flucht 
durch geeignete Unterstützungsmaßnahmen so 
gut wie irgend möglich ausgeglichen werden. 

Die Themen Chancengleichheit, Inklusion 
und strukturelle Benachteiligung müssen auf der 
bildungspolitischen Agenda bleiben. Es gilt, die 
Auswirkungen von Segregation, früher Selektion 
und der hierarchischen Gliederung des deutschen 
Schulsystems verstärkt empirisch zu erforschen. 
Damit verbindet sich die Hoffnung, dass die poli-
tischen Entscheidungsträger auf Dauer die Augen 
vor wissenschaftlicher Evidenz nicht verschließen 
können. Ständig das Ziel und die Notwendigkeit 
sozialen Ausgleichs und gesellschaftlichen Zusam-
menhalts zu proklamieren, aber im Schulbereich, 
einer der wirkungsvollsten Schaltstellen für diese 
Ziele, nicht aktiv zu werden, sondern sogar kontra-
produktiv zu agieren, zementiert die soziale Unge-
rechtigkeit des Systems und macht die politische 
Klasse unglaubwürdig. 

Selbstverständlich können Schule und Bil-
dung durch das kapitalistische Wirtschaftssystem 
bedingte Armut, soziale und ökonomische Unge-
rechtigkeit nicht beseitigen. Aber sie können die 
Ungerechtigkeit im Schulsystem verringern und 
die Ungerechtigkeiten in Ökonomie, Ökologie und 
Gesellschaft zum Thema machen. Und Pädagog* 

innen können mit den Lernenden Lösungsmög-
lichkeiten erarbeiten – individuelle und kollektive, 
das muss sich nicht ausschließen. Es gibt gebil-
dete Menschen – und hat sie immer gegeben, die 
nicht nur auf ihr eigenes Fortkommen bedacht sind, 
sondern erst dann zufrieden sind und intellektuell 
„Ruhe geben“, wenn sie mithelfen können, Benach-
teiligung und Ungerechtigkeit zu Leibe zu rücken. 

Inklusive Klasse der Uckermark- 
Grundschule Berlin, ca. 1990 4
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Unter verschiedenen thematischen Schwerpunk-
ten wurde in fünf Kapiteln versucht, Erkenntnisse 
und Impulse für eine Schulreform in Deutschland 
zu gewinnen, die in der Lage ist, ohne Qualitäts-
verlust bei den Schulleistungen wirksam für Nicht-
diskriminierung, mehr Chancengleichheit und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sorgen. Dass 
dies dringend notwendig ist, wird spätestens seit 
Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse 2001 
nicht mehr bestritten. Und dennoch ist keine Ver-
besserung feststellbar: In kaum einem anderen 
Land ist der Zusammenhang von sozialer Herkunft 
und Schulerfolg (gemessen an erreichten Kompe-
tenzen und Schulabschlüssen) so groß und über die 
Jahrzehnte so stabil wie in Deutschland. Die sozi-
ale Ungerechtigkeit ist Schandmal und Achilles-
verse des deutschen Schulwesens. Weshalb ist das 
so und was ist zu tun? Der Blick auf 100 Jahre Schul-
reform in Deutschland soll bei der Beantwortung 
dieser Fragen helfen.

Schulreform: Es geht voran – aber sehr 
langsam und mit Rückschlägen

Vor 100 Jahren haben sich fortschrittliche Kräfte in 
Deutschland auf einen beschwerlichen Weg bege-
ben, der hoffentlich in nicht allzu ferner Zukunft 
zu einer demokratischen inklusiven Schule für alle 
führt. Integrierte Schularten und das gemein-
same Lernen behinderter und nicht behinderter 
Kinder werden nicht mehr grundsätzlich in Frage 
gestellt, sondern gewinnen regional und lokal an 
Boden. Wegmarken von 100 Jahre Schulreform in 

Deutschland sind: Gemeinsame vierjährige Grund-
schule, Erfahrungen mit der Einheitsschule der 
DDR, Gesamtschulen (integriert und kooperativ), 
Zweigliedrigkeit, Zwei-Wege-Modell, Gemein-
schaftsschule, Ganztagseinrichtungen, die ausbau-
fähige Mitbestimmung und -mitwirkung von Eltern 
und Schüler*innen, die Aktualisierung der Curri-
cula und individualisierte Lehr- und Lernformen,  
die Angleichung der Lehrerbildung, die Diskussion 
über ein inklusives Schulwesen. 

In den 16 Bundesländern haben sich Schul-
wirklichkeit und schulrechtliche Bestimmungen in 
den letzten 20 Jahren immer stärker diversifiziert. 
Als feste schulstrukturelle Größen über alle Bun-
desländer hinweg sind nur noch Gymnasien und ein 
umstrittenes Förderschulsystem übrig geblieben. 

Die strukturbildende Orientierung an den Bil-
dungsgängen des traditionellen dreigliedrigen (bzw. 
mit Förderschulen viergliedrigen) Schulsystems 
wird zunehmend in Frage gestellt, da in mehreren 
Bundesländern die Einzelschulen im Rahmen der 
Schulautonomie die Entscheidung über die Form 
der Leistungsdifferenzierung bis hin zur durchgän-
gigen Binnendifferenzierung selbst treffen können. 
Dadurch sind die schulstrukturellen Unterschiede 
noch einmal intensiver geworden. Der sprichwört-
liche Flickenteppich hat „im Laufe des vergangenen 
Jahrzehnts eine nochmals komplexere Muste-
rung bekommen“ (Edelstein 2020, S. 29). Die Kul-
tusministerkonferenz verfolgt die Strategie, die 
überbordende bundesdeutsche Vielfalt durch Bil-
dungsstandards und zentrale Abschlussprüfungen 
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in den Griff zu bekommen und so die Vergleichbar-
keit von Schulabschlüssen und Berechtigungen zu 
sichern.

Doch immer noch hinkt Deutschland in 
Sachen Schulstruktur und Schulorganisation der 
internationalen Entwicklung hinterher. Noch immer 
werden Kinder früh selektiert und segregiert. Noch 
immer beherrscht gleichschrittiges Lernen in Jahr-
gangsklassen vorwiegend den Unterrichtsalltag, 
was damit zusammenhängt, dass sich Lehrer*in-
nen immer noch der Illusion hingeben können, sie 
hätten es mit leistungshomogenen Lerngruppen zu 
tun.  

Warum ist es in Deutschland so schwer, 
Schulstruktur und Schulorganisation zu vereinfa-
chen und lernfreundlich und effektiv auszugestal-
ten? Die Gründe sind vielfältig und vielschichtig. 
Sie haben etwas mit deutscher Geschichte und 
Machtverhältnissen, mit historisch gewachsenen 
Überzeugungen, Einstellungen und Haltungen zu 
tun. Es geht vor allem auch um Verlustängste, die 
Sicherung  von Privilegien und die Durchsetzung 
von Interessen. Um diese Bedürfnisse und Inter-
essen herum werden interessegeleitete Argumen-
tationsgebäude errichtet – die sich im Laufe der 
Jahrzehnte durch dauernde Wiederholung durch-
aus zu scheinbar selbstverständlichen Wahrheiten 
entwickeln können, obwohl es sich in Wirklichkeit 
um Mythen, Legenden und vermeintliche Gewiss-
heiten handelt. Dass Deutschlands traditionel-
les dreigliedriges Schulsystem weltweit das Beste 
sei - „begabungsgerecht, durchlässig und differen-

ziert“ – oder dass Kinder mit Lernschwierigkeiten in 
Förderschulen mehr lernten als im gemeinsamen 
Unterricht, gehören in diese Kategorie der interes-
segeleiteten vermeintlichen Gewissheiten.  

„Verspätete Nation“ und eine   
„historisch gewachsene Sammlung stecken-

gebliebener Schulversuche“
Historisch betrachtet gilt Deutschland als „verspä-
tete Nation“ (Plessner 1935/1959), mit verspäteter 
Bildung eines Nationalstaats, dessen politische und 
gesellschaftliche Demokratisierungsprozesse wäh-
rend der Weimarer Republik durch das Nazi-Re-
gime jäh unterbrochen wurden. Erst ab den 
1960/70er Jahren erfolgte in Westdeutschland 
durch verschiedene außerparlamentarische Bür-
gerbewegungen und die sozialliberale Regierung 
unter Willy Brandt („Mehr Demokratie wagen“) ein 
nachhaltiger Demokratisierungsschub, der auch 
das gesamte Bildungssystem erfasste, jedoch auf 
halber Strecke wieder unterbrochen wurde. Chris-
toph Führ schrieb 1982 aus Anlass des Gesamt-
schulkompromisses der KMK, dieser Kompromiss 
sei ein weiterer Beleg für die These, dass  „unser 
Schulsystem eine historisch gewachsene Samm-
lung steckengebliebener Schulversuche ist.“ (Führ 
1982, S. 343) Zu diesen steckengebliebenen Schul-
versuchen zählt Führ neben verschiedenen Versu-
chen, die Vormachtstellung des humanistischen 
Gymnasiums zu brechen auch den Grundschul-
kompromiss und die Aufbauschulen der Weima-
rer Zeit.
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Gesellschaftliche Machtverhältnisse und das 
Interesse an sozialer Ungleichheit

Eine Erklärung für die „steckengebliebenen Schul-
versuche“ sieht Ludwig von Friedeburg (1989, S. 475 
ff.) in den gesellschaftlichen Machtverhältnissen und 
dem Interesse der jeweils herrschenden Klassen an 
„bestimmten Formen sozialer Ungleichheit“.  Im Bil-
dungssystem habe das „durch die Jahrhunderte in 
den deutschen Ländern für die außerordentliche 
Beständigkeit der Strukturen öffentlicher Bildung 
und damit für eine unvergleichliche Kontinuität der 
Probleme und Polarisierungen“ (ebd.) geführt.
„So groß die wirtschaftlichen und politischen 
Umwälzungen waren, das Interesse an bestimm-
ten Formen sozialer Ungleichheit ließ neue Grup-
pen in die Fußstapfen der alten treten, um das Bil-
dungssystem zu bewahren. Entstanden im Zusam-
menhang der kirchlichen Ordnung des religiösen 
Lebens und tradiert durch die territorialstaatli-
che Organisation politischer Herrschaft, schlos-
sen sich den Interessen der oberen Stände spä-
ter die Bildungsbürger an und danach die neuen 
Mittelschichten. Daher die außergewöhnlichen 
Umstände, derer es jeweils bedurfte, um herr-
schendes Staatsverständnis und gesellschaftliches 
Interesse so weit zu erschüttern, daß ein Stück Bil-
dungsreform möglich wurde.“ (ebd.)

Und allen Bildungsreformern, die mit hei-
ßem Herzen und großer Ungeduld die Reformen 
weitertreiben möchten, gibt von Friedeburg noch 
Folgendes mit auf den Weg: 
„Doch die Geschichte der Bildungsreform zeigt, daß 
über ihren Fortgang nicht pädagogische Einsich-

ten und organisatorische Konzepte, sondern gesell-
schaftliche Machtverhältnisse entscheiden.“ (ebd.)

Das heißt jedoch nicht, dass nicht zu allen 
Zeiten an den pädagogischen Einsichten und orga-
nisatorischen Konzepten weiter gearbeitet wer-
den sollte. Sie müssen ja vorhanden sein, wenn die 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse einen Fort-
gang der Bildungsreform ermöglichen, zulassen 
oder erfordern. 

In Umbruchsituationen  
können Schulreformen auch gegen größte  

Widerstände durchgesetzt werden  
	Ӳ 1918/1919 gelangen in der revolutionären 

Situation nach dem verlorenen 1. Weltkrieg 
erste rechtliche Schritte zu einem demokrati-
schen, diskriminierungsfreien Bildungssystem. 
In einem Verfassungsartikel, dem so genannten 
Weimarer Schulkompromiss, wurde die  Auf-
sicht des Staates über das gesamte Schulwe-
sen geregelt und damit die Macht der Kirchen 
gebrochen, sowie der unentgeltliche Zugang 
zu Schulen und Universitäten festgelegt. In 
einem Reichsgesetz wurde die vierjährige 
gemeinsame Grundschule für alle Kinder 
(Grundschulkompromiss) verankert und damit 
ein erster, wenn auch kleiner Schritt zu einer 
gemeinsamen Schule  für alle Kinder und 
Jugendlichen getan. Das ursprüngliche Ziel, 
eine öffentliche, koedukative, weltliche, sozial 
ausgleichende und gestufte Einheitsschule von 
der Elementar- bis zu Hochschulbildung einzu-
führen, wurde damit nicht erreicht. 
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	Ӳ 1945/1947, nach dem verlorenen 2. Welt-
krieg, ließ sich eine Weiterentwicklung des 
Bildungssystems im Sinne des Einheitsschulge-
dankens nur in der sowjetischen Besatzungs-
zone (SBZ) und späteren DDR realisieren. Auf 
dem Gebiet der westlichen Besatzungszonen 
setzten sich die konservativ-restaurativen Kräf-
te gegen die Absichten der Besatzungsmächte 
durch und verhinderten ein Einheitsschulsys-
tem. Dies wurde begünstigt durch die unter-
schiedlichen konzeptionellen Vorstellungen 
sowohl auf Seiten der westlichen Besatzungs-
mächte als auch der Reformkräfte auf west-
deutscher Seite.

	Ӳ 1968/1973: Die Bildungsreformphase der so-
zialliberalen Ära kam im Unterschied zu den 
vorangegangenen tiefgreifenden politischen 
Umwälzungen in einer Phase wachsenden 
Wohlstands und anhaltender Vollbeschäf-
tigung in einer breiten Diskussion über die 
Rolle des Bildungswesens im Wettbewerb der 
Industrienationen in Gang (von Friedeburg 
1989, S. 476). Sie ging einher mit „einer Phase 
bisher in Deutschland beispielloser Liberali-
sierung des öffentlichen und privaten Lebens“ 
(ebd.). Die Empfehlungen des deutschen 
Bildungsrats brachten auch die „liegengeblie-
benen“ Themen der Weimarer Zeit wieder auf 
die Agenda: Schulstruktur, Chancengleichheit, 
Integration, das Wie und Was des Lehrens und 
Lernens und nicht zu vergessen die Lehrerbil-
dung. Gesamtschulen konnten in einer Reihe 
von Bundesländern als Regelschulen durchge-
setzt werden, die innere Schulreform gewann 

an Dynamik. Die großen Herausforderungen 
Chancengleichheit und Integration wurden 
hingegen nicht systematisch angepackt.  

	Ӳ 1989/1990: Die Vereinigung beider deut-
scher Staaten brachte auch für die neu hin-
zugekommenen östlichen Bundesländer das 
hierarchisch gegliederte, früh selektierende 
Schulsystem der BRD. Während ein Teil der 
ostdeutschen Bevölkerung in Gymnasien das 
kulturelle Symbol für die Westangleichung 
und die Aufstiegsmöglichkeiten ihrer Kinder 
sah, hatten andere das Gefühl, dass ihnen das 
westdeutsche Schulsystem „übergestülpt“ und 
damit eine Chance vertan wurde, positive bil-
dungspolitische Elemente des Einheitsschul-
systems der DDR in das vereinigte Deutsch-
land einzubringen und so zur kulturellen 
Einheit Deutschlands beizutragen. Die Mög-
lichkeit dazu hätte durchaus bestanden, wie 
das Positionspapier des Runden Tisches Bil-
dung von 1990 zeigt.32 Das Wohlergehen der 
Kinder, Bildungsgerechtigkeit und Chancen-

32	  Im Positionspapier des Runden Tisches Bildung heißt 
es unter anderem: „…es sind gesetzliche Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die in Verwirklichung des Prinzips der Chan-
cengleichheit einem solchen Anspruch gerecht werden. Dazu 
gehören der Erhalt einer kostenlosen Regelschule, eine kos-
tenlose Berufsausbildung und die kostenlose Hochschulvorbe-
reitung bei Zulassung unterschiedlicher Schultypen; der freie 
Zugang zu Hoch- und Fachschulen und Universitäten und die 
republikweite Gleichstellung von Bildungsabschlüssen der Län-
der.“ Unter  „Schultypen“ wurden in der DDR zum Beispiel Spezi-
alschulen für Schüler*innen mit herausragenden sprachlichen, 
künstlerischen oder sportlichen Fähigkeiten gefasst, nicht zu 
verwechseln mit Schularten oder Schulformen in Westdeutsch-
land.
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gleichheit, das Recht auf lebenslange Bildung 
waren zentrale Ankerpunkte. Strukturell war 
ein modifiziertes Einheitsschulsystem vorgese-
hen (s. Anm. 29).  Diese Vorstellungen kamen 
jedoch unter dem Druck der politischen Dyna-
mik und des Anschlusses der DDR an die BRD 
nicht zum Zug, aber sie sollten deshalb nicht 
vergessen werden. Nachdem mittlerweile 30 
Jahre vergangen sind und eine neue Genera-
tion herangewachsen ist, verdienen sie eine 
ernsthafte Beschäftigung. Dies umso mehr, 
als die Länder der ehemaligen DDR unter 
dem Druck der demographischen Entwicklung 
sehr schnell zu einer zwei- bzw. dreigliedrigen 
Schulstruktur (inkl. Sonder-/Förderschulwe-
sen) übergegangen sind und mittlerweile „als 
‚Vorreiter‘ auf dem Weg zu dem deutschen 
Schulsystem der Zukunft erscheinen“ (Zymek 
2010). Dessen Zukunftsfähigkeit dürfte jedoch 
davon abhängen, ob beide Glieder aus formal 
statusgleichen Schularten bestehen, die beide 
für Integration und Inklusion zuständig  sind 
(Zwei-Wege-Modell).

	Ӳ 2020: Bekanntlich ist es schwierig, die Phase, 
in der man lebt, in ihrer historischen Bedeu-
tung einzuschätzen. Befinden wir uns am 
Beginn einer tiefgreifenden Reformphase, 
hervorgerufen durch die gesellschaftlichen Er-
schütterungen in Folge des Klimawandels, der 
Fluchtbewegungen, der Digitalisierung und 
der aktuellen Erfahrungen eines Lebens in und 
mit der Pandemie? Machen die damit verbun-
denen Herausforderungen den Menschen klar, 
dass diese Herausforderungen nur mit bes-

tens (aus-)gebildeten, emphatischen, zur So-
lidarität fähigen Menschen bewältigt werden 
können, die nicht egoistisch  ihre Privilegien 
verteidigen? Oder führen diese Erschütterun-
gen zum Gegenteil: zur aggressiven Verteidi-
gung von Privilegien, zu irrationalem Denken 
und gewalttätigem Handeln aus Unsicherheit, 
Angst, Wut oder Machtgier? Beide Haltungen, 
auf solchermaßen epochale Erschütterungen 
zu reagieren, sind gesellschaftliche Realität. 
Ein Schulsystem darf letzterem nicht Vorschub 
leisten. Das tut es aber, wenn Kindern schon 
in frühem Alter signalisiert wird, ob sie später 
mit gut- oder schlechtbezahlter Arbeit ihren 
Lebensunterhalt bestreiten werden, ob sie 
wichtige Positionen bekleiden oder Befehle 
und Anweisungen ausführen. Das Schulsystem 
hat die Aufgabe und die Möglichkeit, die sich 
entlang von Sozialstatus und Einkommen ver-
tiefende gesellschaftliche Spaltung zumindest 
abzumildern, keinesfalls jedoch ist es grundge-
setzkonform, sie zu vertiefen.    

Schulreformen brauchen den Konsens  
bei  Zielen und Handlungsstrategien

Konsens bei Zielen und Handlungsstrategien war bei 
den Reformkräften jedoch nur zeit- und teilweise  
gegeben. In der Weimarer Zeit zerstritten sich Sozi-
aldemokraten und Sozialisten/Kommunisten als-
bald in der grundsätzlichen Frage, ob die staatliche 
Verfassung eine demokratische oder eine Rätere-
publik sein sollte. Die vorhandenen linken Mehr-
heiten schwanden mit der Folge, dass halbherzige 
und ungeliebte Kompromisse zustande kamen, die 
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das Schulwesen in Deutschland bis heute prägen. 
Verglichen mit dem viel radikaleren ursprünglichen 
Konzept,33 erschienen manchem die erzielten Kom-
promisse wie eine Niederlage. 

Uneinig waren die auf Reformen bedachten 
Kräfte auch unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg. In 
der ersten und einzigen gemeinsamen Sitzung der 
Kultusminister der vier Besatzungszonen kam keine 
gemeinsame Resolution für eine grundlegende 
Schulreform im Sinne der Einheitsschule zustande, 
weil auch die reformbereiten Kultusminister ihre 
je landesspezifische Situation präferierten. Das 
stärkte die zahlenmäßig unterlegenen konserva-
tiv-reaktionären Kräfte mit der bekannten Folge 
eines schulpolitisch und föderal vielfach geteilten 
und gespaltenen Deutschlands. (vgl. S. 66 f.)

In der Bildungsreformphase der Ära Brandt 
bestand zeitweise sogar parteiübergreifende 
Einigkeit. Ermöglicht wurde sie durch das Verfah-
ren, im deutschen Bildungsrat wissenschaftliche 
Expertise und bildungspolitische Verantwortung 
in einen unabhängigen, intensiven Dialog zu brin-
gen. Warum das „klassenspezifische Interesse der 
Mittelschichten an den Strukturen des überkom-
menen Bildungssystems vorübergehend zurück-
trat“ erklärt von Friedeburg damit, dass in einer 

33	  Das originäre Einheitsschulmodell der Weimarer Zeit sah 
folgendermaßen aus: auf einen dreijährigen Kindergarten sollte 
eine achtjährige gemeinsame Grundschule folgen, darauf auf-
bauend eine Schulstufe mit gleichwertigen Einrichtungen der 
akademischen und beruflichen Bildung, die in berufliche Tätig-
keiten oder ein Studium mündeten. 

Phase der Vollbeschäftigung eine allgemeine Auf-
bruchstimmung herrschte, in der die Konkurrenz 
um gutbezahlte Arbeitsplätze zeitweise ausge-
schaltet war (von Friedeburg 1989, S. 402). „Der 
Klassenkompromiß“ sei zudem durch bestimmte 
Verfahren und Begriffe erleichtert worden, die 
den Konservativen Zeitgewinn durch Schulver-
suche und allen Beteiligten Interpretationen für 
die jeweiligen Standpunkte ermöglichten. „Alle 
Parteien sprachen von der Leistungsschule, aber 
mit Eigensinn forderten die Sozialdemokraten 
eine demokratische, die Liberalen eine offene 
und die Union eine gegliederte.“ (ebd.) Die zeit-
weilige Einigkeit fand ihr Ende mit einem neuer-
lichen Konjunktureinbruch und geburtenstarken 
Jahrgängen, die um Ausbildungs- und Studien-
plätze konkurrierten. Die konservativen Parteien 
sahen im Bündnis mit den neuen Mittelschichten 
die Möglichkeit, mit dem Kampf gegen Gesamt-
schulen die Chancen des eigenen Nachwuchses 
zu wahren und längerfristig auch die politische 
Macht zurückzuerobern.  Dennoch: Die Empfeh-
lungen des Deutschen Bildungsrats wirken in zahl-
reichen Schulversuchen auf regionaler und lokaler 
Ebene bis heute fort. Von Friedeburg beschreibt 
es so:
„… der (Bildungsgesamt-)Plan (bestätigte und 
bestärkte) die Reformarbeit überall dort, wo sie in 
Gang gesetzt wurde. Es erweiterten sich faktisch, 
wenn auch nicht rechtlich, die Randbedingungen 
für innovative Bildungspolitik“ (ebd., S. 416).  

Die neuen Möglichkeiten führten im Rah-
men der Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
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planung und Forschungsförderung (BLK)34 zu 
zahlreichen Modellversuchen, z. B. mit dem 
Gemeinsamen Lernen von Menschen mit und 
ohne Behinderungen. Die Vielzahl der Versuche 
lässt rückblickend den Verdacht aufkommen, 
„dass es vielerorts der Politik abgetrutzte Zuge-
ständnisse waren, die auf diesem Weg der Woge 
der Forderung nach Integration Herr werden zu 
können meinte“ (Schnell 2006).  

Für die Zeit nach der Bildungsreformphase 
lässt sich feststellen, dass die mittlerweile 16 Schul-
gesetzgeber gerne erst einmal zuschauen, wohin 
sich die Probleme entwickeln, statt durch Gesetze 
den Rahmen und die Richtung vorzugeben. Sie wer-
den erst dann gesetzgeberisch tätig, wenn die Fak-
ten nicht mehr ignoriert werden können. Beispiele 
dafür sind die jahrzehntelange Untätigkeit und das 
Zusehen beim langsamen Sterben der Hauptschu-
len oder das dogmatische Festhalten an äußerer 
Differenzierung auch innerhalb integrierter Schul-
arten. In diese Phase fällt auch die Verlagerung 
schwieriger Entscheidungen auf die Ebene der Ein-
zelschule, die in letzter Zeit sogar die Entscheidung 
über die Form der Leistungsdifferenzierung bis hin 
zur reinen Binnendifferenzierung ermöglicht (Edel-
stein 2020). So sehr dies reformwilligen Schulen 
gelegen kommt, so sehr ermöglicht es anderen, 

34	  Mit der Grundgesetzänderung im Zuge der Föderalis-
musreform entfielen die Grundlagen für die gemeinsame Bil-
dungsplanung von Bund und Ländern. Ihre Arbeit wurde 2007 
beendet. Die Forschungsförderung wurde im Rahmen der 
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (BWK) weiter geführt. 
Insofern trat die GWK ab 2008 die Nachfolge der BLK an. 

in ihren eigenen Konventionen und Routinen zu 
erstarren. Um eine gewisse Einheitlichkeit auch bei 
der inneren Schulorganisation nicht aus den Augen 
zu verlieren, sollten Ziel, Richtung und Zeitpunkt, 
bis zu dem die Umstellung erfolgt sein soll,  vom 
Gesetzgeber vorgegeben werden.    

Zu konzeptioneller Gemeinsamkeit war 1990 
parteiübergreifend der Runde Tisch Bildung in der 
Lage, als man in der DDR noch hoffte, eine eigen-
ständige sozialistische Demokratie entwickeln zu 
können und dafür Verfassungsgrundsätze disku-
tierte (s. Anm. 29). Diese Gemeinsamkeit zerbrach 
jedoch mit dem Anschluss der DDR an die BRD, die 
die Angleichung an das Schulsystem der BRD als 
unausweichlich erscheinen ließ und zur Einrichtung 
von Gymnasien führte.  Zumindest sahen die fünf 
neuen Bundesländer ansonsten die Zusammenle-
gung von Realschul- und Hauptschulbildungsgang 
in Schulen der Sekundarstufe I vor.

Aktuell  besteht bei den reformorientier-
ten Kräften in Deutschland keine Einigkeit in der 
Frage, ob das Zwei-Wege-Modell, ein zweiglied-
riges Schulsystem, das aus formal statusgleichen 
Gesamtschulen und Gymnasien besteht – ein sinn-
voller und unterstützenswerter Zwischenschritt auf 
dem Weg zu Einer Schule für alle wäre. 

Die beharrenden Kräfte sind in der Wahl  
ihrer Mittel nicht zimperlich

Die beharrenden Kräfte in einer Gesellschaft ver-
fügen in der Regel über politische Macht und Ein-
fluss. Aber auch mit ihrem taktischen Geschick 
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und Durchsetzungswillen bei der Verteidigung 
von Privilegien, lieb gewordenen Gewohnhei-
ten und Überzeugungen muss gerechnet wer-
den. Die katholisch-konservative Zentrums-Partei 
machte sich z. B. die Uneinigkeit der Reformkräfte 
in äußerst geschickter Weise zunutze. Trotz zahlen-
mäßiger Schwäche in der Weimarer Nationalver-
sammlung gelang es dem Zentrum unter Ausnut-
zung gesetzlicher Vorschriften, die Interessen vor 
allem der katholischen Kirche zu sichern: Religions-
unterricht blieb ordentliches Unterrichtsfach und 
das Recht auf Errichtung von Privatschulen wurde 
„gewährleistet“. Die entsprechenden Verfassungs-
artikel wurden auch während der NS-Zeit nicht auf-
gehoben, sondern durch ein Konkordat zwischen 
katholischer Kirche und Nazi-Regime abgesichert. 
Das Konkordat hat bis heute Gültigkeit und die ent-
sprechenden Verfassungsartikel haben neben der 
generellen Aussage, dass das gesamte Schulwe-
sen unter der Aufsicht des Staates steht, nahezu 
wortgleich Eingang in Art. 7 des bundesdeutschen 
Grundgesetzes gefunden.35 

Wenn es um die Verteidigung ihrer Privile-
gien geht, greifen die gesellschaftlichen Eliten zu 

35	  Andere wünschenswerte Verfassungsinhalte wie Men-
schenbild und grundlegende Bildungsziele, Schulgeld-, Lehr- 
und Lernmittelfreiheit, wurden hingegen ins bundesdeutsche 
Grundgesetz nicht aufgenommen – auch nicht in aktualisierter 
Form. Dies blieb den Verfassungen der DDR vorbehalten, wäh-
rend in der BRD dank des strikten Kulturföderalismus jedes 
Bundesland diese Fragen in der jeweiligen Landesverfassung 
nach eigenen Vorstellungen regelte, wodurch bis heute auch 
in dieser Hinsicht mit dem oft zitierten Flickenteppich ein sehr 
uneinheitliches Bild existiert.  

allen zur Verfügung stehenden Mitteln: zu politi-
schen, rechtlichen, publizistischen und wenn es 
hart auf hart kommt, organisieren sie auch den 
Protest der Straße. Schulkämpfe mit Massende-
monstrationen, zu denen von Kanzeln, aus Anwalts-
kanzleien und Parteizentralen aufgerufen wurde, 
gab es in der Weimarer Republik gegen die welt-
liche Einheitsschule, gegen simultane Grund- und 
Volksschulen in den 1950er und 1960er Jahren, 
20 Jahre lang bis in die 1980er Jahre hinein gegen 
Gesamtschulen und zuletzt kämpften 2010 die „Vil-
len an der Elbchaussee“ gegen die Einführung der 
sechsjährigen Grundschule in Hamburg. Mehr als 
Kompromisse waren jeweils nicht zu erzielen, im 
Fall von Hamburg nicht einmal das.

Wenn sich Schulreformen nicht verhindern 
lassen, versuchen konservative Kräfte das aus ihrer 
Sicht „Schlimmste“ durch zusätzliche Erschwernisse 
zu verhindern (siehe z. B. KMK-Gesamtschulkom-
promiss oder Gemeinschaftsschule in Sachsen).  

Schulreformer in Deutschland brauchen Geduld, 
Optimismus, ein „dickes Fell“, historisches 

Bewusstsein und den Mut zum Kompromiss 
Bei aller Kritik an den zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts erzielten Kompromissen: Sie waren erste 
Schritte zu mehr Bildungsgerechtigkeit und einer 
demokratischen Schulstruktur. Mit der vierjährigen 
gemeinsamen Grundschule und dem Verbot der 
Vorschulen wurde der Grundstein für eine gemein-
same Schule für alle Kinder gelegt. Mit dem Verfas-
sungsartikel (Weimarer Schulkompromiss), in wel-
chem die Aufsicht des Staates über das gesamte 
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Schulwesen sowie der unentgeltliche Zugang zu 
Schulen und Universitäten festgelegt wurden, wur-
den erste Schritte zu einem demokratischen, dis-
kriminierungsfreien Bildungswesen getan. Aller-
dings ist erhöhte Wachsamkeit geboten, damit 
nicht unbemerkt sogar als selbstverständlich ange-
sehene Errungenschaften wie das Verbot von Vor-
schulen durch private Gymnasien mit angeglieder-
ten Grundschulen ausgehöhlt werden. Langzeit-
schulformen sollten auch im Privatschulbereich nur 
als Gesamt- bzw. Gemeinschaftsschulen durch die 
Schulaufsicht genehmigt werden.   

Für Schulreformer*innen stellt sich zudem 
immer wieder neu die Frage, wie sich mit Enttäu-
schungen, Niederlagen und halbherzigen Kompro-
missen produktiv umgehen lässt. Wenn generelles 
Resignieren nicht in Frage kommt, müssen die jeweils 
„neue Realität“ akzeptiert, aus Fehlern gelernt und 
die nächsten Schritte, die Aussicht auf Erfolg haben, 
geplant werden.

In einer föderalen Demokratie mit ihren 
wechselnden Mehrheitsverhältnissen ist der Mut 
zum Kompromiss unabdingbar. Reformen, die nie-
mandem weh tun, verdienen den Namen Reform 
nicht. Und Reformen, die beiden Seiten weh tun, 
sind vielleicht besonders langlebig und tragfähig. 
Ein Beispiel für eine solche Reform ist der Gesamt-
schulkompromiss der KMK von 1982, der die Ein-
führung der Gesamtschule als Regelschule und 
die bundesweite Anerkennung ihrer Abschlüsse 
sicherte. Als Preis mussten die Gesamtschulen in 

fünf Hauptfächern die äußere Leistungsdifferen-
zierung des gegliederten Schulwesens in Fachleis-
tungskursen auf mindestens zwei Niveaustufen 
abbilden. Jutta Roitsch, Redakteurin der Frankfur-
ter Rundschau und bekannte Gesamtschulbefür-
worterin, urteilte:
„Dieser Schule wird mit dem Abkommen kein 
neuer Rahmen verpaßt, sondern eine Schnur um 
den Hals gelegt, die ihr den Atem nimmt... Zielbe-
wußt und kaltschnäuzig haben die bayerischen 
Kultusbürokraten (mit politischer Rückendeckung) 
das Auslaufen des (vorherigen zeitlich befriste-
ten – MD) Abkommens benutzt, nicht um die 
Schwachstellen der Gesamtschule zu beseitigen, 
sondern um sie bewußt und absichtlich von innen 
her auszuhöhlen.“ (Führ 1982, S. 339) 

Alois Glück, stellvertretender Vorsitzender 
der CSU-Fraktion im bayerischen Landtag, begrün-
dete die ablehnende Hinhaltetaktik seiner Fraktion 
hingegen mit einer Befürchtung, die sich langfris-
tig als durchaus berechtigt herausstellen sollte. 
Wie auch die Standesorganisation der Gymnasial-
lehrerschaft befürchtete Glück durch den Gesamt-
schulkompromiss eine Aushöhlung konservativer 
schulpolitischer Positionen. Glück prognostizierte:
„Von Kompromiß zu Kompromiß nähern wir uns 
sozialdemokratischen Zielvorstellungen, ohne 
dies wahrhaben zu wollen. Jeder Kompromiß mag 
für sich gesehen noch erträglich sein, das End-
produkt, dem wir zusteuern, ist es mit Sicherheit 
nicht.“ (ebd., S. 338)
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Die konservativen Kräfte befinden sich  
in der Defensive

Die Prognose des CSU-Politikers sollte sich im 
Laufe der Jahre immer stärker bewahrheiten. Auch 
wenn die Geduld der Schulreformer stark strapa-
ziert wird, einige resigniert haben und es manchem 
erscheint, als wäre ein demokratisches, inklusives, 
integrierendes und chancengleiches Schulwesen in 
Deutschland einfach nicht zu erreichen – befinden 
sich die beharrenden Kräfte doch bei Licht betrach-
tet in der Defensive. Die Wissenschaft widerlegte 
ihre Behauptungen von Durchlässigkeit, bega-
bungsgerechter Förderung und Chancengerechtig-
keit. Vor 100 Jahren mussten sie die gemeinsame 
Grundschule hinnehmen, seit 50 Jahren haben sie 
der Erosion des drei- bzw. viergliedrigen Schulwe-
sens außer Verzögerungstaktiken nichts entgegen-
zusetzen,  sie müssen zusehen, wie die Attraktivität 
der Gesamtschulen stetig wächst und erfolgreiche 
Gemeinschaftsschulen ab dem ersten Schuljahr 
entstehen, wie Inklusion ein großes Thema wurde 
und nicht mehr verschwindet, ebenso wie die For-
derung nach Chancengleichheit nicht mehr ver-
stummen wird. Auch der Kampf um die  letzte kon-
servative Bastion, die Sonderstellung und Privile-
gierung des Gymnasiums,  ist vermutlich auf Dauer 
wegen dessen innerer Widersprüche nicht zu 
gewinnen.  Die bildungskonservativen Eliten täten 
sich und der gesamten Gesellschaft einen Gefallen, 
wenn sie endlich einsähen, dass die Entwicklung 
aus menschenrechtlichen, gesellschaftspolitischen 
und ökonomischen Gründen in Richtung eines ein-
heitlichen hierarchiefreien Schulsystems geht.

Politische Mehrheiten müssen beherzt genutzt 
werden: dauerhaften Schulfrieden kann es  

nur mit einem gerechten und chancengleichen  
Schulsystem geben

Der in den letzten Jahren in Mode gekommene 
„Schulfrieden“ mag ein geeignetes Mittel sein, bei 
unklaren politischen Kräfteverhältnissen schulpo-
litischen Auseinandersetzungen oder neuerlichen 
Schulkämpfen aus dem Weg zu gehen. Bei ein-
deutigen politischen Mehrheiten zugunsten einer 
gemeinsamen Schule für alle Kinder, sollten diese 
jedoch auch genutzt werden. So ist zum Beispiel 
nicht nachzuvollziehen, weshalb trotz vorhande-
ner politischer Mehrheiten in Berlin nicht weitere 
Gemeinschaftsschulen offensiv eingerichtet wer-
den, obwohl die wissenschaftliche Begleitung das 
Pilotprojekt36 sehr positiv bewertet hat und die 
Schulform seit 2018 im Schulgesetz verankert ist. 
Im Abschlussbericht wird zum Beispiel vermeldet, 
dass In allen Sozialindexgruppen die Lernzuwächse 
in den Gemeinschaftsschulen höher sind als in den 
jeweiligen Kontrollgruppen. Und äußerst erfreu-
lich: 
„Besonders hoch sind die Lernzuwächse der Schü-
lerinnen und Schüler, die eine der drei Schulen in 
sozial benachteiligten Milieus (sehr hoher Anteil 
an Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher 
Familiensprache und aus Elternhäusern mit gerin-
gem Buchbestand) besuchen.“ (Senatsverwaltung 
2016, S. 11)   

36	  Das Pilotprojekt Gemeinschaftsschule wurde mit dem 
Schuljahr 2008/2009 begonnen.
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Im Unterschied zur Gemeinschaftsschule hat 
der Übergang zur strukturellen Zweigliedrigkeit aus 
Gymnasien und zusammengefassten nichtgymna-
sialen Schularten zur Integrierten Sekundarschule 
(ISS)37  in Berlin bislang kein ähnlich positives Ergeb-
nis gebracht. Im Abschlusskapitel aus dem zwei-
ten Ergebnisbericht der BERLIN-Studie über das 
zweigliedrige Berliner Sekundarschulsystem heißt 
es:
„Eine hohe Konstanz ließ sich … für das Ausmaß 
sozialer und ethnischer Ungleichheiten im Bil-
dungserfolg beobachten. Bedeutsame Verände-
rungen in Bildungsbeteiligung und Kompetenzer-
werb ließen sich nicht nachweisen. (…) Auch für 
die Situation besonders leistungsschwacher Schü-
lerinnen und Schüler ließen sich kaum nennens-
werte Veränderungen finden. Soziale Disparitä-
ten und Kompetenzarmut zählen weiterhin zu den 
größten Herausforderungen im Berliner Schulwe-
sen.“ (Neumann et al., 2017, S. 498) 

Die Frage, weshalb die Ergebnisse für die 
Gemeinschaftsschule bedeutend positiver als für 
die ISS ausfallen, kann derzeit nicht mit Sicher-
heit beantwortet werden. Sind es der bruchlose 
Übergang in die Sekundarstufe, die durchgängige 
Binnendifferenzierung und das Vorhandensein 
einer gymnasialen Oberstufe, die sich positiv auf 
Bildungserfolg und die Gleichheit der Bildungs-
chancen auswirken? Oder sind es die günstigen 
Rahmenbedingungen eines Schulversuchs? Wel-

37	  Zum Schuljahresbeginn 2010/11 wurde von einem fünf-
gliedrigen auf ein zweigliedriges Schulsystem umgestellt.

che Rolle spielen die unterschiedlichen schul-
artspezifischen Ideen und Konzepte mit der Folge 
eines nur schwer zu erreichenden  gemeinsa-
men pädagogische Impetus bei mehr oder wenig 
(un)freiwillig zusammengeführten Kollegien? 
Jedenfalls kann aber festgehalten werden, dass 
Gemeinschaftsschulen die Behauptung widerle-
gen, dass nur das traditionelle, früh selektierende 
Schulsystem erfolgreich sein kann. Die Bildungs-
forschung sollte sich verstärkt der Frage widmen, 
welche Schulstruktur mit welchen Bedingungen 
und Konzeptionen größtmöglichen Bildungser-
folg bei größtmöglicher Chancengleichheit ver-
spricht.  

Struktur – Lernumgebung – Personal:  
die Trilogie für chancengleichen Bildungserfolg 

Erfahrung und wissenschaftliche Erkenntnisse 
sprechen dafür, dass die folgenden Bedingungen 
entscheidend für chancengleichen Bildungserfolg 
sind:

	Ӳ die späte Entscheidung über die Schullauf-
bahn, 

	Ӳ eine anregungsreiche, auf sozialen Ausgleich 
bedachte heterogene Lernumgebung und 
Schulorganisation (Binnendifferenzierung statt 
äußerer Leistungsdifferenzierung,  Feedback-
Kultur statt Ziffernnoten, kooperatives Lernen 
von Schüler*innen wie Pädagog*innen, mul-
tidisziplinäre Teamarbeit) sowie

	Ӳ die fachliche Qualifikation des Personals auf 
der Basis einer soliden Pädagogik und Didaktik 
der Vielfalt. 
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Für die beiden ersten Bedingungen sind 
gesetzgeberische und administrative Maßnahmen 
notwendig. Die entsprechende fachliche Quali-
fikation des Personals wird seit 100 Jahren durch 
Teile der pädagogischen Wissenschaften und durch 
sehr viel Engagement und Eigeninitiative von Teilen 
des Berufsstandes vorangetrieben. In Deutschland 
wird seit dem Kaiserreich mit Ausdauer und Fleiß 
an der inneren Schulreform gearbeitet. Die priva-
ten Schulprojekte gingen in der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts voran, Grundschulen und Gesamt-
schulen folgten nach dem zweiten Weltkrieg. Die 
innere Schulreform hatte in gewisser Weise immer 
auch eine Kompensationsfunktion für die ausblei-
bende Strukturreform. Innere Reformprozesse sind 
wichtig, aber sie können die äußere Strukturreform 
nicht ersetzen. Damit das vorhandene Wissen und 
Können im Umgang mit Vielfalt nicht nur von den 
besonders Engagierten angewendet wird, sondern 
zum pädagogischen Standard werden kann, bedarf 
es der gesetzgeberischen und administrativen 
Maßnahmen, bedarf es der Strukturreform, einer 
anregungsreichen, auf sozialen Ausgleich bedach-
ten heterogenen Lernumgebung und einer syste-
matischen Lehrerbildung. 

Die nächsten Schritte zu Einer Schule für alle

„Wir können nicht darüber hinweg, daß die deut-
sche Volksgemeinschaft schon seit Jahrhunder-
ten eine ganze Menge von Bildungseinrichtungen 
geschaffen hat. Man kann die ungeheuer vielen, 
historisch gewordenen Bildungsorganisationen 

nicht in Scherben schlagen und nun auf dem Trüm-
merfeld ein völlig neues, aus Ideen gewebtes Bil-
dungswesen errichten. (…) Was wir tun können, ist 
lediglich zu prüfen, wie weit diese (vorhandenen 
– MD) Gebilde den Anforderungen, die wir an sie 
stellen müssen, gerecht werden, sie an der Stelle, 
wo sie reformbedürftig  sind, zu reformieren, 
soweit sie tauglich sind, zu belassen und, soweit 
sie unnütz sind, zu entfernen. Das ist unsere Auf-
gabe.“  Georg Kerschensteiner (Reichsministerium 
1921, S. 455)

Knapp 100 Jahre später formulieren die 
Autoren des zweiten Ergebnisberichts zur BER-
LIN-Studie ganz ähnlich:
„Eine Schulstrukturreform, die flächendeckend 
und zu einem Zeitpunkt eingeführt werden soll, 
kann das Schulsystem nicht neu erfinden. Die Qua-
lität einer Reform, die nicht nur auf lokale Inno-
vationen zielt, sondern das System insgesamt neu 
justieren und zukunftsfähig machen will, entschei-
det sich daran, ob es gelingt, einen institutionellen 
Rahmen zu entwerfen, der für gewachsene Struk-
turen und lebendige Traditionen anschlussfähig ist, 
aber dennoch eine konsistente Entwicklungspers-
pektive normiert, die für die langfristige Ausgestal-
tung der Reform richtungsweisend ist und Nach-
besserungen, Optimierungen und Weiterentwick-
lungen anleitet.“  (Neumann et al. 2017, S. 499)

Es geht also nach wie vor um die Frage, wie 
sich ein bestehendes, überholtes in ein zukunfts-
fähiges Schulsystem transformieren lässt, ohne 
allzu viele Kollateralschäden zu verursachen. Die 
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Erkenntnis beherzigend, dass radikale Schulrefor-
men in Deutschland höchstens in gesellschaftli-
chen Umbruchzeiten durchzusetzen sind und auch 
dann die Tendenz haben, auf halber Strecke ste-
cken zu bleiben, sollten sich Schulreformer*innen 
von diesen Überlegungen leiten lassen:

Transformationsprozesse gelingen umso 
besser und schneller, 

	Ӳ je anschlussfähiger sie an bestehende Struk-
turen und vorhandene lokale/regionale Schul-
landschaften sind,

	Ӳ je offenkundiger die Reformnotwendigkeit 
ist (aus humanitären, ökonomischen, ökolo-
gischen, demografischen und/oder gesell-
schaftspolitischen Gründen),

	Ӳ je stärker die handelnden und/oder betroffe-
nen Personen vom Sinn und Nutzen der Trans-
formation überzeugt sind und je besser sie sich 
auf die Herausforderung vorbereitet fühlen.

Was bedeutet das im Einzelnen?

Pädagogik der Vielfalt: Lehrerbildung  
intensivieren, Eltern informieren

Insbesondere die Gymnasiallehrerschaft – aber 
nicht nur sie – sieht sich auf schulstrukturelle Her-
ausforderungen schlecht vorbereitet und fürchtet, 
ihnen nicht gewachsen zu sein. Entsprechend groß 
ist der Aus- und Fortbildungsbedarf. Insgesamt 
sollte die Lehrerbildung für alle Lehrämter und in 
allen Phasen unter dem Motto der Pädagogik der 
Vielfalt und individuellen Förderung stehen. Dazu 
gehört auch, dass „die Sonderpädagogik ihr Eigen-

leben aufgibt und ihre Kompetenzen in den Dienst 
der Allgemeinen Pädagogik stellt“ (Schnell 2006).

Die verbreiteten Sorgen in der Elternschaft, 
ihre Kinder würden in Einer Schule für alle  nicht 
genügend gefördert, können nur durch anschau-
liche Informationen und gute Beispiele aufgefan-
gen werden. Obwohl differenzierende Lernformen 
bereits seit Jahrzehnten entwickelt und vor allem im 
Grundschulbereich auch praktiziert werden, erin-
nert sich die heutige Elterngeneration in der Regel 
aus eigener Anschauung nur an gleichschrittigen 
Unterricht. Sie kann sich folglich nur schwer vor-
stellen, wie eine Pädagogik der Vielfalt aussieht, die 
versucht, den verschiedenen Lerntempi und Lern-
zugängen der Kinder gerecht zu werden. Fernsehen 
und Internet könnten mit Informationssendungen 
und Demonstrationen gelungener Beispiele wich-
tige Begleiter des Transformationsprozesses sein.

Hierarchiefreie Strukturvarianten in den Schul-
gesetzen der Länder verankern

Die vielfältigen gewachsenen Strukturen in den 
16 Bundesländern bringen es mit sich, dass die 
Initiativen für Eine Schule für alle an den regiona-
len und lokalen Unterschieden und Besonderhei-
ten anknüpfen müssen. Die  Schulgesetze der Län-
der sollten hierarchiefreie Strukturvarianten vorse-
hen, die geeignet sind, die lokale/regionale Versor-
gung mit einem Schulangebot sicher zu stellen, das 
inklusiv und gut erreichbar ist und alle Abschlüsse 
und Berechtigungen bis zum Abitur ermöglicht. In 
dünn besiedelten ländlichen Regionen oder groß-
städtischen Randlagen mit Neubaugebieten sind 
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zum Beispiel Gemeinschaftsschulen ab Klasse 1 mit 
angeschlossener Kita häufig die beste Möglichkeit, 
ein schulnahes Angebot mit allen Schulabschlüssen 
vorzuhalten. Durch die Möglichkeit der Binnendif-
ferenzierung können sogar im Bedarfsfall auch ein-
zügige Schulen bis zum mittleren Abschluss unter-
halten werden.38 

Die neue Dreigliedrigkeit: Zwei-Wege-Modell 
plus Gemeinschaftsschule als Zwischenschritt?

Im Grundsatz können alle bestehenden Schularten 
durch Umwidmung, Zusammenlegung oder Aus-
bau zur Einen Schule für alle werden. Solange es 
jedoch keine politischen Mehrheiten für die ent-
sprechende Transformation der Gymnasien gibt, 
kann das formal statusgleiche, hierarchiefreie39 
Zwei-Wege-Modell plus Gemeinschaftsschule (ab 
Klasse 1) den Bedarf am besten befriedigen. 

Aus pädagogischen und pragmatischen 
Gründen (Flexibilität bei der Klassen- und Lern-
gruppenbildung) sollte die Binnendifferenzierung 
Vorrang vor allen Formen äußerer Leistungsdif-
ferenzierung haben. Inklusive Schulen sollten 

38	  Deutschlandweit bekannt wurde z. B. die Inselschule auf 
der Insel Fehmarn, die als Gemeinschaftsschule den Schü-
ler*innen ein ortsnahes, gut erreichbares vollständiges Schul-
angebot macht. https://www.inselschule-fehmarn.de/Unsere- 
Schule.A0000.html [16.03.2021]
39	  Hierarchiefrei  bedeutet: Gymnasien können sich ihre 
Schüler*innen nicht aussuchen und sich „unpassender“  
Schüler*innen auch nicht entledigen. Beide Schularten müs-
sen  inklusiv arbeiten, einmal aufgenommene Schüler*innen 
behalten, individuell unterstützen und fördern.

grundsätzlich auf äußere Zuschreibungen und Fest-
legungen verzichten.

Gymnasium –  Mythos und Problemfall –  
die inneren Widersprüche benennen 

Die größten Widerstände gegen ein hierarchie-
freies Zwei-Wege-Modell sind von Seiten der Gym-
nasial-Lobby zu erwarten. Denn es würde bedeu-
ten, dass Gymnasien ihre Schüler*innen nicht län-
ger am Ende der Grundschule aussuchen und nach 
einer Probezeit oder am Ende der Orientierungs-
stufe die „Unpassenden“ wegschicken können. 
Inklusion würde auch für solche Kinder mit Behin-
derungen gelten, die zieldifferent lernen. Wenn 
zudem eine Klassenwiederholung oder ein Schul-
wechsel nur mit Zustimmung der Schüler*innen 
bzw. der Erziehungsberechtigten möglich wäre, 
müssten bei anhaltender Expansion mit Über-
gangsquoten von über 50 Prozent des Schülerjahr-
gangs auch die Gymnasien den gleichschrittigen, 
zielgleichen Unterricht zugunsten differenzieren-
der Lernformen und individueller Förderung auf-
gegeben. Sollte sich die Gymnasial-Lobby dieser 
Entwicklung verweigern und sich darauf konzent-
rieren,  ein „spezifisch gymnasiales Profil zu erhal-
ten und es nicht aufweichen zu lassen (beispiels-
weise durch berufsbildende Inhalte, Zurückdrän-
gung des vertieften sprachlichen Unterrichts usw.)“  
(DPhV 2010), werden die inneren Widersprüche, 
an denen Gymnasien bereits heute leiden, weiter 
zunehmen. 

Zur Behebung dieser Probleme schlägt der 
Philologenverband eine spezielle Form der Zweiglied-

https://www.inselschule-fehmarn.de/Unsere-Schule.A0000.html
https://www.inselschule-fehmarn.de/Unsere-Schule.A0000.html
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rigkeit im allgemeinbildenden Bereich vor: sie soll aus 
einem hochselektiven achtjährigen Gymnasium mit 
verschärften Eingangskontrollen und einer zweiten 
Schulart für diejenigen Schüler*innen bestehen, 
die den Ansprüchen des spezifisch gymnasialen 
Profils nicht genügen, aber dennoch – zumindest 
teilweise – auch zum Abitur geführt werden kön-
nen. Diese Schulart wäre dann die Schule für – fast 
– alle, die aus Sicht der Gymnasien vorrangig die 
Funktion hätte, von „unpassenden“ Schüler*in-
nen entlastet zu werden, um ungestört am Mythos 
Gymnasium mit seinem Ideologie getränkten 
Konzept  festhalten zu können. Dazu passt die 
Forderung des DPhV nach einer „Exzellenzinitia-
tive für die Gymnasien“, die der „Schärfung des 
gymnasialen Profils und zur Förderung besonders 
begabter Schülerinnen und Schüler“ (DPhV 2011) 
dienen soll.  Dahinter verbirgt sich offenbar die 
Sehnsucht nach einem Gymnasium, das wie in 
der Weimarer Republik, wie in der bundesdeut-
schen Nachkriegszeit und in der DDR40  nur für ca.  
11 bis 15  Prozent eines Jahrgangs41 den direkten 
Weg zum Abitur vorsieht. 

40	  Im Schulsystem der DDR führte der direkte Weg zum  
Abitur für ca. 14 Prozent eines Schülerjahrgangs über die 
Erweiterte Oberschule (EOS), die die Klassen 11 und 12 
umfasste. Eine weitere Möglichkeit, eine Hochschulberechti-
gung zu erlangen, bestand in der Kombination „Berufsausbil-
dung mit Abitur“, zu der nach Informationen der Bundesregie-
rung ca. 6 Prozent zugelassen wurden (Magazin für Soziales, 
Familie und Bildung 10/2009). 
41	  Der „Exzellenz“-Schüleranteil entspricht ziemlich genau 
den Anteilen,  die bei internationalen Leistungsvergleichen die 
beiden höchsten Kompetenzstufen 5 und 6 erreichen  
(vgl. PISA 2018).

Lösung auf Zeit: Zwei-Wege-Modell?
Die ungeklärte Entwicklung des Gymnasiums 
führt dazu, dass auch beim formal statusgleichen 
Zwei-Wege-Modell verschiedenartige Ausprägun-
gen vorkommen, die durch Standorttraditionen, 
Sozialstruktur, Schulkulturen und vor allem durch 
das Übergangsverhalten beeinflusst werden (vgl. 
Drope/Jurczok 2013). Für die Frage jedoch, wel-
che systemischen Bedingungen günstig für sozial 
ausgleichende Bildungschancen sind, ist aus-
schlaggebend, wie selektiv der gymnasiale Teil im 
Zwei-Wege-Modell ist.  Je selektiver das Gymna-
sium ist und entsprechend gering seine Schüleran-
teile sind, desto günstiger sind die Bedingungen für 
den nicht-gymnasialen Teil und vice versa, je größer 
die Schüleranteile im gymnasialen Teil sind, desto 
unausweichlicher ist für den nicht-gymnasialen Teil 
die Entwicklung zur Restschule. Andererseits hät-
ten hierarchiearme Gymnasien gute Voraussetzun-
gen, sich – notgedrungen – zu Einer Schule für alle 
zu entwickeln. Alle, die bei Letzterem um das „spe-
zifisch gymnasiale Profil“ bangen, seien darauf hin-
gewiesen,  dass die Erfahrungen mit Gesamtschul-/
Einheitsschulsystemen zeigen, dass es früh genug ist, 
wenn in den letzten Klassen der Sekundarstufe I die 
wissenschaftspropädeutischen Lernmöglichkeiten 
vermehrt angeboten werden und die Schüler*in-
nen entsprechende Wahlmöglichkeiten haben, um 
eigene Interessenschwerpunkte zu bilden. 

Bernd Zymek (2013) prognostiziert aus der 
Perspektive langfristiger historischer Prozesse für 
die Zukunft des Schulwesens zweierlei Angebots-
strukturen: In ländlichen Regionen und kleineren 
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Städten integrierte und teilintegrierte Systeme 
und in (Groß-)Städten ein breites Spektrum unter-
schiedlicher Formen der Sekundarschule. Und er 
kommt zu dem Schluss: „Nur dort, wo eine zweite 
Säule im Sekundarschulwesen erfolgreich etabliert 
werden kann, hat auch das Gymnasium als Gymna-
sium noch eine Zukunftsperspektive.“ ( ebd., S. 478) 
Mit anderen Worten: Wenn die nicht-gymnasiale 
Schulform zur Restschule verkommt, hat das Gym-
nasium in seiner jetzigen Form keine Zukunftsper-
spektive, sondern muss sich zu einem integrierten 
oder teilintegrierten System entwickeln.    

Für die Verfechter*innen der Einen Schule für 
alle können schwierige Entscheidungssituationen 
entstehen: sollen sie  in einem zweigliedrigen 
System dem hochselektiven Gymnasium, das dem 
Philologenverband vorschwebt, den Vorzug geben, 
oder dem selektionsarmen Gymnasium, das sich 
zur Einen Schule für alle weiter entwickeln kann?  
Wahrscheinlich ist es ratsam, beide Möglichkeiten 
je nach lokaler/regionaler Ausgangslage im Blick zu 
behalten.

Gesamtstaatliche Verantwortung:  
Die KMK auf dem Prüfstand

Die Überlegungen zu den möglichen Varianten von 
Zweigliedrigkeit werden aller Voraussicht nach in 
den nächsten Jahren eine wesentliche Rolle in den 
Diskussionen und Entscheidungen der Kultusmi-
nisterkonferenz spielen. In der Ländervereinba-
rung vom 15.10.2020 steckt sich die KMK bereits 
im Titel der Vereinbarung hohe Ziele: Es soll um 
die „gemeinsame Grundstruktur des Schulwesens“ 

und die „gesamtstaatliche Verantwortung der Län-
der in zentralen bildungspolitischen Fragen“ gehen 
(KMK 2020 d). Unterstützen soll sie dabei eine durch 
Verwaltungsvereinbarung eingerichtete „Ständige 
wissenschaftliche Kommission der Kultusminister-
konferenz“, die die Länder mit „konkreten Hand-
lungsempfehlungen“ beraten soll. Und zwar zu 
folgenden Themen: „Weiterentwicklung des Bil-
dungswesens und des Umgangs mit seinen Heraus-
forderungen, insbesondere bei der Sicherung und 
Entwicklung der Qualität, bei der Verbesserung der 
Vergleichbarkeit des Bildungswesens sowie bei der 
Entwicklung mittel- und längerfristiger Strategien 
zu für die Länder in ihrer Gesamtheit relevanten 
Bildungsthemen“. Dabei fällt auf, dass die Verbes-
serung gleicher Bildungschancen als Thema nicht 
explizit genannt wird – ein gravierender Fehler, den 
die Kommission durch eigene Themensetzung hof-
fentlich korrigieren wird.

Die Ständige wissenschaftliche Kommis-
sion erinnert samt ihrer zu bearbeitenden Themen 
an den Deutschen Bildungsrat der 1960er/1970er 
Jahre. Allerdings mit erheblichen Unterschieden: 
Der Deutsche Bildungsrat wurde gemeinsam von 
Bund und Ländern eingerichtet, er war unabhän-
gig und entschied selbst über seine Themen und 
sein Arbeitsprogramm. Die Ständige wissenschaftli-
che Kommission der KMK ist nur zum Teil unabhän-
gig. Sie kann Themen zwar selbst vorschlagen, aber 
das Arbeitsprogramm kann sie nur in enger Abstim-
mung mit der KMK festlegen. Für ihre wissenschaft-
liche Unabhängigkeit spricht, dass die Berichte der 
Kommission auch dann veröffentlicht werden, wenn 
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ihre Handlungsempfehlungen politisch nicht umge-
setzt werden. Die Berichte können und werden also 
in jedem Fall für öffentliche Debatten sorgen. Um 
den sperrigen Titel der Kommission zu vermeiden, 
heißt sie im Folgenden KMK-Bildungsrat. 

Mit der gewählten Konstruktion erkennt 
die KMK zweierlei an: Dass das gesamte Schulwe-
sen in hohem Maße reformbedürftig ist und dass 
die KMK dazu der wissenschaftlichen Beratung 
mit konkreten Handlungsempfehlungen bedarf. 
Mit der gewählten Konstruktion geht die KMK ein 
hohes Risiko ein: Nachdem sie sich nicht auf die 
Einrichtung eines neuerlichen nationalen Bildungs-
rats verständigen konnte, ist sie nunmehr zum 
Erfolg verdammt. Denn wenn auch dieses Reform-
vorhaben wie vor einem halben Jahrhundert wie-
der ohne Ergebnis in substanziellen Themen wie 
der Schulstruktur/Schulorganisation und gleichen  
Bildungschancen endet oder zu unversöhnlicher 
Konfrontation führt, werden Bundesländer und 
Kultusministerkonferenz dies ganz allein zu verant-
worten haben. Es ist zu hoffen, dass die KMK sich 
dessen bewusst ist und diese Chance nutzt.

Die Zivilgesellschaft ist gefordert
Alle, die an einer grundlegenden Schulreform 
interessiert sind, werden sehr viel Zeit und Ener-
gie in die kritisch-konstruktive Begleitung dieses 
KMK-Vorhabens investieren müssen. Denn dass 
die KMK zumindest bisher alleine nicht in der Lage 
war, gesamtstaatliche Verantwortung zu überneh-
men, davon zeugt nicht nur aktuell das dilettanti-
sche Management in der Corona-Pandemie, das 

„Herumeiern“ bei der Inklusion, sondern vor allem 
die absurde Vielfalt von Schularten und Organisa-
tionsformen  im Bereich der Sekundarstufe I. Um 
es mit den Worten der „Politischen Vorhaben“ zur 
Ländervereinbarung der KMK zu sagen: 
„Im Unterschied zum Primarbereich und zur Gym-
nasialen Oberstufe im Sekundarbereich II ist der 
Sekundarbereich I über die Länder hinweg von 
einer Vielzahl an Schularten geprägt. (..) Der 
Sekundarbereich I wird in der Öffentlichkeit in 
hohem Maße als unübersichtlich, uneinheitlich 
und mobilitätshemmend wahrgenommen. Dies 
wird als Argument gegen den Bildungsföderalis-
mus aufgeführt.“ (KMK 2020 e)   

Die zivilgesellschaftlichen Akteure sind gut 
beraten, wenn sie sich auf die „Entwicklung mittel- 
und längerfristiger Strategien zu für die Länder in 
ihrer Gesamtheit relevanten Bildungsthemen“ kon-
zentrieren, die ja auch zur Aufgabe der Kommis-
sion gehören sollen.  Denn nur so kann der Gefahr 
begegnet werden, dass die Energien des wissen-
schaftlichen Beratungsgremiums mit kurzfristigen 
Fragen nach Standards, Qualitätssicherung und der 
Vergleichbarkeit von Abschlusszeugnissen gebun-
den werden, während die zentralen Fragen nach 
der zukünftigen Schulstruktur und inklusiver Päd-
agogik, nach gleichen Bildungschancen, einer ein-
heitlichen Lehrerbildung und der Zusammenarbeit 
von Bund, Ländern und Kommunen auf den Sankt 
Nimmerleinstag verschoben werden. 

Bildungspraxis und Zivilgesellschaft müssen 
sich jedoch vor allem auch deshalb sehr deutlich 
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in den neuerlichen Reformprozess einbringen, weil 
Schulfragen eine Angelegenheit der ganzen Gesell-
schaft sind und nicht nur eine Angelegenheit der 
Politik oder der Wissenschaft. Gewerkschaften, Ini-
tiativen und vor allem Stiftungen greifen seit einigen 
Jahren zwar aus Unzufriedenheit mit der offiziellen 
Bildungspolitik aktiv in den bildungspolitischen Dis-
kurs ein und sorgen dafür, dass die Auseinanderset-
zung mit bildungspolitischen Themen überhaupt 
weiter geführt wird. Allerdings ist die öffentliche 
Resonanz und politische Wirksamkeit – von Aus-
nahmen abgesehen –  begrenzt. Mit der Arbeit des 
KMK-Bildungsrats könnte sich das ändern. Denn er 
soll „Vertreterinnen und Vertreter von Interessen-
gruppen/Verbänden, aus der (Bildungs-)Praxis und 
der Zivilgesellschaft über geeignete Beteiligungs-
formate (Hearings, Foren) anhören“ (KMK 2020 c). 
Es ist stark zu vermuten, dass sich die Öffentlich-
keit im Zusammenhang dieser Ereignisse auch wie-
der für die Konzepte der gesellschaftlichen Akteure 
interessieren wird.

Reichsschulkonferenz 1920 – Deutscher  
Bildungsrat 1970 – KMK-Bildungsrat 2020

Mit welchen Mitteln und Strategien können schul-
politische Reformkonzepte realisiert werden? Der 
Rückblick auf 100 Jahre Schulreform in Deutsch-
land kann helfen, Antworten auf diese Frage zu 
finden. An dieser Stelle nicht beleuchtet werden 
Reformprozesse, die durch alliierte Besatzung nach 
Ende des zweiten Weltkriegs oder durch interna-
tionale Verträge angestoßen wurden (Inklusion, 
Bologna-Reform). Auch die seltenen Fälle, in denen 
politische Mehrheiten Reformen parlamentarisch 

beschlossen haben (wie das Reichsgrundschulge-
setz) bleiben hier  außer Acht, allerdings nicht ohne 
darauf hinzuweisen, dass günstige politische Kon-
stellationen auch mutig genutzt werden müssen. 

Hier sollen die Reichsschulkonferenz (1920), 
der Deutsche Bildungsrat (1960er/1970er Jahre) 
und der KMK-Bildungsrat (2020) einer näheren 
Betrachtung unterzogen werden. Interessanter-
weise dauert es in Deutschland jeweils ein halbes 
Jahrhundert, bis sich die Probleme im Schulwe-
sen so zugespitzt haben, dass politisches Handeln 
unumgänglich erscheint.  

Die Reichsschulkonferenz vor 100 Jahren hat 
mit ihren über 700 Teilnehmer*innen aus Reichs-
regierung und Landesregierungen, Kommunen 
und Bildungsorganisationen, darunter allein 229 
Vertreter von 95 pädagogischen Standesverbän-
den (Schorb/Fritzsche 1966, S. 22) in ihren mehr-
tägigen Diskussionen zwar höchst interessante, bis 
heute nachklingende Debatten geführt, aber auf die 
Grundzüge eines Reichsschulgesetzes, dem eigent-
lichen Ziel der Konferenz,  konnte sie sich nicht 
einigen. Das Reichsgrundschulgesetz, ein Reform-
fragment, war von einer großen Koalition aus Sozi-
aldemokraten, Freien Demokraten und Zentrum 
– vermutlich  in weiser Voraussicht –  bereits vor der 
Konferenz verabschiedet worden. Ein Mammutun-
ternehmen wie die Reichsschulkonferenz, die Edu-
ard Spranger als eine „achttägige Massenschlacht“ 
bezeichnet hat (zit. nach Führ 1987 bzw. von Sal-
dern 1992, S. 107), ist wohl kein geeignetes Mittel, 
um Reformkonzepte und -prozesse politisch zu rea-
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lisieren. Was jedoch nicht gegen die Notwendigkeit 
breit geführter öffentlicher Debatten spricht. Doch 
dazu unten mehr.

Der Deutsche Bildungsrat vor 50 Jahren war 
zahlenmäßig bedeutend kleiner, tagte dafür aber 
auch über einen Zeitraum von mehr als sieben Jah-
ren bedeutend länger.  Er bestand als gemeinsames 
Gremium von Bund und Ländern aus achtzehn Mit-
gliedern. Vierzehn hatten die Länder, vier der Bund 
vorgeschlagen. Sie vertraten zugleich Interessen-
gruppen wie Kirche, Industrie oder Gewerkschaf-
ten oder waren Wissenschaftler*innen. Insgesamt 
55 weitere Mitglieder wurden In Ausschüsse und 
Unterausschüsse berufen und 98 externe Gutach-
ten eingeholt. Die Reformvorschläge der Kommis-
sion für den Strukturplan für das Bildungswesen  
und den daran angelehnten Bildungsgesamtplan 
können bis heute Gültigkeit beanspruchen, politisch 
umgesetzt wurden sie  jedoch nur teilweise – eine 
weitere „steckengebliebene“ Reform. Allerdings 
sickerten viele Überlegungen und Vorschläge nach 
und nach in die Schulgesetzgebungen der Länder 
und in die Schulwirklichkeit ein: z. B. demokratische 
Beteiligungsformen für Eltern und Schüler*innen, 
die Abkehr von autoritären Erziehungsmethoden 
oder die Einführung flächendeckender Ganztagsein-
richtungen im Schulbereich durch die rot-grüne 
Bundesregierung.  

Die Konstruktion des Deutschen Bildungs-
rats, der sich als ein Gremium unabhängiger Sach-
verständiger in bewusster Distanz zur Tagespolitik 
verstand, war offenbar jedoch ebenfalls nicht geeig-

net, im föderalen Dickicht bundesdeutscher Bil-
dungspolitik eine Bresche für eine „gemeinsame 
Grundstruktur des Schulwesens“ (KMK 2020 d) zu 
schlagen. Was aber vermutlich weniger am Deut-
schen Bildungsrat lag als an dem Umstand, dass die 
Schulpolitik nach dem Ende der großen Koalition 
aus SPD und CDU/CSU mit dem Beginn der sozial-
liberalen Regierungszeit zwischen die parteipoliti-
schen Fronten geriet. 

Der KMK-Bildungsrat (2020) soll aus zwölf 
berufenen und vier gesetzten Mitgliedern42 beste-
hen. Er wird zunächst befristet für sechs Jahre einge-
richtet. Ob sich der KMK-Bildungsrat, der nur noch 
ein Gremium der Bundesländer ist und dem aus-
schließlich Wissenschaftler*innen angehören, aus 
dem Parteienstreit heraushalten kann, muss sich 
zeigen. Die wichtigere Frage wird jedoch sein, ob er 
unabhängig genug ist, um nicht nur konsensuale, 
sondern auch zukunftsfähige Empfehlungen für 
eine gemeinsame Grundstruktur des Schulwesens 
vorzuschlagen. Denn Pkt. 18 der einschlägigen Ver-
waltungsvereinbarung garantiert nur wissenschaft-
liche, nicht jedoch auch politische Unabhängigkeit. 
Die enge Anbindung an die KMK und der Umstand, 

42	  Diese gesetzten Mitglieder sollen „über exzellente 
Expertise im Bereich der deutschen und internationalen 
Bildungsforschung verfügen“ (KMK 2020 c). Es sind: die/der 
Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats der Steuerungs-
gruppe „Feststellung der Leistungsfähigkeit …“, die/der wis-
senschaftliche Leiterin/Leiter des Instituts zur Qualitätsent-
wicklung im Bildungswesen, die Sprecherin/der Sprecher der 
Autorengruppe „Bildungsberichterstattung“ und die/der Vor-
standsvorsitzende des Zentrums für internationale Bildungs-
vergleichsstudien
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dass Interessengruppen und zivilgesellschaftliche 
Organisationen und Einrichtungen nur noch nach 
Gutdünken hinzugezogen werden, machen neue 
wirkungsvolle Formen notwendig, um der Zivilge-
sellschaft Gehör zu verschaffen.

Repräsentative (geloste)  
Bürger*innenversammlungen

Eine solche neue Form demokratischer Willens-
bildung und Bürgerbeteiligung können Reprä-
sentative (geloste) Bürger*innenversammlungen 
sein.43 Ihre Aufgabe besteht darin, in einem länge-
ren gestuften Diskussionsprozess Empfehlungen 
zu  wichtigen Einzelfragen oder Themenfeldern zu 
erarbeiten, zu Themen, die von Seiten der politi-
schen Entscheidungsgremien zu zögerlich oder gar 
nicht angepackt werden. Die Vorzüge eines sol-
chen Verfahrens sind offenkundig: das Interesse 
der Medien ist sicher, die Politik muss sich mit den 
Empfehlungen auseinandersetzen und gut begrün-
den müssen, falls sie sie ignoriert. Die repräsenta-
tive Auswahl der Beteiligten schützt zudem vor der 
Dominanz einflussreicher Lobby-Gruppen, der dia-
logische Prozess, in dem die Empfehlungen erarbei-
tet werden, verhindert, dass nur meinungsgetrie-
bene Momentaufnahmen wie bei Repräsentativbe-
fragungen zum Tragen kommen. Da prinzipiell jede 
Bürgerin und jeder Bürger für eine repräsentative 
Bürgerversammlung ausgelost werden kann, kann 

43	  Einen groß angelegten Versuch mit dieser Form direkter 
Demokratie startete die Montag Stiftung Denkwerkstatt am 
28.09.2020 mit dem Projekt „Bürgerrat Bildung und Lernen“. 
https://www.buergerrat-bildung-lernen.de/dito/explore? 
action=startpage&id=90 [01.01.2021]

sie zudem ein wirkungsvolles Mittel gegen Politik-
verdrossenheit sein. 

Die strukturelle Neuordnung des Schulwe-
sens vor allem im Bereich der Sekundarstufe I wäre 
ein typisches Thema, zu welchem repräsentative 
Bürger*innenversammlungen auf allen politischen 
Entscheidungsebenen beraten und Empfehlungen 
entwickeln könnten. 

Ein weiteres ungelöstes Problem von grund-
sätzlicher Bedeutung ist die Kompetenzvertei-
lung und Zusammenarbeit von Bund, Ländern 
und Kommunen in schulpolitischen Fragen. Auch 
hier könnte eine repräsentative Bürger*innenver-
sammlung wichtige Impulse und Empfehlungen 
erarbeiten.  Denn auch im föderalen demokrati-
schen Rechtsstaat bedarf das gesamte Bildungs-
wesen – mit dem Schulwesen als Herzstück – der 
gesamtstaatlichen Verantwortung und gemein-
samen Planung von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Die Aufgabe des KMK-Bildungsrats, bei seiner 
Arbeit „eine interdisziplinäre, längerfristige, syste-
mische Perspektive entlang der Bildungsbiografie 
ein(zunehmen)“ (KMK 2020 c), verlangt gera-
dezu danach, auch Empfehlungen für die Neuord-
nung der Zuständigkeiten vorzulegen.44 Hier kann 
der Blick in die Geschichte interessante Hinweise 

44	  Die Zuständigkeiten „entlang der Bildungsbiografie“ rei-
chen von den Eltern über kommunale Kitas und solche in 
freier Trägerschaft, über private und öffentliche Schulen (Län-
der und Kommunen), Berufliche Bildung (Bund, Länder, Kom-
munen, Kammern), Hochschulen (private Träger, Bund und 
Länder), Weiterbildung (Kommunen, freie Träger)…. 

https://www.buergerrat-bildung-lernen.de/dito/explore?action=startpage&id=90
https://www.buergerrat-bildung-lernen.de/dito/explore?action=startpage&id=90


152

geben: Nach dem Vorbild der Weimarer Verfas-
sung könnten im Grundgesetz Menschenbild, Bil-
dungs- und Erziehungsziele, die Grundstruktur des 
Bildungswesens sowie die Formen des Zusammen-
wirkens der verschiedenen staatlichen Ebenen in 
zentralen Fragen geregelt werden (im Schulwesen 
z. B. die Schulorganisation, Lehrerbedarf und -ein-
satz, Lehrer*innenbildung und Finanzierung). Da 
die Widerstände gegen eine entsprechende Ände-
rung des Grundgesetzes vor allem von Länderseite 
groß wären, könnte die repräsentative Bürgerbe-
teiligung helfen, den gordischen Knoten zu durch-
schlagen. 

Die Schulreform, die in der Weimarer Repu-
blik vor 100 Jahren begonnen und auf der Reichs-
schulkonferenz intensiv diskutiert wurde und die 
seitdem immer wieder „steckengeblieben“ ist, 
kann – hoffentlich – mit Hilfe des KMK-Bildungsrats 
und Repräsentativer (geloster) Bürgerversammlun-
gen wieder in Gang und zu einem zukunftsfähigen 
Ergebnis gebracht werden, zu einem Ergebnis, das 
eine gute Grundlage für die nächsten Reformen 
ist. Denn Schulreform ist nicht nur in Deutschland 
immer eine unendliche Geschichte, da Schulen Teil 
der Gesellschaft sind und Gesellschaften sich ent-
wickeln - in den letzten Jahren mit zunehmender 
Dynamik und immer größeren Herausforderun-
gen. Darauf muss ein zukunftsfähiges Schulsystem, 
müssen Lehrerinnen und Lehrer flexibel reagieren 
können. Ein in traditionellen Strukturen erstarrtes, 
auf Privilegiensicherung und sozialer Ungleichheit 
beruhendes System ist dazu nicht geeignet. Die Eine 
Schule für alle, inklusiv und demokratisch, muss zen-

trales Thema und Ziel des Reformprozesses wer-
den.  Vielleicht kann ja diesmal mit der Tradition 
der „steckengebliebenen“ Reformen gebrochen 
werden. Auch eingedenk deutscher Gründlichkeit 
sollten 100 Jahre eigentlich genug sein.   
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Nachwort der Herausgeber    

Das Bündnis „Eine für alle – die inklusive Schule 
für die Demokratie“ ist aus der pädagogischen 
Überzeugung und der wissenschaftlichen Erkennt-
nis entstanden, dass nur ein ungegliedertes Schul-
system ohne Aussonderung allen Kindern und 
Jugendlichen das gleiche Recht auf Bildung gewähr-
leistet und sie befähigt, sich aktiv an der demokrati-
schen Bewältigung gesellschaftlicher Herausforde-
rungen in einer von Ungewissheit und Umbrüchen 
geprägten Welt zu beteiligen. 

Mit dieser Broschüre, die aus historischer 
Perspektive die Gründe für die „steckengeblie-
bene“ Schulreform in Deutschland aufzeigt, wollen 
wir den öffentlichen Diskurs über die Notwendig-
keit einer radikalen Reform der inneren und äuße-
ren Schulstrukturen verstärken. 

Wir fassen zusammen: 

	Ӳ Das gegliederte Schulsystem mit dem zusätzli-
chen Sonderschulsystem ist mit seinen Abwer-
tungsstrukturen tief im ständischen Denken 
des vorletzten Jahrhunderts verankert. Trotz 
vieler kleiner Reformschritte in den vergan-
genen 100 Jahren haftet ihm immer noch die 
Ideologie der Ungleichheit an.  

	Ӳ Es kann die grundgesetzlichen und menschen-
rechtlichen Ansprüche auf Chancengleichheit, 
Nichtdiskriminierung, Partizipation und Inklu-
sion nicht einlösen.

	Ӳ Es ist auf Wettbewerb, Konkurrenz und Anpas-
sung orientiert und verhält sich dysfunktional 

zu den benötigten Zukunftskompetenzen wie 
Kooperationsfähigkeit, Verantwortungsbereit-
schaft, Solidarität, Achtung der Menschen-
rechte und der natürlichen Lebensgrundlagen.

	Ӳ Es vertieft mit der Vererbung von Bildungspri-
vilegien und Bildungsarmut die gesellschaftli-
che Spaltung, statt ihr entgegenzuwirken. 

	Ӳ Insbesondere die an das Gymnasium gebun-
denen gesellschaftlichen Interessen sind bis 
heute mächtig und kämpfen für den Erhalt 
von Bildungsprivilegien; damit stellen sie sich 
einer demokratisch orientierten Strukturre-
form entgegen.

	Ӳ Begründungen für den Erhalt des Gymnasiums 
(wie z. B. besondere Leistungsfähigkeit und 
angeblich begabungsgerechte Zuweisung von 
Schüler*Innen) haben sich unhinterfragt in 
der Gesellschaft tradiert und halten sich des-
halb besonders hartnäckig, obwohl sie längst 
in den internationalen Leistungsvergleichen 
von PISA als Mythen entlarvt worden sind. 

	Ӳ Bei den öffentlich finanzierten Gymnasien wie 
auch bei den meisten Privatschulen besteht 
eine besondere Attraktivität in ihrer sozial 
selektiven und segregierenden Funktion. 
Selbst bei gleichem Fähigkeitsprofil haben 
Kinder mit sozialer Benachteiligung und/oder 
Migrationshintergrund wesentlich schlechtere 
Chancen auf den Besuch des Gymnasiums als 
Kinder der Mittel- und Oberschicht. 

	Ӳ In elf Bundesländern sind inzwischen unter-
schiedliche Varianten der „Zweigliedrigkeit“ 
entstanden, bestehend aus dem Gymnasium 
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und einer zweiten Schulform, in der alle an-
deren vorherigen Schulformen zusammen-
geführt werden. Insbesondere aus pragmati-
schen Gründen hat die Zweigliedrigkeit große 
Chancen, sich in allen Bundesländern als 
Strukturmodell bildungspolitisch durchzuset-
zen. Selbst die KMK gibt die Unüberschaubar-
keit der Schulformen in der Sekundarstufe zu.  

	Ӳ Dagegen sind Gemeinschaftsschulen als Lang-
formschulen von 1-10/13 ohne die übliche Auf-
teilung der Kinder nach der Grundschule und 
ohne äußere Leistungsdifferenzierung trotz 
der nachgewiesenen großen Lernzuwächse für 
alle Lernenden bei gleichzeitiger Entkopplung 
des Lernerfolgs von der sozialen Herkunft bis-
lang die „Stiefkinder“ der Bildungspolitik.

	Ӳ Als Pendant zum Gymnasium, der „höheren“ 
Schule in der Hierarchie der   gegliederten all-
gemeinen Schulformen, hält die Bildungspolitik 
auch an den unterschiedlichen Sonderschulen 
fest, die in der Bildungsforschung zutreffend als 
„Bildungskeller“ bezeichnet werden.  

Wir folgern daraus: 

Angesichts der hundertjährigen Geschichte von 
„steckengebliebenen“ Reformen in Deutschland 
halten wir es für mehr als unrealistisch, dass die 
so genannte Zweigliedrigkeit nach der gemein-
samen Grundschule als kurz- oder mittelfristiger 

Zwischenschritt auf dem Weg zu einem inklusiven 
Schulsystem angesehen werden kann. 

Auf dem Weg zu einer Schule für alle 

	Ӳ fordern wir zur Verwirklichung des Rechts auf 
inklusive Bildung den Abbau der inklusions-
feindlichen Selektion in allen Schulformen, 
u.a. durch Verzicht auf Ziffernnoten, Klassen-
wiederholungen, Abschulung von „höheren“ 
zu geringer bewerteten Schulformen, äußere 
Leistungsdifferenzierung und stattdessen die 
Entwicklung einer zur Selbständigkeit des Ler-
nens ermutigenden pädagogischen Leistungs- 
und Feedbackkultur;  

	Ӳ setzen wir uns für den zügigen Abbau eines 
teuren Parallelsystems von Regel- und Son-
derschulen und die Nutzung sonderpäda-
gogischer Ressourcen für die notwendige  
inklusive Entwicklung aller Regelschulen ein, 
wie es auch die völkerrechtliche Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention von 
Deutschland fordert; 

	Ӳ setzen wir auf die bildungspolitisch gesteuerte 
Konvergenz von Gymnasien und allen anderen 
noch bestehenden Schulformen bezogen auf 
Curricula, Didaktik, Abschlüsse, Organisations-
entwicklung, Lehrerausbildung und Besoldung;  

	Ӳ erwarten wir auch angesichts der alarmieren-
den Bedrohung der Demokratie, dass Schulen 
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sich zu Orten der Menschenrechtsbildung ent-
wickeln können, indem Freiräume geschaffen 
werden, in denen Kinder und Jugendliche sich 
aktiv in sozialer und demokratischer Verant-
wortung für eine nachhaltige Entwicklung der 
Gesellschaft zu engagieren lernen;  

	Ӳ unterstützen wir den Ausbau inklusiver Lang-
formschulen in allen Bundesländern auf der 
Basis erfolgreich erprobter Schulversuche in 
Berlin und NRW;

	Ӳ knüpfen wir mit unseren Forderungen an 
Erfahrungen in der Pandemie an, in der die 
ungerechte Verteilung der Bildungschancen 
wie in einem Brennglas erkennbar und zum 
Gegenstand öffentlicher Kritik geworden ist;  

	Ӳ unterstützen wir repräsentative, in Zufallsver-
fahren entstehende Bürgerversammlungen als 
ein demokratietaugliches Instrument, um der 
Frage nachzugehen, wie sich 100 Jahre nach 
der Reichsschulkonferenz das deutsche Schul-
wesen entwickeln muss, um demokratischen 
und inklusiven Ansprüchen zu genügen. 

Inklusive Langformschulen sind aus Sicht  
des Bündnisses das zukunftsfähige inklusive 

Strukturmodell für die Demokratie.
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Bündnis „Eine für alle –  
Die inklusive Schule für die Demokratie“

AHS e.V.: Aktion Humane Schule, gegründet 
1974, setzt sich dafür ein, dass unsere Kinder 
frei von Druck und Ängsten lernen können. 
Die AHS fordert eine Schule, in der kein Kind 
ausgegrenzt oder aussortiert wird. Nur hier 
kann wirklich inklusiv gearbeitet werden, 
kann es demokratisch und human zugehen.   
www.humaneschule.de
 
GGG: Gemeinnützige Gesellschaft Gesamt-
schule - Verband für Schulen des gemein-
samen Lernens e.V.,  
1969 gegründet, zählt über 750 Schulen zu 
ihren Mitgliedern: Gesamt-, Ober-, Sekundar-, 
Gemeinschafts-, Stadtteilschulen. Sie fordert, 
alle Schulen in der Sekundarstufe unter Ein-
beziehung des Gymnasiums zu einer Schule 
für alle weiter zu entwickeln. 
www.ggg-web.de

GEW: Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft. Als Bildungsgewerkschaft im Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB) organisiert 
die GEW über 280.000 Frauen und Männer, 
die in pädagogischen und wissenschaftlichen 
Berufen arbeiten: in Schulen, Kindertages-
stätten, Hochschulen und Weiterbildungsein-
richtungen. Sie setzt sich für gute Arbeitsbe-
dingungen und den Ausbau eines inklusiven 
und demokratischen Bildungswesens ein. 
www.gew.de

Grundschulverband e.V.: Als Fachverband 
für kind- und zeitgemäße Grundschulpädago-
gik, 1969 gegründet, engagiert sich der GSV 
in drei Arbeitsfeldern: Schulpraxis, Forschung, 
Schulpolitik. Er setzt sich insbesondere für die 
Bildungsansprüche von Grundschulkindern 
ein. Die Grundschule muss Grundstufe einer 
für „alle gemeinsamen Schule“ für die Dauer 
der Pflichtschulzeit werden. 
www.grundschulverband.de
 
NRW-Bündnis Eine Schule für alle: Das Bünd-
nis, im Mai 2007 gegründet, ist eine unbüro-
kratische Vereinigung in Nordrhein-Westfalen 
von Einzelpersonen, Initiativen und vielen 
Organisationen, die sich für Eine Schule für 
Alle von Klasse 1 bis 10 einsetzen, in der alle 
SchülerInnen gemeinsam mit- und vonei-
nander lernen können. 
www.nrw-eineschule.de

PogA e.V.: Politik gegen Aussonderung – 
Koalition für Integration und Inklusion. Der 
Verein wurde 2007 aus dem Kreis der Integra-
tions-/Inklusionsforscherinnen und –forscher 
in deutschsprachigen Ländern gegründet. 
Der Name des Vereins ist Programm: Es geht 
um eine Politik, die den gesellschaftlichen 
Ausschluss von Menschen überwindet und 
inklusive Lebensbedingungen für alle schafft. 
www.politik-gegen-aussonderung.net 

GGG
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Eine für alle –
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In unregelmäßigen Abständen werden in die-
ser Schrift enreihe Vorträge, Informati onen und 
Positi onen im Zusammenhang des Bundeskon-
gresses „Eine für alle – Die inklusive Schule für 
die Demokrati e“ vom September 2016 veröf-
fentlicht. 
Damit soll der gesellschaft liche Diskurs zu einem 
inklusiven, demokrati schen Bildungswesen ge-
stärkt und entsprechendes Handeln unterstützt 
werden.  

In der Schri� enreihe erschienen:
He�  1/2017
Vernor Muñoz: Deutschland auf dem 
Prüfstand des Menschenrechts auf Bildung 
He�  2/2017
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Justi n J.W. Powell: Chancen und Barrieren 
Inklusiver Bildung im Vergleich: Lernen von 
Anderen
He�  4/2018
Dr. Sigrid Arnade: Die inklusive Gesellschaft  – 
ein Gewinn für alle
He�  5/2019
Dr. Brigitt e Schumann: Das verweigerte Recht 
auf inklusive Bildung
He�  6/2019
Dr. Peter Schmidt: Wie ich als Auti st die 
Schulzeit (üb)erlebt habe
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